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Vorwort 

Das Sondergutachten Strom und Gas 2009 ist das zweite 
Sondergutachten gemäß § 62 EnWG der Monopolkom- 
mission zum Energiemarkt. Die Monopolkommission 
nimmt darin zum Stand und zur absehbaren Entwicklung 
des Wettbewerbs Stellung und beurteilt die Frage, ob funk- 
tionsfähiger Wettbewerb auf den Märkten der leitungsge- 
bundenen Versorgung mit Elektrizität und Gas in der Bun- 
desrepublik Deutschland besteht. Sie würdigt darüber 
hinaus die Anwendung der Vorschriften des Energiewirt- 
schaflsgesetzes über die Regulierung und Wettbewerbs- 
aufsicht und diskutiert aktuelle wettbewerbspolitische 
Fragen der Energiewirtschaft. 

Das erste Sondergutachten Strom und Gas hat einen 
Überblick über die spezifischen wettbewerblichen Pro- 
bleme in den beiden leitungsgebundenen Energiesektoren 
gegeben. Das vorliegende zweite Gutachten schreibt die- 
sen Überblick fort und vertieft die Analyse beispielsweise 
in den Bereichen Großhandelsmärkte für Energie, Eng- 
passmanagement und Regelenergiemärkte. 

Nach einer kurzen Einführung, die Einblick in Auftrag und 
Arbeitsweise der Monopolkommission gibt, widmet sich 
Kapitel 2 den Zielkonfiikten in der Energiewirtschaft. Da- 
ran anschließend werden in Kapitel 3 getrennt voneinan- 
der die wesentlichen Strukturen der leitungsgebundenen 
Märkte für Elektrizität und Gas dargestellt und im Rahmen 
einer umfassenden Marktanalyse die Wettbewerbsdefizite 
herausgearbeitet. Kapitel 4 nimmt eine wettbewerbsöko- 
nomische Untersuchung der Großhandelsmärkte im Ener- 
giesektor vor. Die anschließenden Kapitel 5 bis 7 widmen 
sich der regulierungsbedürftigen Netzebene. Hier liegen 
die Schwerpunkte auf der Netzzugangsregulierung (Gas), 
der Netzentgeltregulierung, dem Engpassmanagement im 
deutschen Übertragungs- und Femleitungsnetz und an den 
deutschen Landesgrenzen sowie der zunehmenden Bedeu- 
tung der Regelenergiemärkte, ln Kapitel 8 folgt eine Ana- 
lyse des Wettbewerbs auf dem Erdgasspeichermarkt, ln 
Kapitel 9 würdigt die Monopolkommission die Wettbe- 
werbsaufsicht durch das Bundeskartellamt und die Euro- 
päische Kommission. Kapitel 10 schließlich stellt die 
Handlungsempfehlungen der Monopolkommission in ei- 
ner Gesamtschau zusammen. 

Zur Vorbereitung dieses Gutachtens hat die Monopol- 
kommission einen externen Gutachtenauftrag erteilt. Herr 
Prof Dr. Felix Höffier von der WHU - Otto Beisheim 
School of Management in Vallendar wurde mit dem Gut- 
achten „Engpassmanagement und Anreize zum Netzaus- 
bau im leitungsgebundenen Energie Sektor“ betraut. Die 
Arbeitsergebnisse wurden in der Sitzung der Monopol- 
kommission am 16. Januar 2009 mit dem Autor erörtert. 

ln mehreren nicht öffentlichen Anhörungen hat die Mo- 
nopolkommission mit Vertretern von Unternehmen, ihren 
Verbänden sowie mit Vertretern der Verbraucher Fragen 
zur Regulierung und zum Wettbewerb auf den Märkten 
der Elektrizitäts- und Gaswirtschaft diskutiert. 

Am 27. November 2008 fanden zwei Anhörungen zu Fra- 
gen des Gasmarktes statt. Teilnehmer der Diskussions- 
runden waren: 


- BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirt- 
schaft e. V., 

- BNE Bundesverband Neuer Energieanbieter e. V., 

- Bund der Energieverbraucher e. V, 

- EEX European Energy Exchange AG, 

- E.ON Ruhrgas AG, 

- EWEAG, 

- Nuon Deutschland GmbH, 

- N.V Nederlandse Gasunie, 

- RWE AG, 

- VIK Verband der Industriellen Energie- und Kraftwirt- 
schaft e. V., 

- WINGAS GmbH & Co. KG. 

Ebenfalls in zwei Anhörungen hat die Monopolkommis- 
sion am 12. Dezember 2008 Fragen zur Elektrizitätswirt- 
schaft diskutiert. Teilgenommen haben: 

- BDEW Bundesverband der Energie- und Wasserwirt- 
schaft e. V., 

- BNE Bundesverband Neuer Energieanbieter e. V., 

- Bund der Energieverbraucher e. V, 

- EEX European Energy Exchange AG, 

- EnBW Energie Baden- Württemberg AG, 

- E.ON AG, 

- FlexStrom AG, 

- GEODE - Europäischer Verband der unabhängigen 
Strom- und Gasverteileruntemehmen, 

- MW Energie AG, 

- Norddeutsche Affinerie AG, 

- Trianel GmbH, 

- EWEAG, 

- RWE AG, 

- Vattenfall Europe AG, 

- VIK Verband der Industriellen Energie- und Kraftwirt- 
schaft e. V., 

- VKU Verband kommunaler Unternehmen e. V. 

Die angehörten Unternehmen und Verbände haben ihre 
mündlichen Diskussionsbeiträge durch schriftliche Stel- 
lungnahmen ergänzt. Darüber hinaus nahmen zahlreiche 
weitere Unternehmen, Verbände und Sachverständige aus 
der Wissenschaft ebenfalls schriftlich Stellung zum Gut- 
achtenauftrag der Monopolkommission. 

Die Monopolkommission bedankt sich bei den wissen- 
schaftlichen Sachverständigen Herrn Prof Dr. Wemhard 
Möschei, Herrn Prof Dr. Axel Ockenfels und Herrn Prof 
Dr. Carl Christian von Weizsäcker für ihren Beitrag zur 
Meinungsbildung der Monopolkommission. 
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Der Präsident der Bundesnetzagentur für Elektrizität, 
Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen, Herr 
Matthias Kurth, die Vizepräsidentin, Frau Dr. Iris Henseler- 
Unger, sowie Mitarbeiter der Behörde haben mit der Mo- 
nopolkommission am 13. Februar 2009 Fragen zur Netz- 
zugangs- und Netzentgeltregulierung sowie zur Miss- 
brauehsaufsieht auf den leitungsgebundenen Märkten für 
Elektrizität und Gas und insbesondere Fragen zur Anwen- 
dung der Vorsehriften des Energiewirtsehaftsgesetzes 
dureh die Regulierungsbehörde und die Geriehte erörtert. 

Weiterhin haben am 13. Februar 2009 der Vizepräsident 
des Bundeskartellamtes, Herr Dr. Peter Kloeker, sowie 
weitere Mitarbeiter des Amtes mit der Monopolkommis- 
sion Fragen zur Wettbewerbsentwieklung auf den lei- 
tungsgebundenen Märkten für Elekfrizifäf und Gas sowie 
zu aktuellen wirtsehaftspolitisehen Maßnahmen im Ener- 
giesektor diskutiert. 

Darüber hinaus gab es vielfältige Kontakte und Gesprä- 
ehe zwisehen den zuständigen Mitarbeitern der Monopol- 
kommission und Mitarbeitern der Bundesnetzagentur, des 
Bundeskartellamtes, der Unternehmen und der Verbände. 
Die Monopolkommission dankt allen Beteiligten für ihre 
Mif Wirkung. 

Die Monopolkommission bedankt sieh bei ihren derzeiti- 
gen und ehemaligen wissensehaftliehen Mitarbeitern 
Herrn Dr. Miehael Coenen, Frau Dr. Andrea Sehweins- 
berg und Frau Dr. Anne Sohns, die das Gutaehten feder- 
führend befreut haben. 

Kurzfassung 

1 . * Sfabile Rahmenbedingungen, deren Änderungen 
mögliehsf vorhersehbar und transparent sind, und eine 
konsistente Energiepolitik, die klare Prioritäten setzt, sind 
entseheidend für ein investitionsfreundliehes Klima in der 
Energiewirtsehaft. Die politisehen Ziele und ihre Ge- 
wiehtung sollten nieht wiederholt kurzfristig verändert 
werden. Gefragt ist eine klare und vorhersehbare Energie- 
politik mit mögliehst stabilen Rahmenbedingungen. 

2 . * Die Homogenität des Gutes Strom maeht den Strom- 
preis zum maßgebliehen Entseheidungsparameter der 
Verbraueher bei einer bewussten Entseheidung über den 
Strombezug. Im Durehsehnitt über alle Kundensegmente 
beträgt die Weehselquote lediglieh etwa 10 Prozent. 
Stromkraftwerke unterseheiden sieh in voneinander ab- 
weiehenden Relationen von fixen zu kurzfristig variablen 
Kosten. Der kostenminimierende Einsatz der Kraftwerke 
bei gegebener Stromnaehfrage wird als Kraftwerksabruf 
naeh der Merit Order bezeiehnet. Es gilt: Stets ist nur ge- 
nau ein Kraftwerk oder Kraftwerkstyp das preisbestim- 
mende Kraftwerk. Außerdem existiert an der Strombörse 
nur ein einziger einheitlieher Marktpreis. Dieser gilt für 
alle Anbiefer unabhängig von den individuellen Erzeu- 
gungskosfen in gleieher Weise. 

3 . * Die Monopolkommission weisf darauf hin, dass zur 
Wahrung eines effizienfen Krafwerkseinsafzes enfspre- 
ehend der Merif Order relevante Überkapazitäten insbe- 
sondere im Bereieh der Grenzkraftwerke und hierbei ins- 
besondere zu Spitzenlastzeiten benötigt werden. Denn im 


Bereieh der Grundlast bestehen vergleiehsweise viele Er- 
zeugungsaltemativen mit ähnliehen Grenzkosten, wäh- 
rend im Bereieh der Spitzenlast die Kostenuntersehiede 
zwisehen den versehiedenen Erzeugungsanlagen be- 
träehtlieh werden. Nur wenn die Überkapazitäten in ihrer 
Kostenstruktur denjenigen des effizienten Grenzkraft- 
werks entspreehen und sie sieh in ausreiehendem Maße in 
den Händen von im Wettbewerb stehenden Anbietern be- 
finden, kann dureh Wettbewerbsdruek missbräuehliehem 
Verhalten marktmäehtiger Erzeuger wirkungsvoll entge- 
gengewirkt werden. 

4 . * Kraftwerke, die Strom aus emeuerbaren Energiequel- 
len gewinnen oder über Kraft-Wärme-Kopplungs- Verfah- 
ren erzeugen, werden besonders gefördert. Das gesetzlieh 
geförderte Stromangebot kann als eine Reduzierung der 
Last bzw. als ein fiktiver Naehfragerüekgang naeh Strom 
aus konventionellen Kraftwerken interpretiert werden. 
Dureh die gesetzliehe Bevorzugung bei der Einspeisung, 
Abnahme und Vergütung erfolgt daher eine Reduktion 
der im Wettbewerb frei bedienbaren Naehfragemenge. 
Die Monopolkommission begrüßt die mit dem Emeuer- 
bare-Energien-Gesetz 2009 eingeleitete Abkehr von der 
physisehen Wälzung. Das EEG 2009 ermöglieht nun 
aueh die Direktvermarktung von EEG-Strom. Aus ord- 
nungspolitiseher Sieht ist zu bemerken, dass das EEG und 
das Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) im Kern 
keine geeigneten Instrumente zur Erfüllung ihrer hoehge- 
sfeekfen Ziele sind. Vor dem Hintergrund des europäi- 
sehen Emissionshandels sind sie sogar redundant. EEG 
und KWKG leisten keinen Beitrag zur Reduktion des eu- 
ropäisehen C02-Ausstoßes. Sie verteuern aber kurzfristig 
sehr wohl die Stromproduktion in Deutsehland. Die Mo- 
nopolkommission weist daraufhin, dass in dem Maße, in 
dem Ineffizienzen aus dem EEG und dem KWKG die 
Volkswirtsehaft belasten, der Spielraum für die Politik 
zur Erreiehung weiterer Klimaziele sehwindet. Je kos- 
teneffizienter die heute bestehende Klimapolitik ist, desto 
größer wird der Spielraum für wehere Fortschritte beim 
Klimaschutz. Auch die langfristigen Wirkungen von EEG 
und KWKG erscheinen fragwürdig. Die Förderung von 
Zukunftstechnologien erschweren EEG und KWKG da- 
durch, dass sich ihr Ausschnitt förderangswürdiger Tech- 
nologien auf heufe bereifs bekannfe Verfahren zur Ver- 
meidung von C02-Emissionen beschränkt. Hierdurch 
werden die Möglichkeiten heute noch unentdeckter Pro- 
blemlösungen systematisch unterschätzt. Ihre Entde- 
ckung ließe sich durch die Förderung von Grundlagenfor- 
schung beschleunigen. 

5 . * Bei der Marktabgrenzung unterscheidet das Bundes- 
kartellamt zunächst die drei vertikal verbundenen Markt- 
stufen Erzeugung, Distribution und Endkunden. Bei der 
sachlichen Marktabgrenzung findet das Bedarfsmarktkon- 
zept Anwendung. Auf der Endkundenstufe wird aufgrund 
unterschiedlicher Nutzungsanforderangen und -gewohn- 
heiten zwischen dem Markt für nicht leistungsgemessene 
Kleinkunden und leistungsgemessene industrielle Groß- 
kunden oder größere Gewerbekunden unterschieden. Bei 
der räumlichen Marktabgrenzung grenzt das Bundeskar- 
tellamt den Markt für Sfromkleinkunden lokal ab. Alle üb- 
rigen Märkfe, also der Stromgroßkundenmarkf und die 
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Märkte der Distributionsstufe, grenzt das Bundeskartellamt 
bundesweit ab. Da Stromimporte nur eine untergeordnete 
Rolle spielen, ist naeh Auffassung des Bundeskartellamtes 
eine räumliehe Marktabgrenzung über die deutsehen Lan- 
desgrenzen hinaus nieht saehgereeht. 

6 . * Die Monopolkommission ist der Auffassung, dass 
der Ausgleiehsenergiemarkt in die Marktabgrenzung ein- 
bezogen werden sollte. Die Bereitstellung von Regelener- 
gie lässt sieh grundsätzlieh wettbewerblieh gestalten. Ent- 
spreehend sollte aueh der Regelenergiemarkt einer 
kartellreehtliehen Kontrolle unterliegen und bei zukünfti- 
gen Marktabgrenzungen dureh das Bundeskartellamt Be- 
rüeksiehtigung finden. Die Monopolkommission würde 
es weiterhin begrüßen, wenn das Bundeskartellamt seine 
Analysen im Bereieh der Energiewirtsehaft stärker als 
bisher auf quantitative ökonomisehe Verfahren stützen 
könnte. Insbesondere drängt die Monopolkommission 
hierbei auf die Anwendung des hypothetisehen Monopo- 
listentests beispielsweise in seiner Gestalt als SSNIP-Test 
(Small but Signifieant Non-Transitory Inerease in Priee- 
Test). Dieser könnte zur ökonomisehen Fundierung der 
etablierten Marktabgrenzungen in der Energiewirtsehaft, 
zu einer höheren Glaubwürdigkeit und einer verbesserten 
Akzeptanz beitragen. Daher wären naeh der Prüfung, in- 
wiefern das Bundeskartellamt ein derartiges Verfahren 
mit seinen gegenwärtigen Ressoureen adäquat anwenden 
kann, gegebenenfalls zusätzlieh erforderliehe Personal- 
und/oder Saehmitteln bereitzustellen. 

7 . * Der hypothetisehe Monopolistentest berüeksiehtigt 
mögliehen potenziellen Wettbewerb aussagekräftiger als 
die auf bereits naehgewiesene Lieferbeziehungen abstel- 
lende Marktabgrenzung des Bundeskartellamtes. Er würde 
daher verbesserte Aussagen beispielsweise zur Verbun- 
denheit des deutsehen Stromgroßhandelsmarktes mit den 
deutsehen Regelenergiemärkten zulassen. Es ließe sieh 
aueh Aufsehluss darüber gewinnen, inwieweit bei der 
räumliehen Marktabgrenzung einzelner Marktsegmente 
die nationale Marktabgrenzung ausreiehend ist. Mögli- 
eherweise wäre stattdessen eine Marktabgrenzung naeh 
Regelzonen oder sogar eine Erweiterung um Naehbarlän- 
der wie Österreieh vorzunehmen. Darüber hinaus ließe 
sieh überprüfen, ob die Märkte für Kleinkunden und 
Großkunden tatsäehlieh getrennte Märkte sind, oder ob 
ein hinlänglieh hohes Preisniveau in einem Segment die 
Marktteilnehmer des anderen Segments zum Markteintritt 
bewegen würde. 

8 . * Das Bundeskartellamt hat für den bundesweit abzu- 
grenzenden Markt für die Belieferung von leistungsge- 
messenen Letztverbrauehem die kollektive Marktbeherr- 
sehung dureh RWE und E.ON festgestellt. Die 
Monopolkommission hält die überwiegende Betraehtung 
von Marktanteilsverhältnissen für unbefriedigend. Statt- 
dessen sollte dureh das Bundeskartellamt zusätzlieh eine 
Betraehtung der Residual-Supply-lndizes (RSl) der Er- 
zeuger auf dem Strommarkt vorgenommen werden. Der 
RSl eines Energieerzeugers gibt Aufsehluss darüber, wie 
bedeutend seine individuellen Erzeugungskapazitäten für 
die Bedienung der am Markt gegebenen Naehfrage ist. 
Allerdings würde aueh die Kalkulation der RSl für den 


Strommarkt insbesondere einen zusätzliehen personellen 
Aufwand erfordern. 

9 . * Die vermaehtete Erzeugerstruktur auf dem deutsehen 
Strommarkt legt die Vermutung nahe, dass die marktbe- 
herrsehenden Erzeuger über Mögliehkeiten verfügen, 
dureh unilaterale Maßnahmen oder über implizite und gar 
explizite Koordination in wohlfahrtssehädigender Weise 
auf die Preisbildung Einfluss zu nehmen. Aus der Markt- 
beherrsehung ergeben sieh für die Gestaltung der Rah- 
menbedingungen des Strommarktes und seine Aufsieht 
besonders hohe Anforderungen. 

10 . * Für die kurzfristige Belebung des Wettbewerbs in 
der Stromerzeugung ist von kritiseher Bedeutung, welehe 
Markteintrittsbarrieren ein Erzeuger überwinden muss. 
Hierbei ist von Interesse, wie aufwendig und teuer die Er- 
riehtung neuer Erzeugungskapazitäten ist. Naehteilige 
Wirkungen kommen naeh Auffassung der Monopolkom- 
mission den verbreiteten Unsieherheiten über Stabilität 
und Ausprägung der politisehen Rahmenbedingungen zu, 
die eine Markteintrittsbarriere auf dem Erzeugermarkt 
bilden. Die Monopolkommission weist darauf hin, dass 
bei der Umsetzung legitimer, insbesondere umweltpoliti- 
seher Ziele ökonomisehen Kriterien Reehnung zu tragen 
ist. Es muss gewährleistet sein, dass Emissionen stets mit 
effizienten Mitteln vermieden werden. Marktliehen Ver- 
fahren wie dem Zertifikatehandel, der Unternehmen teeh- 
nologieneutrale Anreize setzt, mit günstigsten Mitteln 
Emissionen zu vermeiden, ist dabei der Vorzug gegen- 
über der selektiven Förderung von Einzelmaßnahmen zu 
geben. Darüber hinaus bleibt es dann eine politisehe Ent- 
seheidung, in weleher Weise beispielsweise Umwelt- 
sehutzziele und das Ziel niedriger Strompreise zu gewieh- 
ten sind. 

11. * Zu diesen für die strategisehe Planung relevanten 
politisehen Markteintrittbarrieren in die Stromerzeugung 
treten weitere, in der kurzfristigen Planung relevante 
strukturelle und institutionelle Markteintrittsbarrieren. 
Zwar limitieren die geringen Kapazitäten auf dem hoeh- 
spezialisierten Markt für Erzeugungsteehnologie und ihre 
begrenzte Austausehbarkeit den Markteintritt für Wettbe- 
werber nieht in einem absoluten Sinne. Für die Monopol- 
kommission erseheint jedoeh bedeutend, dass von diesen 
Gegebenheiten insbesondere die Fähigkeit eines potenzi- 
ellen Wettbewerbers, zeitnah zu reagieren, beeinträehtigt 
wird. Zur Minimierung von Diskriminierungsmögliehkei- 
ten erseheint die Sehaffung einer Kraftwerks-Netz- 
ansehlussverordnung für die Gasnetzanbindung von Elek- 
trizitätserzeugungsanlagen bedenkenswert. Diese müsste 
insbesondere regeln, wie die Risiken des Netzansehlusses 
und der Kapazitätsbuehung aus einem langfristigen Kraft- 
werksprojekt auf den Kraftwerksbetreiber und den Gas- 
netzbetreiber aufgeteilt werden sollen. Hierbei muss zur 
Vermeidung von Naehteilen bei den Gasnetzbetreib em 
aueh berüeksiehtigt werden, dass gegebenenfalls kosten- 
intensive projektspezifisehe Kapazitätserweiterungen im 
naehgelagerten Transportnetz erforderlieh werden. 

12. * Im Rahmen von Kraftwerksgenehmigungsverfahren 
stoßen die Betreiber von Erzeugungsanlagen auf adminis- 
trative Markteintrittbarrieren. Konventionelle Erzeugungs- 
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anlagen begegnen vomehmlieh Umweltbedenken, die im 
Rahmen von Kraftwerksgenehmigungsverfahren der Bun- 
desländer zu berüeksiehtigen sind. Dies gilt naeh Ansieht 
der Monopolkommission insbesondere, wenn dureh den 
Bau eines Kraftwerks die Umweltbedingungen im lokalen 
Umfeld eine naehhaltige Versehleehterung erfahren wür- 
den. Gleiehzeitig warnt die Monopolkommission vor einer 
De-faeto-Kapazitätsplanung im Raum dureh die Politik. 
Die Monopolkommission erachtet die Argumentation 
über lokale Bedarfsgrößen als grundsätzlich unvereinbar 
mit den Prinzipien eines liberalisierten europäischen 
Strommarktes. 

13 . * Im Gassektor besteht eine große Importabhängig- 
keit. Das Erdgasaufkommen in Deutschland basiert ledig- 
lich zu 15 Prozent auf deutscher Förderung und damit zu 
85 Prozent auf Importen. Das für Deutschland wichtigste 
Lieferland ist Russland, gefolgt von Norwegen, den Nie- 
derlanden sowie Dänemark und Großbritannien. Deutsch- 
land ist der größte Erdgasimporteur in Europa und zählt 
zu den weltweit größten Verbraucherländem. Die Nach- 
frage nach Erdgas nimmt in der Europäischen Union kon- 
tinuierlich zu, wohingegen die inländische Förderung der 
Mitgliedstaaten im Zeitablauf abgenommen hat. Die Gas- 
wirtschaft ist stark leitungsgebunden und damit die Ver- 
teilung durch infrastrukturelle Überlegungen geprägt. Die 
Leitungsgebundenheit und die begrenzte Speicherbarkeit 
von Erdgas erklären, dass es keinen einheitlichen Welt- 
markt für Erdgas gibt. 

14 . * ln den meist über Jahrzehnte abgeschlossenen Im- 
port- und Exportverträgen der Gaswirtschaft findet in der 
Regel eine Kopplung des Gaspreises an den Ölpreis statt. 
Die Monopolkommission beurteilt die aktuelle Diskus- 
sion um die Ölpreiskopplung kritisch. Sie sieht in einer 
Aufhebung der Ölpreiskopplung allein kein zielgerichte- 
tes Instrumentarium, um eine wettbewerbliche Preisbil- 
dung im Gassektor zu erreichen. Da kein einheitlicher 
weltweiter Markt besteht, hält die Monopolkommission 
eine Orientierung an einem geeigneten Index für durch- 
aus legitim. Bei einer einseitigen Aufhebung der Ölpreis- 
kopplung bestünde nach ihrer Auffassung die Gefahr, 
dass es zu Arbitragegeschäften zulasten des Landes, das 
die Ölpreiskopplung aufgibt, käme und sie weist daher 
darauf hin, dass die Ölpreiskopplung auch einen Schutz 
vor einseitigen Preisvorgaben und Hold-up-Gefahren bie- 
tet. Eine endgültige Änderung wird nur dann erfolgen 
können, wenn die Erdgasproduzenten einen anderen 
Preismechanismus akzeptieren. 

15. * Die Monopolkommission vertritt die Meinung, dass 
die Bedeutung von Flüssiggas (ENG) weiter zunehmen 
wird. Es kann eine wettbewerbsbelebende Wirkung ent- 
falten, indem es zur Versorgungssicherheit beiträgt und 
Druck auf die Anbieter von Pipeline-Gas ausübt. 

16. * Die Abgrenzung der Gasmärkte durch das Bundes- 
kartellamt basiert auf der grundsätzlichen Unterscheidung 
der Märkte der Großhandels- und der Einzelhandelsstufe. 
Auf der Großhandelsstufe wird zwischen den Märkten für 
die erstmalige Belieferung von anderen Femgasgesell- 
schaften durch überregionale Femgasgesellschaften und 
für die Belieferung von regionalen und lokalen Weiter- 


verteilem, insbesondere Stadtwerken, durch (über-)regio- 
nale Femgasgesellschaften unterschieden. Auf der Ein- 
zelhandelsstufe wird auf der einen Seite der Markt für die 
Beliefemng von Industriekunden identifiziert und auf der 
anderen Seite der Markt für die Beliefemng von Haus- 
halts- und Kleingewerbekunden, ln räumlicher Hinsicht 
werden die sachlich relevanten Märkte regional nach den 
etablierten Netzgebieten der Unternehmen abgegrenzt. 
Die Marktverhältnisse weisen aktuell nach wie vor keinen 
funktionsfähigen Wettbewerb auf Sowohl bei der Belie- 
femng von Gasgroßkunden als auch bei der Beliefemng 
von Gaskleinkunden sind die einzelnen Stadtwerke und 
endversorgenden Regionalversorger regelmäßig marktbe- 
herrschend. Bei der Versorgung von Kleinkunden gibt es 
häufig sogar gar keinen Wettbewerb. 

17. * Nach Auffassung der Monopolkommission hat sich 
die Marktabgrenzung des Bundeskartellamtes bislang als 
sachgerecht erwiesen. Dennoch sieht sie einen Ändemngs- 
bedarf Zuvor bedürfen] edoch die auf den Weg gebrachten 
Ändemngen der Rahmenbedingungen einer Entfaltung ih- 
rer Wirkungen. Aktuell kann die Monopolkommission 
nicht feststellen, dass sich auf dem inländischen Gasmarkt 
ein Durchleitungswettbewerb in dem Maße entwickelt hat, 
dass eine Marktabgrenzung zu rechtfertigen ist, die über 
die Reichweite eines Leitungsnetzes hinausgeht. Die 
Monopolkommission hegt Zweifel daran, dass die Markt- 
gebietsgrenzen ein geeignetes Kriterium sind, um wettbe- 
werbliche Wirkungen zu beurteilen und zu prognostizie- 
ren. 

18 . * Auch wenn die Monopolkommission sich bei der 
Marktdefinition dafür ausspricht, den aktuellen Status 
beizubehalten, würde sie es doch begrüßen, wenn das 
Bundeskartellamt die aktuelle Marktabgrenzung auch im 
Gassektor unter Verwendung quantitativer Verfahren 
überprüfen würde. Nach ihrer Auffassung würde die öko- 
nomische Fundiemng in einem so wichtigen Sektor der 
Gmndversorgung zu einer höheren Akzeptanz führen und 
die Glaubwürdigkeif der Ergebnisse stüfzen. 

19. * Der Konzentration des Gasangebots auf wenige Un- 
ternehmen ist nur schwer entgegenzufreten. Die Mono- 
polkommission sieht daher die Endkundenmärkte als be- 
sonders wichtige Impulsgeber für einen wettbewerblich 
orientierten Gasmarkt an. Die Einführung klarer Regelun- 
gen zum Lieferantenwechsel ist ein wichtiger Anstoß für 
den Weffbewerb, durch den die Markfeintriftsbarrieren für 
neue Markffeilnehmer gesenkf wurden. 

20 . * Die Wechselquofe von durchschnittlich etwa 1 Pro- 
zent ist nach wie vor sehr gering und hat mehrere Gründe. 
Hauptgründe sind offenbar nach wie vor Informationsde- 
fizite sowie ein träges Verhalten. Auch darf nicht überse- 
hen werden, dass bundesweite, flächendeckende Wech- 
selmöglichkeiten für Haushalfskunden nur in geringem 
Maße besfehen. Dabei sind nach Ansicht der Monopol- 
kommission die messbaren Wechselkosten jenseits psy- 
chischer Wechselbarrieren für einen intemefkundigen 
Kunden sehr gering. Preisinformationen sind über diverse 
Tarifrechner im Internet zu erhalten. Tarifrechner werden 
von der Monopolkommission im Gas- wie auch im 
Stromsektor grundsätzlich als geeignetes und sehr wichti- 
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ges Instrument angesehen, um für den privaten Endver- 
braueher Transparenz zu sehaffen und ihm Orientierung 
zu bieten. Die Ausgestaltung soleher Reehner ist aller- 
dings mit Problemen behaftet und nieht alle Reehner sind 
gleiehermaßen verlässlieh. 

21 * Im Großhandel mit Elektrizität und Gas unterliegt 
die Aufsieht über die Energiebörse EEX den Vorsehriften 
des Börsengesetzes. Das Börsengesetz (BörsG) ist darauf 
geriehtet, dass der Handel und die Preisermittlung fair 
und manipulationsfrei erfolgen. Im Falle der EEX wird 
die Leitungsfunktion der eigenverantwortliehen Börsen- 
gesehäftsführung dureh Mitwirkungserfordemisse von 
Börsenrat und Börsenaufsieht begrenzt. Die Termin- 
marktgesehäfte der EEX unterliegen als Finanzderivate 
dem Wertpapierhandelsgesetz (WpHG). Das Wertpapier- 
handelsgesetz kann jedoeh das Grundproblem des börs li- 
ehen Stromhandels, die Ausnutzung der Marktmaeht im 
Erzeugerbereieh, nieht angemessen erfassen, da dieses 
außerhalb der von ihm ins Auge gefassten Beeinflussung 
des Handels liegt. 

22 * Die Monopolkommission sehließt sieh grundsätzlieh 
der Einsehätzung an, dass die Organisation des börsliehen 
Stromhandels funktionsfähig in dem Sinne isf, dass sie die 
geforderte markfliehe Transparenz ermöglieht, eindeutige 
nieht diskriminierende Preise ermitteln und daher zu ei- 
nem wettbewerbliehen Strompreisniveau beitragen kann. 
Unter Beaehtung der in Deutsehland weitgehend vermaeh- 
teten Stromerzeugung jedoeh und der Engpasssituation an 
den meisten deutsehen Außengrenzen gelangt sie zu der 
Einsehätzung, dass sowohl Anreize als aueh Mögliehkei- 
ten zur missbräuehliehen Ausnutzung von Erzeugermarkt- 
maeht auf dem Stromgroßhandelsmarkt gegeben sind. 
Diese Mögliehkeiten marktmäehtiger Erzeuger lassen sieh 
dureh Modifikationen der Kontrollmeehanismen und der 
handelsreehtliehen Vorsehriften allenfalls ersehweren, je- 
doeh nieht dauerhaft beseitigen. 

23 .* Die Monopolkommission sieht Mögliehkeiten zur 
Anpassung der Rahmenbedingungen des Stromgroßhan- 
dels, die seine Funktionsfähigkeit im Hinbliek auf wett- 
bewerbliehe Marktergebnisse verbessern. Marktmaeht im 
Stromgroßhandel äußert sich darin, dass die Merit Order 
in der Stromerzeugung nicht länger eingehalten wird. 
Marktmächtige Erzeuger haben das Interesse und zu- 
gleich die Möglichkeit, Erzeugungskapazitäten auf dem 
Großhandelsmarkt zurückzuhalten. Die Monopolkom- 
mission geht aufgrund der unelastischen Nachfrage und 
der fechnologischen Besonderheifen im Sfromangebof 
insbesondere für Spifzenlasfzeifen davon aus, dass ein- 
zelne Unfemehmen dies ausnufzen, ohne dass ihr Verhal- 
len durch andere Marktteilnehmer oder Nachfrager sank- 
tioniert werden kann. 

24 * Nach Auffassung der Monopolkommission genügt 
es nicht, die Strombörse und den Stromgroßhandel aus- 
schließlich in der bestehenden Form nach den Maßgaben 
des Börsengesetzes, des Wertpapierhandelsgesetzes und 
des allgemeinen Kartellrechts zu beaufsichtigen. Für eine 
effektive Aufsicht sind Vorschriften zur Transparenz des 
Börsengeschehens zentral. An der EEX haben insgesamt 
vier verschiedene Aufsichtsbehörden auf der Grundlage 


von vier verschiedenen Gesetzen unterschiedlich weitrei- 
chende Einsichts- und Informationsrechte. Diese Zersplit- 
terung der Informationsflüsse und Kompetenzen ist einer 
effektiven Kontrolle nicht zuträglich. Der Börsenaufsicht 
und der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
fehlt zudem auch die rechtliche Legitimation und vermut- 
lich auch die sachliche Kompetenz zu einer Untersuchung 
und Unterbindung des vermuteten missbräuchlichen Ver- 
haltens. 

25 . * Die Monopolkommission erkennt für den außerbör- 
slichen Sfromhandel eine wichtige Wettbewerbsfunktion 
in der Disziplinierung des börsliehen Stromhandels. Sie 
erachtet eine Verpflichtung der Stromerzeuger zur Ver- 
marktung substanzieller Strommengen über die Börse zur 
Eindämmung von Kapazitätszurückhaltung als nicht ziel- 
führend, da hierdurch die ökonomische Kapazitätszu- 
rückhaltung über den Preis nicht unterbunden werden 
kann. Auch wäre eine solche Forderung aus wettbewerbs- 
politischer Perspektive verfehlt. Die Nichtstandardver- 
träge des außerbörslichen Handels bieten gegenüber stan- 
dardisierten Börsenprodukten den Vorteil, dass sie sich 
bei Bedarf flexibel anpassen lassen. Nicht zuletzt bildet 
die Beobachtung von Marktanteilsverschiebungen im 
Handel für die EEX selbst einen wichtigen Indikator, wie 
attraktiv die eigenen Großhandelsprodukte verglichen mit 
den konkurrierenden außerbörslichen Nichtstandardpro- 
dukten sind. 

26 . * Die Monopolkommission schlägt die Einführung ei- 
nes sysfematischen Markef Moniforing zur besseren Auf- 
deckung wettbewerbsbeschränkenden Verhaltens vor. Zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben müsste die finanzielle und 
personelle Ausstattung einer unabhängigen Marktüberwa- 
chungsstelle weit über diejenige der bestehenden Han- 
delsüberwachungsstelle für die EEX hinausgehen. Die 
Marktüberwachungssfelle soll für den börsliehen und au- 
ßerbörslichen Sfromgroßhandel relevante Informationen 
zeitnah erheben und die Bietstrategien der Börsenteilneh- 
mer auf marktkonformes Handeln und Manipulationsver- 
suche überprüfen. Die Kompetenzen der Marktüberwa- 
chungsstelle müssen sich auf den vollständigen börsliehen 
und außerbörslichen Stromgroßhandel sowie den benach- 
barten Markt für Regelenergie ersfrecken. Die fnforma- 
tionsverpflichfung der Unternehmen ist gesetzlich zu ver- 
ankern und muss über die derzeit freiwillig von den 
Markfakfeuren gegenüber der EEX bereifgesfellfen nicht 
börsliehen Informationen hinausgehen. Welche Informa- 
tionen zusätzlich zur Erhöhung der Transparenz den 
Marktteilnehmern an der EEX verfügbar gemacht werden 
sollen, ist eine Frage der Abwägung. Bei der Auswahl der 
zu veröffentlichenden Informationen ist zu berücksichti- 
gen, dass zusätzliche Markttransparenz kollusives Verhal- 
ten auf Oligopolmärkten begünstigt. 

27 * Die Funktionsfähigkeit einer deutschen Gasbörse 
kann nicht unabhängig von der Lösung weiterer gaswirt- 
schaftlicher Probleme hergestellt werden. Die Hauptursa- 
che einer fehlenden wettbewerblichen Struktur des Groß- 
handels im Gassektor sieht die Monopolkommission in 
der Vielzahl der Marktgebiete. Das Wettbewerbspotenzial 
auf dem deutschen Gasmarkt kann sich nach ihrer Auffas- 
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sung am besten entfalten, wenn mittelfristig jeweils ein 
bundesweites Marktgebiet für H- bzw. für L-Gas existiert. 

28 . * Liquidität ist eine der Grundvoraussetzungen für die 
Zugkraft der Handelsplätze. Auch wenn sich die Einfüh- 
rung des Zweivertragsmodells positiv auf die Entwick- 
lung des Gashandels ausgewirkt hat und deutliche Zu- 
wächse zu vermerken sind, kann der Handel sowohl an 
den Handelsplätzen innerhalb eines Marktgebietes als 
auch an der Gasbörse noch nicht als liquide bezeichnet 
werden. Der Existenz des außerbörslichen Handels als 
Komplement zum Börsenhandel kommt dabei ein hoher 
Stellenwert zu, weil er individuelle Geschäftsabschlüsse 
ermöglicht. 

29 . * Die Monopolkommission stuft die Existenz mehre- 
rer außerbörslicher Handelspunkte, denen es an Liquidität 
fehlt, als wettbewerbshemmend ein. Die Marktsituation 
kann von den Marktteilnehmern nur unzureichend einge- 
schätzt werden, weil die Preisbildungsmechanismen zum 
einen nicht transparent und zum anderen nicht hinlänglich 
einheitlich sind. Aus ökonomischer Sicht kommt daher 
der Etablierung einer deutschen Gasbörse ein besonders 
hohes Gewicht zu. Der Börsenhandel Gas findet seit dem 
2. Juli 2007 an der EEX in Leipzig statt. Allerdings wer- 
den nur rund 10 Prozent des Gesamtvolumens überhaupt 
an der Börse gehandelt. Mit rund 90 Prozent des Gesamt- 
handelsvolumens ist der OTC-Handel deutlich überlegen. 
Im Gasmarkt wirkt sich die Vielzahl der Handelszonen 
negativ auf das Handelsvolumen aus, da in hohem Maße 
Kapazitätsengpässe zwischen den Marktgebieten beste- 
hen. 

30 . * Die Monopolkommission plädiert auch für ein Mar- 
ket Monitoring im Gassektor, um die wettbewerbliche 
Aufsicht zu stärken und die Transparenz auf den Großhan- 
delsmärkten zu erhöhen. Insbesondere soll möglichen Ma- 
nipulationen durch marktmächtige Energieuntemehmen 
entgegengewirkt werden und das allgemeine Wettbe- 
werbsrecht und die Arbeit der Kartell- und Regulierungs- 
behörden ergänzt werden. Nach Auffassung der Monopol- 
kommission wäre jedoch in einem ersten Schritt zunächst 
eine Intensivierung der Zusammenarbeit der Aufsichts- 
und Regulierungsstellen sowie eine Stärkung der Ex-post- 
Missbrauchsaufsicht vorzunehmen. Sollte sich dieses Vor- 
gehen bei einem liquiden Gashandel als unzureichend er- 
weisen, könnte mit dem Market Monitoring nachgesteuert 
werden. 

31 . * Gleichwohl bedarf es einer grundlegenden Steige- 
rung der wirtschaftlichen Attraktivität des Börsenplatzes. 
Dies kann durch die Einführung neuer Produkte forciert 
werden. Zu diesen Produkten sollte unter anderem die 
Einführung von Halbjahresprodukten „Season“ (Sommer/ 
Winter) zählen. Auch die angekündigte Absenkung der 
Mindestkontraktgröße im Spotmarkt auf 1 MW zielt in 
diese Richtung. Ebenso sind die Verlängerung der Han- 
delszeiten und die Einführung des Cross-Margining 
Diensfleistungen, die von den Handelsteilnehmem positiv 
gewertef werden und die Außenwahmehmung der Börse 
verbessern. 


32 . * Die Monopolkommission regf an, den Sekundärhan- 
del im Gassekfor von den Plattformen an die Börse zu 
verlagern. Dies würde zum einen die Sfellung der Börse 
als zenfralem Handelsplafz unfersfreichen und zum ande- 
ren Transakfionskosfen für die Händler einsparen. Eine 
wettere Überlegung wäre, den Regel- und Ausgleichs- 
energiemarkf über die Börse abzuwickeln und so die Li- 
quidität zu erhöhen. Die Umsetzung eines solchen Vor- 
schlags würde einen Teil des heutigen OTC-Geschäftes 
mittels Festlegung der Bundesnetzagentur an die Börse 
verlagern. 

33 . * Die Monopolkommission würdigt die Anwendung 
der Vorschriften des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) 
über die Regulierung und die Wettbewerbsaufsicht. Das 
Energiewirtschaftsgesetz sieht vier koinzidente Entfiech- 
tungsarten vor, die von der Bundesnetzagentur und den 
Landesregulierungsbehörden zu überwachen sind. Die 
Monopolkommission hat erhebliche Umsetzungsdefizite 
feststellen können, die dazu führen, dass eine fafsächliche 
Eigensfändigkeif insbesondere im Rahmen der operatio- 
neilen und der informationellen Entflechtung nicht gege- 
ben ist. Die Monopolkommission fordert die Bundesnetz- 
agentur dazu auf, die Vorschriften rigoros auszulegen, 
deren Umsetzung zu überwachen und bei Bedarf die ihr 
zur Verfügung stehenden Sanktionsmöglichkeiten zu nut- 
zen. 

34 . * Im Gassektor sieht die Monopolkommission eine 
weitere Zusammenlegung von Marktgebieten zur Etablie- 
rung eines jeweils bundeseinheitlichen Marktes für H- 
bzw. L-Gas als unverzichtbar an. Charakteristisch für ein 
Marktgebief isf, dass innerhalb desselben keine Engpässe 
besfehen und nur eine Gasqualität (H- oder L-Gas) gehan- 
delt wird. Größere Marktgebiete vereinfachen den Gas- 
transport und machen ihn preiswerter. Des Weiteren führt 
eine Reduktion der Marktgebiete zu einer höheren Liqui- 
dität, die Abwicklung der Transporte wird erleichtert und 
der Umgang mit Regel- und Ausgleichsenergie wird effi- 
zienter gestaltet. Wenn der Engpass nicht durch einen sinn- 
vollen Netzausbau behoben werden kann, ist eine separate 
Marktgebietsbildung zulässig. Um zweifelsfrei feststellen 
zu können, ob mehrere Marktgebiete sinnvoll sind und tat- 
sächlich Teilnetze vorliegen, bedarf es transparenter Ver- 
fahren, die physikalische Engpässe eindeutig identifizie- 
ren bzw. prognostizieren. Diese Engpässe müssen 
permanenter Natur und nicht durch geeignete Engpassma- 
nagementmethoden zu beheben sein. Die Monopolkom- 
mission erachtet die Aufnahme solcher Regelungen in die 
Gasnetzzugangsverordnung für sinnvoll. Die Zusammen- 
legung von Markfgebiefen isf bei den befeiligfen Nefzbe- 
treibem mit Kosten verbunden. Nach Auffassung der Mo- 
nopolkommission bedarf es daher der Berücksichtigung 
der Kosten für den Nefzausbau im Rahmen der Anreizre- 
gulierung. Die Monopolkommission plädiert aufgrund der 
Zentralität des Wettbewerbsproblems für eine Beschleuni- 
gung der Zusammenlegung und ruft die Bundesnetzagen- 
tur dazu auf, auch weiterhin bestimmt in diesem Prozess 
vorzugehen, ln der Anordnung einer Marktgebietszusam- 
menlegung sieht die Monopolkommission die Ultima Ra- 
tio. Darüber hinaus sieht die Monopolkommission die 
Einrichtung einer einheitlichen Marktgebiete-Koopera- 
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tionsplattform als sinnvoll an. Diese sollte neben Kapazi- 
täten auch Entgelte ausweisen und neben den marktgebiets- 
aufspannenden auch die nachgelagerten Netzbetreiber ein- 
beziehen. 

35 . * Mit Einführung eines neuen Bilanzierungssystems 
im Gassektor verfolgt die Bundesnetzagentur das Ziel, ein 
transparentes, kostenorientiertes, diskriminierungsfreies, 
für alle Marktgebiete geltendes System zu erschaffen, um 
dadurch die Liquidität des Gasmarktes zu erhöhen und so- 
mit den Wettbewerb zu fördern. Die Monopolkommission 
begrüßt den Systemwechsel mit der Einführung von GABi 
Gas. Durch den Wechsel von der Stundenbilanzierung zur 
Tagesbilanzierung, den die Monopolkommission in ihrem 
Sondergutachten 49 gefordert hatte, erhöht sich die Ver- 
antwortung der Netzbetreiber in einem deutlichen Um- 
fang. Für die Bilanzkreisverantwortlichen nimmt die 
Komplexität der Belieferung deutlich ab. Kritisch sieht die 
Monopolkommission allerdings die Vereinbarkeit des 
Systemwechsels mit der deutschen Gasnetzzugangsver- 
ordnung und höherrangigem Recht sowie die sozialisie- 
rende Wirkung des Umlagekontos je Marktgebiet. Bei der 
Bestimmung der Ausgleichsenergieentgelte wird ein Korb 
von Referenzpreisen herangezogen. Dieses Vorgehen soll 
die Volatilität der Preisentwicklung reduzieren. Die Mono- 
polkommission sieht allerdings das Zustandekommen der 
gewählten Preise problematisch. Nicht alle herangezoge- 
nen Handelsplattformen sind liquide und es müssen zum 
Teil OTC-Preise oder Vortageswerte ersatzweise herange- 
zogen werden. Die Monopolkommission weist hier auf die 
Gefahr von Verzerrungen hin. Dem gebildeten Preis für 
die Ausgleichsenergieenfgelfe fehlt damit die gewünschte 
Aussagekraft. Die Monopolkommission empfiehlt weiter- 
hin, die Liquidität der Börsen zu stärken, damit den dort 
gebildeten Preisen auch wirklich eine Leitfunktion zu- 
kommen kann. 

36 . * Am 1 . Januar 2009 ist die Anreizregulierung für die 
Strom- und Gasnetze in Kraft getreten. Zu ihrer Vorberei- 
tung hat die Bundesnetzagentur zwei Entgeltgenehmi- 
gungsrunden durchgeführt, welche die Ausgangsbasis für 
die Erlösobergrenzen der ersten Regulierungsperiode der 
Anreizregulierung bilden, ln dieser wurden zum Teil 
deutliche Kostenkürzungen dadurch erreicht, dass die Re- 
gulierungsbehörden im Gegensatz zu einigen Netzbetrei- 
bem methodisch unterschiedliche Ansätze zur Ermittlung 
der kalkulatorischen Kostenpositionen gewählt haben. 
Der Kartellsenat des Bundesgerichtshofs hat zu umstritte- 
nen Fragen der kostenbasierten Netzentgeltregulierung 
im Strombereich höchstrichterlich Stellung genommen 
und die Berechnung der Regulierungsbehörden im We- 
sentlichen bestätigt, ln der zweiten Genehmigungsrunde 
wurden neben den kalkulatorischen Kostenpositionen 
weitere Kostenkategorien einer detaillierten Prüfung 
unterzogen. Die Monopolkommission bemängelt die 
Verzögerung der Einführung der Anreizregulierung. 
Hierdurch wurden Ineffizienzen, die mif der Anwen- 
dung einer kosfenbasierfen Enfgelfkontrolle einherge- 
hen, um ein weheres Jahr verlängerf. 

37 . * Die Monopolkommission isf besorgt über die unein- 
heitliche Rechtsanwendung im Rahmen der Netzregulie- 


rung durch die Bundesnetzagentur und die Landesregulie- 
rungsbehörden. Durch diese kommt es zu regulatorisch 
induzierten Ungleichbehandlungen von Unternehmen in 
Abhängigkeit davon, von wem diese reguliert werden. 
Hierdurch ist die Konsistenz des Regulierungsrahmens ge- 
fährdet. Insbesondere kritisiert die Monopolkommission, 
dass Landesregulierungsbehörden nicht dieselbe politi- 
sche Unabhängigkeit genießen wie die Bundesnetzagen- 
tur. Der hierdurch gegebenen Versuchung einer Industrie- 
politik auf Landesebene ist zu widerstehen. Außerdem 
verfügen die Landesregulierungsbehörden nicht über die- 
selbe Expertise wie die Bundesnetzagentur, da ihnen durch 
ihre beschränkte Regulierungspraxis nicht dieselben Ver- 
gleichsmöglichkeiten gegeben sind. Die Monopolkom- 
mission ist daher äußerst skeptisch gegenüber der Regulie- 
rung durch die Landesregulierungsbehörden und fordert 
eine Regulierung anhand einheitlicher Maßstäbe, um Ver- 
zerrungen auf den Energiemärkten zu vermeiden. 

38 . * Die Monopolkommission steht der Einführung einer 
anreizorientierfen Regulierung der Nefzenfgelte grund- 
säfzlich posifiv gegenüber. Die Unternehmen werden an- 
gehalten, sich sowohl an der Produktivititätsentwicklung 
der Elektrizitäts- bzw. Gasbranche als auch an der eigenen 
Kostenentwicklung zu orientieren. Von dieser Art der Re- 
gulierung gehen allgemein positive ökonomische Anreize 
hinsichtlich der allokativen, produktiven und dynamischen 
Effizienz aus. Kritische Punkte bei der Umsetzung der An- 
reizregulierung sieht die Monopolkommission in der Ab- 
grenzung der beeinflussbaren von den nicht beeinflussba- 
ren Kostenbestandteilen sowie dem Effizienzvergleich, 
den Kosten für Sysfemdiensfleistungen, der Berücksichti- 
gung von Investitionen sowie der Qualitätsregulierung. 

39 . * Handlungsbedarf besteht bei der Berücksichtigung 
von Investitionen sowie der Qualitätsregulierung. Zur 
Gewährleistung hinreichender Ersatz- und Erweiterungs- 
investitionen sind Investitionsbudgets zu genehmigen. 
Investitionsbudgets dienen der Sicherstellung von Netzer- 
weiterungen und -Umstrukturierungen. Aus ökonomi- 
scher Sicht wird ein Netzbetreiber das Auslösen einer In- 
vestition auch davon abhängig machen, ob und in welcher 
Höhe ein Investitionsbudget genehmigt wurde. Es ist da- 
her nach Ansicht der Monopolkommission unerlässlich, 
dass die Bundesnetzagentur zeitnah über die beantragten 
Budgets entscheidet. Des Weiteren ist aus Sicht der Mo- 
nopolkommission darauf zu achten, dass die Investitions- 
budgets um die Erlöse aus dem Engpassmanagement be- 
reinigt werden, da diese für den Ausbau der Nefze zu 
verwenden sind. 

40 . * Zur Gewährleisfung eines hinreichenden Maßes an 
Versorgungssicherheit ist der Aufbau einer zur Anreiz- 
regulierung komplementären Qualitätsregulierung unab- 
dingbar. Im Strombereich ist der Beginn der Qualitätsre- 
gulierung zur zweiten Regulierungsperiode vorgesehen. 
Für Gas soll die Qualitätsregulierung bei Vorliegen be- 
lastbarer Daten erst zur zweiten oder im Laufe der zwei- 
ten Regulierungsperiode starten. Als problematisch 
sieht es die Monopolkommission an, dass immer noch 
nicht geklärt ist, wie Qualitätsstandards gesetzt und bei 
Unterschreiten sanktioniert werden. Gleichwohl be- 
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grüßt sie die Ankündigung der Bundesnetzagentur, be- 
reits in der ersten Regulierungsperiode ein Q-Element 
im Strombereieh einzuführen. Ziel der Überlegungen 
zum Q-Element muss ein angemessener Investitions- 
und Aufwandsanreiz sein, der einen volkswirtsehaftlieh 
optimalen Ressoureeneinsatz für eine angemessene Zu- 
verlässigkeit und eine bedarfsgereehte Leistungsfähig- 
keit betriebswirtsehaftlieh lohnend maeht. Vor dem 
Hintergrund widersprüehlieher Aussagen zur aktuellen 
Netzqualität sieht es die Monopolkommission als ein 
Versäumnis der Regulierung an, dass das Qualitätsele- 
ment nieht bereits zu Beginn der Anreizregulierung im- 
plementiert wurde. 

41 .* Im Einbezug der Gasfemleitungsnetzbetreiber in die 
Anreizregulierung ab dem 1. Januar 2010 sieht die Mono- 
polkommission einen längst überfälligen Sehrift der Bun- 
desnefzagentur. Die überregionalen Gasfemleifungsnefz- 
befreiber unferliegen bis dato aufgrund einer Ausnahme 
in der Gasnefzenfgeltverordnung keiner Kosfenprüfung. 
Die Bundesnefzagentur haf sieh diesem Saehverhalf nun 
vertieft gewidmet und naeh eingehender Prüfung in zehn 
ergangenen Entseheidungen festgestellt, dass die Femlei- 
tungsnetzbetreiber keinem Leitungswettbewerb ausge- 
setzt sind. Die Besehlüsse der Bundesnetzagentur ver- 
pfliehten die Femleitungsnetzbetreiber nun dazu, ihre 
Netzentgelte kostenorientiert zu bilden. 

42 * Aus wettbewerbspolitiseher Perspektive ist die un- 
bedingte Vermeidung von Engpässen eine wesentliehe 
Voraussetzung für die fortwährende weffbewerbliehe Dis- 
ziplinierung der bislang markfmäehtigen Erzeuger von 
Sfrom und der markfmäehtigen Anbieter von Gas. An- 
dernfalls kann auf dem Strommarkt dureh die hohen, ins- 
besondere politisehen Markteintrittsbarrieren eine wett- 
bewerbliehe Disziplinierung nieht gewährleistet werden. 
Auf dem Gasmarkt ist es dureh die Abhängigkeit von 
ausländisehen Gasvorkommen und die hierdureh stets ge- 
gebene Notwendigkeit einer Durehleitung zum Verbrau- 
eher unmöglieh, gegebene Engpässe dureh zusätzliehe 
Angebote innerhalb eines Marktgebietes wettbewerblieh 
auszugleiehen. 

43 .* Die Wohlfahrt ließe sieh dureh die Auflösung des 
Engpasses und die hierdureh mögliehen Arbitragege- 
sehäfle sukzessive steigern, bis sehließlieh ein einheitli- 
ehes Preisniveau in benaehbarten Regionen existiert. 
Trotz der Steigerung der Gesamtwohlfahrt dureh Auflö- 
sung von Engpässen gibt es gleiehwohl individuelle Ge- 
winner und Verlierer. Ihre untersehiedliehen Interessen 
können dazu beitragen, dass die Beseitigung einer Eng- 
passsituation erhebliehe politisehe Widerstände überwin- 
den muss. Hierbei ist aber zu beaehten, dass die Ange- 
botsstrukturen im Stromsektor stark vermaehtet und die 
Preise daher tendenziell überhöht sind. Die Marktöffnung 
dureh Beseitigung der Engpässe an den nationalen Au- 
ßengrenzen entfaltet eine disziplinierende Wirkung auf 
die Stromerzeuger und trägt daher zu einer Reduktion der 
mit der Vermaehtung verbundenen Wohlfahrtskosten bei. 
Die Strategie der Kapazitätszurüekhaltung wird nämlieh 
um so weniger profitabel, je mehr andere (potenzielle) 
Konkurrenten zurüekgehaltene Kapazitäten ausgleiehen 


können. Zudem kann bei einem Abbau der Engpässe aueh 
der Markteintritt auf dem Erzeugermarkt dureh Kraft- 
werksbau im Ausland erfolgen, sodass die besehriebenen 
institutioneilen Markteintrittsbarrieren in Deutsehland 
weniger Gewieht haben und weniger marktversehlie- 
ßende Wirkungen entfalten. Die Monopolkommission ist 
der Auffassung, dass die mögliehen Verluste einzelner In- 
teressengruppen aus der Marktöffnung auf dem deutsehen 
Strommarkt bereits kurzfristig von den Wohlfahrtsverbes- 
serungen aus der Belebung des Wettbewerbs aufgewogen 
würden. 

44 . * Für das Management von Netzengpässen sehreibt 
die Europäisehe Union marktorientierte Verfahren vor. 
Um einen effizienten grenzübersehreitenden Handel zu 
erleiehtem, muss die Kapazitätsvergabe im Stromsektor 
dureh explizite (Kapazitäts-)Auktionen oder dureh impli- 
zite (Kapazitäts- und Energie-)Auktionen erfolgen. In der 
Praxis ist bei einer expliziten Auktion die optimale Allo- 
kation ersehwert, weil die Käufer von Übertragungsreeh- 
ten zum Erwerbszeitpunkt noeh keine perfekte Voraus- 
sieht im Hinbliek auf ihre späteren Lieferbeziehungen 
besitzen. Die Trennung von Energie- und Kapazitäts- 
märkten kann daher dazu führen, dass nieht die gesamte 
Engpasskapazität ausgenutzt wird. Bei einer impliziten 
Auktion erhält ein für beide Marktregionen einheitliehes 
Handelsbüro alle Übertragungsrechte und koordiniert die 
Preisbildung auf beiden über den Engpass miteinander 
verknüpften Marktregionen. Es ermittelt dann für beide 
Marktregionen den jeweils markträumenden Preis unter 
der Nebenbedingung, dass die beschränkte Interkonnek- 
torkapazität vollständig ausgelastet wird. In Abhängigkeit 
von der verbleibenden Preisdifferenz zwischen den 
Marktgebieten sowie der Kapazität des Engpasses reali- 
siert das Handelsbüro dann einen Arbitragegewinn. Das 
einheitliche Handelsbüro kann zusätzlich finanzielle 
Übertragungsrechte im Volumen der physischen Übertra- 
gungskapazität schaffen, die den Marktteilnehmern im 
engpassüberschreitenden Energiehandel als ein Instru- 
ment zur Risikoabsicherung dienen können. Die Mono- 
polkommission plädiert für eine diskriminierungsfreie, 
marktliche Vergabe finanzieller Übertragungsrechte. 

45 . * Implizite Auktionen besitzen den unbedingten Vor- 
zug gegenüber expliziten Auktionen, dass sich Markt- 
macht allein auf die finanziellen Übertragungsrechte er- 
strecken kann, während die Ausnutzung der physischen 
Übertragungskapazitäten von dieser nicht beeinträchtigt 
werden kann. Marktmächtige Energieerzeuger haben au- 
ßerdem Anreize zu strategischem, wettbewerbsbehin- 
demdem Verhalten. Damit Marktmacht bei Transaktionen 
über Netzengpässe keine unmittelbaren Auswirkungen 
zeigt, sind von der Energieerzeugung unabhängige Han- 
delsbüros zu fordern, deren Arbeit einer wettbewerbli- 
chen Aufsicht zu unterwerfen ist. Die Monopolkommis- 
sion ist daher der Auffassung, dass die Einnahmen aus 
der Engpassbewirtschaftung vollständig zur Verringerung 
des jeweiligen Engpasses einzusetzen sind. Der Erlös aus 
der Engpassbewirtschaftung entspricht im Ideal der 
Knappheitsrente. Er fällt umso geringer aus, je geringer 
der Engpass wird. Die implizite Auktion ist dann ein ver- 
gleichsweise robuster und von interessengeleiteter Ein- 
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flussnahme weitgehend freier Mechanismus zur Beseiti- 
gung von Engpässen. 

46 . * Innerhalb des deutschen Stromübertragungsnetzes 
existieren (noch) keine permanenten Engpässe. Durch die 
Förderung der Windenergie sind diese jedoch zu erwar- 
ten, wenn nicht rechtzeitig geeignete Netzausbaumaßnah- 
men ergriffen werden. Bei temporären innerdeutschen 
Engpässen wenden die Übertragungsnetzbetreiber das 
kostenbasierte Redispatching an. Beim kostenbasierten 
Redispatching wird systematisch ignoriert, dass von dem 
einheitlichen Strompreis ein verfälschtes Preissignal aus- 
geht. Langfristig können die verzerrten Preissignale für 
den Erhalt einer ineffizienten Erzeugerstruktur im Raum 
und das Festhalten an mittlerweile überholten Standort- 
entscheidungen sorgen. Der größte Nachteil des kosten- 
basierten Redispatching ist, dass dem Übertragungsnetz- 
betreiber stets die Kosten des Engpassausgleichs erstattet 
werden, dieser daher keine dem Verfahren inhärenten An- 
reize besitzt, die Engpasssituation zu vermeiden. Als Al- 
ternativen zu dem kostenbasierten Redispatching- Verfah- 
ren kommen bei innerdeutschen Netzengpässen das 
marktbasierte Redispatching, Market Splitting und expli- 
zite Auktionen in Betracht. Auktionen würden das Prinzip 
des deutschlandweit einheitlichen Strompreises aufheben. 
Redispatching- Verfahren erhalten kurzfristig den Wettbe- 
werb durch die Wahrung einer einheitlichen Preiszone auf 
dem Großhandelsmarkt. Der Monopolkommission scheint 
das kostenbasierte Redispatching zur Behandlung inner- 
deutscher Netzengpässe dem marktbasierten Redispat- 
ching- Verfahren überlegen zu sein. 

47 . * Erst bei strukturellen innerdeutschen Engpässen ist 
Market Splitting als Verfahren zur Engpassbehandlung 
vorzuziehen. Die Monopolkommission ist der Auffas- 
sung, dass gerade seine Eigenschaft, kurz- bis mittelfris- 
tig Engpässe zu erhalten und hierdurch den Wettbewerbs- 
druck auf die bereits mit Erzeugungskapazitäten auf den 
Teilmärkten vertretenen Erzeuger zu schwächen, gegen 
Market Splitting als ein generelles Verfahren zum Um- 
gang mit Engpasssituationen im Stromsektor spricht. 
Market Splitting ist daher nur unter der Bedingung das 
gebotene Verfahren, dass strukturelle Engpässe vorliegen, 
die nicht länger als vorübergehend bezeichnet werden 
können, und dass die Zahl der getrennten Marktregionen 
klein bleibt. 

48 . * An allen deutschen Landesgrenzen, mit der Aus- 
nahme von Österreich, sind gegenwärtig temporäre oder 
permanente Netzengpässe zu beobachten, ln der Vergan- 
genheit wurden diese überwiegend mit expliziten Auktio- 
nen bewirtschaftet. Die Engpasssituation an den deut- 
schen Grenzen der Übertragungsnetze wird sich nach 
Auffassung der Monopolkommission in Zukunft weiter 
verschärfen. Ausschlaggebend hierfür ist zum einen die 
Tatsache, dass regelmäßig politische Hinderungsgründe 
Leitungsbauprojekten im Wege stehen. Zum anderen 
hemmen Unsicherheiten aus der Androhung einer voll- 
ständigen eigentumsrechtlichen Entflechtung die Anreize 
in den Netzausbau. Der Monopolkommission vermittelt 
sich der Eindruck, dass die Übertragungsnetzbetreiber 
Engpasserlöse nur sehr zurückhaltend in den Abbau von 


grenzüberschreitenden Engpässen investieren. Daher soll- 
ten auf europäischer wie auf nationaler Ebene die EG- 
Verordnung Nummer 1228/2003 und § 15 der Stromnetz- 
zugangsverordnung (StromNZV) so angepasst werden, 
dass die bei der Bewirtschaftung von Engpässen an den 
Grenzkuppelstellen anfallenden Erlöse ausschließlich zur 
Beseitigung dieser Engpässe eingesetzt werden können. 

49 . * Die Monopolkommission setzt sich dafür ein, dass 
internationale Engpässe im Stromnetz durch implizite 
Auktionen bewirtschaftet werden. Bei der Ausgestaltung 
ist darauf zu achten, dass die Engpässe an verschiedenen 
Grenzen in untereinander kompatiblen Systemen zusam- 
mengefasst werden können, damit eine vollständige 
Marktintegration ohne gegenläufige Effekte erfolgt. Die 
Schwierigkeiten bei der Einführung des Open Market 
Coupling an der Grenze zu Dänemark verdeutlichen, dass 
die Integration weiterer Marktgebiete und nationaler Bör- 
sen einen erheblichen Implementierungs- und Koordinati- 
onsaufwand verursachen wird. Der Monopolkommission 
scheinen daher zukünftig begleitende koordinierende 
Aufgaben der nationalen Regulierungsbehörden und 
der von der Europäischen Kommission vorgeschlage- 
nen Europäischen Agentur für die Zusammenarbeit der 
Energieregulierungsbehörden (ACER) geboten. ACER 
soll die Bewirtschaftung der grenzüberschreitenden 
Engpässe harmonisieren. Hierbei ist nach Auffassung 
der Monopolkommission zukünftigen Kompetenzstrei- 
tigkeiten dringend vorzubeugen, indem ACER als eine 
unabhängige Institution angelegt und mit klaren Ent- 
scheidungs-, Sanktions- und Leitlinienkompetenzen 
ausgestattet wird. 

50 . * Im Gassektor können zwei Arten von Engpässen un- 
terschieden werden: zum einen der vertraglich bedingte 
und zum anderen der physische Engpass. Der Monitoring- 
bericht der Bundesnetzagentur legt dar, dass es in Deutsch- 
land zwischen den Marktgebieten in großem Umfang ver- 
tragliche Engpässe gibt. Die vorrangige Zuweisung von 
Kapazitäten in langfristigen Kapazitätszusagen stellt dabei 
den Hauptgrund dar. Den hohen langfristigen Buchungen 
stehen allerdings niedrige physische Auslastungsquoten 
gegenüber. Aus Mangel an festen Kapazitäten müssen von 
Transportkunden zunehmend unterbrechbare Kapazitäten 
gebucht werden. Auch an den internationalen Grenzkup- 
pelstellen sind zahlreiche Engpässe zu verzeichnen. Die 
aktuelle Situation ist in der Summe aus Sicht der Mono- 
polkommission unbefriedigend. Für neue Anbieter stellt 
die fehlende Möglichkeit, feste Transportkapazitäten zu 
buchen, eine erhebliche strukturelle Markteintrittsbarriere 
dar. Die Ausweichlösung, unterbrechbare Kapazitäten zu 
nominieren, stellt einen deutlichen Wettbewerbsnachteil 
gegenüber den etablierten Unternehmen mit langfristigen 
Kapazitätsbuchungen dar und ist mit einer zunehmenden 
Unsicherheit verbunden. Sekundärmärkte haben in der ge- 
genwärtigen Konstellation ebenfalls keine Möglichkeit, 
ihre Wirkung zu entfalten. 

51 .* Im Gegensatz zum Elektrizitätsmarkt stellt im Gas- 
sektor die Kapazitätssituation im Inland das signifikante 
Wettbewerbshemmnis dar. Die Implementierung eines 
Engpassmanagements scheitert an der Verfügbarkeit 
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freier Übertragungskapazitäten zwisehen den Marktge- 
bieten. Mit dem Ziel, ein diskriminierungsfreies Kapazi- 
tätsmanagement aueh im Gassektor zu realisieren, emp- 
fiehlt die Monopolkommission, an den Entry- und Exit- 
Punkten explizite Auktionen durehzufuhren. Implizite 
Auktionen würden einen liquiden Großhandelsmarkt vo- 
raussetzen. Dieser ist im Gassektor nieht vorhanden, daher 
muss auf explizite Auktionen zurüekgegriffen werden. 
Die Gaskapazitäten sollten mit lang- bis mittelfristigem 
Horizont, d. h. Jahres-, Monats- und Woehenkapazitäten, 
verauktioniert werden. Um freie Kapazitäten in den 
Markt zu bekommen sieht die Monopolkommission die 
Notwendigkeit, ein „Transmission Capaeity Release“-Pro- 
gramm aufzulegen, welehes aus langfristigen Kapazitäts- 
zusagen bedient wird. Die bisherigen Inhaber langfristiger 
Reehte werden dazu angehalten, anteilig Kapazitäten abzu- 
geben oder in kurzfristige Kapazitäten umzuwandeln. Die 
Einnahmen, die aus den expliziten Auktionen resultieren, 
sollten naeh Auffassung der Monopolkommission zur 
Engpassbeseitigung verwendet werden. Aueh wenn ge- 
genwärtig eine hohe Zahl von vertragliehen Engpässen 
im deutsehen Gasnetz konstatiert werden kann, vermutet 
die Monopolkommission, dass - sollten physisehe Kapa- 
zitäten in spürbarer Menge verauktioniert werden - keine 
relevante Übersehussnaehfrage mehr vorhanden sein wird 
und dementspreehend aueh nur geringe Einnahmen ent- 
stehen werden. Der Bedarf zum Netzausbau wird sieh 
folglieh als gering darstellen. Letztlieh sollte die Ent- 
seheidung zum Netzausbau aber von der Bundesnetz- 
agentur getroffen werden. Bei expliziten Auktionen mit 
physisehen Überfragungsreehten entsteht zusätzlieh die 
Gefahr der Hortung von Kapazitäten, welehe bei implizi- 
ten Auktionen nieht gegeben ist. Die Gasnetzzugangsver- 
ordnung ist in einer Weise abzuändem, dass die Bundes- 
netzagentur mit der Kontrolle über Kapazitätshortung und 
dem Entzug gehorteter Kapazitäten zu beauftragen ist. 

52 .* Im Rahmen des grenzübersehreitenden Handels 
empfiehlt die Monopolkommission, ein Engpassmanage- 
ment zu implementieren, welehes auf der Basis von expli- 
ziten Auktionen Kapazitäten an den Grenzkuppelstellen 
vergibt. Aueh hier ist die Vergabe signifikanter Mengen 
auf Jahres-, Monats- und Woehenebene sinnvoll. Die 
vollständige Zweekbindung der Auktionserlöse ist wie- 
derum das Mittel der Wahl, das Investitionen in neue In- 
frastruktur riehtig priorisiert. Ein Wahlreeht zur Erlösver- 
wendung wird von der Monopolkommission abgelehnt. 
Aus Gesiehtspunkten der Versorgungssieherheit ist die 
Zweekbindung ebenfalls weitaus effektiver als das Wahl- 
reeht. Zur Umsetzung einer vollständigen Zweekbindung 
wird eine Reehtsänderung erforderlieh sein. Ferner stellt 
sieh die Frage naeh der verfassungsreehtliehen Dureh- 
setzbarkeit. Die Monopolkommission gibt darüber hinaus 
zu bedenken, dass eine internationale Koordination dieser 
Maßnahme notwendig ist. Diesbezügliehe Anstrengun- 
gen könnten zum Beispiel von der ACER angestoßen 
werden. Die Implementierung der expliziten Auktion 
aueh für das grenzübersehreitende Engpassmanage- 
ment würde eine Änderung der Gasnetzzugangverord- 
nung erforderlieh maehen. Analog zu den nationalen 
Engpässen ist eine Missbrauehsaufsieht zur Sanktionie- 


rung von Kapazitätshortungen unverziehtbar. Die Auf- 
siehtsfunktion sollte von der Bundesnetzagentur über- 
nommen werden und die Gasnetzzugangsverordnung 
entspreehend abgeändert werden. 

53 . * Regelenergie wird in Stromnetzen benötigt, um tem- 
poräre Ungleiehgewiehte zwisehen Last und Erzeugung 
auszugleiehen. Systematiseh wird sie naeh Verfügbarkei- 
ten in Primärregelung, Sekundärregelung und Minutenre- 
serve untersehieden. Die Besehaffung von Regelenergie 
wird von den Überfragungsnetzbefreibem über ein markt- 
liehes Verfahren organisiert. § 22 Absatz 2 EnWG ver- 
pfiiehtet sie, Regelenergie in einem diskriminierungs- 
freien und transparenten Verfahren auszusehreiben und 
hierzu eine gemeinsame Intemetplattform zu betreiben. 
Die Zahl der Anbieter auf den Regelenergiemärkten ist 
begrenzt. Primärregelenergie- und Sekundärregelenergie- 
markt sind weiterhin dureh die Strukturen eines bilatera- 
len Oligopols gekennzeiehnet. Bezogen auf die einzelnen 
Regelzonen lassen sieh die Märkte für Primär- und Se- 
kundärregelenergie als besehränkte Monopsone bezeieh- 
nen. Der Minutenreservemarkt kommt einer wettbewerb- 
liehen Marktstruktur näher als die übrigen beiden 
Regelenergiemärkte. Die geringe Teilnehmerzahl auf den 
Märkten begründet sieh in den teehnisehen Voraussetzun- 
gen für eine Präqualifikation. Die Anforderungen der 
Übertragungsnetzbetreiber an die Bereitstellung speziell 
von Primär- und Sekundärregelenergie erfordern hohe In- 
vestitionen der Netzbefreiber und Erzeuger in eine ent- 
spreehende Regelteehnik und in Kraftwerksanlagen. 

54 . * Die Monopolkommission ist der Auffassung, dass 
die Ausgestaltung der Regelenergiebesehaffung nieht 
hinlänglieh berüeksiehtigt, dass auf den Regelenergie- 
märkten die Überfragungsnetzbefreiber als Naehfrager 
zumeist eigenen Konzemsehwestem als Anbietern von 
Regelenergie gegenüberstehen. Hierdureh sind im Be- 
reieh der Primär- und Sekundärregelung Anreize für die 
Verbunduntemehmen gegeben, das Preisniveau über die 
jeweiligen Grenzkosten von Vorhaltung und Erzeugung 
zu übersteigern. Die Regelenergiekosten stellen für die 
Verbunduntemehmen bei der vorherrschenden Markt- 
struktur überwiegend einen durchlaufenden Posten dar. 
Auch die Anreizregulierung kann diese Mechanismen 
nicht wirksam eindämmen. 

55 . * Die Monopolkommission tritt dafür ein, die techni- 
schen und regulativen Rahmenbedingungen des Regel- 
energiemarktes insbesondere im Hinblick auf ein stärker 
wettbewerblich ausgerichtetes Angebot kontinuierlich zu 
überprüfen. Sie begrüßt das von der Bundesnetzagentur 
eingeleitete Feststellungsverfahren zum Einsatz von Re- 
gelenergie. Neben dem Gesichtspunkt der Vermeidung ei- 
ner Ressourcenverschwendung durch das Gegeneinander- 
regeln benachbarter Regelzonen sollten allerdings auch 
die Marktzugangsbedingungen im Interesse einer effizien- 
ten Leistungserstellung einer erneuten Überprüfung unter- 
zogen werden. Insbesondere erscheinen hier Reduktionen 
der technischen Präqualifikationsanforderungen, eine wei- 
tere Verkürzung der Angebotszeiträume sowie Möglich- 
keiten zum regelzonenübergreifenden Pooling von Sekun- 
därregelenergie möglich. Sollte es auch längerfristig nicht 
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gelingen, bei der Primärregelung und der Sekundärrege- 
lung die gebotene spürbare Belebung des Wettbewerbs zu 
erwirken, ist naeh Auffassung der Monopolkommission 
die Herauslösung der Primär- und der Sekundärregelung 
aus der marktliehen Vergabe und die Rüekkehr zu einer 
Ex-ante-Preisregulierung in Betraeht zu ziehen. 

56 . * Derzeit kommt die Sekundärregelung wesentlieh 
häufiger zum Einsatz als die Minutenreserve. Naeh Auf- 
fassung der Monopolkommission ist unbedingt auf eine 
Versehiebung des Gewiehtes innerhalb des Regelenergie- 
segments von der Sekundärregelung hin zur wettbewerb- 
lieheren und kostengünstigeren Minutenreserve zu drän- 
gen. Hierzu ist die Einführung einer automatisierten 
Abrufpraxis aueh bei der Minutenreserve zu fordern. 

57 . * Die Monopolkommission sehließt nieht aus, dass 
Gegeneinanderregeln in den vier Regelzonen des deut- 
sehen Übertragungsnetzes auch als Teil bewusster Strate- 
gie bei einem einzelnen oder mehreren Übertragungsnetz- 
betreibem auftritt. Eine Vereinigung der vier Regelzonen 
zu einer bundesweiten Regelzone würde bei einem unab- 
hängigen Netzbetreiber dazu führen, dass die ökonomi- 
schen Anreize zum übermäßigen Einsatz von Regelener- 
gie reduziert würden. Eine Möglichkeit zur Vermeidung 
des Gegeneinanderregeins, die derzeit von der Bundes- 
netzagentur geprüft wird, liegt in der Einrichtung einer 
zentralen Regelinstanz. Die Monopolkommission unter- 
stützt das Vorhaben der Bundesnetzagentur nachdrück- 
lich und ist der Auffassung, dass eine Zusammenfüh- 
rung der bislang vier Regelzonen unter einem Dach 
ernsthaft zu erwägen ist. Um den effizienten Einsatz 
von Regelenergie unabhängig von sich gegebenenfalls 
überschneidenden Eigentümerinteressen vertikal inte- 
grierter Verbunduntemehmen dauerhaft gewährleisten 
zu können, ist auf die Unabhängigkeit der zentralen Re- 
gelinstanz zu drängen. Zum Ausschluss von Quersub- 
ventionierungs- und Diskriminierungspotenzialen auf 
den Regelenergiemärkten sollte daher die Regelungs- 
kontrolle nicht bei einem Unternehmen liegen, das zu- 
gleich als Erzeuger auf den Regelenergiemärkten auf- 
tritt. 

58 . * Im Gassektor wird Regelenergie zur Sicherstellung 
des ausreichenden Gasflusses und der Systemstabilität in- 
nerhalb eines Marktgebietes benötigt. Die marktorien- 
tierte Beschaffung von Regelenergie im Gassektor ist un- 
terentwickelt. Am 1. Oktober 2008 trat ein neues Regel- 
und Ausgleichsenergiesystem in Kraft, welches neben 
den Regelungen zur Bilanzierung auch Regelungen zur 
Beschaffung von Regelenergie enthält. Die Monopol- 
kommission bedauert, dass Daten zum Umfang des Rege- 
lenergievolumens in Deutschland in keinem belastbaren 
Maße vorliegen, und schlägt daher vor, dass eine Bünde- 
lung der Daten durch die Bundesnetzagentur im Rahmen 
ihres Monitoring erfolgt. Sollte dies rechtlich nicht um- 
setzbar sein, plädiert die Monopolkommission dafür, dass 
die Bundesnetzagentur im Bereich der Regelenergie eine 
Festlegungskompetenz erhält, die durch den Gesetzgeber 
zu erteilen wäre. 

59 . * Die Bundesnetzagentur hat im Rahmen von GABi 
Gas allgemeine Vorschläge zur Ausgestaltung der Be- 


schaffungsverfahren für Regelenergie gemacht, welche im 
Rahmen der Neufassung der Kooperationsvereinbarung 
(KoV 111) von den Gasnetzbetreib em konkretisiert wur- 
den. Die Beschaffung von Regelenergie erfolgt nach ei- 
nem mehrstufigen Modell. Zunächst wird die sog. interne 
Regelenergie, die aus dem Netzpuffer und weiteren dem 
Netz zugehörigen Speichern gewonnen wird, verwendet. 
Lastschwankungen, die sich aus ungeplanten Differenzen 
der Transportkunden ergeben, dürften zu einem großen 
Teil aus dem Netzpuffer ausgeglichen werden können. Der 
Netzpuffer wird in der Anreizregulierung unzureichend im 
Rahmen des Effizienzvergleichs über den Parameter Lei- 
tungsdurchmesser berücksichtigt. Dies setzt Anreize, den 
Netzpuffer abzubauen, was wiederum zu Fehlallokationen 
führen würde, weil die langfristigen Betriebs- und Kapital- 
kosten des Netzpuffers unter den Kosten externer Regele- 
nergie liegen. 

60 . * Die Monopolkommission fordert die Bundesnetz- 
agentur auf, zeitnah eine angemessene Lösung für die Be- 
rücksichtigung des Netzpuffers zu finden. Externe Regel- 
energie soll erst dann eingesetzt werden, wenn die 
Möglichkeiten des lokalen und netzübergreifenden Ein- 
satzes von Regelenergie ausgeschöpft sind. Sie wird von 
Transportkunden und Speicherbetreibem bereitgestellt 
und stellt die kostenintensivste Form der Regelenergiebe- 
schaffung dar. 

61 . * Die Festlegung der Bundesnetzagentur hat für die 
Ausgestaltung des Regelenergiemarktes einen wichtigen 
Impuls gegeben. Die Monopolkommission spricht sich 
für eine Stärkung des Regelenergiemarktes im Gassektor 
aus und hält die Gewährleistung eines effizienten Netzbe- 
triebs für ein Kemelement des wettbewerblichen Gas- 
marktes. Die Monopolkommission sieht weiteres Opti- 
mierungspotenzial. Nach ihrer Ansicht ist neben der 
Verminderung der Zahl der Marktgebiete auch eine Stan- 
dardisierung der Produkte anzustreben. Als mittelfristiges 
Ziel muss der Handel von Regelenergie über eine Platt- 
form erfolgen. Hier stellt die Monopolkommission den 
Vorschlag zur Diskussion, die Regelenergie ausschließ- 
lich an der Börse zu handeln, um deren Liquidität zu er- 
höhen. Ein weiterer Kritikpunkt ist die fehlende Transpa- 
renz hinsichtlich der Verfahren zur Bestimmung des 
Regelenergiebedarfs. Transparenz wäre auch hinsichtlich 
des Volumens der Netzpuffer angezeigt. Die Monopol- 
kommission empfiehlt die Ermittlung des Netzpuffervo- 
lumens seitens der Bundesnetzagentur, um eine optimale 
Ressourcenallokation sicherzustellen. 

62 . * Der deutsche Erdgasspeichermarkt hat aufgrund sei- 
ner Größe und seiner geografischen Lage einen hohen 
Stellenwert in der Europäischen Union, ln Deutschland 
ist eine Vielzahl von Investitionen in neue Speicherkapa- 
zitäten geplant. Die Realisierung aller Projekte bedeutet 
eine Erhöhung der Speicherkapazitäten um etwa 40 Pro- 
zent. 

63 . * Die Monopolkommission sieht alle Voraussetzungen 
für die Etablierung eines Speicherwettbewerbs in Deutsch- 
land als gegeben an. Ausgehend von einer Aufstellung der 
aktuellen und geplanten Speicherkapazitäten konstatiert 
sie eine gewisse angebots- und nachfrageorientierte Kon- 
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zentration, die sie weiter untersucht. Die geplanten Pro- 
jekte verändern die Verhältnisse nur geringfügig. Die Un- 
tersuchungen der Monopolkommission gelangen zu dem 
Ergebnis, dass der Markt insgesamt als moderat konzen- 
triert eingestuft werden kann. 

64 . * Die Monopolkommission identifiziert zwei grundle- 
gende Probleme auf dem Speichermarkt in Deutschland. 
Zum einen stellt sie die Frage, ob die Konzentration bei 
einer Abgrenzung nach Marktgebieten nicht sehr viel hö- 
her wäre, und zum zweiten sieht sie Anzeichen dafür, 
dass die Nachfrage nach Speicherkapazifäten das Ange- 
bot bei Weitem übersteigt. Ein weiteres Problem ist struk- 
tureller Natur. Es sind Unternehmen als Erdgasspeicher- 
betreiber tätig, die aufgrund der Langfristigkeit von 
Lieferverträgen mit ausländischen Lieferanten auch Spei- 
cherkapazitäten langfristig buchen wollen. Ob dabei auch 
strategisches Verhalten eine Rolle spielt, kann unter den 
gegebenen Rahmenbedingungen nicht zweifelsfrei fest- 
gestellt werden. 

65 . * Aus Sicht der Monopolkommission ist die Transpa- 
renz auf dem Speichermarkt entwicklungsbedürftig. Die 
Speicherbetreiber kommen zwar grundsätzlich ihren 
durch das Energiewirtschaftsgesetz vorgegebenen Veröf- 
fentlichungspflichten nach und halten sich an die Maßga- 
ben der Guidelines of Good Practice for Storage System 
Operators, dennoch lassen sich keine Aussagen zur tat- 
sächlichen Kapazitätssituation der Speicher treffen. Die 
Monopolkommission fordert daher eine Ausweitung der 
Veröffentlichungspflichten für Speicherfüllstände. 

66. * Deutschland hat sich für den verhandelten - und da- 
mit nicht regulierten - Speicherzugang auf vertraglicher 
Basis entschieden. Die Monopolkommission begrüßt dies 
und spricht sich ebenfalls gegen die Regulierung des 
Speicherzugangs aus. Sie sieht allerdings in der Etablie- 
rung eines marktorientierten Kapazitätsmanagement eine 
wichtige Säule für die Weiferenfwicklung eines wettbe- 
werblichen Markfes. Sie regf daher die Auktioniemng 
von Kapazifäfen an, die nach ihrer Auffassung mif dem 
Use-it-or-lose-it-Prinzip kombiniert werden sollten. 

67 . * ln der Fusionskontrolle verfolgt das Bundeskartell- 
amt seit einiger Zeit eine sehr restriktive Untersagungspo- 
litik bei Beteiligungen von marktbeherrschenden Vorlie- 
feranten an Weiterverteilerkunden. Dieses Vorgehen 
entspricht dem Hinweis der Monopolkommission, dass 
eine Vielzahl von Zusammenschlüssen, die unterhalb ei- 
ner Spürbarkeitsgrenze oder auch virtuellen Bagatell- 
schwelle liegen, denselben Effekt haben können wie eine 
Fusion, die über der Grenze liegt. Das Bundeskartellamt 
hat dies aufgegriffen und im Folgenden eine wirtschaftli- 
che Gesamtbetrachtung statt einer Mengenbetrachtung in 
Einzelfällen vorgenommen. Die Zahl vertikaler Zusam- 
menschlüsse ist seither rückläufig, obwohl der Trend fest- 
zustellen ist, dass verstärkt Kooperationen und Zusam- 
menschlüsse von Stadtwerken ohne Beteiligung der 
großen Verbunduntemehmen erfolgen. Vermehrt auszu- 
machen sind in diesem Zusammenhang Einkaufs- und 
Vertriebskooperationen. Insbesondere Vertriebskoopera- 
tionen sieht die Monopolkommission als sehr kritisch an, 
da diese kartellierend wirken können. Weiterhin ist das 


Bundeskartellamt zunehmend dazu übergegangen, in wett- 
bewerblich problematischen Fällen Freigaben mittels Zu- 
sagenentscheidung zu erteilen. 

68. * Das angemeldete Vorhaben der EnBW, im Rahmen 
einer strategischen Partnerschaft einen Anteil von 26 Pro- 
zent an der EWE zu erwerben, wurde vom Bundeskartell- 
amt zunächst abgemahnt. Das Bundeskartellamt kam zu 
dem vorläufigen Schluss, dass der Zusammenschluss auf 
den Gasmärkten in den neuen Bundesländern zur Verstär- 
kung marktbeherrschender Stellungen von Beteiligungs- 
Unternehmen der EnBW und von EWE führen würde. 
Darüber hinaus sei zu erwarten, dass potenzieller Wettbe- 
werb vermindert würde. Am 6. Juli 2009 gab das Bundes- 
kartellamt den Erwerb von 26 Prozent der EWE-Anteile 
schließlich unter der Auflage frei, dass sich EWE und 
EnBW alternativ von einer ihrer jeweils wettbewerblich 
problematischen Untemehmensbeteiligungen an Gasver- 
sorgem trennen. Auch die Monopolkommission hegt 
erhebliche wettbewerbliche Bedenken gegenüber der ge- 
planten Partnerschaft. Große Vorbehalte hat die Mono- 
polkommission hinsichtlich der Stellung von EWE im 
Wettbewerb, der fortschreitenden Konsolidierung im 
Gassektor und der Gefahr, ursprünglich getroffene Ent- 
scheidungen zu unterlaufen. Der Monopolkommission er- 
scheint bedeutend, auf die Zusammenhänge zwischen 
dem aktuellen Fall und dem Ministererlaubnisfall E.ON/ 
Ruhrgas hinzuweisen. 

69 . * Im Bereich der Missbrauchsaufsicht werden zuneh- 
mend die Verfahren der Europäischen Kommission für 
den in seiner Infegration fortschreifenden europäischen 
Sfrommarkf relevanf. Gegenwärfig isf es wohl das Besfre- 
ben der Kommission, ihr Ziel einer eigenfumsrechtlichen 
Entflechtung in der leitungsgebundenen Energiewirt- 
schaft, das sie aufgrund des Widerstandes der Mitglied- 
staaten nicht auf dem Wege der Gesetzgebung umsetzen 
kann, mithilfe ihrer weitreichenden Befügnisse im Wett- 
bewerbsrecht durchzusetzen. Sie kann die ihr durch die 
betroffenen Unternehmen angebotenen strukturellen Ver- 
äußerungszusagen als marktstrukturelle Abhilfemaßnah- 
men für verbindlich erklären und hiernach ein Verfahren 
einsfeilen. 

70 . * fm Gasbereich hatte die Europäische Kommission 
gegen RWE wegen der missbräuchlichen Ausnutzung ei- 
ner marktbeherrschenden Stellung nach Artikel 82 EG er- 
mittelt. Um die Bedenken der Kommission auszuräumen, 
hat RWE angeboten, sein gesamtes westdeutsches Gas- 
femleitungsnetz einschließlich der dazugehörigen Vermö- 
genswerte und Dienstleistungen zu veräußern. Die Euro- 
päische Kommission hat eine Entscheidung erlassen, mit 
der die angebotenen Verpflichtungszusagen verbindlich 
werden. Ihre Untersuchungen gegen RWE hat sie einge- 
stellt. fm Strombereich hatte die Europäische Kommis- 
sion gegen E.ON in zwei Verfahren wegen des Verdachts 
der missbräuchlichen Ausnutzung einer marktbeherr- 
schenden Stellung nach Artikel 82 EG ermittelt. Die Ver- 
fahren wurden eingestellt, nachdem E.ON sich verpflich- 
tete, insgesamt ca. 5 000 MW Erzeugungskapazität an 
unabhängige Unternehmen zu veräußern. Ferner veräu- 
ßert E.ON Teile seiner Übertragungsnetzsparte. Die 
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Monopolkommission hat im E.ON-Fall begründete Zwei- 
fel an der Geeignetheit, Erforderliehkeit und Verhältnis- 
mäßigkeit der Zusagenentseheidung der Europäisehen 
Kommission. 

71 . * Die Monopolkommission stimmt zwar mit der Eu- 
ropäisehen Kommission in der Auffassung überein, dass 
sieh die großen Wettbewerbsdefizite auf den Märkten für 
leitungsgebundene Energien primär dureh den Einsatz 
strukturpolitiseher Instrumente beheben lassen, gleiehzei- 
tig hält sie aber den Einsatz des Instruments der Ver- 
pfliehtungszusage für äußerst kritiseh. ln den vorliegen- 
den Fällen wurde das politisehe Ziel einer adäquaten 
Gestaltung der Marktstruktur in saehwidriger Weise mit 
Missbrauehsverfahren gegen marktbeherrsehende Ver- 
bunduntemehmen verknüpft. Die Vorgehensweise der 
Europäisehen Kommission trifft daher auf die größten 
Bedenken der Monopolkommission. Sie sieht in der Insti- 
tution der freiwilligen Verpfliehtungszusage in Miss- 
brauehsverfahren gerade für vergleiehsweise politiseh 
orientierte Aufsiehtsbehörden wie die Europäisehe Kom- 
mission bedenkliehe Mögliehkeiten gegeben, eigene poli- 
tisehe Ziele durehzusetzen, die jenseits des begründeten 
Interesses an einer naehhaltigen Abstellung wettbewerbs- 
widriger Verhaltensweisen liegen. Dureh Zusagenent- 
seheidungen entziehen sieh zudem die Vorgehensweise 
der Europäisehen Kommission und die Ergebnisse der 
vorläufigen Beurteilung einer geriehtliehen Überprü- 
fung. Dureh diese mit systematiseh herbeigeführten Zusa- 
genentseheidungen verbundene mangelhafte geriehtliehe 
Kontrolle könnte daher naeh Auffassung der Monopol- 
kommission auf lange Sieht die für ein stabiles Marktge- 
füge unerlässliehe Reehtssieherheif gefährdef sein. 

72 . * Die Unfersagung des Bundeskarfellamfes zu den 
langfristigen Gaslieferverfrägen isf bis zum 30. Sepfem- 
ber 2010 befrisfef. Zum akfuellen Zeifpunkf hegf die Mo- 
nopolkommission Zweifel daran, dass die Weffbewerbs- 
entwieklung in den näehsfen rund eineinhalb Jahren 
soweif forfgesehriffen sein wird, dass auf die Unfersagung 
verziehtef werden kann. Sie regf daher an, dass das Bun- 
deskarfellamt bei seiner laufenden Sekforuntersuehung 
diesem Punkf ein besonderes Augenmerk zukommen 
lässf und eine Verlängerung der Untersagung des Ab- 
sehlusses für wehere zwei Jahre in Befraeht zieht. 

73 . * Das Bundeskartellamt hat Missbrauehsverfahren 
insbesondere auf der Grundlage des neuen § 29 GWB ge- 
gen Gasversorger wegen des Verdaehts missbräuehlieh 
überhöhter Gaspreise für Haushalfs- und Gewerbekunden 
geführf. Sämfliehe Verfahren wurden mif Zusagenlösun- 
gen beende!. Die Zusagen enthielten in erster Linie die 
Versehiebung von oder den Verzieht auf Preiserhöhun- 
gen, die auf Bezugskostensteigerungen basierten, sowie 
Bonuszahlungen und Preisnaehlässe auf verbrauehte kWh 
und die Überarbeitung der Preisgestaltung. Die Monopol- 
kommission sieht in der Anwendung von § 29 GWB kein 
geeignetes Instrument zur Verwirkliehung eines wettbe- 
werbliehen Gasmarktes. Kritiseh ist, dass § 29 GWB 


nieht an den eigentliehen Ursaehen eines fehlenden Wett- 
bewerbs im Energiesektor ansetzt. Die Monopolkommis- 
sion geht davon aus, dass die große Aufmerksamkeit, die 
die Verfahren in Deutsehland auf sieh gezogen haben, der 
Grund für die umfangreiehen Zusagenangebofe der be- 
tioffenen Unfemehmen isf. 

74 . * Dadureh, dass das Bunde skarfellamf gleiehzeifig 
Verfahren gegen 35 Gasversorger eingeleifef haf, sind er- 
hebliehe Markfeintriffsbarrieren entsfanden. Gleiehzeifig 
hat sieh die dureh § 29 Absatz 1 Nummer 1 GWB indu- 
zierte Gefahr eines Parallelverhaltens und damit einer 
Preisgleiehsehaltung gegenüber Endverbrauehem erhöht. 
Naeh Auffassung der Monopolkommission wäre es sehr 
viel sinnvoller gewesen, die Weehselbereitsehaft der End- 
kunden zu fördern und den dadureh enfstehenden Preis- 
druek wirken zu lassen. Darüber hinaus enffalfen die Zu- 
sagen der betioffenen Unternehmen, die insbesondere aus 
Rüekerstattungen, Bonuszahlungen und dem Verzieht auf 
Preiserhöhungen bestehen, erhebliehe Marktversehlussef- 
fekte, weil sie wie ein „Quasi-Kundenbindungsprogramm“ 
wirken. Letztlieh mag die finanzielle Kompensation der 
Endkunden zwar eine gute Außenwirkung haben, dem 
Wettbewerb nutzt sie allerdings wenig. Vor diesem Hin- 
tergrund begrüßt die Monopolkommission, dass das Bun- 
deskartellamt aueh strukturelle Zusagen angenommen 
hat. Sie plädiert dafür, in evenfuellen zukünftigen Fällen 
Einigungen auf der Basis von sfrukfurellen Maßnahmen 
zu erzielen. Mif großem Bedauern sfellf die Monopol- 
kommission fesf, dass von den Verfahren falsehe Signal- 
wirkungen an die Endkundenebene gesendef werden. Es 
enfsfeht der Eindruek, dass das Bundeskarfellamf die dis- 
ziplinierende Wirkung eines Anbieferweehsels dureh die 
Regulierung der Preise übernimm!. 

75 . * Die Monopolkommission sieh! wie das Bundeskar- 
fellamf in der unfersehiedliehen Handhabung der Erhe- 
bung von Konzessionsabgaben bei Grundversorgem und 
Driftlieferanfen Anhalfspunkfe für einen Behinderungs- 
missbraueh. Konzessionsabgaben können eine erhebliehe 
Markfeintritfsbarriere für neue Wettbewerber darsfellen. 
Da das Ziel des Verordnungsgebers, eine weffbewerbsneu- 
frale Ausgesfaltung der Regelungen zu den Konzessions- 
abgaben zu finden, naeh Auffassung der Monopolkom- 
mission verfehlt wurde, empfiehlt sie eine reehtliehe 
Klarstellung. 

76 . * Für die saehgereehte Umsetzung des Gutaehtenauf- 
trags ist die Monopolkommission auf die Einsieht in die 
Verfahrensakten der Bundesnetzagentur angewiesen. Die 
darin enthaltenen Betriebs- und Gesehäftsgeheimnisse 
der Unternehmen maehen eine gesetzliehe Regelung des 
Akteneinsichtsreehts der Monopolkommission bei der 
Bundesnetzagentur notwendig. Die Monopolkommission 
eraehtet es daher als erforderlieh, dass bei einer zukünfti- 
gen Novellierung des Energiewirtsehaftsgesetzes dem 
Gutaehtenauftrag eine Befugnisnorm für die Akfenein- 
siehf analog zu § 121 Absafz 2 Telekommunikafionsge- 
sefz beigefügt wird. 
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1 Einführung 

1 .1 Der gesetzliche Auftrag 

1 . Die Monopolkommission erstellt nach § 62 Absatz 1 
Satz 1 des Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG)' alle zwei 
Jahre ein Gutachten, in dem sie den Stand und die abseh- 
bare Entwicklung des Wettbewerbs und die Frage beur- 
teilt, ob funktionsfähiger Wettbewerb auf den Märkten der 
leitungsgebundenen Versorgung mit Elektrizität und Gas 
in der Bundesrepublik Deutschland besteht, die Anwen- 
dung der Vorschriften dieses Gesetzes über die Regulie- 
rung und Wettbewerbsaufsicht würdigt und zu sonstigen 
aktuellen wettbewerbspolitischen Fragen der leitungsge- 
bundenen Versorgung mit Elektrizität und Gas Stellung 
nimmt. 

2. ln Satz 2 wird geregelt, dass das Gutachten in dem 
Jahr abgeschlossen sein soll, in dem kein Hauptgutachten 
nach § 44 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkun- 
gen (GWB) vorgelegt wird. Gemäß § 62 Absatz 2 EnWG 
wird das Gutachten der Bundesregierung überreicht. Die 
Bundesregierung legt dieses den gesetzgebenden Körper- 
schaften vor und nimmt in angemessener Frist Stellung. 
Das Gutachten wird zu dem Zeitpunkt, zu dem es von der 
Bundesregierung den gesetzgebenden Körperschaften zu- 
geleitet wird, von der Monopolkommission veröffent- 
licht. 

3. Das Energiewirtschaftsgesetz beauftragt die Mono- 
polkommission zu prüfen, ob ein „funktionsfähiger Wett- 
bewerb“ auf den Märkfen der leitungsgebundenen Elek- 
trizitäts- und Gasversorgung besteht. Der Begriff ist vom 
Gesetzgeber nicht definiert worden. Nach Auffassung der 
Monopolkommission bezeichnet der Begriff des „funkti- 
onsfähigen Wettbewerbs“ einen sfrukturell gesicherten 
Wettbewerb, der auch dann fortbesteht, wenn die wettbe- 
werbsgestaltende Regulierung zurückgeführt wird.^ Dem- 
gemäß steht für die Monopolkommission die Prognose 
der Wetfbewerbsprozesse im Falle einer Rückführung der 
sekforspezifischen Regulierung im Vordergrund. ^ Hierzu 
bedarf es zunächsf einer Abschätzung, inwieweit beste- 
hende Wettbewerbsprozesse regulatorisch oder strukturell 
bedingt sind. Die „Funktionsfähigkeit des Wettbewerbs“ 
ist dabei nicht gleichzusetzen mit der Abwesenheit von 
Marktbeherrschung. Das zeigt bereits der Umstand, dass 
es in vielen Sektoren marktbeherrschende Unternehmen 


• Zweites Gesetz zur Neuregelung des Energiewirtschaftsrechts vom 
7. Juli 2005, BGBl. I S. 1970. 

2 Vgl. Monopolkommission, Strom und Gas 2007: Wettbewerbsdefizi- 
te und zögerliche Regulierung, Sondergutachten 49, Baden-Baden 
2008, Tz. 3 f. ; dies., Wettbewerbsentwicklung bei der Telekommuni- 
kation 2005: Dynamik unter neuen Rahmenbedingungen, Sondergut- 
achten 43, Baden-Baden 2006, Tz. 10; dies., Telekommunikation und 
Post 2003: Wettbewerbsintensivierung in der Telekommunikation - 
Zementierung des Postmonopols, Sondergutachten 39, Baden-Baden 
2004, Tz. 9; dies, Wettbewerbsentwicklung bei Telekommunikation 
und Post 2001: Unsicherheit und Stillstand, Sondergutachten 33, Ba- 
den-Baden 2002, Tz. 9 f. 

^ So gesehen, ergibt sich bei der Beurteilung der Monopolkommission, 
ob ein „funktionsfähiger Wettbewerb“ oder ein „nachhaltig wettbe- 
werbsorientierter“ Markt vorliegt, kein inhaltlich bedeutender Unter- 
schied. 


gibf, ohne dass es sinnvoll wäre, von der Möglichkeif ei- 
ner sekforspezifischen Regulierung Gebrauch zu machen. 

4. Für die Übernahme des Begriffs des „funktionsfähi- 
gen Wettbewerbs“ auf die Märkte der leitungsgebunde- 
nen Versorgung mit Elektrizität und Gas bedarf es einer 
differenzierten Betrachtung. Die sektorspezi fische Ex- 
ante-Reguliemng der Netzentgelte bei der leitungsgebun- 
denen Versorgung mit Elektrizität und Gas erfasst per se 
alle Betreiber von Energieversorgungsnetzen. So ist da- 
von auszugehen, dass in der Energiewirtschaft die Netz- 
inhaberschaft in der Regel eine Monopolstellung begrün- 
det. Die Netze stellen eine wesentliche Einrichtung dar, 
auf deren Zugang die potenziellen Wettbewerber ange- 
wiesen sind. Eine Duplizierung bestehender Elektrizitäts- 
und Gasversorgungsnetze ist auf absehbare Zeit kaum zu 
erwarten.'* An eine Rückführung bestehender Regulie- 
rung der Netzebenen ist nach den derzeitigen Erkenntnis- 
sen vorläufig nicht zu denken. Demnach kann die Mono- 
polkommission im Bereich der Netze auch keine Aussage 
darüber treffen, ob ein „funktionsfähiger Wettbewerb“ 
vorliegt, da die (strukturellen) Voraussetzungen hierfür 
nicht gegeben sind. Vielmehr gilt es aus Sicht der Mono- 
polkommission zu beurteilen, ob ein „regulatorisch be- 
dingter Wettbewerb“ der Netzbetreiber durch die Anwen- 
dung der Vorschriften des Energiewirtschaftsgesetzes 
möglich ist. Dies umfasst insbesondere die Beurteilung 
der Funktionsfähigkeit des Netzzugangs. ^ Nur im Bereich 
der überregionalen Gasfemleitungsnetze hat der Gesetz- 
geber eine Ausnahme von der Netzentgeltregulierung ge- 
schaffen, wenn von den überregionalen Gasnetzbetrei- 
bem nachgewiesen werden kann, dass zwischen ihnen ein 
wirksamer tatsächlicher oder potenzieller Leitungswett- 
bewerb existiert. Aufgrund der strukturellen Besonder- 
heiten der Energiewirtschaft können die Bedingungen ei- 
nes funktionsfähigen Wettbewerbs bestenfalls auf den 
vor- und nachgelagerten Märkten erfüllt sein. 

5. Neben der allgemeinen Feststellung und Prognose 
der Wettbewerbsentwicklung beinhaltet der Gutachten- 
auftrag die Beurteilung der Anwendung der Vorschriften 
des Energiewirtschaftsgesetzes bei der Regulierung und 
Wettbewerbsaufsicht. Die Würdigung der Amtspraxis der 
Regulierungsbehörden beschränkt sich dabei nicht auf die 
amtlichen Entscheidungen, sondern umfasst auch die sich 
gegebenenfalls an eventuelle Beschwerdeverfahren an- 
schließenden Gerichtsurteile. Hierbei werden insbeson- 
dere solche Fälle aufgegriffen, deren Entscheidung zu Er- 
gebnissen führt, die den Zielsetzungen des Gesetzgebers 
zuwiderlaufen. 

6 . Weiterhin kann die Monopolkommission nach § 62 
Absatz 1 Satz 1 EnWG zu allen wettbewerbsrelevanten 
Fragen im Bereich der leitungsgebundenen Energiever- 
sorgung Stellung nehmen. Nach Auffassung der Mono- 
polkommission ist dies auch notwendig, da sich die Wür- 
digung der Fallpraxis der Bundesnetzagentur und der 


'* Vgl. Monopolkommission, Mehr Wettbewerb auch im Dienstleis- 
tungssektor!, Hauptgutachten 2004/ 2005, Baden-Baden 2006, Tz. 37. 
5 Vgl. Begründung zu § 62 EnWG, Bundestagsdrucksache 15/3917 
vom 14. Oktober 2004, S. 70. 
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Landesregulierungsbehörden ausschließlich auf die Re- 
gulierung der Netzzugangsmodalitäten und der Netzent- 
gelte erstreckt und somit nur einen Teil des wettbewerb- 
lich relevanten Geschehens auf den Energiemärkten 
abdeckt. Die übrigen Wirtschaftsstufen des Elektrizitäts- 
und Gasmarktes werden hierdurch nicht erfasst. So unter- 
liegt der Handel mit Elektrizitäts- und Gasmengen der all- 
gemeinen Wettbewerbsaufsicht des Bundeskartellamtes 
und der Landeskartellbehörden. Da ansonsten wesentliche 
Teile der Wettbewerbsaufsicht über die Energiemärkte 
von der Betrachtung ausgeschlossen wären, berücksich- 
tigt die Monopolkommission weitergehende wettbe- 
werbspolitische Probleme und Fragestellungen in ihrem 
Gutachten und nimmt dazu Stellung, inwieweit auf den 
den Netzebenen vor- und nachgelagerten Märkten ein 
„funktionsfähiger Wettbewerb“ besteht. 

7. Zusammengefasst erstreckt sich der Gutachtenauf- 
trag an die Monopolkommission nach dem Wortlaut des 
§ 62 Absatz 1 Satz 1 EnWG auf 

- die Beurteilung der Wettbewerbsentwicklung auf den 
Märkten der leitungsgebundenen Versorgung mit 
Elektrizität und Gas insbesondere hinsichtlich der 
Frage, ob auf diesen Märkten ein funktionsfähiger 
Wettbewerb bzw. auf den Nefzebenen ein regulato- 
risch bedingter Wettbewerb vorliegt, 

- die Würdigung der Vorschriften zur Energiewirtschaft 
und ihrer Anwendung im Bereich der Regulierung und 
der Wettbewerbsaufsicht, 

- die „freiwillige“ Stellungnahme zu weiteren wettbe- 
werbspolitischen Fragestellungen der leitungsgebun- 
denen Energiewirtschaft. 

1.2 Akteneinsichtsrecht bei 
der Bundesnetzagentur 

8 . Gemäß § 62 Absatz 1 Satz 1 EnWG umfasst die Be- 
richtspflicht der Monopolkommission im Energiebereich 
im Wesentlichen die Würdigung der Anwendung der Vor- 
schriften des Energiewirtschaftsgesetzes über die Regulie- 
rung und die Wettbewerbsaufsicht. Wie die Monopolkom- 
mission bereits in ihren vorhergehenden Stellungnahmen 
betonte, ist sie für eine sachgerechfe Umsefzung des Gut- 
achtenauftrags auf die Einsicht in die Verfahrensakten der 
Bundesnetzagentur angewiesen.® Bislang stehen ihr aber 
nur die öffentlich zugänglichen und geschwärzten Versio- 
nen der Entscheidungen der Regulierungsbehörde zur Ver- 
fügung. Für eine angemessene Beurteilung der Marktver- 
hältnisse und eine sich daran anschließende Ableitung von 
Handlungsempfehlungen ist die Monopolkommission je- 
doch auch auf die Möglichkeit zur Einsichtnahme in Akten 
mit geheimhaltungsbedürftigen Untemehmensinformatio- 
nen angewiesen. Die darin enthaltenen Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse der Unternehmen machen eine ge- 
setzliche Regelung des Akteneinsichtsrechts der Mono- 
polkommission bei der Bundesnetzagentur notwendig. 


^ Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. 0., Tz. 11 ff.; 
dies., Weniger Staat, mehr Wettbewerb, Hauptgutachten 2006/2007, 
Baden-Baden 2008, Tz. 96 ff. 


9. Die Monopolkommission erachtet es daher als erfor- 
derlich, dass bei einer zukünftigen Novellierung des Ener- 
giewirtschaftsgesetzes eine Befugnisnorm für die Akfen- 
einsicht dem Gutachtenauftrag beigefügf wird. Ein 
gesefzlich verbrieftes Akfeneinsichtsrecht der Monopol- 
kommission sfellf zudem den Umgang der Bundesnefz- 
agentur mif sensiblen Informationen auf ein objektiv gere- 
geltes Fundament. Die Regelung kann hierbei inhaltlich 
der im novellierten Telekommunikationsgesetz neu einge- 
fügten Norm entsprechen.^ Im Telekommunikationsgesetz 
wurde eine Erweiterung des § 121 Absatz 2 vorgenom- 
men, in dem der Gutachtenauftrag der Monopolkommis- 
sion geregelt ist. Satz 3 des § 121 Absatz 2 des Telekom- 
munikationsgesetzes (TKG) könnte hierbei im Wortlaut 
als Satz 3 des § 62 Absatz 1 EnWG übernommen werden: 

„Die Monopolkommission kann Einsicht nehmen in 
die bei der Bundesnetzagentur geführten Akten ein- 
schließlich der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, 
soweit dies zur ordnungsgemäßen Erfüllung ihrer Auf- 
gaben erforderlich isf. Für den vertraulichen Umgang 
mit den Akten gilt § 46 Absatz 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen entsprechend.“* 

10. ln ihrer Stellungnahme zum Hauptgutachten 2006/ 
2007 äußerte sich die Bundesregierung dahingehend posi- 
tiv, dass sie das Ziel, im Regulierungsrecht einheitliche 
Standards für alle regulierfen Bereiche fesfzulegen, unter- 
stüfzf. Die Bundesregierung sicherfe zu, sich dafür einzu- 
sefzen, dass im Allgemeinen Eisenbahngesefz (AEG), im 
Energiewirfschaftsgesefz (EnWG) und im Posfgesefz 
(PostG) ein dem § 46 Absafz 2a GWB und § 121 Absafz 3 
Satz 3 TKG entsprechendes Akteneinsichtsrecht vorgese- 
hen wird.^ 

2 Zielsetzungen und Zielkonflikte 

in der Energiepolitik 

2.1 Ziele der deutschen Energiepolitik 

1 1 . Die Monopolkommission hat bereits in ihrem Son- 
dergutachten 49 zur Strom- und Gaswirtschaft den Ziel- 
katalog des Enegiewirschaftsgesetzes diskutiert.'® Da die 
Beurteilung der Entwicklungen auf den Energiemärkten 
nur vor dem Hintergrund eines klar definierten Bewer- 
tungsmaßstabes erfolgen kann, sollen die energiepoliti- 
schen Ziele des Gesetzgebers und der Bundesregierung 
im Folgenden vorgestellt und erörtert werden. Dies ge- 
schieht vor allem auch, um auf Zielkonflikte hinzuwei- 
sen, die eine Prioritätensetzung unausweichlich machen. 


Zu der Forderung nach einem gesetzlich geregelten Akteneinsichts- 
recht der Monopolkommission im Telekommunikationssektor vgl. 
Monopolkommission, Sondergutachten 43, a. a. O., Tz. 84 f. und im 
Eisenbahnwesen dies., Wettbewerbs- und Regulierungsversuche im 
Eisenbahnverkehr, Sondergutachten 48, Baden-Baden 2007, Tz. 245. 

^ Gesetz zur Änderung telekommunikationsrechtlicher Vorschriften 
vom 18. Februar 2007, BGBl. I S. 106, 114. 

^ Vgl. Stellungnahme der Bundesregierung zum Siebzehnten Haupt- 
gutachten der Monopolkommission 2006/2007, Bundestagsdrucksa- 
che 16/11558 vom 19. Dezember 2008, Tz. 14. 

Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 22-43. 
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12 . ln § 1 Absatz 1 EnWG sind folgende Ziele für die 
Energieversorgung festgelegt: Sieherheit, Preisgünstig- 
keit, Verbraueherfreundliehkeit, Effizienz und Umwelt- 
verträgliehkeit. Wörtlieh heißt es: „Zweek des Gesetzes 
ist eine mögliehst siehere, preisgünstige, verbraueher- 
freundliehe, effiziente und umweltverträgliehe leitungs- 
gebundene Versorgung der Allgemeinheit mit Elektrizität 
und Gas.“ 

Zudem dient gemäß § 1 Absatz 2 EnWG die Regulierung 
der Elektrizitäts- und Gasversorgungsnetze „den Zielen 
der Sieherstellung eines wirksamen und unverfälsehten 
Wettbewerbs bei der Versorgung mit Elektrizität und Gas 
und der Sieherung eines langfristig angelegten leistungs- 
fähigen und zuverlässigen Betriebs von Energieversor- 
gungsnetzen.“ 

ln der allgemeinen energiepolitisehen Debatte wird je- 
doeh zumeist nieht von den genannten fünf Zielen ausge- 
gangen, sondern von einer sog. Zieltrias. So nennt zum 
Beispiel das Bundesministerium für Wirtsehafl und Teeh- 
nologie Wirtsehaftliehkeit, Versorgungssieherheif und 
Umweltverfrägliehkeit als die „Ziele, die das Bundesmi- 
nisferium für Wirtsehaft und Teehnologie als federführen- 
des Minisferium in der Energiepolitik verwirkliehen 
möehte“." 

13 . Zum Ziel der Wirtsehaftliehkeit ist das Bundesmi- 
nisterium für Wirtsehaft und Teehnologie wie aueh die 
Monopolkommission der Ansieht, dass „marktwirtsehaft- 
liehe Strukturen und funktionierender Wettbewerb die 
besten Voraussetzungen für wirtsehaflliehe - das heißt: ef- 
fiziente - Energiebereitstellung und -nutzung sind“. Wei- 
ter heißt es: „Die konsequente europaweite Liberalisie- 
rung der Märkte für Strom und Gas ist beispielsweise eine 
Voraussetzung dafür, dass sieh aueh in diesen, früher von 
Monopolen geprägten Wirtsehaftszweigen der Wettbe- 
werb entfaltet und wettbewerbsfähige Preise enfwiekeln. 
Davon profitieren industrielle und private Verbraueher so- 
wie die Wettbewerbsfähigkeit des Wirtsehaftsstandorts 
Deutsehland insgesamt'^.“ 

14 . Bezogen auf das Ziel der Versorgungssieherheit 
heißt es: „Versorgungssieherheit bedeutet, für die Ener- 
gienaehfrage jederzeif ein ausreichendes Angebof an En- 
ergiefrägem sicherzusfellen. Als rohstoffarmes Land isf 
Deufschland in besonderem Maße auf Importe angewie- 
sen. Je vielfältiger der Energieträgermix ist und je mehr 
Bezugsquellen überall auf der Welt genutzt werden, desto 
sicherer ist die Versorgungslage - dies gilt auch ange- 
sichts des beschlossenen Ausstiegs aus der Nutzung der 
Kernenergie. Wichtig ist auch die sparsamere und ratio- 
nellere Energieverwendung, denn auch die Reduzierung 
des Energiebedarfs trägt zur Versorgungssicherheit bei.“*^ 

Der Gesetzgeber hat aber auch deutlich gemacht, dass er 
Sicherheit nicht nur als Versorgungssicherheit versteht, ln 
der Begründung zur ersten Reform des Energiewirt- 


http://www.bmwi.de/BMWi/Navigation/Energie/ziele-der-energie- 
politik.html 
*2 Ebenda. 

Ebenda. 


Schaftsgesetzes 1998 heißt es daher: „Sicherheit umfasst 
aber auch die technische Sicherheit der Erzeugungs-, 
Transport- und Verteilungsanlagen und bedeutet insofern 
Ungefährlichkeit dieser Anlagen für Menschen und Sa- 
chen.“ 

15 . Unter Umweltverträglichkeit schließlich versteht 
das Bundesministerium für Wirfschafi und Technologie 
„die möglichsf schonende Nufzung der nafürlichen Res- 
sourcen“. Weiler heißt es: „Im Energiebereich gehört 
wirksamer Klimaschutz zu den weltweit größten Heraus- 
forderungen. Die Bundesregierung hat zahlreiche Initiati- 
ven ergriffen, damit Energie sparsamer und rationeller 
eingesetzt wird und emeuerbare Energien in Zukunft ei- 
nen höheren Anteil an der Energieerzeugung haben. Da- 
mit wirksame Klimaschutzpolitik sich nicht negativ auf 
die Wettbewerbsposition unserer Unternehmen auswirkt, 
müssen Maßnahmen zur Emissionsminderung nicht allein 
national, sondern möglichst im europäischen und interna- 
tionalen Verbund vorangetrieben werden.“ 

16. Das Energiewirtschaftsgesetz bildet jedoch nicht 
den gesamten Ordnungsrahmen für die Energiewirtschaft 
ab. Vielmehr ist der Ordnungsrahmen durch eine ganze 
Reihe weiterer Gesetze und Verordnungen definiert. Zu 
nennen sind hier insbesondere 

- das Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), 
dessen neu geschaffener § 29 für die Energiewirtschaft 
von besonderer Bedeutung ist. Ziel des Ende 2007 ein- 
geführten § 29 GWB ist laut Gesetzesbegründung 
„eine Schärfung des kartellrechtlichen Instrumentari- 
ums zur Bekämpfung missbräuchlich überhöhter 
Energiepreise“, 

- das Erneuerbare -Energien-Gesetz (EEG), dessen Ziel 
die Förderung und der Ausbau emeuerbarer Energien 
ist, 

- das Kraft-Wärme-Koppelungsgesetz (KWKG), dessen 
Ziel die Förderung und der Ausbau der Kraft-Wärme- 
Koppelung ist, 

- das Atomgesetz (AtG), dessen Ziel nach § 1 Nummer 1 
unter anderem darin besteht „die Nutzung der Kern- 
energie zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität 
geordnet zu beenden und bis zum Zeitpunkt der Been- 
digung den geordneten Betrieb sicherzustellen“, 

- das Stromsteuergesetz (StromStG) und das Energie- 
steuergesetz (EnergieStG), welche die Besteuerung 
elektrischer Energie und von Energieerzeugnissen re- 
geln. 

Neben weiteren allgemeinen Gesetzen kommen zahlrei- 
che Verordnungen hinzu. Exemplarisch genannt seien 
hier 

- die Gasnetzzugangsverordnung (GasNZV), 

- die Gasnetzentgeltverordnung (GasNEV), 

- die Gasgrundversorgungsverordnung (GasGVV), 


Ebenda. 
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- die Niederdruckanschlussverordnung (NDAV), 

- die Stromnetzzugangsverordnung (StromNZV), 

- die Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV), 

- die Stromgrundversorgungsverordnung (StromGVV), 

- die Niederspannungsanschlussverordnung (NAV), 

- die Anreizregulierungsverordnung (ARegV), 

- die Kraftwerks-Netzanschlussverordnung (KraftNAV), 

- die Biomasseverordnung (Biomasse V), 

- die Stromsteuer-Durchftihrungsverordnung (StromStV). 

Die Regelungsdichte in der Energiewirtschaft kann daher 
als relativ hoch bezeichnet werden. Ein Grund für diese 
Regelungsdichte kann auch in den unterschiedlichen Ziel- 
setzungen gesehen werden. 

17. Neben den in Gesetzen, Verordnungen und Geset- 
zesbegründungen explizit festgelegten Zielen ist auch zu 
beachten, dass durch diverse Steuern und Abgaben signi- 
fikante Einnahmen für Bund, Länder und Kommunen 
entstehen. Es ist daher nahe liegend, dass auch fiskalische 
Ziele in der Energiepolitik auf Bundes- und Landesebene 
sowie auf kommunaler Ebene eine gewisse Rolle spielen. 
Die Rolle des staatlichen Einflusses auf die Strompreise 
ist beispielhaft anhand der folgenden Grafik illustriert, 
welche die Zusammensetzung der Strompreise für Privat- 


haushalte in Deutschland im Jahr 2007 angibt. Demnach 
sind ca. 40 Prozent des Strompreises direkte oder indi- 
rekte Folge von Steuern, Abgaben oder staatlich auferleg- 
ten Verpflichtungen. Dass diese Politik in einem Zielkon- 
flikt mit dem Ziel der Preisgünstigkeit steht, ist evident. 

18. Schließlich sei noch daraufhingewiesen, dass auch 
industriepolitische Ziele in der Energiepolitik keine unbe- 
deutende Rolle spielen. Zu nennen sind hier zum Beispiel 
die Ministererlaubnis im Zusammenschlussfall E.ON/ 
Ruhrgas'^, aber auch die expliziten Initiativen des Bun- 
desministeriums für Wirtschaft und Technologie zur För- 
derung des Exports von emeuerbaren Energietechnolo- 
gien'^ und von energieeffizienten Produkten durch die 
Exportinitiative Energieeffizienz'’. 

19. Zusammenfassend lässt sich also festhalten, dass die 
Bundesregierung und der Gesetzgeber in der Energiepoli- 
tik sehr vielfältige und unterschiedliche Ziele mit unter- 
schiedlichen Instrumenten verfolgen. 


Vgl. Monopolkommission, Zusammenschlussvorhaben der E.ON 
AG mit der Gelsenberg AG und der E.ON AG mit der Bergemann 
GmbH, Sondergutachten 34, Baden-Baden 2002, Tz. 101 ff. sowie 
dies., Zusammenschlussvorhaben der E.ON AG mit der Gelsenberg 
AG und der E.ON AG mit der Bergemann GmbH, Sondergutachten 
35, Baden-Baden 2002. 

Vgl. www.german-renewable-energy.com 
Vgl. http://www.efficiency-from-germany.info/ 


Abbildung 2.1 


Zusammensetzung der Strompreise für Privathaushalte in Deutschland 2007 


Konzessionsa ogaben 



Netzkosten 


30% 

* Die Mehrwertsteuer (auf den Netto-Strompreis) beträgt 19 Prozent. Ihr Anteil am Bruttostrompreis beläuft sich somit auf 15,98 Prozent. 

** Umlagen nach dem Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (KWKG) bzw. dem Emeuerbare-Energien-Gesetz (EEG). 

Quelle: Informationsportal der Bundesregierung für Verbraucher, http://www.energie-verstehen.de/Energieportal/Navigation/strompreise, did= 
249760.html 
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2.2 Träger der Energiepolitik 

20. Energiepolitik findet nieht nur auf bundespolitiseher 
Ebene, sondern auf mindestens vier politisehen Ebenen 
statt. Erstens beeinflussen auf kommunaler Ebene die 
Ausgestaltung von Konzessionsabgaben und Konzessi- 
onsverträgen die Energiepolitik ebenso wie kommunale 
Beteiligungen an Stadtwerken und anderen Energieversor- 
gungsuntemehmen (wie z. B. RWE) und die damit verbun- 
denen Durehgriffsmögliehkeiten auf die Gesehäftspolitik 
dieser Unternehmen. Auf Landesebene ist insbesondere 
die Ausgestaltung von Genehmigungsverfahren zum 
Beispiel beim Kraftwerksbau relevant sowie die regulato- 
risehe und kartellreehtliehe Anwendungspraxis der Lan- 
desregulierungs- und Landeskartellbehörden. Auf Bun- 
desebene dürften neben den oben genannten drei Zielen 
Wirtsehaftliehkeit, Versorgungssieherheit und Umwelt- 
verträgliehkeit aueh fiskal- und industriepolitisehe Erwä- 
gungen nieht irrelevant sein, während auf Ebene der Euro- 
päisehen Union neben einem Wettbewerbsziel aueh ein 
explizites Binnenmarktziel verfolgt wird und Interesse an 
der europaweiten Harmonisierung der Marktregulierun- 
gen besteht. 

21. Diese einzelnen Träger der Energiepolitik haben 
also durehaus untersehiedliehe Ziele oder wenigstens eine 
andere Priorisierung bei der Gewiehtung der Ziele. Wäh- 
rend zum Beispiel die Praxis der Quersubventionierung 
zwisehen Energieversorgung und anderen kommunalen 
Angeboten wie dem ehroniseh defizitären öffentliehen 
Personennahverkehr (ÖPNV) aus Sieht maneher Kom- 
munalpolitiker wünsehenswert sein mag, widersprieht 
dies dem im Energiewirtsehaftsgesetz verankerten Ziel 
einer mögliehst preisgünstigen Energieversorgung. Lo- 
kale Widerstände gegen den Neubau bestimmter Kraft- 
werke ersehweren den Markteintritt auf den Markt für die 
Erzeugung elektriseher Energie, reduzieren somit den 
(zumindest potenziellen) Wettbewerb und beeinflussen so 
die Preisgünstigkeit. Die Widerstände gegen den Ausbau 
der Übertragungsnetze stehen im Konflikt mit dem Ziel, 
den Anteil emeuerbarer Energien zu erhöhen, usw. 

2.3 Zielkonflikte und Stabilität des 
ordnungspolitischen Rahmens 

22. Aus Sieht der Monopolkommission ist die Vielfäl- 
tigkeit der energiepolitisehen Ziele deshalb relevant, weil 
ein besseres Erreiehen eines bestimmten Ziels zugleieh 
ein weniger gutes Erreiehen eines anderen Ziels bedeuten 
kann. Insbesondere geht mit der momentanen Umsetzung 
einiger der angestrebten Ziele eine Reduktion der Wettbe- 
werbsmögliehkeiten einher. 

23. Die Monopolkommission sieht - wie in Absehnitt 
3.1.4 noeh ausgeführt wird - im Elektrizitätsmarkt insbe- 
sondere auf der Erzeugungsebene signifikante Wettbewerbs- 
probleme, welehe dureh eine hohe Marktkonzentration her- 
vorgerufen werden. Diese hohe Marktkonzentration ist 
das Ergebnis zahlreieher Untemehmenszusammensehlüsse 
bei gleiehzeitig hohen Markteintrittsbarrieren. Diese Markt- 
eintrittsbarrieren sind teils struktureller oder aueh strategi- 
seher Natur, teils aber aueh institutionell bedingt. Institu- 
tioneller Natur sind Markteintrittsbarrieren, wenn diese 


dureh staatliehes oder quasi-staatliehes Handeln (z. B. 
dureh die Europäisehe Union) entstehen. Gerade die insti- 
tutioneilen Markteintrittsbarrieren lassen sieh typiseher- 
weise am einfaehsten dureh politisehe Maßnahmen besei- 
tigen. 

24. Auf dem Markt für die Erzeugung elektriseher Ener- 
gie kann der Markteintritt zum einen über den Neubau 
von Kraftwerken in Deutsehland gesehehen oder über den 
Ausbau der sog. Grenzkuppelstellen zwisehen der Bun- 
desrepublik und dem benaehbarten Ausland, wodureh der 
Markteintritt aueh mit ausländisehen Kraflwerksstandor- 
ten möglieh wäre.'* Festzuhalten ist allerdings aueh, dass 
bei einem Ausbau der Grenzkuppelstellen der Energiemix 
in Deutsehland nieht mehr allein in Deutsehland festge- 
legt werden kann. 

25. Die erwartete Profitabilität eines Markteintritts 
dureh den Neubau von Kraftwerken in Deutsehland hängt 
von zahlreiehen Faktoren ab. So wird die erwartete Profi- 
tabilität eines zusätzliehen Kohle- oder Gaskraftwerks er- 
heblieh davon beeinflusst, ob es möglieherweise doeh zu 
einer Verlängerung der Laufzeit aller oder einiger Kern- 
kraftwerke kommen wird oder nieht. Kommt es zu einer 
Laufzeitverlängerung, so sinkt die Profitabilität eines 
Kraftwerksneubaus. Die Unsieherheit über eine mögliehe 
Verlängerung wirkt insofern als Markteintrittsbarriere, als 
sie das Risiko eines Kraftwerksneubaus erhöht. 

26. Entspreehendes gilt für die Unsieherheit über die zu- 
künftige Allokation der C02-Zertifikate. Aueh hier hängt 
die erwartete Profitabilität eines zusätzliehen Kohle- oder 
Gaskraftwerks erheblieh von politisehen Entseheidungen 
ab, nämlieh ob und in welehem Umfang C02-Zertifikate 
zukünftig verauktioniert werden und in welehem Umfang 
diese kostenlos zugeteilt werden. Aueh die Unsieherheit 
über etwaige zukünftige Verpfiiehtungen zur C02-Ab- 
seheidung und -Speieherung (Carbon Dioxide Capture 
and Storage - CCS) erhöht das Risiko eines Kraftwerks- 
neubaus. 

27. Eingeengt wird der Raum für kompetitive Stromer- 
zeugung sehließlieh aueh dureh die Foreierung des Aus- 
baus emeuerbarer Energien. Naeh § 21 Absatz 2 EEG 
können emeuerbare Energien in der Regel für 20 Jahre zu 
garanfierten Einspeisefarifen bevorzugf in das Sfromnefz 
eingespeisf werden. Je sfärker der Ausbau emeuerbarer 
Energien nun angereizf und betrieben wird, desto weniger 
Raum bleibt für den Betrieb von Kohle- und Gaskraftwer- 
ken, sodass mit dem Ausbau emeuerbarer Energien der 
wettbewerbliehe Teil des Marktes weiter sehmmpft. 

28. Verteuert wird der Bau neuer Kraftwerke sehließlieh 
aueh dureh aufwändige staatliehe Genehmigungsverfah- 
ren sowie dureh öffentliehe Proteste und Widerstände. Zu 
steigenden Strompreisen dürften darüber hinaus neben 
Maßnahmen wie dem C02-Emissionshandel aueh Förder- 
maßnahmen zur Steigemng der Energieeffizienz führen. 
Eine erhöhte Energieeffizienz führt zu einem geringeren 
Verbraueh, sodass die Fixkosten insbesondere der Strom- 


Der effiziente Ausbau der Grenzkuppelstellen wird in Abschnitt 
6.2. 1.2 detailliert erörtert. 
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durchleitung auf weniger kWh umgelegt werden müssen 
und somit der Preis pro kWh steigen muss. 

29. Von elementarer Bedeutung sowohl für eine Intensi- 
vierung des Wettbewerbs als aueh für die langfristige Ver- 
sorgungssieherheif sind Invesfifionen in energiewirt- 
sehaflliehe Infrasfrukfuren (Nefze und Kraftwerke). Für 
diese wiederum isf ein sfabiler ordnungspolifiseher Rah- 
men essenziell. Insfabile Rahmenbedingungen hingegen 
drohen Investitionen und somit aueh die dynamisehe Effi- 
zienz zu gefährden. Dies isf gerade in der Energiewirt- 
sehafl relevant, weil energiewirtsehaftliehe Infrastruktu- 
ren stark standortspezifiseh, nieht reversibel und sehr 
langfristig sind. Je naeh Investition beträgt der typisehe 
Kalkulationszeitraum 20 bis 40 Jahre. Mit einer Investi- 
tion in Netze oder Kraftwerke liefert sieh der Investor in 
gewisser Weise der Politik aus, da er aueh bei einer aus 
seiner Sieht drastisehen Versehleehterung des ordnungs- 
politisehen Rahmens die Investitionen nieht abziehen 
oder verlagern kann. 

30. Stabile Rahmenbedingungen, deren Änderungen 
mögliehst vorhersehbar und transparent sind, und eine 
konsistente Energiepolitik, die klare Prioritäten setzt, sind 
daher entseheidend für ein investitionsfreundliehes Klima 
in der Energiewirtsehafl. Die polifisehen Ziele und ihre 
Gewiehtung sollten deshalb nieht wiederholt kurzfristig 
verändert werden. Gefragt ist eine klare und vorherseh- 
bare Energiepolitik mit mögliehst stabilen Rahmenbedin- 
gungen. 

3 Märkte für leitungsgebundene Energie 

3.1 Elektrizität 

3.1.1 Nachfrage nach Elektrizität^^ 

31 . Strom ist aus Sieht eines Nutzers, der Strom zum Be- 
trieb elektriseher Geräte verwendet, ein homogenes Gut. 
Für die reine Verwendung ist unerheblieh, mittels weleher 
Produktionsteehnologie, aus welehem Primärenergieträ- 
ger und von welehem Anbieter der Strom erzeugt wurde. 
Aueh ist es unerheblieh, ob der Strom direkt vom Erzeuger 
oder indirekt über untersehiedliehe Händler und Weiter- 
verteiler vermittelt wird. Die Verbraueher konsumieren 
„Strom aus der Steekdose“ in einer einheitliehen und stets 
gleiehen Qualität. Dureh die Homogenität des Produktes 
Strom ist der Strompreis der maßgebliehe Entseheidungs- 
paramter bei einer bewussten Entseheidung über den 
Strombezug. 

32. Misst ein Naehfrager bei seiner Kaufentseheidung 
aueh der Herkunft des Stroms Bedeutung bei, erhält 
Strom einen heterogenen Charakter. Nutzenuntersehiede, 
die die Naehfrager dann untersehiedliehen „Stromsorten“ 
beimessen, können beispielsweise aus Untersehieden in 
der Umweltverträgliehkeit des zur Stromerzeugung ver- 


Die Monopolkommission hat sich bereits in ihrem ersten Sondergut- 
achten ausführlich mit den nachfrageseitigen und den angebotsseiti- 
gen Besonderheiten des Strommarktes auseinandergesetzt; vgl. Mo- 
nopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. 0., Tz. 50-93. Im 
vorliegenden Gutachten fassen die Abschnitte 3.1.1 und 3.1.2 die für 
spätere Überlegungen wesentlichen Punkte zusammen. 


wendeten Primärenergieträgers oder - bei industriellen 
Stromkunden - aus Untersehieden in der Versorgungssi- 
eherheit herrühren. 

33. Eine Lieferung von Strom entsprieht der simultanen 
Einspeisung und Entnahme von Elektrizität aus dem 
Stromnetz. Erzeuger speisen Energie in das Netz ein und 
Letztverbraueher entnehmen die von ihnen benötigten 
Mengen (Last) aus der gesamten, im Netz befindliehen 
Energiemenge. Aus physikalisehen Gründen ist die di- 
rekte Zuordnung oder gezielte Sendung einer von einer 
Erzeugungsanlage an einen Letztverbraueher über das 
Stromnetz gelieferten Elektrizitätsmenge unmöglieh. Es 
wird daher zwisehen Erzeugern und Verbrauehem stets 
nieht die physisehe Strommenge im engeren Sinne gehan- 
delt, sondern ein Reeht zum Bezug von Strom, das den 
Erwerber zur Entnahme einer bestimmten Menge Strom 
aus dem Netz über einen festgelegten Zeitraum bereehtigt 
und den Veräußerer dazu verpfiiehtet, gleiehzeitig die 
entspreehende Strommenge in das Netz einzuspeisen.^o 

34. Die versehiedenen Naehfragergruppen untersehei- 
den sieh im Hinbliek auf die Preiselastizität der Naeh- 
frage. Haushaltskunden haben kurzfristig nur sehr be- 
grenzte Mögliehkeiten, ihre Naehfrage naeh Strom an 
branehenweit steigende Preise anzupassen, da ihre Aus- 
stattung mit Haushaltsgeräten gegeben ist. Zwar bestehen 
gewisse Mögliehkeiten zum sparsameren Einsatz von 
Strom; ohne eine Abkehr von Nutzungsgewohnheiten der 
Vergangenheit können zukünftige Stromeinsparungen in 
Haushalten aber nur dureh den längerfristigen Ersatz ver- 
brauehsintensiver Geräte dureh sparsamere Geräte er- 
reieht werden. Aueh das gestiegene Umweltbewusstsein 
der Naehfrager trägt dann zu mögliehen Bedarfssenkun- 
gen bei. Es ist daher davon auszugehen, dass die Gesamt- 
naehfragekurve der Haushaltskunden in kurzer Frist ver- 
gleiehsweise preisunelastiseh ist. Mittel- bis langfristig 
können die Haushalte jedoeh dureh den Einsatz stromspa- 
render Teehnik auf gestiegene Strompreise reagieren. 

35. Bei Industriekunden ist aueh in kurzer Frist eine An- 
passung der Verbrauehsgewohnheiten an branehenweit 
gestiegene Strompreise möglieh und gegebenenfalls not- 
wendig. ln dem Maße, in dem gestiegene Strompreise 
nieht in Form höherer Preise für die von ihnen erzeugten 
Produkte an die Endkunden weitergereieht werden kön- 
nen, werden Unternehmen entweder teehnologisehe An- 
passungen vornehmen, die den Stromeinsatz reduzieren, 
oder den eigenen Absatz einsehränken müssen, was eben- 
falls zu einem geringeren Strombedarf führt. Es ist daher 
davon auszugehen, dass die Gesamtnaehfragekurve von 
Industriekunden naeh Strom aueh in kurzer Frist ver- 
gleiehsweise elastiseh auf branehenweite Strompreisän- 
derungen reagiert. 

36. Die Untersehiede der versehiedenen Naehfrager- 
gruppen im Hinbliek auf die Preissensibilität spiegeln sieh 
aueh in einem untersehiedliehen Weehselverhalten wider. 
Die Zahlen der Bundesnetzagentur lassen erkennen, dass 


20 Vgl. Gleave, S., Die Marktabgrenzung in der Elektrizitätswirtschaft, 
Zeitschrift für Energiewirtschaft 32(2), 2008, S. 122-126. 
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stets diejenigen Letztverbraueher wechselbereiter sind, die 
jeweils im oberen Mengenbereich einer Jahresverbrauchs- 
kategorie angesiedelt sind. Die Bundesnetzagentur konsta- 
tiert für das Berichtsjahr 2007 einen „ausbaufähigen 
Wettbewerb“ besonders im Haushalfskundenbereich. Haus- 
halfskunden (im Sinne von § 3 Nummer 22 EnWG) mit ei- 
ner Abnahmemenge von weniger als 10 MWh/Jahr ver- 
zeichnen die geringste Wechselquote. Diese ist gegenüber 
dem Jahr 2006 zwar um 1,7 Prozentpunkte gestiegen, lag 
jedoch insgesamt bei nur 4,2 Prozent. Die höchste Wech- 
selquote wies das Segment der „großen und sehr großen In- 
dustriekunden“ auf, die mehr als 2 GWh/Jahr Strom im 
Jahr entnehmen. Hier lag die Wechselquote im Jahr 2007 
bei 13,2 Prozent. Im Durchschnitt über alle Kundenseg- 
mente beträgt die Wechselquote etwa 10 Prozent.^' 

37 . Bei den Haushaltskunden dominieren die Grundver- 
sorger das Marktgeschehen. Insgesamt wurden 93,6 Pro- 
zent der jährlich an die Haushaltskunden gelieferten Elek- 
trizitätsmenge von Grundversorgem geliefert, während 
durch Wettbewerber lediglich 6,4 Prozent der gesamten 
jährlichen Elektrizitätsmenge vermarktet wurden. Die üb- 
rigen, zumeist gewerblichen Letztverbraucher wurden im 
Jahr 2007 hingegen zu einem deutlich größeren Teil von 
den Wettbewerbern der lokalen Grundversorger beliefert. 
Während der Marktanteil der Wettbewerber an der insge- 
samt gelieferten Elektrizitätsmenge hier 46,7 Prozent be- 
trug, kamen die Grundversorger auf einen Marktanteil 
von 53,3 Prozent.22 

38 . Die niedrige Wechselquote von Haushaltskunden hat 
eine Reihe von Gründen. Bedeutende Ursachen für den 
ausbleibenden Wechsel sfellen weiferhin Informationsde- 
fizife und habitualisierfes Verhalten dar. Manche Nachfra- 
ger von elektrischer Energie sind sich nicht bewusst, dass 
der Wechsel des Stromlieferanten überhaupt möglich ist. 
Andere haben zwar prinzipiell Kenntnis von den Wechsel- 
möglichkeiten, sehen jedoch bei einem Wechsel die Ver- 
sorgungssicherheit gefährdet oder glauben, dass der 
Wechsel kompliziert bzw. mit Unannehmlichkeiten ver- 
bunden ist. Bei privaten Verbrauchern besteht oftmals 
keine Kenntnis darüber, dass die Stromversorgung gesetz- 
lich sichergestellt ist und es entsprechend § 36 EnWG im 
Rahmen des Anbieterwechsels nicht zu Versorgungsunter- 
brechungen kommen kann. Selbst wenn der neue Strom- 
anbieter in Konkurs ginge, müsste der angestammte 
Grundversorger die Stromlieferung fortsetzen. 

39 . Die Wechselbereitschaft der Haushaltskunden ist 
zudem durch ein regelmäßig als zu gering erachtetes Ein- 
sparpotenzial bei einem Lieferantenwechsel eingeschränkt. 
Haushaltskunden mögen vermuten, dass die Preisspreizung 
der unterschiedlichen Angebote sehr gering ist. Wenn der 
Nachfrager zusätzlich durch seinen niedrigen Stromver- 
brauch auch nur einen geringen Strombedarf hat, so kann 
das Einsparpotenzial als unerheblich empfunden werden. 
Darüber hinaus ist der Anteil der Stromkosten am Ge- 
samtbudget der meisten Haushalte relativ gering. Die 
Stromkosten treten der Höhe nach auch nicht häufig in 


Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 93-96. 
Vgl. ebenda. 


das Bewusstsein der Stromnachfrager. So findet eine 
Kontaktaufnahme zwischen Versorgern und Nachfragern 
in der Regel jährlich statt, wenn die monatlich zu leisten- 
den, ansonsten aber fixen Abschlagszahlungen festgelegt 
werden. 

40 . Tatsächlich ist die Preisspreizung der verschiedenen 
Tarife jedoch - unabhängig von der Bevölkerungsdichte - 
groß. Weiterhin sind die messbaren Wechselkosten jen- 
seits psychischer Wechselbarrieren zumindest für inter- 
nefkundige Sfromnachfrager vemachlässigbar. Preisinfor- 
mationen und Preisvergleichsmöglichkeiten sind über 
diverse Tarifrechner im Infemef erhältlich, die es regel- 
mäßig bei einer Reihe von Tarifen auch ermöglichen, den 
Wechselauftrag online zu erteilen. Der Anbieterwechsel 
selbst ist unentgeltlich möglich. Die Kündigungsfrist für 
den Sfromlieferverfrag im Rahmen der Grundversorgung 
befrägt gemäß § 20 Absatz 1 Satz 1 StromGVV einen 
Monat zum Ende des jeweiligen Kalendermonats. 

41 . Eine bedeutende Ursache für die geringe Wechsel- 
quote bei den Haushaltskunden liegt auch darin, dass 
Strom kein Produkt darstellt, mit dem sich Nachfrager 
identifizieren oder von anderen Nachfragern abgrenzen 
können. Die Wahrnehmung von Strom als Gut findet in 
vielen Fällen zudem nicht statt, weil elektrische Energie 
lediglich dazu dient, den Betrieb von elektrischen Gerä- 
ten zu gewährleisten, die letztlich für die Verbraucher 
nufzensfiftend sind. Anders als bei gegensfändlichen und 
dauerhaften Konsumgüfem, aus denen man durch An- 
wendung direkfen Nufzen erfährt, erscheint es daher bei 
dem Gut Strom wenig nahe liegend, dass Verbraucher 
sich mit dem Produkt als solchem auseinandersetzen. 

42 . Die Einführung „infelligenter Zähler“, sog. Smarf 
Mefer, könnfe bei Haushalfskunden zu einer Belebung 
des Wettbewerbs und einer Sfeigerung der Preissensibili- 
fäf führen. Smarf Mefer ermöglichen die unferfägige In- 
formafion über den Energieverbrauch, lasfabhängige Ta- 
rife auch bei Kleinkunden und eine zeitnahe Abrechnung 
des tatsächlichen Energieverbrauchs gegenüber dem End- 
kunden. § 21b Absatz 3a EnWG sieht vor, dass Messstel- 
lenbetreiber, in Neubauten oder bei größeren Renovierun- 
gen ab dem 1. Januar 2010 Zähler einbauen, die dem 
Anschlussnutzer seinen tatsächlichen Verbrauch zeitnah 
widerspiegeln. § 21b Absatz 3b EnWG verpflichtet die 
Messstellenbetreiber, auch allen sonstigen Anschlussnut- 
zem den Einbau eines solchen Zählers ab dem 1. Januar 
2010 anzubieten. Jeder Anschlussnutzer kann anschließend 
wählen, ob er das Angebot annimmt. Voraussetzungen für 
das Angebof sind jeweils die fechnische Machbarkeif und 
die wirfschaftliche Zumutbarkeif. Mit den beschriebenen 
Regelungen erfüllt die Bundesregierung die Vorgaben der 
Richtlinie 2006/32/EG23, die die Förderung der Installa- 
tion von individuellen Zählern als wichtige Maßnahme 
zur Erreichung der Energiesparziele nennt. Zwischen 
2006 und Ende 2015 will die Europäische Union ihren 


23 Richtlinie 2006/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 5. April 2006 über Endenergieeffizienz und Energiedienstleis- 
tungen und zur Aufhebung der Richtlinie 93/76/EWG des Rates, 
ABI. EU Nummer L 114 vom 27. April 2006, S. 64. 
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Energiebedarf um insgesamt 9 Prozent senken. Dureh 
Smart Metering sollen nun die Höhe und die zeitliehe 
Struktur des Stromkonsums in das Bliekfeld der Haus- 
halte gerüekt werden. Lastabhängige Tarife würden im 
Idealfall zu jedem Zeitpunkt stets den Grenzkosten der 
Stromerzeugung und Netzbeanspruehung entspreehen, 
den Verbrauehem über den intelligenten Zähler signali- 
siert werden und ihnen auf diese Weise Anreize zur Ver- 
änderung ihres Verbrauehsverhaltens liefern. Hierdureh 
wird auf eine Senkung des absoluten Stromverbrauehs 
hingewirkt, insbesondere aber aueh auf eine gleichmäßi- 
gere Lastverteilung über den Tag. Diese würde den Be- 
darf zur kostenintensiven Vorhaltung von Erzeugungs- 
und Übertragungskapazitäten in den Netzen verringern. 

43. Industriekunden hingegen verzeichnen eine gegen- 
über Haushalten vergleichsweise hohe Wechselbereit- 
schaft. Bei vielen Industriekunden stellt Elektrizität einen 
erheblichen Kostenfaktor dar. Das absolute Einsparpoten- 
zial liegt hier aufgrund des um ein Vielfaches größeren 
Stromverbrauchs deutlich höher als bei Haushaltskunden. 
Insbesondere bei großen Unternehmen ist es selbstver- 
ständlich, dass sie Strompreise im Rahmen ihres Kosten- 
managements vergleichen und über die Kosten alternati- 
ver Strombeschaffung aufgeklärt sind. Sie können daher 
in Vertragsverhandlungen Mengenrabatte durchsetzen oder 
als Großkunden auch selbst am Großhandelsmarkt als 
Nachfrager auftreten. 

3.1.2 Angebot von Elektrizität 

3.1 .2.1 Kraftwerksabruf nach der Merit Order 

44. Strom ist durch seine Nichtspeicherbarkeit gekenn- 
zeichnet. Dies hat zur Folge, dass zu jedem Zeitpunkt 
stets genau soviel Strom produziert werden muss, wie 
von Verbrauchern nachgefragt wird. Die im Laufe eines 
Tages unweigerlich auftretenden Nachfrageschwankun- 
gen lassen sich daher nur durch das Zu- und Abschalten 
von Kraftwerken ausgleichen. 

45. Mögliche Größenvorteile bei der Stromerzeugung 
werden im Bereich der relevanten Nachfrage bereits früh- 
zeitig vollständig ausgeschöpft. Daher ist aus ökonomi- 
scher Sicht das konkurrierende Angebot von Elektrizität 
mit effizienten Betriebsgrößen möglich. Der deutsche Er- 
zeugermarkt verzeichnet allerdings mit Blick auf die Ver- 
fügbarkeit unterschiedlicher Technologien, die sich mit 
ihren Kostenstrukturen in der Eignung zur Deckung der 
im Zeitablauf fluktuierenden Nachfrage unterscheiden, 
eine Heterogenität. Nur die vier großen Verbunduntemeh- 
men EnBW, E.ON, RWE und Vattenfall Europe verfügen 
über ein Erzeugerportfolio, das alle Lastzeiten abdecken 
kann. Die übrigen Erzeuger besitzen dagegen häufig 
Kraftwerke mit geringerer Erzeugungskapazität, die sich 
besonders zur Deckung der Nachfrage in einer bestimm- 
ten Lastzeit eignen. 

46. Die Kraftwerke werden nach ihrer jeweils typischen 
Produktionstechnologie und in Abhängigkeit von der je- 
weils durch die Höhe der Nachfrage am Netz anliegenden 
Last in Grundlast-, Mittellast-, und Spitzenlastkraftwerke 
unterschieden. Grundlastkraftwerke speisen ihre kon- 


stante Leistung dauerhaft in das Stromnetz und werden in 
der Regel nur zu Revisionszwecken vom Netz genom- 
men. Da sie vergleichsweise lange Anlaufzeiten benöti- 
gen, ist ihr Einsatz wenig flexibel. Typische Grundlast- 
kraftwerke sind fossilthermische Dampfkraftwerke, die 
mit Braunkohle als Brennstoff arbeiten. Außerdem wer- 
den Steinkohlekraftwerke, Kernkraftwerke sowie nicht 
thermische Laufwasserkraftwerke im Grundlastbetrieb 
eingesetzt. Die Anlaufzeiten von Mittellastkraftwerken 
sind im Vergleich zu Grundlastkraftwerken kürzer. Hier- 
durch wird es möglich, die vorhersehbaren periodischen 
Schwankungen im Energiebedarf abzudecken. Als typi- 
sche Mittellastkraftwerke dienen Gaskraflwerke oder 
thermische Dampfkraftwerke, die mit Steinkohle betrie- 
ben werden, ln den Spitzenlastzeiten kommen fossilther- 
mische Gasturbinenkraftwerke und Pumpspeicherkraft- 
werke zum Einsatz. 

47. Die verschiedenen Kraftwerkstypen unterscheiden 
sich in voneinander abweichenden Relationen von fixen 
zu kurzfristig variablen Kosten. Die fixen Kosten setzen 
sich insbesondere aus Kapitalkosten, Instandhaltungskos- 
ten und Personalkosten zusammen. Die kurzfristig vari- 
ablen Kosten eines Kraftwerks ergeben sich überwiegend 
aus den Kosten für den eingesetzten Primärenergieträger. 
Grundlastkraftwerke verursachen tendenziell relativ hohe 
fixe Kosten, aber vergleichsweise geringe variable Kos- 
ten der Stromerzeugung. Spitzenlastkraftwerke hingegen 
sind durch relativ hohe variable Kosten gekennzeichnet. 
Auf einem wettbewerblichen Erzeuger- und Großhan- 
delsmarkt erfolgt das Angebot elektrischer Energie nach 
den Grenzkosten der Stromproduktion in den jeweiligen 
Kraftwerken, die den zuvor skizzierten variablen Kosten 
entsprechen. Bei einem gegebenen niedrigen Großhan- 
delspreis wird Strom nur von den Kraftwerken angebo- 
ten, die ihre kurzfristig variablen Kosten zu dem herr- 
schenden Marktpreis decken können. Steigt der erzielbare 
Preis, so wird auch der Strom aus anderen Kraftwerken 
mit höheren Grenzkosten der Stromproduktion am Markt 
angeboten. Dieser kostenminimierende Einsatz der Kraft- 
werke bei gegebener Stromnachfrage wird als Kraft- 
werksabruf nach der Merit Order bezeichnet. 

48. Die Abbildung 3.1 gibt in abstrakt-schematischer 
Darstellung eine theoretisch denkbare Merit Order wie- 
der. ^4 Die Abbildung unterstellt eine vollständig unelasti- 
sche Nachfrage, welche die durch die ansteigenden 
Grenzkosten der Erzeugung beschriebene Angebotskurve 
zum dargestellten Zeitpunkt gerade im Bereich von Gas- 
und Dampfturbinenkraftwerken schneidet. Es ist also er- 
sichtlich, dass genau nur ein Kraftwerk oder Kraftwerk- 
styp das preisbestimmende Kraftwerk ist. Weiterhin wird 
deutlich, dass auch auf dem Strommarkt nur ein einziger 
einheitlicher Marktpreis existiert, der für alle Anbieter 
unabhängig von ihren individuell verschiedenen Erzeu- 
gungskosten in gleicher Weise gilt. Mithin bestimmen die 
Grenzkosten des preisbestimmenden Kraftwerks nicht 


24 Die Abbildung spiegelt nicht die tatsächlichen Kostenverhältnisse 
zwischen den verschiedenen Erzeugungsarten wider. Auch C02-Zer- 
tifikate wurden nicht berücksichtigt. 
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Abbildung 3.1 

Kraftwerksabruf nach einer theoretischen Merk Order 



Quelle: EG-Kommission, Entscheidung vom 26. November 2008, COMP/39.388 und COMP/39.389 - Deutscher Stromgroßhandels- und Regel- 
energiemarkt, WuW/E EE(-V 1380, 1384. 


Abbildung 3.2 


Merk Order in Deutschland 



Quelle: EG-Kommission, Entseheidung vom 26. November 2008, COMP/39.388 und COMP/39.389 - Deutscher Stromgroßhandel und Regel- 
energiemarkt, WuW/E EE(-V 1380, 1385. 
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nur über die Einnahmen des Betreibers des Grenzkraft- 
werks, sondern auch über diejenigen aller anderen Kraft- 
werke. 

49. Die in der Abbildung 3.1 unterstellten Grenzkosten 
für die unterschiedlichen Kraflwerkstypen führen zu einer 
Angebotsfunktion mit einem intervall-fixen Kurvenver- 
lauf Bei einer beliebig tiefen kostenmäßigen Differenzie- 
rung der unterschiedlichen Kraftwerkstypen wird ein 
konvexer, progressiv steigender Kostenverlauf bei einem 
Kraftwerksabruf nach der Merit Order angenommen. 
Dieser hat insbesondere die auch für wettbewerbspoliti- 
sche Beurteilungen relevante Folge, dass im Bereich der 
Grundlast vergleichsweise große Erzeugungskapazitäten 
mit ähnlichen Erzeugungsgrenzkosten bestehen, wäh- 
rend im Bereich der Spitzenlast die Kostenunterschiede 
zwischen den verschiedenen Erzeugungsanlagen be- 
trächtlich werden. 

50. Der für das Elektrizitätsangebot in Deutschland an- 
genommene Kurvenverlauf bestätigt sich im Markt. Die 
in der Abbildung 3.2 beispielsweise abgetragenen Kurven 
gehen auf die Marktstudie von London Economics im 
Jahr 2007 zurück.^^ Die verschiedenen Merit-Order-Kur- 
ven für die Jahre 2003 bis 2005 wurden aus dem Monats- 
durchschnitt der verfügbaren installierten Kapazität der 
einzelnen Stromerzeugungsanlagen und den Brennstoff- 
kosten der Anlagen abgeschätzt. Die Kraftwerke auf der 
rechten Seite jeder Kurve sind Erdgas- und Ölkraftwerke. 
Auf der linken Seite finden sich Wasserkraft- und Kern- 
kraftwerke. Die dargestellten Kurven enthalten noch 
keine Kosten aus C02-Zertifikaten, die aus dem europäi- 
schen Emissionshandel seit dem Jahr 2005 resultieren. 
Hiervon sind beispielsweise die Wasserkraft- und Kern- 
kraftwerke nicht betroffen, wohl aber steigen die Kosten 
für alle Kraftwerkstypen, die fossile Primärenergieträger 
verwenden, jeweils um die Opportunitätskosten der bei 
Stromerzeugung benötigten Zertifikate. 

3.1 .2.2 Erzeugungskapazitäten auf 
dem deutschen Strommarkt 

51 . Überkapazitäten zur Elektrizitätserzeugung sind auf 
einem liberalisierten Strommarkt nicht nur aus Gründen 
der Versorgungssicherheit von Bedeutung. Ginge es um 
diese alleine, so wäre mit Blick auf die im Jahresverlauf 
und untertägig schwankende Nachfrage nach Elektrizität 
lediglich eine Erzeugungsstruktur und vor allen Dingen 
eine insgesamt verfügbare Erzeugungskapazität anzustre- 
ben, die zu jedem Zeitpunkt des Jahres eine gerade dafür 
hinlängliche Reservekapazität vorhält, sodass der Gleich- 
gewichtspreis im Stromhandel für einige normativ als be- 
sonders bedeutend vorgegebene Anwendungen niemals 
prohibitiv hoch wird. Hierbei ist dann insbesondere zu 
beachten, dass Erzeugungsanlagen mit emeuerbaren En- 
ergiequellen in ihrer Leistungsabgabe von mitunter stark 
schwankenden klimatischen Bedingungen abhängig sind 
und konventionelle thermische Kraftwerke wie Kem- 


London Economics, Stmcture and Performance of Six European 
Wholesale Electricity Markets in 2003, 2004 and 2005, February 
2007. 


kraftwerke mit einer gewissen Wahrscheinlichkeit ausfal- 
len sowie regelmäßig Revisionen unterzogen werden 
müssen. Entsprechende Reserven bestehen in der Bun- 
desrepublik Deutschland. Zum jeweiligen Zeitpunkt der 
Jahreshöchstlast lag die sog. gesicherte Leistung, also die 
gesamte inländische Erzeugungskapazität abzüglich der 
nicht einsetzbaren Leistung, der Ausfälle, Revisionen und 
einer Reserve für Systemdienstleistungen, beispielsweise 
im Jahr 2002 noch um ca. 2,1 Prozent über der Last, im 
Jahr 2005 schon um ca. 7,8 Prozent und im Jahr 2006 um 
ca. 10,8 Prozent. 26 Hierbei wurde der Strom sogar allein 
über den Preis rationiert, sodass aus der Perspektive der 
Versorgungssicherheit noch keine normative Auswahl ge- 
troffen werden musste. 

52. Aus wettbewerbspolitischer Perspektive sind abso- 
lute Überkapazitäten in der Stromerzeugung nicht oder in 
einem nur geringen Umfang erforderlich. Jedoch weist 
die Monopolkommission darauf hin, dass zur Wahrung 
eines effizienten Kraftwerkseinsatzes entsprechend der 
Merit Order relevante Überkapazitäten insbesondere im 
Bereich der Grenzkraftwerke und hierbei insbesondere zu 
Spitzenlastzeiten benötigt werden. Es ist daher nicht al- 
lein die Existenz von Überkapazitäten im Allgemeinen 
bedeutend, sondern insbesondere ihre Kostenstruktur so- 
wie die Verteilung der relevanten Überkapazitäten auf 
verschiedene im Wettbewerb stehende Anbieter. Insbe- 
sondere wenn die Überkapazitäten in ihrer Kostenstruktur 
denjenigen des effizienten Grenzkraftwerks entsprechen 
und sie sich in ausreichendem Maße in den Händen von 
im Wettbewerb stehenden Anbietern befinden, kann 
durch Wettbewerbsdruck beispielsweise der Kapazitäts- 
zurückhaltung durch marktmächtige Unternehmen wir- 
kungsvoll entgegengewirkt werden .22 

53. Da die unterschiedlichen Kraftwerkstypen durch ihre 
spezifische Eignung als Grundlast-, Mittellast- oder Spit- 
zenlastkraftwerke über das Jahr unterschiedlich stark aus- 
gelastet werden, ergeben sich Anteile an der Netto-Strom- 
erzeugung, die von den Anteilen an den verfügbaren 
Erzeugungskapazifäfen der unferschiedlichen Kraftwerks- 
typen abweichen. Eine Übersicht der Jahresvolllaststun- 
den gibt hierbei einen Aufschluss über die Einsatzintensi- 
tät des jeweiligen Kraftwerkstyps. Jahresvolllaststunden 
geben an, wie viele der 8 760 Stunden eines Jahres ein 
Kraftwerk bei maximaler Leistung hätte laufen müssen, um 
seine tatsächliche Jahresproduktion zu erzeugen.^* Hierbei 
erweisen sich die Grundlastkraftwerke als besonders stark 
ausgelastet. Im Jahr 2007 kamen Kernkraftwerke auf 
7 790 Jahresvolllaststunden und Braunkohlekraftwerke 
auf 7 030 Jahresvolllaststunden. Mittellastkraftwerke, die 
mit Steinkohle oder Erdgas betrieben werden, kamen 2007 
auf 4 810 Jahresvolllaststunden bzw. 3 450 Jahresvolllast- 


26 Vgl. Bund der Energieverbraucher, http://www.energienetz.de/de/ 
Energiebezug/Strom/Stromwirtschaft/Kapazitaeten_357 [25. Juni 2009]. 

22 Vgl. hierzu auch die Ausführungen in Kapitel 4, insbesondere Ab- 
schnitt 4.2.3. 

28 Da Kraftwerke allerdings nicht immer mit maximaler Leistung lau- 
fen, ist ihre tatsächliche Nutzungsdauer in der Regel höher als der zu 
Vergleichszwecken errechnete Wert der Jahresvollaststunden. 
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Abbildung 3.3 
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Quelle: BDEW, Energiemarkt Deutschland - Zahlen und Fakten zur Gas- und Stromversorgung 2008, Berlin 2008, S. 12. 


stunden. Die witterungsabhängigen Windkraftwerke hin- 
gegen, deren Erzeugung wie bei der Photovoltaik nieht 
planbar ist, kamen nur auf 1 840 Jahresvolllaststunden. 
Den niedrigsten Wert verzeiehnen Photovoltaikanlagen 
mit 940 Jahresvolllaststunden.29 Entspreehend den diver- 
gierenden Einsatzintensitäten hatten beispielsweise Braun- 
kohlekraftwerke im Jahr 2007 einen Anteil an der Kraft- 
werkskapazität von 14 Prozent, trugen aber zu 24 Prozent 
der Netto- Stromerzeugung bei. Hingegen hatte die Wind- 
kraft einen Kapazitätsanteil von 16 Prozent, konnte aber 
nur zu 7 Prozent der Netto-Stromerzeugung beitragen. 

3.1 .2.3 Stromerzeugung aus erneuerbaren 
Energiequellen und über 
Kraft-Wärme-Kopplung 

54. Kraftwerke, die Strom aus emeuerbaren Energie- 
quellen gewinnen oder über Kraft-Wärme-Kopplungs- 
Verfahren erzeugen, werden besonders gefördert. Die 
hierfür maßgebliehen Gesetze sind das Emeuerbare-Ener- 
gien-Gesetz (EEG)^** und das Kraft- Wärme-Kopplungs- 


Vgl. BDEW, Energiemarkt Deutschland - Zahlen und Fakten zur 
Gas- und Stromversorgung 2008, Berlin 2008, S. 13. 

Gesetz für den Vorrang Emeuerbarer Energien vom 25. Oktober 2008, 
BGBl. I S. 2074, das durch Artikel 5 des Gesetzes vom 28. März 
2009 (BGBl. I S. 643) geändert worden ist. 


gesetz (KWKG)^'. Ihnen wird gesetzlieh ein vorrangiger 
Ansehluss gewährt und die vorrangige Abnahme des 
Stroms dureh den Netzbetreiber zu einem gesetzlieh fest- 
gelegten Mindestabnahmepreis garantiert. 

55. Das Jahr 2007 verzeiehnete eine EEG-Quote von 
15,7 Prozent.33 Die EEG-Quote gibt die von den Übertra- 
gungsnetzbetreibem aufgenommene Strommenge aus dureh 
das EEG geförderten Anlagen bezogen auf die gesamte in 
Deutsehland an Endverbraueher abgegebene Strommenge 
an. Unter den emeuerbaren Energiequellen besitzt die 
Windkraft mit einem Erzeugungsmarktanteil von ea. 
7 Prozent die größte Bedeutung. Windenergieanlagen sind 
sehwerpunktmäßig im norddeutsehen und nordostdeut- 


Gesetz für die Erhaltung, die Modernisierung und den Ausbau der 
Kraft-Wärme-Kopplung vom 19. März 2002, BGBl. I S. 1092. 

Nach dem EEG förderfahige Erzeugungsanlagen verwenden gemäß 
§ 3 Nummer 3 ausschließlich Wasserkraft einschließlich der Wellen-, 
Gezeiten-, Salzgradienten- und Strömungsenergie, Windenergie, so- 
lare Strahlungsenergie, Geothermie, Energie aus Biomasse ein- 
schließlich Biogas, Deponiegas und Klärgas sowie Energie aus dem 
biologisch abbaubaren Anteil von Abfällen aus Haushalten und In- 
dustrie. § 2 KWKG bestimmt als förderfahige Erzeugungsanlagen 
Kraftwerke mit Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen auf der Basis von 
Steinkohle, Braunkohle, Abfall, Abwärme, Biomasse sowie gasför- 
migen oder flüssigen Brennstoffen . 

Vgl. BDEW, Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) - Jahresabrech- 
nung 2007. 
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sehen Raum angesiedelt. Die Stromerzeugung aus Wind- 
energie ist witterungsbedingt von starken tages- und jahres- 
zeitliehen Sehwankungen geprägt und nur eingesehränkt 
prognostizierbar. Windenergie- und Photovoltaikanlagen 
sind jedoeh in der Regel dauerhaft in Betrieb, da die 
Grenzkosten dieser Kraftwerke sehr gering sind. Sie tra- 
gen somit aueh in Zeiten geringer Last zur Deckung des 
Elektrizitätsbedarfs bei. Dies gilt auch für Laufwasser- 
kraftwerke, die ebenfalls zur Deckung der Grundlast ein- 
gesetzt werden. 

56 . Kraft-Wärme-Kopplungs- Verfahren erhöhen den Wir- 
kungsgrad von Kraftwerken, der bei konventionellen fos- 
sil-thermischen Erzeugungsanlagen 30 bis 40 Prozent 
beträgt, auf bis zu 90 Prozent, indem die bei der Stromer- 
zeugung gleichzeitig entstehende Wärmeenergie zusätz- 
lich nutzbar gemacht wird (Fernwärme).^"* Hierdurch soll 
ein Beitrag zur Schonung knapper erschöpflicher Ressour- 
cen und zur Vermeidung von Emissionen geleistet werden. 
KWK- Anlagen haben in Deutschland derzeit einen Anteil 
von etwa 1 1 Prozent an der gesamten Stromerzeugung. 

57 . Langfristiges Ziel ist eine Erhöhung des Anteils er- 
neuerbarer Energien an der Stromversorgung auf mindes- 
tens 30 Prozent bis zum Jahr 2020 „und danach kontinu- 
ierlich weiter“ (§1 Absatz 2 EEG). Es soll eine nachhaltige 
Energieversorgung erreicht werden, in der emeuerbare 
Energien ihre Wettbewerbsfähigkeit langfristig auch ohne 
eine finanzielle Förderung unter Beweis stellen. Der Anteil 
der durch Kraft-Wärme-Kopplungs- Verfahren erzeugten 
Elektrizität soll langfristig auf 25 Prozent wachsen (§ 1 
KWKG). Hierzu werden die Modernisierung und der Neu- 
bau von Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen befristet ge- 
fördert, die Markteinführung der Brennstoffzelle unter- 
stützt sowie der Neu- und Ausbau von Wärmenetzen, in 
die Wärme aus KWK- Anlagen eingespeist wird, gefördert. 

58 . Die Volatilität der Windenergieeinspeisung und ihre 
vergleichsweise schlechte Planbarkeit führt prinzipiell zu 
einem gesteigerten Bedarf an Ausgleichsenergie („EEG- 
Veredelung“). Gleichzeitig kann sie mit ihrer installierten 
Leistung nur wenig zur sog. gesicherten Leistung bei- 
tragen, die für die Systemsicherheit ein maßgebliches 
Kriterium bildet. Die regionale Konzentration der Wind- 
energieerzeugung führt in Verbindung mit der Abnahme- 
verpflichtung zu einer sehr unterschiedlichen Belastung 
der Netzbetreiber, die dementsprechend zum Ausbau ih- 
rer Transportkapazitäten und zur Netzregelung, d. h. dem 
Ausgleich von Ein- und Ausspeisung, verpflichtet sind. 
Mit Blick auf die die Netzbetreiber in unterschiedlicher 
Weise erfassenden Energiemengen und Vergütungszah- 
lungen regelte das Emeuerbare-Energien-Gesetz 2004 
den Ausgleich der Interessen zwischen Verteilnetzbetrei- 
bem und Übertragungsnetzbetreibem sowie unter den 
Übertragungsnetzbetreibem über einen spezifischen phy- 
sischen Wälzungsmechanismus (§ 14 EEG 2004). Der 


Vgl. Bundesverband Kraft-Wärme-Kopplung, http://www.bkwk.de/ 
bkwk/infos/grundlagen/index _html?ztitel= Energieeffizienz [25. Ju- 
ni 2009]. 

Eigene Berechnungen, vgl. BDEW, Energiemarkt Deutschland - Zah- 
len und Fakten zur Gas- und Stromversorgung 2008, a. a. 0., S. 37. 


Strommengenausgleich wurde vom Ort seiner Erzeugung 
über die Netze bundesweit gestreut und schließlich dem 
Endverbraucher zugeführt, wohingegen die Ausgleichs- 
zahlungen aus dem Strompreis, den die Endverbraucher 
zahlen, den umgekehrten Weg gingen, um die gesetzli- 
chen Mindestvergütungen an die Anlagenbetreiber zu er- 
füllen. 

59 . Die bundesweite physische Wälzung von EEG- 
Strom war vor allen Dingen wegen der durch die Last- 
schwankungen unzureichenden Prognose fähigkeit end- 
gültiger Abnahmemengen problembehaftet. Hierdurch 
hatte vor allen Dingen der Vertrieb gegenüber den End- 
kunden erhebliche finanzielle Risiken zu tragen. Die Be- 
treiber von EEG-Anlagen waren zudem bislang verpflich- 
tet, den erzeugten Strom zwingend an die Netzbetreiber 
zu verkaufen. Das Erneuerbare-Energien-Gesetz 2009 er- 
möglicht nun auch die Direktvermarktung von EEG- 
Strom (§17 EEG 2009) und bricht damit mit der reinen 
physischen Wälzung. Zur Vermeidung weiterer Verzer- 
rungen ist die Direktvermarktung bewusst und zutreffend 
nur für jenen EEG-Strom attraktiv ausgestaltet, der die 
Marktfähigkeit bereits erreicht hat. Denn gemäß § 17 Ab- 
satz 1 Satz 2 EEG 2009 entfällt bei einer Direktvermark- 
tung der dem Anlagenbetreiber ansonsten zustehende 
Vergütungsanspruch nach § 16 EEG 2009. Der Erzeuger 
von EEG-Strom befindet sich mithin mit seinem Angebot 
am freien Markt und hat entsprechende Risiken zu tragen. 
§ 64 Absatz 3 EEG 2009 ermächtigt die Bundesregierung 
weiterhin, eine Verordnung zur Regelung der zukünftig 
rein finanziellen Wälzung zu erlassen. Die Übertragungs- 
netzbetreiber werden künftig von der Verpflichtung ent- 
bunden, EEG-Strom an nachgelagerte Energieversor- 
gungsuntemehmen weiterzuleiten. Stattdessen sollen sie 
diesen - beispielsweise an der Strombörse EEX - effizi- 
ent vermarkten. Lediglich die nach dem Börsenvertrieb 
noch verbleibenden Kosten würden anschließend in einer 
jährlichen Umlage auf alle Lieferanten umgelegt. Die 
Monopolkommission begrüßt die hiermit eingeleitete Ab- 
kehr von der physischen Wälzung. Das Wälzungsverfah- 
ren der EEG-Kosten wird hierdurch vereinfacht und 
transparenter gestaltet. 

60 . Betreiber von EEG-Anlagen können ihren Strom zu 
jeder Zeit vorrangig in Übertragungs- und Verteilnetze 
einspeisen. Die Menge muss von den Netzbetreibem ab- 
genommen (§§ 5 und 8 EEG zur vorrangigen Anschluss- 
und Abnahmepflicht) und zu gesetzlich vorgegebenen 
Preisen vergütet werden (§§ 16 bis 33 EEG zur Vergütung 
im Einzelnen). Durch die Anordnung degressiver Vergü- 
tungssätze über einen bestimmten Zeitraum und ihre Ori- 
entierung an den jeweiligen Erzeugungskosten soll zu- 
nächst ein wirtschaftlicher Betrieb der Anlagen erreicht, 
gleichzeitig aber der Anreiz gesetzt werden, die Effizienz 
der Anlagen stetig zu steigern und hierdurch die Produkti- 
onskosten für die jeweilige Energieart zu senken. Ein An- 
spruch auf Vergütung besteht nur dann, wenn die Strom- 
erzeugung vollständig auf dem Einsatz der gesetzlich 
genannten Energien beruht (§16 EEG). 

61 . Kraft-Wärme-Kopplungs-Strom aus Kraftwerken mit 
KWK- Anlagen auf der Basis von Steinkohle, Braunkohle, 
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Abfall, Abwärme, Biomasse, gasförmigen oder flüssigen 
Brennstoffen wird über das KWKG befristet gefördert, 
wenn er nieht naeh dem Erneuerbare-Energien-Gesetz 
vergütet wird (§ 2 KWKG). Die Zusehlagszahlungen des 
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes sind ebenfalls degressiv 
gestaffelt und werden naeh dem Alter der Anlagen diffe- 
renziert (§ 7 KWKG). Aufgrund der gesetzliehen Bevor- 
zugung erfolgt die Einsatzplanung von Kraftwerken mit 
KWK- Anlagen in der Regel nieht in Anlehnung an die gel- 
tenden Marktpreise und die teehnisehe Eignung zur Last- 
deekung. Die Besitzer dieser Anlagen haben zu jeder Zeit 
eine Abnahmegarantie ihres Stroms dureh den Betreiber 
des Netzes, in das sie ihren Strom einspeisen. Kraftwerke 
mit KWK- Anlagen stehen daher wie EEG-Anlagen in Zei- 
ten sehwaeher Last in Konkurrenz zu konventionellen 
Grundlastkraftwerken. 

Naeh Angaben des Bundesverbandes der Energie- und 
Wasserwirtschaft e. V. kosteten die Abnahmegarantie und 
die Vergütung nach den Vorschriften des Erneuerbare- 
Energien-Gesetz die Verbraucher im Jahr 2008 etwa 
4,9 Mrd. Euro. Die Zusatzkosten aus dem Kraft-Wärme- 
Kopplungsgesetz summieren sich hiernach auf etwa 
0,6 Mrd. Euro. 

Kritische Würdigung 

62 . Für die Betrachtung des Stromangebots folgt aus 
den gesetzlichen Abnahmeverpflichtungen bei garantier- 
ten Abnahmepreisen, dass Strom, der aus Emeuerbaren 
Energien oder vermittels Kraft-Wärme-Kopplungs- Ver- 
fahren erzeugt wurde, unabhängig vom geltenden Groß- 
handelspreis angeboten wird. Der Betreiber eines EEG- 
Kraftwerks oder eines Kraftwerks mit KWK-Anlage 
macht seine Angebotsentscheidung davon abhängig, ob 
die garantierte Vergütung über seinen variablen Stückkos- 
ten liegt. Dies ist bei Anlagen, die die Energieträger 
Wind, Wasser und Sonne nutzen, immer der Fall. Vor die- 
sem Hintergrund wirkt sich das gesetzlich geförderte 
Stromangebot nicht direkt auf den Kraftwerksabruf nach 
der Merit Order aus, sondern kann als eine Reduzierung 
der Last bzw. als ein fiktiver Nachfragerückgang nach 
Strom aus konventionellen Kraftwerken interpretiert wer- 
den. Durch die gesetzliche Bevorzugung bei der Einspei- 
sung, Abnahme und Vergütung erfolgt eine Reduktion der 
im Wettbewerb frei bedienbaren Nachfragemenge. 

63 . Aus ordnungspolitischer Sicht ist zu bemerken, dass 
das Erneuerbare-Energien-Gesetz und das Kraft-Wärme- 
Kopplungsgesetz im Kern keine geeigneten Instrumente 
zur Erfüllung ihrer hochgesteckten Ziele sind. Vor dem 
Hintergrund des europäischen Emissionshandels sind sie 
nach Auffassung der Monopolkommission sogar redun- 
dant. Im C02-Zertifikatehandel legt die Europäische 
Union die Obergrenze für C02-Emissionen global fest 
und überlässt es ansonsten den Emittenten zu entschei- 
den, an welcher Stelle und mit welcher Technologie sie 
notwendige Vermeidungsmaßnahmen realisieren wollen. 


Vgl. BDEW, Energiemarkt Deutschland - Zahlen und Fakten zur 
Gas- und Stromversorgung 2008, a. a. O., S. 31. 


Hierbei gilt zum einen, dass die Gesamtemissionsmenge 
auch durch den Einsatz einer emissionsvermeidenden 
Technologie an einer Stelle nicht reduziert wird, wenn der 
Staat diese Reduktion nicht durch eine Begrenzung der 
Zertifikate verordnet. Substituiert der Betreiber eines 
Kohlekraftwerks nun seine Erzeugungsleistung durch 
EEG-Strom, so kann er seine werthaltigen C02-Zertifi- 
kate anschließend an Nutzer in der Europäischen Union 
verkaufen, die an anderer Stelle für wieder genau das- 
selbe Maß an C02-Ausstoß sorgen wie einst das inzwi- 
schen gedrosselte oder abgeschaltete Kohlekraftwerk. 
Die Emission entfällt nicht, sie wird nur verlagert. 

Das Erneuerbare-Energien-Gesetz und das Kraft-Wärme- 
Kopplungsgesetz leisten daher keinen Beitrag zur Reduk- 
tion des europäischen C02-Ausstoßes. Sie verteuern aber 
kurzfristig sehr wohl die Stromproduktion in Deutsch- 
land. Denn es ist gerade die typische Eigenschaft der 
durch das EEG und das KWKG geförderten Technolo- 
gien, dass diese ohne eine explizite Förderung nicht 
marktfähig sind, d. h. es gibf andere Technologien, mif de- 
nen sich Strom im entsprechenden Lastbereich günstiger 
produzieren lässt. Auch die langfristigen Wirkungen von 
EEG und KWKG erscheinen aus Sicht der Monopolkom- 
mission fragwürdig. EEG und KWKG sollen umwelt- 
freundliche Erzeugungstechnologien fördern. Tatsächlich 
fördern sie aber die umweltfreundliche Erzeugung nicht 
per se, sondern konzentrieren sich auf einen vergleichs- 
weise engen Ausschnitt der möglichen Verfahren zur Ver- 
meidung von Emissionen. Selbst wenn die heute geförder- 
ten EEG-Technologien einmal langfristig marktfähig 
werden sollfen, so isf damif noch nicht gesagt, dass sich 
nicht an anderer Stelle außerhalb des EEG womöglich 
kostengünstiger Emissionen einsparen ließen. Die Ent- 
wicklung solcher Technologien wird nun aber durch das 
EEG und dasKWKG mit zusätzlichen Opportunitätskos- 
ten belastet und im Grenzfall sogar verhindert. 

Daher ist auch nicht das Argument zutreffend, es würden 
durch die Gesetze unbedingt Zukunftstechnologien geför- 
dert, mit denen sich künftig bedeutende Märkte erschlie- 
ßen ließen. Ob dies tatsächlich der Fall ist, hängt kritisch 
davon ab, dass die „richtigen“, d. h. effizienten Problem- 
lösungen entwickelt werden. Die vielfältigen Informatio- 
nen über alternative Technologien und ihre unterschiedli- 
chen Vermeidungskosten liegen nur dezentral in der 
Gesellschaft vor. Ein geeignetes Klimaschutzsystem sollte 
daher - ohne jegliche Anmaßung von Wissen über das Er- 
gebnis - stets demjenigen mit den besten Informationen 
Anreize bieten, Emissionen zu geringst möglichen Kosten 
zu vermeiden. Von der Idee her erfüllt der europäische 
Emissionshandel diese Forderung bereits vollständig. 

Das EEG und das KWKG entfalten über ihre adminis- 
trierte Preissetzung zusätzlich eine entbehrliche verzer- 
rende Wirkung auf den wettbewerblichen Kraftwerksbau: 
Die Förderung von Zukunftstechnologien erschweren das 
EEG und das KWKG dadurch, dass sich ihr Ausschnitt 
der förderungswürdigen Technologien auf heute bereits 
bekannte Verfahren zur Vermeidung von C02-Emissionen 
beschränkt. Hierdurch werden die Möglichkeiten heute 
noch unentdeckter Problemlösungen systematisch unter- 
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schätzt. Ihre Entdeckung ließe sich vor allem durch eine 
systematische Förderung der Grundlagenforschung be- 
schleunigen. Stattdessen wurde diese durch das EEG und 
das KWKG de facto zurückgefahren, weil die Gesetze 
den Fokus der Forschung und Entwicklung auf die heute 
bereits bekannten Verfahren zur Vermeidung von CO 2 - 
Emissionen lenken, anstatt neue, kostengünstigere Mög- 
lichkeiten aufzuzeigen. 

In dem Maße, in dem Ineffizienzen aus dem EEG und dem 
KWKG die Volkswirtschaft belasten, schwindet zugleich 
der Spielraum für die Politik zur Erreichung weiterer Kli- 
maziele. Diese werden in politischen Verhandlungen zu- 
nächst zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union festgelegt und folgen internationalen Vereinbarun- 
gen. Höheren Klimazielen kann jede Regierung in Ver- 
handlungen aber nur unter der Voraussetzung zustimmen, 
dass sie das Wachstum der eigenen Volkswirtschaft nicht 
unverhältnismäßig gefährden. Je kosteneffizienter daher 
die bereits bestehende Klimapolitik ist, desto größer wird 
der Spielraum für weitere Fortschritte beim Klimaschutz. 

64. Die Monopolkommission spricht sich nicht gegen 
eine Förderung emeuerbarer Energien aus, plädiert je- 
doch dafür, dies möglichst durch marktliche, wettbe- 
werbsneutrale Mechanismen zu tun wie zum Beispiel die 
Vergabe handelbarer C02-Zertifikate und die Förderung 
der Grundlagenforschung im Bereich der emeuerbaren 
Energien. 

3.1.3 Marktabgrenzung des 
Bundes kartellamtes 

65. Die Marktabgrenzung des Bundeskartellamtes in 
der Energiewirtschaft bildet die Grundlage für die Fest- 
stellung einer marktbeherrschenden Stellung auf den rele- 
vanten Märkten. Wird eine marktbeherrschende Stellung 
festgestellt, so unterliegen die Unternehmen der allgemei- 
nen Missbrauchsaufsicht des § 19 GWB sowie der ver- 
schärften Missbrauchsaufsicht gemäß § 29 GWB, der die 
Preisgestaltung marktbeherrschender Unternehmen in der 
Energiewirtschaft adressiert. 

66. Das Bundeskartellamt hat im Zuge des Beschwerde- 
verfahrens gegen seine Untersagung des Vorhabens des 
E.ON-Konzems, 33 Prozent der Geschäftsanteile der 
Stadtwerke Eschwege GmbH durch die heutige E.ON 
Mitte AG zu erwerben, seine Marktabgrenzung entspre- 
chend den Entwicklungen des Stromgroßhandels weiter- 
entwickelt und seinen ursprünglich im Jahr 2003 gefass- 
ten Beschluss^’ auch unter einer modifizierten sachlichen 
Marktabgrenzung bestätigt. Am 6. Juni 2007 wurde die 
Beschwerde der Beteiligten gegen die Verfügung des 
Bundeskartellamtes vom Oberlandesgericht Düsseldorf 
zurückgewiesen.38 Am 11. November 2008 hat der Bun- 
desgerichtshof die Untersagung höchstrichterlich bestä- 
tigt und mithin die neue Marktabgrenzung des Bundes- 


3'^ BKartA, Beschluss vom 12. September 2003, B8-21/03, WuW/E 
DE-V 823 „E.ON/Stadtwerke Eschwege“. 

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 6. Juni 2007, VI-2 Kart 7/04 (V), 
WuW/E DE-R 2094 „E.ON/Stadtwerke Eschwege“. 


kartellamtes gebilligt.^^ Das Bundeskartellamt hat in 
seinem Beschluss darauf erkannt, dass E.ON und RWE 
bei der Belieferung von Weiterverteilem mit Strom ein 
marktbeherrschendes Duopol bilden. Als relevanter 
Markt wurde vor allem der bundesweite Markt für den 
erstmaligen Absatz von Strom zugrunde gelegt."^*’ 

67. Das Amt unterscheidet bei seiner Marktabgrenzung 
zunächst die drei vertikal verbundenen Marktstufen Er- 
zeugung, Distribution und Endkunden. Sie bilden den 
Weg ab, den Elektrizität von der Erzeugung bis zum 
Letztverbraucher durchläuft. Die spezifischen Besonder- 
heiten des Gutes Strom und seines Angebots werden be- 
rücksichtigt und bilden die Grundlage der Argumenta- 
tion. Hierbei sind vor allen Dingen die Homogenität des 
Gutes Strom hervorzuheben, seine Nichtspeicherbarkeit 
sowie die vertikale Integration großer Versorgungsunter- 
nehmen von der Erzeugung bis zum Endkundenvertrieb. 
Die Nichtspeicherbarkeit von Strom hat zur Folge, dass 
die von Nachfragern entnommene Elektrizitätsmenge bis 
auf systembedingte Verluste der Erzeugungsmenge ent- 
sprechen muss. 

68. Die Erzeugungsstufe umfasst neben den vier großen 
Verbunduntemehmen EnBW, E.ON, RWE, Vattenfall 
Europe auch alle weiteren Energieversorgungsuntemeh- 
men - beispielsweise Stadtwerke oder unabhängige Kraft- 
werksbetreiber -, die über eigene Erzeugungskapazitäten 
verfügen. Strukturelle Unterschiede zwischen den unter- 
schiedlichen Erzeugern zeigen sich insbesondere darin, 
dass nur die vier Verbunduntemehmen EnBW, E.ON, 
RWE und Vattenfall Europe ein differenziertes Erzeuger- 
portfolio besitzen, das die vollständige Merit Order und 
alle Lastzeiten abdeckt. Die sonstigen Erzeugungsunter- 
nehmen haben in der Regel keinen Zugriff auf ein derartig 
gestreutes Erzeugungsportfolio, sondern verfügen bei- 
spielsweise als unabhängige Kraftwerksbetreiber über 
Grandlastkraftwerke oder als Stadtwerke über Spitzenlast- 
kraftwerke. Daher lassen sich die zur Verfügung stehenden 
Erzeugungskapazitäten nicht unmittelbar miteinander ver- 
gleichen und es muss zu einer sachgerechten Erfassung der 
Gegebenheiten auf der Erzeugungsstufe auf die tatsächlich 
zu unterschiedlichen Lastzeiten erzeugten Mengen und 
nicht auf die zur Verfügung stehenden theoretischen Kapa- 
zitäten abgestellt werden. Das Amt rechnet der Erzeu- 
gungsstufe darüber hinaus die Netto-Stromimporte'** zu. 
Die Stromimporte spielen für das Angebot auf dem deut- 
schen Strommarkt bislang keine bedeutende Rolle. Der 
Anteil der Stromimporte beträgt derzeit lediglich 10 Pro- 
zent des inländischen Stromabsatzes. Die Grenzkuppel- 
stellen werden zudem vornehmlich für Exporte genutzt. 
Seit Beginn der Liberalisierung fungiert Deutschland da- 
her als Netto-Stromexporteur. 


39 BGH, Beschluss vom 1 1 . November 2008, KVR 60/07. WuW/E DE- 
R 245 1 „E.ON/Stadtwerke Eschwege“. 

Vgl. zur Marktabgrenzung durch das Bundeskartellamt auch die aus- 
führlichen Analysen der Monopolkommission im Sondergutachten 
49 sowie im Siebzehnten Hauptgutachten, außerdem Gleave, S., 
a. a. O., S. 120-126. 

Netto-Stromimporte sind die Stromimporte abzüglich der Stromex- 
porte. 
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69 . Auf der Distributionsstufe sind neben den traditionel- 
len Weiterverteilem - also Stadtwerken und Regionalvertei- 
lem - unabhängige Händler und die Verbunduntemehmen 
selbst tätig. Ihr sind allgemein sämtliehe Unternehmen zu- 
zureehnen, die mit Elektrizität handeln, Elektrizität ver- 
kaufen oder nieht zum eigenen Verbraueh kaufen. Das 
Bundeskartellamt hat bei seiner neuen Marktabgrenzung 
dargelegt, dass die Verbunduntemehmen ihre Funktion als 
Distributor sowohl über konzemeigene Handelsunterneh- 
men als über maßgebliehe Beteiligungen an Stadtwerken 
und Regionalversorgem ausüben.''^ Es vertritt die Auffas- 
sung, dass auf der Distributionsstufe auf eine konkrete Ab- 
grenzung von Zwisehenmärkten verziehtet werden kann 
und dass dieser keine maßgebliehe kompetitive Bedeutung 
zukomme. Vielmehr erfülle sie eine intermediäre Aufgabe. 
Wegen der Niehtspeieherbarkeit von Strom könnten sieh 
Unternehmen auf der Distributionsstufe nieht in dem 
Sinne strategiseh verhalten, dass sie Strom in Zeiten gerin- 
ger Naehfrage zurüekhalten und ihn dann bei einem An- 
stieg der Naehfrage wieder an den Markt bringen. Die von 
den Verbunduntemehmen abhängigen Händler und Wei- 
terverteiler ohne hinreiehende eigene Kapazitäten könnten 
zudem keinen Dmek auf die Erzeugungsstufe ausüben, 
weil sie von den Verbunduntemehmen dureh eine Reduk- 
tion der gelieferten Strommenge sanktioniert werden kön- 
nen. Mithin erfolgt die Steuemng der an Letztverbraueher 
gelieferten Elektrizitätsmenge nur über die entspreehende 
Steuemng der Erzeugungsmenge dureh Zu- und Absehal- 
ten von Kraftwerken auf der Erzeugungsstufe. Die End- 
kundenstufe umfasst sämtliehe Letztverbraueher, die 
Strom zum eigenen Verbraueh beziehen. Hierzu zählen ne- 
ben den Haushalts- und Kleinkunden aueh die industriel- 
len Großkunden. 

70 . Bei der saehliehen Marktabgrenzung wendet das 
Bundeskartellamt das Bedarfsmarktkonzept an. Danaeh 
sind diejenigen Leistungen dem saehlieh relevanten Markt 
zuzuordnen, die aus Sieht der Naehfrager hinsiehtlieh ih- 
rer Eigensehaften, Preise und ihres vorgesehenen Verwen- 
dungszweeks als austausehbar anzusehen sind. Grandsätz- 
lieh sind naeh Auffassung des Amtes auf dem Strommarkt 
der Endkundenmarkt und diverse Zwisehenmärkte, bei de- 
nen die Naehfrager nieht zum eigenen Verbraueh naehfra- 
gen, als saehlieh relevante Märkte abzugrenzen. Auf der 
Endkundenstufe wird aufgmnd untersehiedlieher Nut- 
zungsanfordemngen und -gewohnheiten zwisehen dem 
Markt für nieht leistungsgemessene und leistungsgemes- 
sene Letztverbraueher untersehieden. 

71 . Nieht leistungsgemessene Letztverbraueher sind 
Kleinkunden, die zumeist an das Niederspannungsnetz 
angesehlossen sind. Ihr Verbraueh wird mithilfe normier- 
ter Standardlastprofile abgebildet. Stromkleinkunden de- 
cken ihren Bedarf überwiegend bei ihrem angestammten 
Weiterverteiler zu Tarifpreisen und treten nicht selbst als 
Nachfrager im Großhandel auf Leistungsgemessene 
Letztverbraucher sind industrielle Großkunden oder grö- 


■^2 Vgl. hierzu auch die Untersuchungen der Monopolkommission zur 
Verflechtung der Verbunduntemehmen mit regionalen Energiever- 
sorgungsunteraehmen in: Monopolkommission, Sondergutachten 49, 
a. a. O-, Anhang A.1-A.31. 


ßere Gewerbekunden, die an die Mittelspannungsebene 
und an höhere Netzebenen angeschlossen sind. Die regis- 
trierende Leistungsmessung ermittelt einen Lastgang, der 
die schwankende Leistungsaufnahme des Endkunden 
über einen Zeitraum aufzeigt. Hierdurch kann der Letzt- 
verbraucher auf sein individuelles Nutzungsverhalten ab- 
gestimmte Angebote einholen. Industrielle Großkunden 
treten sowohl bei direkten Vorlieferanten als auch im 
Großhandel als Nachfrager auf 

72 . Bei der räumlichen Marktabgrenzung grenzt das 
Bundeskartellamt den Markt für Stromkleinkunden lokal 
auf das Netzgebiet, „also das zur Versorgung eines Ge- 
werbebetriebs und Haushalts benötigte Niederspannungs- 
netz“''^, ab. Wichtigstes Argument für diese auf ein enges 
lokales Umfeld beschränkte räumliche Marktabgrenzung 
bei den Stromkleinkunden ist die nach wie vor geringe 
Wahrnehmung von Wechselmöglichkeiten durch die End- 
kunden auf einem stagnierenden Teilmarkt. Alle übrigen 
Märkte, also der Stromgroßkundenmarkt und die Märkte 
der Distributionsstufe, grenzt das Bundeskartellamt bun- 
desweit ab. Auf diesen würden die Möglichkeiten zur 
Strombelieferung aus dem gesamten Bundesgebiet ge- 
nutzt. Da Stromimporte nur eine untergeordnete Rolle 
spielen, sei eine räumliche Marktabgrenzung über die 
deutschen Landesgrenzen hinaus nicht sachgerecht. 

Berücksichtigung von Märkten 
für Ausgleichsleistungen 

73 . Im Vorfeld seiner Marktabgrenzung klammert das 
Bundeskartellamt die physische Stromverteilung über 
Stromnetze aus. Die Märkte für Ausgleichsenergie wer- 
den bei der Marktabgrenzung nicht gesondert berücksich- 
tigt. Mit Blick auf die Stromnetze erachtet die Monopol- 
kommission dieses Vorgehen als gerechtfertigt, da die 
Netzebene ein natürliches Monopol bildet, das den Be- 
trieb mehrerer paralleler Netze aus Effizienzgründen ver- 
bietet. Die Nachfrager von Stromtransportdienstleistun- 
gen stehen in ihrem Netzgebiet stets einem einzigen 
Netzbetreiber als Anbieter gegenüber. Für jeden Elektri- 
zitätsanbieter und -naehfrager ist ein Anschluss an das 
Elektrizitätsnetz zur Stromlieferung zwingend erforder- 
lich. Der Gesetzgeber unterwirft daher den Stromtrans- 
port auf der Ebene der Überfragungs- und Verteilnetze ei- 
ner Regulierung durch die Bundesnetzagentur und die 
Landesregulierungsbehörden. 

Die Monopolkommission bekräftigt allerdings auch ihre 
Auffassung, dass der Ausgleichsenergiemarkt in die 
Marktabgrenzung einbezogen werden sollte."*'* Die vom 
Bundeskartellamt in seiner Marktabgrenzung beschriebe- 
nen drei vertikal verbundenen Einzelstufen bilden in ihrer 
Gesamtheit eben nicht die grundsätzlich wettbewerblich 
organisierte Elekfrizitätswirtschaft ab. Zwar dienen Aus- 
gleichsleistungen gemäß §§ 22, 23 EnWG der System- 
sicherheit und unterliegen als solche der Regelungshoheit 


'•3 BKartA, Beschluss vom 12. März 2007, B8-62/06 „RWE/Saar Fern- 
gas“, S. 12. 

n Vgl. hierzu und zum Folgenden Monopolkommission, Sondergut- 
achten 49, a. a. 0., Tz. 145-157. 
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der Bundesnetzagentur, jedoeh lässt sieh ihre Bereitstel- 
lung, beispielsweise im Bereieh der Regelenergie, grund- 
sätzlieh wettbewerblieh gestalten. Regelenergie wird im 
Übrigen von Erzeugungskapazitäten erbraeht, die ansons- 
ten aueh fiir die Erzeugung von Elektrizität zum Vertrieb 
gegenüber Letztverbrauehem verwendet werden. Dureh 
die einseitigen Präqualifikationsanforderungen an Regel- 
energieerzeugungsanlagen sind die Angebote an der 
Strombörse EEX und die auf den Regelenergiemärkten 
gehandelten Strommengen asymmetriseh substituierbar. 
Insbesondere könnte jedes Angebot von Regelenergie 
aueh an der Strombörse angeboten werden, in umgekehr- 
ter Riehtung gilt dasselbe wegen der Präqualifikationsvo- 
raussetzungen für Regelenergie jedoeh nieht. Dennoeh ist 
eine Verbundenheit der Märkte zumindest denkbar. So- 
fern im Rahmen der dureh die Bundesnetzagentur vorge- 
gebenen Bedingungen das Angebot von Regelenergie un- 
besehränkt ist und die Naehfrage naeh Regelenergie 
Beeinflussungsmögliehkeiten der Verbunduntemehmen 
ausgesetzt ist, sollte aueh der Regelenergiemarkt einer 
kartellreehtliehen Kontrolle unterliegen und bei zukünfti- 
gen Marktabgrenzungen dureh das Bundeskartellamt Be- 
rüeksiehtigung finden."'^ 

Quantitative Verfahren bei der Marktabgrenzung 

74 . Weiterhin würde es die Monopolkommission begrü- 
ßen, wenn das Bundeskartellamt seine Analysen im Be- 
reieh der Energiewirtsehaft stärker als bisher auf quantita- 
tive ökonomisehe Verfahren stützen könnte. Insbesondere 
drängt die Monopolkommission hierbei auf die Anwen- 
dung des hypothetisehen Monopolistentests beispiels- 
weise in seiner Gestalt als SSNIP-Test (Small but Signifi- 
eant Non-Transitory Inerease in Priee-Test). Denn im 
Gegensatz zu dem aussehließlieh auf die Untersuehung 
von Naehfragesubstitution angelegten Bedarfsmarktkon- 
zept umfasst der hypothetisehe Monopolistentest aueh ein 
angebotsorientiertes Element. Die Abgrenzung von Märk- 
ten bedarf der Analyse sämtlieher wirkender Wettbe- 
werbskräfte, daher ist eine Untersuehung sowohl der 
Naehfragesubstituierbarkeit als aueh der Angebotssubsti- 
tuierbarkeit und des potenziellen Wettbewerbs erforder- 
lieh. Aus Sieht der Monopolkommission wäre ein solehes 
Vorgehen aueh aus dem Grund zu begrüßen, weil die ver- 
tiefte ökonomisehe Fundierung der etablierten Marktab- 
grenzungen in der Energiewirtsehaft zu einer höheren 
Glaubwürdigkeit und einer verbesserten Akzeptanz beitra- 
gen kann. 

75 . Der hypothetisehe Monopolistentest untersueht im 
Rahmen eines Gedankenexperiments, inwieweit für den 
Produzenten eines Gutes eine dauerhafte, geringfügige, 
aber signifikante Preiserhöhung über das wettbewerbliehe 
Niveau hinaus profitabel wäre, wenn er hypothetiseh eine 
Monopolstellung für dieses Produkt hätte. Grundsätzlieh 
kann die Profitabilität einer solehen Preissteigerung dureh 
Reaktionen der Kunden sowie der aktuellen und potenzi- 
ellen Wettbewerber beeinträehtigt werden. Konsumenten 


Vgl. hierzu auch die Analyse der Stromregelenergiemärkte in Ab- 
schnitt 7.1. 


können auf den Erwerb des Gutes verziehten, den Ver- 
braueh reduzieren oder auf ein anderes, ähnliehes Produkt 
ausweiehen (Naehfragesubstitution). Sehließlieh können 
Wettbewerber des Unternehmens ihre Produktion oder 
ihre Vertriebskanäle modifizieren und die Kunden auf 
dem relevanten Markt zu niedrigeren Preisen bedienen 
(Angebotssubstitution). Sind derartige Substitutionsbe- 
ziehungen für das betraehtete Produkt von signifikanter 
Bedeutung, führt eine Erhöhung des Preises nieht zu Ge- 
winnsteigerungen und gegebenenfalls sogar zu erhebli- 
ehen Gewinneinbußen. Die Analyse wird dann ausgehend 
vom „engsten“ Markt sehrittweise um angrenzende Ge- 
biete oder Produkte erweitert, ln jedem Sehritt wird ge- 
prüft, ob eine Preiserhöhung (meist zwisehen 5 und 
10 Prozent) über das Wettbewerbsniveau hinaus für einen 
hypothetisehen Monopolisten unter Beaehtung der erwar- 
teten Mengeneffekte profitabel ist. Wird diese Frage mit 
„Nein“ beantwortet, so können weitere Gebiete oder Pro- 
dukte zum relevanten Markt zählen, da anseheinend enge 
Substitutionsbeziehungen bestehen. Darüber hinaus muss 
überprüft werden, ob bei Anbietern anderer Produkte eine 
hinlängliehe Angebotsumstellungsflexibilität vorliegt, so- 
dass diese als Reaktion auf die Preiserhöhung ihre Pro- 
duktion kurzfristig auf den betraehteten Markt lenken 
könnten. Diese anderen Produkte wären dann ebenfalls 
dem relevanten Markt zuzureehnen. Allerdings ist bei der 
Anwendung des hypothetisehen Monopolistentests ein- 
sehränkend zu berüeksiehtigen, dass die Niehtprofitabili- 
tät einer kleinen dauerhaften Preiserhöhung aueh auf ei- 
ner hohen Preiselastizität der Naehfrage und damit auf 
Kaufzurüekhaltung beruhen kann. Wird die Frage hinge- 
gen mit „Ja“ beantwortet, so ist der relevante Produkt- 
markt abgegrenzt. 

76 . Beispielsweise wird naeh Auffassung der Monopol- 
kommission bei der Marktabgrenzung naeh dem Bedarfs- 
marktkonzept argumentiert, dass aus der Sieht der Naehfra- 
ger nieht relevant ist, ob Strom von einem Ersterzeuger oder 
einem Händler auf einer naehgelagerten Stufe bezogen 
wird, sodass Händler und Stromerzeuger einen gemeinsa- 
men relevanten Markt bilden. Das Bedarfsmarktkonzept 
blendet daher von seiner Betraehtung aus, welehe Wettbe- 
werbswirkungen von den Händlern ausgehen und welehe 
wettbewerbliehen Weehselwirkungen zwisehen Händlern 
bestehen. Bei einer Abgrenzung naeh dem hypothetisehen 
Monopolistentest hingegen würde bei der Marktdefinition 
berüeksiehtigt, welehe vielfältigen Wettbewerb swirkun- 
gen möglieherweise auf der Distributionsstufe und zwi- 
sehen der Distributions- und Erzeugungsstufe bestehen. 
Naeh Überzeugung der Monopolkommission sollte die 
Frage, ob ein hypothetiseher Monopolist auf dem Markt 
für den erstmaligen Stromabsatz aueh über eine Monopol- 
stellung auf allen oder einigen weiteren Märkten der Dis- 
tributionsstufen verfügen muss, um eine 5- bis 10-prozen- 
tige Preiserhöhung profitabel durehzusetzen, nieht von 
axiomatisehen Voraussetzungen, sondern vielmehr dureh 
die quantitative Analyse sämtlieher Wettbewerbsfaktoren 
geklärt werden. 

Der hypothetisehe Monopolistentest berüeksiehtigt den 
dureh bislang ungenutzte oder anderweitig genutzte Kapa- 
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zitäten bestehenden potenziellen Wettbewerb aussagekräfti- 
ger als die auf bereits nachgewiesene Lieferbeziehungen 
abstellende Marktabgrenzung des Bundeskartellamtes. Er 
würde daher verbesserte Aussagen beispielsweise zur 
Verbundenheit des deutschen Stromgroßhandelsmarktes 
mit den deutschen Regelenergiemärkten zulassen. Denn 
bei steigenden Großhandelspreisen könnte es für Anbieter 
von Regelenergie attraktiv werden, ihr Angebot an die 
Strombörse EEX zu verlegen und vice versa. Entspre- 
chend wäre der Markt dann weiter abzugrenzen. Es ließe 
sich auch Aufschluss darüber gewinnen, inwieweit bei 
der räumlichen Marktabgrenzung einzelner Marktseg- 
mente - beispielsweise im Großkundensegment - die 
nationale Marktabgrenzung ausreichend ist. Möglicher- 
weise ist stattdessen eine Marktabgrenzung nach Regel- 
zonen oder sogar eine Erweiterung um Nachbarländer 
wie Österreich vorzunehmen. Entscheidend hierfür sind 
dann die bestehenden Importkapazitäten an den jeweili- 
gen Grenzkuppelstellen, die ein potenzielles Angebot ent- 
stehen lassen. Das Bundeskartellamt berücksichtigt bei 
seiner Abgrenzung des Marktes für den erstmaligen 
Stromabsatz bislang nur die tatsächlich zu beobachtenden 
Netto-Stromimporte. Darüber hinaus ließe sich überprü- 
fen, ob die Märkte für Kleinkunden und Großkunden tat- 
sächlich getrennte Märkte sind oder ob ein hinlänglich 
hohes Preisniveau in einem Segment die Marktteilnehmer 
des anderen Segments zum Markteintritt bewegen würde. 

Mit Blick auf den Endkundenmarkt kann der Distributi- 
onsstufe zumindest eine eingeschränkt positive Wettbe- 
werbswirkung zukommen. Handelsunternehmen haben 
durch die am Markt vorhandenen Strombezugsaltemati- 
ven die Möglichkeit, sich mit günstigen Endprodukten 
am Markt zu positionieren und gegeneinander in Wettbe- 
werb zu treten. Gäbe es hingegen keinen Wettbewerb um 
die günstigsten Vertriebsstrukturen, so würden die End- 
kundenpreise durch zusätzliche Preisaufschläge auf der 
Distributionsstufe zusätzlich belastet (double mark-up). 
Weiterhin können Handelsunternehmen eine positive 
Wettbewerbswirkung als potenzielle Wettbewerber auf 
der Erzeugungsstufe entfalten. Unabhängige Weiterver- 
teiler könnten die etablierten Erzeuger in ihrem Preisset- 
zungsverhalten mäßigen, wenn sie sich für den Erwerb ei- 
gener Erzeugungskapazitäten und gegen den Strombezug 
entschieden, ln diesem Fall könnte sich eine Preiserhö- 
hung für den hypothetischen Monopolisten möglicher- 
weise nicht lohnen, sodass die unabhängigen Weiterver- 
teiler demselben Markt zuzurechnen wären wie die 
aktuellen Erzeuger. Käme der hypothetische Monopolis- 
tentest zu diesem Ergebnis, wäre der Markt schließlich 
weiter abzugrenzen. 

77 . Der hypothetische Monopolistentest ist allerdings in 
seiner Aussagekraft eingeschränkt, wenn der originäre 
Wettbewerbspreis unbekannt ist und die Preise bereits in 
der Ausgangssituation des Gedankenexperiments erhöht 
sind, ln einer solchen Situation wäre zunächst ein Quasi- 
Wettbewerbspreis zu ermitteln, was ohne tiefgreifende 
Kenntnisse der unterliegenden Kostenstrukturen in der je- 
weils betrachteten Industrie allenfalls unter Inkaufnahme 
möglicher großer Fehler gelingen kann. 


Die Monopolkommission geht nicht zuletzt deswegen da- 
von aus, dass die Umsetzung des hypothetischen Mono- 
polistentests einen deutlichen zusätzlichen Aufwand 
verlangt, insbesondere wenn ergänzende Marktdatenerhe- 
bungen erforderlich werden. Daher sind nach der Prü- 
fung, inwiefern das Bundeskartellamt ein derartiges Ver- 
fahren mit seinen gegenwärtigen Ressourcen adäquat 
anwenden kann, die gegebenenfalls zusätzlich erforderli- 
chen Personal- und/oder Sachmittel bereitzustellen. 

Vermachtete Erzeugerstrukturen 
in der Elektrizitätswirtschaft 

78 . Das Bundeskartellamt hat für den bundesweit abzu- 
grenzenden Markt für die Belieferung von leisfungsgemes- 
senenLefzfverbrauchem die kollektive Marktbeherrschung 
durch RWE und E.ON festgestellt. Hierzu muss das Bun- 
deskartellamt nachweisen, dass zwischen zwei oder meh- 
rerenUntemehmenkeinwesentlicher(Binnen-) Wettbewerb 
stattfindetundsiealsGesamtheitimAußenverhältniskeinem 
wesentlichen Wettbewerb ausgesetzt sind oder jedenfalls 
eineüberragendeMarktstellunghaben.NachAuffassungdes 
Bundesgerichtshofs in dem Verfahren E.ON/Stadtwerke 
Eschwege ist für die Fesfsfellung der Weffbewerbsverhälf- 
nisse in einem möglichen Oligopol eine Gesamtbefrachtung 
allerrelevantenUmständemaßgebend,wobeidendieMarkt- 
struktur bestimmenden Merkmalen eine besondere Bedeu- 
tung zukommt."^^ Ein einheitliches Verhalten der Mitglieder 
des möglichen Oligopols liegt laut Bundesgerichtshof ins- 
besondere bei hoher Markttransparenz und wirksamen 
Abschreckungs- und Sanktionsmöglichkeiten im Falle ab- 
weichenden Marktverhaltens nahe. Der Bundesgerichtshof 
verweistindiesemZusammenhangausdrücklichaufdieAir- 
tours-Entscheidung des Gerichts erster Instanz, mit dem die 
drei folgendenKriterien für das Bestehenkollektiver Markt- 
beherrschung aufgestellt wurden.'*^ Zum ersten muss der 
Markt in einer Weise transparent sein, dass die sich koor- 
dinierenden Unternehmen in ausreichendem Maße das Ver- 
halten der anderen Unternehmen überwachen können. Zum 
zweitenmüssenMitgliederdesOligopolsüber ausreichende 
Sanktionsmöglichkeiten verfügen (interne Durchsetzbar- 
keit) undschließlich dürfen WettbewerberundKundennicht 
ohne weiteres in der Lage sein, das Oligopol zu umgehen 
(externe Durchsetzbarkeit). 

79 . Zunächst weisen die bundesweiten Strommärkte 
marktbezogene Strukturmerkmale auf, die ein wettbewerbs- 
beschränkendes Parallelverhalten begünstigen. Hierzu zäh- 
len die Homogenität des Gutes Strom, die hohe Transpa- 
renz der Strommärkte im Hinblick auf Erzeugungskosten 
und Verkaufspreise sowie ein geringes zu erwartendes 
Nachfragewachstum und die geringe Preiselastizität der 
Nachfrage. 

80 . Das Bundeskartellamt hat der Monopolkommission 
mitgeteilt, dass RWE und E.ON im Jahr 2007 einen ge- 


BGH Beschluss vom 1 1 . November 2008 - KVR 60/07 „E.ON/Stadt- 
werke Eschwege“. 

u EuG Rs. T-342/99 „Airtours/Kommission“, Slg. 2000 11-2585; bestä- 
tigt durch EuGH, Urteil vom 10. Juli 2008, Rs. C-413/06 P „Bertels- 
mann und Sony Corporation of America/Impala“. 
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meinsamen Anteil an der erzeugten Netto-Strommenge 
von knapp 57 Prozent hatten. EnBW erreiehte als kleinster 
der großen vier inländisehen Stromerzeuger einen Markt- 
anteil von [5-15] Prozent, Vattenfall Europe kommt auf ei- 
nen Marktanteil von [10-20] Prozent. Marktanteilsbewe- 
gungen sind in den zurüekliegenden Jahren in keinem 
bedeutenden Umfang spürbar, die Anteile an den inländi- 
sehen Stromerzeugungskapazitäten sind ähnlieh verteilt. 
Stromimporte fallen nieht ins Gewieht, zumal Deutseh- 
land naeh wie vor im Umfang von 1 9, 1 Mrd. kWh im Jahr 
2007 als Netto-Stromexporteur fungiert. Die Marktanteile 
sind in einer Weise verteilt, dass grundsätzlieh eine duopo- 
listisehe Marktbeherrsehung ebenso wie eine gemeinsame 
Beherrsehung dureh drei oder alle vier großen Verbundun- 
temehmen vermutet werden könnte. 

Bei der Beurteilung gemeinsamer Marktbeherrsehung 
kommt es nun darauf an, ob darüber hinaus für einzelne 
dieser Unternehmen gemeinsame untemehmensbezogene 
Strukturmerkmale vorliegen, die ein wettbewerbsbe- 
sehränkendes Parallelverhalten aufgrund gleiehgeriehteter 
Interessen begünstigen. Hierbei zeigen sieh naeh Auffas- 
sung des Amtes strukturelle Gemeinsamkeiten für RWE 
und E.ON, die nieht in gleieher Weise aueh für EnBW und 
Vaffenfall Europe erfüllf sind. Zum einen verfügten E.ON 
und RWE unter Berüeksiehtigung der eigenen Kraftwerke, 
ihnen zustehenden Anteilen an Gemeinsehaftskraflwerken 
und aufgrund langfristig vertraglieh gesieherter Kraft- 
werksleistungen jeweils über die mit Abstand höehsten Er- 
zeugungskapazitäten und die höehsten Anteile an der 
Netto-Stromerzeugung. EnBW hingegen besitze einen be- 
deutend geringeren Anteil an Kapazitäten und Netto- 
Stromerzeugung. Eine Asymmetrie von RWE und E.ON 
einerseits sowie andererseits EnBW zeige sieh aueh im 
Hinbliek auf die vertikale Integration. E.ON und RWE ha- 
ben seit Beginn der Liberalisierung des Strommarktes 
dureh konsequente Minderheitsbeteiligung an Unterneh- 
men der Distributionsstufe versueht, ihre herausragende 
Marktstellung auf dem Strommarkt für die Belieferung 
von Großkunden abzusiehem bzw. auszubauen. Inzwi- 
sehen isf die Zahl der Unternehmen, an denen RWE oder 
E.ON Minderheitsbeteiligungen besitzen, auf mehr als 
200 angewaehsen. Über diese Vielzahl an Minderheitsbe- 
teiligungen, zu der es keine Entspreehung bei EnBW und 
Vattenfall Europe gibt, sei es den Duopolisten möglieh, ei- 
nen Großteil des Stromabsatzes zur Auslastung der eige- 
nen Erzeugungskapazitäten frühzeitig festzulegen. 

Die Monopolkommission hält die überwiegende Betraeh- 
tung von Marktanteilsverhältnissen für unbefriedigend. 
Sfaftdessen sollfe zusäfzlieh eine Befraehtung der Resi- 
dual-Supply-lndizes (RSl) der Erzeuger auf dem Sfrom- 
markf vorgenommen werden. Der RSl eines Energieer- 
zeugers gibf Aufsehluss darüber, wie bedeufend seine 
individuellen Erzeugungskapazifäfen für die Bedienung 
der am Markf gegebenen Naehfrage in einem Befraeh- 
tungszeifraum isf.'** Je kleiner der RSl eines Energieerzeu- 
gers ausfällf, desto größer isf seine Markfmaehf. Fällf der 


Die Kalkulation des RSl für das Unternehmen i folgt der generalisier- 
ten Form RSIj = ([Marktkapazität] - [Kapazität des Unternehmens i])/ 


RSl eines Unternehmens unter 100 Prozent, so sind zu- 
mindest Teile seiner Erzeugungskapazität zum Betraeh- 
tungszeitpunkt unverziehtbar zur Bedienung der Markt- 
naehfrage und es kann die Marktbeherrsehung dureh das 
Unternehmen vermutet werden. London Eeonomies hat 
im Rahmen seiner Studie für die EU-Kommission die RSl 
für eine Reihe europäiseher Länder auf Stundenbasis be- 
reehnet. Für Deutsehland bestätigen die Ergebnisse im 
Wesentliehen die Marktbeherrsehung dureh die beiden 
dominanten Anbieter."*^ Das Bundeskartellamt könnte in 
ähnlieher Weise aktuelle RSl für Deufsehland beispiels- 
weise mit den Daten der Strombörse EEX bereehnen und 
seine Ergebnisse quantitativ fundieren. Gerade im Zuge 
der momentan laufenden Sektoruntersuehung erseheint 
dies relativ einfaeh möglieh. Allerdings würde die Kalku- 
lation der RSl für den Strommarkt insbesondere einen zu- 
sätzliehen personellen Aufwand erfordern. 

81 . Der Markt für die Belieferung nieht leistungsgemes- 
sener Kunden ist naeh Auffassung der Besehlussabteilung 
naeh den etablierten Liefergebieten der jeweiligen Letzt- 
versorger regional oder lokal abzugrenzen, da die Ent- 
wieklung des Gesehäftes gegenüber Stromkleinkunden 
stagniere und eine ausgeprägte Loyalität und Identifika- 
tion der Kunden mit den etablierten Versorgern bestehe. 
Die Kundenbindung sei auf Faktoren wie ein größeres 
Vertrauen in eine siehere Stromversorgung oder die örtli- 
ehe Verankerung des Versorgers in der Region zurüekzu- 
führen und stelle eine erhebliehe Marktzutrittssehranke 
für alfemative Stromlieferanfen im Gesehäfl gegenüber 
Stromkleinkunden dar. Hierdureh wird implizierf, dass 
die lokalen Energieversorgungsuntemehmen als markfbe- 
herrsehend anzusehen sind. Diese Fesfsfellung isf so 
lange zufreffend, wie der Markfanfeil des Unfemehmens 
im angesfammfen Liefergebief so hoeh isf, dass das Un- 
ternehmen Grundversorger im Sinne des § 36 Absatz 2 
EnWG ist. 

82 . Die Monopolkommission hat bereits in ihrem Son- 
dergutaehten 49 auf die problematisehen Wirkungen einer 
vermaehteten Erzeugerstruktur auf dem deutsehen Strom- 
markt hingewiesen. Diese legt die Vermutung nahe, dass 
die marktbeherrsehenden Erzeuger über Mögliehkeiten 
verfügen, dureh unilaterale Maßnahmen oder über impli- 
zite und gar explizite Koordination in wohlfahrtssehädi- 
gender Weise auf die Preisbildung Einfluss zu nehmen. 
Aus der Marktbeherrsehung ergeben sieh daher für die 
Gesfaltung der Rahmenbedingungen des Sfrommarkfes 
und seine Aufsieht besonders hohe Anforderungen. Die 
horizontale Entfieehtung, vielfaeh als ein Vorsehlag zur 
Auflösung der Marktdominanz einzelner Energieerzeuger 
ins Gespräeh gebraeht, ist aus ökonomiseher Sieht nieht 
frei von Problemen, da hierzu eine staatliehe Stelle auf 


[Marktnachfrage]. In der Praxis sind die einzelnen Größen jedoch 
weiter zu konkretisieren. Gängig ist beispielsweise, die Marktkapazi- 
tät als Summe der regionalen Erzeugungskapazitäten im abgegrenz- 
ten Marktgebiet zuzüglich der Netto-Stromimporte im Betrachtungs- 
zeitraum abzubilden. Als Kapazität des Unternehmens i kann auf die 
Reservekapazitäten nach Abzug aller durch langfristige Lieferverein- 
barungen gebundenen Kapazitäten abgestellt werden. 

49 Vgl. London Economics, a. a. 0., S. 292 ff. 
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dem Wege eines planerisehen Eingriffs entseheiden 
müsste, welehe Kraftwerksanlagen dureh die Erzeuger 
abzugeben wären. Aueh in eigentumsreehtlieher Hinsieht 
würde eine solehe horizontale Entfleehtung einen harten 
Eingriff bedeuten, der mit Sieherheit eine langwierige ge- 
riehtliehe Auseinandersetzung naeh sieh zöge. Als ein 
Mittel zur kurzfristigen Belebung des Wettbewerbs auf 
dem deutsehen Markt für den erstmaligen Absatz von 
Strom erseheint eine Entfleehtung marktdominanter 
Energieerzeuger daher wenig geeignet.^« 

3.1.4 Angebotsseitige Markteintrittsbarrieren 

83. Für die kurzfristige Belebung des Wettbewerbs in der 
Stromerzeugung ist von kritiseher Bedeutung, welehe 
Markteintrittsbarrieren ein Erzeuger überwinden muss. 
Hierbei ist zum einen von Interesse, wie aufwendig und 
teuer die Erriehtung neuer Erzeugungskapazitäten ist. Be- 
sondere Bedeutung kommt naeh Auffassung der Monopol- 
kommission den verbreiteten Unsieherheiten über Stabili- 
tät und Ausprägung der politisehen Rahmenbedingungen 
zu, die eine Markteintrittsbarriere auf dem Erzeugermarkt 
bilden.^' Zum anderen ist die Frage des diskriminierungs- 
freien Ansehlusses und Zugangs zu den Übertragungsnet- 
zen zur ansehließenden Vermarktung von Elektrizität für 
unabhängige Kraftwerksbetreiber von besonderer Wieh- 
tigkeit. Um Diskriminierungmögliehkeiten beim Netzan- 
sehluss und Netzzugang dureh die vertikal integrierten 
Netzbetreiber gegenüber Wettbewerbern auf dem Erzeu- 
germarkt weitgehend auszusehließen, wurde am 26. Juni 
2007 die Kraftwerks-Netzansehlussverordnung (Kraft- 
NAV)^2 erlassen. 

3.1 .4.1 Verordnung zur Regelung des Netzan- 
schlusses von Anlagen zur Erzeugung 
von elektrischer Energie (KraftNAV) 

84. Ziel der Kraftwerks-Netzansehlussverordnung ist die 
zügige und diskriminierungsfreie Realisierung neuer Kraft- 
werksprojekte. Hierdureh soll dem Interesse des Wettbe- 
werbs und der Versorgungssieherheit Reehnung getragen 
werden. Die Verordnung betrifft alle Anlagen mit einer 
Nennleistung ab 100 MW, die an Hoeh- und Höehstspan- 
nungsnetze angesehlossen werden sollen. § 3 KraftNAV 
legt das Verfahren zum Netzansehluss fest. Die Betreiber 
von Hoeh- und Höehstspannungsnetzen haben im Internet 
Informationen über geeignete Standorte für den Netzan- 
sehluss von Anlagen zu veröffentliehen. Naeh Eingang ei- 
nes Ansehlussbegehrens muss der Netzbetreiber den 
Antragsteller innerhalb von zwei Woehen über die dureh- 
zuführenden Prüfungen und die hierbei entstehenden Kos- 
ten informieren. Naeh Leistung eines Vorsehusses von 
25 Prozent der erwarteten Kosten dureh den Ansehluss- 
nehmer hat der Netzbetreiber die entspreehende Prüfung 
innerhalb von drei Monaten durehzuführen. 


Vgl. hierzu die Diskussion verschiedener Entflechtungsvorschläge, 
insbesondere auch zur horizontalen Entflechtung, in: Monopolkom- 
mission, Sondergutachten 49, a. a. O., Kapitel 6. 

Vgl. hierzu auch die Überlegungen zu möglichen Zielkonflikten in 
der Energiepolitik in Kapitel 2. 

52 BGBl. I S. 1187. 


85. Eine Verweigerung des Anschlusses ist nur erlaubt, 
wenn der Netzanschlusspunkt technisch nicht zur Auf- 
nahme des Stroms geeignet ist (§17 Absatz 2 EnWG in 
Verbindung mit § 6 Absatz 1 Satz 1 KraftNAV), wobei 
der Netzbetreiber zuvor alle zumutbaren Maßnahmen 
ausgeschöpft haben muss. Der Netzanschluss kann nach 
§ 6 Absatz 2 KraftNAV nicht unter Hinweis auf Kapazi- 
tätsengpässe im Netz verweigert werden. Wenn der Netz- 
anschluss aus berechtigten Gründen verweigert wird, 
muss der Netzbetreiber dem Antragsteller gleichzeitig ei- 
nen anderen geeigneten und wirtschaftlich zumutbaren 
Anschlusspunkt Vorschlägen (§ 6 Absatz 3 KraftNAV). 

86. Ist der Netzanschluss technisch möglich, erteilt der 
Netzbetreiber eine Anschlusszusage (§ 4 KraftNAV). Diese 
wird wirksam, wenn der Antragsteller innerhalb eines Mo- 
nats nach ihrer Erteilung eine Reservierungsgebühr von 
1 000 Euro/MW Anschlussleistung und die Kosten der 
Prüfung nach § 3 KraftNAV bezahlt. Liegen gleichzeitig 
mehrere Anträge für denselben Netzanschlusspunkt vor, 
werden die Anträge entsprechend ihrem Eingangszeit- 
punkt bedient. Es werden folglich frühere Anträge späte- 
ren Anträgen vorgezogen. Mithin werden hierbei mögli- 
che Unterschiede in der technischen und ökonomischen 
Eignung unterschiedlicher Kraftwerksprojekte ignoriert. 

87. Anschließend erfolgt die Vorbereitung des Netzan- 
schlussvertrags (§ 4 Absatz 2 ff. KraftNAV). Anschluss- 
nehmer und Netzbetreiber haben hierzu einen Verhand- 
lungsfahrplan zu erarbeiten, in dem Fristen für die 
Verhandlungen zum Abschluss des Netzanschlussvertrags 
vereinbart werden und der einen Vertragsabschluss in der 
Regel innerhalb von zwölf Monaten vorsieht. Zusammen 
mit dem Netzanschlussvertrag ist dann ein Realisierungs- 
fahrplan aufzustellen, der die zeitliche Abfolge und Ver- 
antwortlichkeiten für die Errichtung des Kraftwerks, die 
Herstellung des Netzanschlusses und gegebenenfalls er- 
forderliche Netzausbaumaßnahmen festlegt (§ 4 Absatz 5 
KraftNAV). Der Verhandlungsfahrplan und der Realisie- 
rungsfahrplan sind der Regulierungsbehörde vom An- 
schlussnehmer unverzüglich vorzulegen. Sollten Fahrpläne 
nicht eingehalten werden, so kann der Anschlussnehmer 
nach § 3 1 EnWG bei der Bundesnetzagentur ein Miss- 
brauchsverfahren wegen Zuwiderhandlung gegen die 
Kraftwerks-Netzanschlussverordnung beantragen. 

88. Die Kosten für die Verbindung zwischen Erzeu- 
gungsanlage und Netzanschlusspunkt sowie für die Auf- 
rüstung des Netzanschlusspunktes hat der Anschlussneh- 
mer zu tragen. Hingegen muss er nicht die Kosten 
übernehmen, die sich aus einer eventuell notwendigen 
Verstärkung des Netzes hinter dem Netzanschlusspunkt 
ergeben (§ 8 KraftNAV).53 


52 Für Offshore-Anlagen allerdings sieht § 17 Absatz 2a EnWG einen 
privilegierten Netzanschluss vor. Die Übertragungsnetzbetreiber sind 
dazu verpflichtet, notwendige Anschlussleitungen auf eigene Kosten 
zu errichten und zu betreiben. Die anfallenden Kosten sind dann 
durch einen finanziellen Belastungsausgleich, der nach § 17 Absatz 2a 
Satz 4, 2. Halbs. EnWG entsprechend § 9 Absatz 3 KWKG zu erfol- 
gen hat, zwischen den Übertragungsnetzbetreibem aufzuteilen. 
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Kritische Würdigung 

89. Da die Kraftwerks-Netzanschlussverordnung erst 
im Jahr 2007 in Kraft getreten ist, befinden sich die meis- 
ten hiervon betroffenen Kraftwerksprojekte noch in der 
Planungs- und Genehmigungsphase. Es lassen sich daher 
noch keine hinreichend gesicherten Aussagen darüber ab- 
leiten, inwiefern die Kraftwerks-Netzanschlussverord- 
nung die Realisierungschancen von Kraftwerksprojekten 
verbessert hat. Die Übertragungsnetzbetreiber haben ge- 
genüber der Monopolkommission begrüßt, dass die 
Kraftwerks-Netzanschlussverordnung die Netzanschluss- 
verfahren harmonisiert und für Netzbetreiber und An- 
schlussnehmer eine rechtssichere Grundlage für den zeit- 
lichen Ablauf und den Rahmen des Verfahrens geschaffen 
hat. Jedoch zeigten sie sich auch überwiegend skeptisch, 
ob die Kraftwerks-Netzanschlussverordnung eine wettbe- 
werbsbelebende Wirkung entfaltet. So ist seit Inkrafttre- 
ten der Kraftwerks-Netzanschlussverordnung die Zahl der 
in Planung oder in Bau befindlichen Kraftwerke zurückge- 
gangen. Entscheidungen zur Errichtung neuer Kraftwerke 
würden von den Kraftwerksbetreibem auf der Grundlage 
zahlreicher betriebswirtschaftlicher Kriterien getroffen, un- 
ter denen den Netzanschlussbedingungen nur eine unter- 
geordnete Rolle zukomme. 

90. Nach Angaben der Bundesnetzagentur bereitet ins- 
besondere noch die Forderung des § 3 Absatz 1 Nummer 3 
KraftNAV, eine laufend aktualisierte, übersichtliche Dar- 
stellung des Netzschemaplans (schematischer Netzplan 
mit allen Stromkreisen, Schaltanlagen, Sammelschienen 
und Umspannwerken) und der Netzauslastung im gesam- 
ten Netz einschließlich der Kennzeichnung tatsächlicher 
oder zu erwartender Engpässe auf den Intemetseiten der 
Netzbetreiber zu veröffentlichen, Probleme bei der prakti- 
schen Umsetzung. Die Netzbetreiber sehen bei einer Ver- 
öffentlichung Probleme in Bezug auf die Sicherheit ihrer 
Anlagen. So könnte terroristischen Vereinigungen durch 
das Veröffentlichen von Netzinformationen ermöglicht 
werden, gezielt Anschläge auf besonders wichtige Kno- 
tenpunkte oder Leitungsstrecken zu verüben. 

Diese Sorge der Netzbetreiber gründet sich jedoch offen- 
sichtlich auf eine missverständliche Formulierung der zu- 
grunde liegenden Vorschriften. Nach Auffassung der Bun- 
desnetzagentur gilt im Wesentlichen der Grundsatz, dass 
die Daten, die einem potenziellen Kraftwerksbetreiber 
und Anschlusspetenten von dem jeweiligen Netzbetreiber 
zur Verfügung gesfellt werden müssen, umso umfangrei- 
cher und genauer sein müssen, je infensiver und konkrefer 
die Anfrage wird. Ausreichende Dafen sind in jedem Fall 
zwingend erforderlich, damif Berechnungen ersfellt wer- 
den können, um zu prüfen, inwiefern sich ein neues Kraft- 
werksprojekf rentiert. Nun gibt es in der Kraftwerks-Netz- 
anschlussverordnung drei verschiedene Normen, die die 
Veröffentlichung eines Netzschemaplans vorsehen (§ 3 
Absatz 1, § 9, § 5 KraftNAV). Nach Auffassung der Bun- 
desnetzagentur sind diese Normen in einem Stufenver- 
hältnis zueinander angeordnet. 

Zunächst gelte eine allgemeine Veröffentlichungspflicht 
gemäß § 3 Absatz 1 KraftNAV. Jeder Netzbetreiber hat 
auf seiner Intemetseite Angaben zu veröffentlichen, die 


für die Prüfung eines Nefzanschlussbegehrens und einer 
Prognose der für eine enfsprechende Anschlussnutzung 
verfügbaren Leitungskapazifäfen mindestens erforderlich 
sind. Als zweite Stufe kommt dann die Regelung des § 9 
KraftNAV mit einem wesentlich kleineren Adressaten- 
kreis zur Anwendung. Die Netzbetreiber haben hiernach 
ein gemeinsames Register sämtlicher Erzeugungsanla- 
gen, die bestehen oder für die ein Nefzanschlussbegehren 
vorliegt, sowie eine übersichtliche Darstellung des Netz- 
schemaplans und der Netzauslastung, einschließlich der 
Kennzeichnung bestehender oder erwarteter Engpässe, zu 
führen. Diese defaillierten Daten sind dann Anschluss- 
nehmem sowie auf Anforderung den Energieaufsichtsbe- 
hörden und Regulierungsbehörden in geeigneter Form zur 
Verfügung zu sfellen. Ansonsfen sollen sie der Öffentlich- 
keif jedoch nichf zugänglich sein. Als dritte Sfufe folg! 
die Regelung des § 5 KraftNAV. Im Rahmen seiner Prü- 
fung eines Anschlussbegehrens ist der Netzbetreiber 
demnach dazu verpflichtet, dem Antragsteller noch um- 
fangreichere Netzdaten zur Verfügung zu sfellen, die er- 
forderlich sind, damit dieser eigene Bewertungen der 
Netznutzungssituation vornehmen kann. 

91 . Die Monopolkommission teilt die Vorsicht der Netz- 
betreiber gegenüber einer weitreichenden Veröffentli- 
chungspflicht von detaillierten Netzschemaplänen und 
Netzdaten. Allerdings können die geäußerten Sicherheits- 
bedenken auch als ein Vorwand dafür dienen, den Kraft- 
werksanschluss der zu den Verbunduntemehmen im Wett- 
bewerb sfehenden Erzeuger unbillig zu erschweren. 
Erzeuger benötigen zur Planung eines Standorts und zur 
ökonomischen Bewertung alternativer Netzanschluss- 
punkte umfangreiche Kenntnisse über die geografische 
Lage möglicher Netzanschlusspunkte und die Netzauslas- 
tung in ihrer Umgebung. Es ist daher ein Weg zu finden, 
der das Sicherheitsinteresse der Netzbetreiber würdigt 
und gleichzeitig dem Informationsbedürfnis unabhängiger 
Erzeuger entgegenkommt. Hierbei ist darauf zu achten, 
dass durch Einschränkungen der Transparenz keine neuen 
Diskriminierungsmöglichkeiten für die Nefzbefreiber enf- 
sfehen. Solange auf Anfrage eines pofenziellen Kraft- 
werksbefreibers umfassende Dafen durch die Nefzbefrei- 
ber zur Verfügung gesfellf werden und dieser zugleich 
durch die eigene Anfrage nicht unmittelbar dazu gezwun- 
gen ist, seine Pläne bezüglich einer Kraftwerkserrichtung 
zu offenbaren, erscheinen der Monopolkommission die 
Möglichkeiten zur Einflussnahme durch den betreffenden 
Netzbetreiber gering und die hiermit verbundene gering- 
fügige Einschränkung der Transparenz mithin zumutbar. 

3. 1.4.2 Strukturelle und institutionelle 
Markteintrittsbarrieren in der 
Stromerzeugung 

92. Neben prinzipiell durch eine geeignete Regulierung 
auszuräumenden Markteintrittsbarrieren bestehen nicht 
ohne weiteres abzustellende Markteintrittsbarrieren für 
neue Erzeugungskapazifäfen. Diese sind als sfrukturelle 
Markfeintriffsbarrieren von fechnologisch-wirtschaftlichen 
Erwägungen geprägf und befreffen als insfitufionelle 
Markteintrittsbarrieren politisch getriebene Widerstände, 
die einem Kraftwerksbetreiber den Marktzutritt erschwe- 
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ren können. Neben diesen für die kurzfristige Planung re- 
levanten Markteintrittsbarrieren werden die langfristigen 
Strategisehen Entseheidungen von Kraftwerksbetreibem 
von den Unsieherheiten über die Stabilität der politisehen 
Rahmenbedingungen geprägt. 

93 . Auf teehnologiseh-wirtsehaftlieher Ebene ist als eine 
Markteintrittsbarriere zum einen die Situation auf dem 
vermutlieh weltweiten, in jedem Fall aber europaweiten 
Markt für Kraftwerksteehnik zu benennen. Kraftwerks- 
teehnik ist ein hoehspezialisiertes Gesehäft, in dem sieh 
nur eine kleine Zahl austausehbarer Anbieter betätigt. Die 
Kapazitäten dieser Anbieter sind in einer Weise begrenzt, 
dass der Bauherr beispielsweise eines Kohle- oder Gas- 
kraftwerks mit teilweise mehrjährigem Vorlauf Planungs- 
und Konstruktionskapazität vorbuehen muss. Von Ener- 
gieversorgem wurde der Monopolkommission zudem be- 
riehtet, dass die unterschiedliehen Systeme verschiedener 
Anbieter nicht austauschbar seien, wenn ein Kraftwerks- 
betreiber bereits Kraftwerke eines bestimmten Anbieters 
besitze und lediglich zusätzliche Kapazitäten erwerben 
wolle. Die mangelhafte Austauschbarkeit der Technolo- 
gien verschiedener Anbieter werde hierbei insbesondere 
im Bereich der Kraftwerkssteuerung virulent, da sich die 
Erzeugungsanlagen verschiedener Anbieter - unter Be- 
achtung von Anpassungs- und Umrüstkosten - überwie- 
gend nicht gemeinsam regeln ließe. 

Beide Faktoren, der zeitliche Vorlauf aufgrund begrenzter 
Planungs- und Konstruktionskapazitäten und die begrenzte 
Austauschbarkeit von Erzeugungstechnologien aus Anbie- 
tersicht, limitieren den Markteintritt für Wettbewerber 
nicht in einem absoluten Sinne. Für die Monopolkommis- 
sion erscheint jedoch bedeutend, dass von diesen Gege- 
benheiten insbesondere die Fähigkeit eines potenziellen 
Wettbewerbers, zeitnah zu reagieren, beeinträchtigt wird. 
Hierdurch wird die Bestreitbarkeit des Erzeugermarktes 
in ähnlicher Weise beeinträchtigt, wie dies bei spezifi- 
schen Marktzutrittskosten der Fall wäre, die nur der Neu- 
ling am Markt, nicht jedoch ein Etablierter zu tragen 
hätte. 

94 . Kraftwerksbetreiber müssen sich auf der technolo- 
gisch-wirtschaftlichen Ebene zudem einen Zugang zum 
jeweiligen Primärenergieträger, der bei der Verstromung 
zum Einsatz kommen soll, vertraglich sichern. Für kleine 
Verteilnetzbetreiber und unabhängige Kraftwerksbetrei- 
ber sind heute überwiegend Kraftwerke interessant, die 
die Primärenergieträger Steinkohle oder Erdgas zum Ein- 
satz bringen. 

Bei Steinkohle als Primärenergieträger kann eine Diskri- 
minierung von Marktneulingen durch Etablierte ausge- 
schlossen werden, da Deutschland weitgehend von der 
Versorgung mit Steinkohle aus dem Ausland angewiesen 
ist. Im Jahr 2007 wurden 67 Prozent der in Deutschland 
verbrauchten Steinkohle importiert.^^ Die größten Kohle- 


Vgl. hierzu die Erörterung zu den Zielkonflikten in der Energiepoli- 
tik in Kapitel 2. 

Vgl. Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, Kurzstu- 
die: Reserven, Ressourcen und Verfügbarkeit von Energierohstoffen 
2007, Hannover 2008, S. 7. 


reserven weltweit finden sich in den USA, in China, 
Russland, Indien, Australien und der Ukraine. Bei der 
Versorgung mit Erdgas ist die Abhängigkeit von ausländi- 
schen Quellen noch größer. 2007 wurden 85 Prozent des 
in Deutschland verbrauchten Erdgases importiert.^^ 

Beim Erdgas besteht allerdings im Gegensatz zum Pri- 
märenergieträger Steinkohle die Besonderheit einer lei- 
tungsgebundenen Versorgung. So ist der Betreiber eines 
Gaskraftwerks zwingend darauf angewiesen, an ein Fem- 
gasnetz in der Umgebung seines Kraftwerksstandorts an- 
geschlossen zu werden. Da unter den Femgasnetzbetrei- 
bem auch Unternehmen zu finden sind, die auf dem 
Erzeugermarkt in direktem Wettbewerb mit unabhängi- 
gen Kraftwerksbetreibem stehen, ergeben sich möglicher- 
weise Diskriminiemngspotenziale bei der Gasnetzanbin- 
dung. Marktteilnehmer haben der Monopolkommission 
gegenüber berichtet, dass beispielsweise ein Einblick in 
die tatsächlich vorliegenden freien Transportkapazitäten 
nur bedingt möglich sei und eine Vorreserviemng von 
Netzanschlusskapazitäten auf der Gasseite nicht vorgese- 
hen ist. Marktteilnehmer, die ein Gaskraftwerk errichten 
wollen, stünden mithin vor der Entscheidung, entweder 
kostenintensive langfristige und möglicherweise diskri- 
minierende Netznutzungsverträge für das Gasnetz bereits 
zu einem frühen Zeitpunkt weit vor einer möglichen Bau- 
entscheidung für das Gesamtprojekt abzuschließen oder 
aber das Risiko einzugehen, nach Abschluss aller sonsti- 
gen Verträge möglicherweise ohne die erforderliche Gas- 
transportkapazität zu enden. 

Die Monopolkommission gibt allerdings zu bedenken, 
dass neben den großen Verbunduntemehmen auch zahl- 
reiche nicht integrierte Femgasnetzbetreiber den deut- 
schen Markt beliefern. Die genannten Argumente sind 
daher nur relevant, wenn die möglichen Standorte für ei- 
nen Kraftwerksneubau vornehmlich auf die Marktgebiete 
derjenigen Femgasnetzbetreiber beschränkt sind, die zu- 
gleich auch in der Stromerzeugung tätig sind. Zur Mini- 
miemng von Diskriminiemngsmöglichkeiten erscheint 
der Monopolkommission dennoch die Schaffung einer 
Kraftwerks-Netzanschlussverordnung für die Gasnetzan- 
bindung von Elektrizitätserzeugungsanlagen bedenkens- 
wert. Diese müsste insbesondere regeln, wie die Risiken 
des Netzanschlusses und der Kapazitätsbuchung aus ei- 
nem langfristigen Kraftwerksprojekt auf den Kraftwerks- 
betreiber und den Gasnetzbetreiber aufgeteilt werden sol- 
len. Hierbei muss zur Vermeidung von Nachteilen bei den 
Gasnetzbetreib em auch berücksichtigt werden, dass ge- 
gebenenfalls kostenintensive projektspezifische Kapazi- 
tätserweitemngen im nachgelagerten Transportnetz erfor- 
derlich werden. 

95 . ln erster Linie jedoch liegen die relevanten und für 
den deutschen Erzeugermarkt spezifischen Markteintritts- 
barrieren für einen Befreiber konventioneller, nicht ato- 
marer Erzeugungsanlagen im institutioneilen, politischen 
Bereich. Neue atomare Erzeugungsanlagen können in 


Vgl. ebenda S. 18. 

Vgl. Schiffer, H.-W., Energiemarkt Deutschland, 10. Aufl., Köln 
2008, S. 172. 
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Deutschland seit dem Ausstieg aus der Kernenergie im 
Jahr 2002 ohnehin nicht mehr errichtet werden. Derzeit 
bemühen sich die großen deutschen Energieerzeuger da- 
her um die Errichtung neuer atomarer Erzeugungskapazi- 
täten im europäischen Ausland. 

Zu den vielfältigen institutioneilen Markteintrittsbarrie- 
ren für konventionelle Erzeugungskapazitäten liefert das 
derzeit durch Vattenfall Europe in Hamburg-Moorburg 
geplante und in Bau befindliche Sfeinkohlekraflwerk ein 
illusfratives, wenn auch in seiner besonderen Ausprägung 
exfremes Beispiel. Das Kraftwerk soll 2012 mif einer 
Bruffoerzeugungsleisfung von 1 654 MW in Betrieb ge- 
hen.5* 

96 . Im Vorfeld der politisch umstrittenen Vorabgeneh- 
migung der Kraftwerksanlage Ende des Jahres 2007^^ hat 
sich Vattenfall Europe gegenüber der Freien und Hanse- 
stadt Hamburg zu weitreichenden Klimaschutzmaßnah- 
men und einer hierfür zusäfzlich erforderlichen Invesfi- 
fion von insgesamf 120 Mio. Euro verpflichtet. Durch die 
Maßnahmen werde unter anderem die Kraft-Wärme-Kop- 
pelung verbessert und mithin die Effizienz des Kraft- 
werks um ein Drittel erhöht. Das neu geplante Kraftwerk 
soll das veraltete Kraftwerk in Wedel ersetzen. Dieses 
verzeichnet eine Femwärmeleistung von ca. 450 MW. 
Auf Drängen des Senats hat Vattenfall Europe zugesagt, 
für weifere 50 Mio. Euro eine zusäfzliche Fernwärmelei- 
tung über die Veddel und Wilhelmsburg nach Harburg zu 
legen, um auf diese Weise 50 Prozent mehr Fernwärme 
auszukoppeln. Damit würde eine Femwärmeleistung von 
650 MW erreicht. 70 Mio. Euro investiert Vattenfall 
Europe in die Errichtung einer Laufwasserkühlung. Um 
eine unerwünschte Erwärmung der Elbe zu verhindern, 
soll diese gewährleisten, dass die Differenz zwischen 
dem entnommenen und dem wieder eingeleiteten Wasser 
maximal 3° beträgt. 

Vattenfall Europe hat sich außerdem vertraglich dazu ver- 
pflichtet, durch die Abschaltung des veralteten Kraft- 
werks in Wedel und anderer Kraftwerke den jährlichen 
C02-Ausstoß des Unternehmens um 2,3 Mio. t zu senken. 
Nach 2013 soll überprüft werden, ob Vattenfall Europe 
die Vertragszusagen eingehalten hat. Außerdem hat Vat- 
tenfall Europe eine Option auf ein Gmndstück neben dem 
Kraftwerksgelände erworben, für die es ein Nutzungsenf- 
gelt in Höhe von 1,2 Mio. Euro zahlt. Hierdurch bindet 
sich Vattenfall Europe in seiner Absicht, zu einem späte- 
ren Zeitpunkt auf dem Gelände eine C02-Abscheidungs- 
anlage zu errichten. Die C02-Abscheidetechnik befindet 


Vgl. hierzu die reichhaltige Berichterstattung in der Presse, http:// 
www.welt.de/hamburg/article 1 363970/Senat_und__Vattenfall_einigen_ 
sich_auf_Kraftwerksbau.html [28. April 2009]. 

Die Vorabgenehmigung des Steinkohlekraftwerks Hamburg-Moor- 
burg erging nach Einigung zwischen Vattenfall und dem CDU-ge- 
fährten Senat der Freien und Hansestadt Hamburg Mitte November 
2007. Der Kraftwerksneubau war zu diesem Zeitpunkt Thema im 
Wahlkampf zur Hamburger Senatswahl im Februar 2008. Nach der 
Wahl wurde eine Regierung unter Beteiligung der CDU und der Grü- 
nen Alternativen Liste Hamburg gebildet. Für die Kraftwerksgeneh- 
migung war hiernach die neue Senatorin für Stadtentwicklung und 
Umwelt Anja Hajduk (GAL) zuständig. 


sich derzeit noch im Versuchsstadium. Mit ihr soll es ins- 
besondere Kraftwerksbetreibem, die den größten Anteil 
an der europäischen C02-Erzeugung zu verantworten ha- 
ben, gelingen, das Klimagas abzuscheiden und anschlie- 
ßend sicher unterirdisch zu lagern. Da das CO 2 hierdurch 
nicht in die Atmosphäre gelangt, würden abgeschiedene 
C02-Mengen vom EU-Emissionshandel befreit. Eine 
Baugenehmigung für die Anlage soll bis 2013 beantrag! 
werden, wenn eine Kommission aus Mifarbeitem von 
Vattenfall Europe und der Freien und Hansesfadt Ham- 
burg fesfsfellf, dass eine solche Anlage reif für eine Ge- 
nehmigung isf. 

Der Kraftwerksbau wurde endgültig im Herbst 2008 ge- 
nehmigt. Bis zuletzt wurde um die Erfüllung wasserrecht- 
licher Bestimmungen gerungen. Hierbei ging es weiterhin 
um die Entnahme und Einleitung von Kühlwasser in die 
Elbe, ln der endgültigen Genehmigung wurden Auflagen 
erteilt, durch die die Anlage an 250 Tagen im Jahr nur mit 
gedrosselter Leistung fahren kann. Vattenfall Europe 
wurde außerdem zur Auflage gemacht, eine sog. Fisch- 
aufstiegsanlage im Elbe-Stauwehr Geesthacht als Aus- 
gleichsmaßnahme zu bauen. Der Bau des Kraftwerks soll 
ca. 1,7 Mrd. Euro kosten. Für die wasserrechtlichen Auf- 
lagen im Rahmen der endgültigen Genehmigung sind bis 
zu 600 Mio. Euro an zusätzlichen Baukosten im Ge- 
spräch. Die wasserrechtlichen Auflagen werden derzeit 
allerdings gerichtlich noch geprüft. 

97 . Die Monopolkommission mag durch die Darstellung 
der in dem Fallbeispiel deutlich gewordenen Konflikte 
zwischen den Versorgungsinteressen mit Elektrizität so- 
wie den Gewinnerzielungsinteressen von Energieerzeu- 
gem auf der einen und den Umweltschutzinteressen auf 
der anderen Seite in keiner Weise umweltpolitische Anlie- 
gen kritisieren. Sie erachtet diese als legitim und im Rah- 
men von Kraftwerksgenehmigungsverfahren als zu be- 
rücksichtigen. 

Dies gilt insbesondere, wenn durch den Bau eines Kraft- 
werks die Umweltbedingungen im lokalen Umfeld eine 
nachhaltige Verschlechterung erfahren würden. Die Mo- 
nopolkommission weist allerdings auch im Hinblick auf 
das vorliegende anekdotische Beispiel darauf hin, dass 
die in der politischen Diskussion verwendeten Argumente 
nicht notwendigerweise systematisch zwingend sind, 
diese dennoch auf die Genehmigung eines Kraftwerks- 
neubaus einwirken und daher durch die Kraftwerksbetrei- 
ber bei ihren Bauplanungen zu berücksichtigen sind. So 
lassen sich beispielsweise Belange des Wasserschutzes 
eindeutiger mit den Umweltbedingungen im lokalen Um- 
feld des Kraftwerksneubaus verknüpfen, als dies bei dem 
Anliegen der Vermeidung von C02-Emissionen der Fall 
ist. ln Europa unferliegen die Betreiber von Kraftwerken 
mit fossilen Energieträgern dem EU-Emissionshandel, 
der letztlich das Maß für die insgesamf in Europa enfsfe- 
henden C02-Mengen fesflegf und dieses der Enfschei- 
dung durch den Einzelnen enfzieht. Der Handel mif Emis- 
sionszerfifikafen isf dann das eigentliche Instrument, mit 
dem die Auswahlentscheidung des Kraftwerksbetreibers 
über die Wahl einer C02-vermeidenden Erzeugungstech- 
nologie beeinflusst werden soll. Dennoch spielt im Rah- 



Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-41 - 


Drucksache 16/14060 


men von Genehmigungsverfahren für Kraftwerksneubau- 
ten regelmäßig die Frage der COj-Vermeidung eine Rolle, 
obwohl aueh das umweltfreundliehste einzelne Kraftwerk 
keinen Einfluss auf die insgesamt emittierte C02-Menge 
besitzt. 

98 . ln j edem F all verteuern lange Genehmigungsverfah- 
ren und eventuell dureh die Kraftwerksbetreiber zu erfül- 
lende Auflagen den Markteintritt auf dem Erzeugermarkt. 
Der Monopolkommission gegenüber haben Vertreter kom- 
munaler Energieerzeuger in diesem Zusammenhang aueh 
beriehtet, dass es ihnen sehwer gefallen sei, Baugenehmi- 
gungen für Kraftwerkskapazitäten in einer Größenord- 
nung zu erhalten, mit der sie im liberalisierten Strommarkt 
in den Wettbewerb mit anderen Erzeugern in anderen Ge- 
bieten als dem angestammten Versorgungsgebiet hätten 
treten können. Offensiehtlieh ist hier in der Politik die Auf- 
fassung verbreitet, es seien keine Erzeugungskapazitäten 
über den unmittelbaren lokalen Versorgungsbedarf hinaus 
erforderlieh. Vergleiehbare Argumente in Baugenehmi- 
gungsverfahren - wie aueh im Rahmen des Bauprojekts in 
Hamburg-Moorburg gefallen und im Übrigen aueh als Ein- 
wand gegenüber Leitungsbauvorhaben verbreitet - führen 
zu einer De-faeto-Kapazitätsplanung für die Erzeugung im 
Raum und sind eine Markteintrittsbarriere auf den bundes- 
weit abzugrenzenden Strommärkten. 

99. Die vielfältigen teehnologisehen und administrati- 
ven Markteintrittsbarrieren treten in Deutsehland ersehwe- 
rend neben längerfristige politisehe Unsieherheiten. Zu 
der langen Diskussion um den Ausstieg aus der Kernener- 
gie und seinen Fortbestand traten in jüngerer Zeit die Dis- 
kussionen um ein Gesetz zur Abtrennung und unterirdi- 
sehen Speieherung von CO 2 (Carbon Dioxide Capture 
and Storage - CCS). Die Teehnik befindet sieh gegenwär- 
tig noeh im Entwieklungsstadium und ist umstritten. Ei- 
nerseits ist unklar, ob eine siehere unterirdisehe Lagerung 
des CO 2 überhaupt langfristig gewährleistet werden kann. 
Zum anderen wird befiirehtet, dass die fiäehendeekende 
Einführung von CCS die konventionelle Stromproduktion 
prohibitiv verteuern würde, weil zur Bewältigung des be- 
träehtliehen C02-Aufkommens aus der Energieerzeugung 
in Höhe von ca. 350 Mio. t jährlich entsprechende Inves- 
titionen in Infrastrukturanlagen und Pipelines getätigt 
werden müssten. Diese Investitionen dienten alleine der 
umweltpolitischen Zielsetzung, die klimaschädlichen Wir- 
kungen von CO 2 zu vermeiden, könnten ansonsten aber 
nicht weiter produktiv eingesetzt werden. Die Kosten für 
die C02-Abscheidung haben daher die Verbraucher voll- 
umfänglich zu fragen, wenn sie ihren Sfromverbrauch 
nicht weiter beschränken können. Auch der priorisierte 
Ausbau von Kraftwerksanlagen für emeuerbare Energie- 
träger bildet eine Markteintrittsbarriere für konventio- 
nelle Erzeugungsanlagen und trägt zu steigenden Strom- 
kosten bei. 

Die Monopolkommission weist darauf hin, dass bei der 
Umsetzung legitimer politischer Ziele ökonomischen Kri- 
terien Rechnung zu tragen ist. Insbesondere soll gewähr- 


Vgl. Umweltbundesamt, Umweltdaten Deutschland - Umweltindika- 
toren 2007, S. 9. 


leistet sein, dass Emissionen stets mit effizienten Mitteln 
vermieden werden. Marktlichen Verfahren wie dem Zerti- 
fikatehandel, der den Unternehmen technologieneutrale 
Anreize setzt, mit günstigsten Mitteln Emissionen zu ver- 
meiden, ist dabei der Vorzug gegenüber der selektiven 
Förderung von Einzelmaßnahmen zu geben. Darüber hi- 
naus bleibt es dann eine politische Entscheidung, in wel- 
cher Weise beispielsweise Umweltschutzziele und das 
Ziel niedriger Strompreise zu gewichten sind. '5' 

3.1.5 Zwischenfazit 

100. Die Homogenität des Gutes Strom macht den 
Strompreis zum maßgeblichen Entscheidungsparameter 
der Verbraucher bei einer bewussten Entscheidung über 
den Strombezug. Im Durchschnitt über alle Kundenseg- 
mente beträgt die Wechselquote lediglich etwa 10 Pro- 
zent. Stromkraflwerke unterscheiden sich in voneinander 
abweichenden Relationen von fixen zu kurzfristig variab- 
len Kosten. Der kostenminimierende Einsatz der Kraft- 
werke bei gegebener Stromnachfrage wird als Kraft- 
werksabruf nach der Merit Order bezeichnet. Es gilt: 
Stets ist nur genau ein Kraftwerk oder Kraftwerkstyp das 
preisbestimmende Kraftwerk. Außerdem existiert an der 
Strombörse nur ein einziger einheitlicher Marktpreis. 
Dieser gilt für alle Anbiefer unabhängig von den indivi- 
duellen Erzeugungskosfen in gleicher Weise. 

101. Die Monopolkommission weisf darauf hin, dass 
zur Wahrung eines effizienfen Krafwerkseinsafzes enf- 
sprechend der Merif Order relevanfe Überkapazifäfen ins- 
besondere im Bereich der Grenzkraftwerke und hierbei 
insbesondere zu Spitzenlastzeiten benötigt werden. Denn 
im Bereich der Grundlast bestehen vergleichsweise viele 
Erzeugungsaltemativen mit ähnlichen Grenzkosten, wäh- 
rend im Bereich der Spitzenlast die Kostenunterschiede 
zwischen den verschiedenen Erzeugungsanlagen be- 
trächtlich werden. Nur wenn die Überkapazitäten in ihrer 
Kostenstruktur denjenigen des effizienten Grenzkraft- 
werks entsprechen und sie sich in ausreichendem Maße in 
den Händen von im Wettbewerb stehenden Anbietern be- 
finden, kann durch Wettbewerbsdruck missbräuchlichem 
Verhalten marktmächtiger Erzeuger wirkungsvoll entge- 
gengewirkt werden. 

102. Kraftwerke, die Strom aus emeuerbaren Energie- 
quellen gewinnen oder über Kraft-Wärme-Kopplungs- 
Verfahren erzeugen, werden besonders gefördert. Das ge- 
setzlich geförderte Stromangebot kann als eine Reduzie- 
rung der Last bzw. als ein fiktiver Nachfragerückgang 
nach Sfrom aus konventionellen Kraftwerken interpretiert 
werden. Durch die gesetzliche Bevorzugung bei der Ein- 
speisung, Abnahme und Vergütung erfolgt daher eine Re- 
duktion der im Wettbewerb frei bedienbaren Nachfrage- 
menge. Die Monopolkommission begrüß! die mif dem 
Emeuerbare-Energien-Gesefz 2009 eingeleifefe Abkehr 
von der physischen Wälzung. Das EEG 2009 ermöglicht 
nun auch die Direktvermarktung von EEG-Strom. Aus 


Vgl. auch die grundlegenden Überlegungen zu den problematischen 
Zielkonflikten in der Energiepolitik in Kapitel 2. 
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ordnungspolitischer Sicht ist zu bemerken, dass das EEG 
und das KWKG im Kern keine geeigneten Instrumente 
zur Erfüllung ihrer hochgesteckten Ziele sind. Vor dem 
Hintergrund des europäischen Emissionshandels sind sie 
sogar redundant. EEG und KWKG leisten keinen Beitrag 
zur Reduktion des europäischen C02-Ausstoßes. Sie ver- 
teuern aber kurzfristig sehr wohl die Stromproduktion in 
Deutschland. Die Monopolkommission weist darauf hin, 
dass in dem Maße, in dem Ineffizienzen aus dem EEG 
und dem KWKG die Volkswirtschaft belasten, der Spiel- 
raum für die Politik zur Erreichung weiterer Klimaziele 
schwindet. Je kosteneffizienter die heute bestehende Kli- 
mapolitik ist, desto größer wird der Spielraum für weitere 
Fortschritte beim Klimaschutz. Auch die langfristigen 
Wirkungen von EEG und KWKG erscheinen fragwürdig. 
Die Förderung von Zukunftstechnologien erschweren das 
EEG und das KWKG dadurch, dass sich ihr Ausschnitt 
förderungswürdiger Technologien auf heufe bereifs be- 
kannfe Verfahren zur Vermeidung von C02-Emissionen 
beschränkt. Hierdurch werden die Möglichkeiten heute 
noch unentdeckter Problemlösungen systematisch unter- 
schätzt. Ihre Entdeckung ließe sich durch die Förderung 
von Grundlagenforschung beschleunigen. 

103 . Bei der Marktabgrenzung unterscheidet das Bun- 
deskartellamt zunächst die drei vertikal verbundenen 
Marktstufen Erzeugung, Distribution und Endkunden. 
Bei der sachlichen Marktabgrenzung findet das Bedarfs- 
marktkonzept Anwendung. Auf der Endkundenstufe wird 
aufgrund unterschiedlicher Nutzungsanforderungen und 
-gewohnheiten zwischen dem Markt für nichf leistungs- 
gemessene Kleinkunden und leistungsgemessene indus- 
trielle Großkunden oder größere Gewerbekunden unter- 
schieden. Bei der räumlichen Marktabgrenzung grenzt 
das Bundeskartellamt den Markt für Sfromkleinkunden 
lokal ab. Alle übrigen Märkfe, also der Sfromgroßkun- 
denmarkf und die Märkte der Distributionsstufe, grenzt 
das Bundeskartellamt bundesweit ab. Da Stromimporte 
nur eine untergeordnete Rolle spielen, ist nach Auffas- 
sung des Bundeskartellamtes eine räumliche Marktab- 
grenzung über die deutschen Landesgrenzen hinaus nicht 
sachgerecht. 

104 . Die Monopolkommission ist der Auffassung, dass 
der Ausgleichsenergiemarkt in die Marktabgrenzung ein- 
bezogen werden sollte. Die Bereitstellung von Regelener- 
gie lässt sich grundsätzlich wettbewerblich gestalten. Ent- 
sprechend sollte auch der Regelenergiemarkt einer 
kartellrechtlichen Kontrolle unterliegen und bei zukünfti- 
gen Marktabgrenzungen durch das Bundeskartellamt Be- 
rücksichtigung finden. Die Monopolkommission würde 
es weiterhin begrüßen, wenn das Bundeskartellamt seine 
Analysen im Bereich der Energiewirtschaft stärker als 
bisher auf quantitative ökonomische Verfahren stützen 
könnte. Insbesondere drängt die Monopolkommission 
hierbei auf die Anwendung des hypothetischen Monopo- 
listentests beispielsweise in seiner Gestalt als SSNIP-Test 
(Small but Significant Non-Transitory Increase in Price- 
Test). Dieser könnte zur ökonomischen Fundierung der 
etablierten Marktabgrenzungen in der Energiewirtschaft, 
zu einer höheren Glaubwürdigkeit und einer verbesserten 
Akzeptanz beitragen. Daher wären nach der Prüfung, in- 


wiefern das Bundeskartellamt ein derartiges Verfahren 
mit seinen gegenwärtigen Ressourcen adäquat anwenden 
kann, gegebenenfalls zusätzlich erforderliche Personal- 
und/oder Sachmittel bereitzustellen. 

1 05 . Der hypothetische Monopolistentest berücksichtigt 
möglichen potenziellen Wettbewerb aussagekräftiger als 
die auf bereits nachgewiesene Lieferbeziehungen abstel- 
lende Marktabgrenzung des Bundeskartellamtes. Er würde 
daher verbesserte Aussagen beispielsweise zur Verbun- 
denheit des deutschen Stromgroßhandelsmarktes mit den 
deutschen Regelenergiemärkten zulassen. Es ließe sich 
auch Aufschluss darüber gewinnen, inwieweit bei der 
räumlichen Marktabgrenzung einzelner Marktsegmente 
die nationale Marktabgrenzung ausreichend ist. Mögli- 
cherweise wäre stattdessen eine Marktabgrenzung nach 
Regelzonen oder sogar eine Erweiterung um Nachbarlän- 
der wie Österreich vorzunehmen. Darüber hinaus ließe 
sich überprüfen, ob die Märkte für Kleinkunden und 
Großkunden fafsächlich getrennte Märkte sind oder ob 
ein hinlänglich hohes Preisniveau in einem Segment die 
Marktteilnehmer des anderen Segments zum Markteintritt 
bewegen würde. 

1 06 . Das Bundeskartellamt hat für den bundesweif abzu- 
grenzenden Markf für die Belieferung von leistungsgemes- 
senen Letztverbrauchem die kollektive Marktbeherrschung 
durch RWE und E.ON festgestellt. Die Monopolkommis- 
sion hält die überwiegende Betrachtung von Marktan- 
teilsverhältnissen für unbefriedigend. Sfaftdessen sollfe 
durch das Bundeskarfellamf zusäfzlich eine Befrachtung 
der Residual-Supply-lndizes (RSl) der Erzeuger auf dem 
Strommarkt vorgenommen werden. Der RSl eines Ener- 
gieerzeugers gibt Aufschluss darüber, wie bedeutend 
seine individuellen Erzeugungskapazitäten für die Bedie- 
nung der am Markf gegebenen Nachfrage isf. Allerdings 
würde auch die Kalkulation der RSl für den Sfrommarkf 
insbesondere einen zusäfzlichen personellen Aufwand er- 
fordern. 

1 07 . Die vermachfete Erzeugersfrukfur auf dem deufschen 
Sfrommarkf legf die Vermutung nahe, dass die marktbeherr- 
schenden Erzeuger über Möglichkeiten verfügen, durch uni- 
laterale Maßnahmen oder über implizite und gar explizite 
Koordination in wohlfahrtsschädigender Weise auf die 
Preisbildung Einfluss zu nehmen. Aus der Marktbeherr- 
schung ergeben sich für die Gesfaltung der Rahmenbedin- 
gungen des Sfrommarkfes und seine Aufsicht besonders 
hohe Anforderungen. 

108 . Für die kurzfristige Belebung des Wettbewerbs in 
der Stromerzeugung ist von kritischer Bedeutung, welche 
Markteintrittsbarrieren ein Erzeuger überwinden muss. 
Hierbei ist von Interesse, wie aufwendig und teuer die Er- 
richtung neuer Erzeugungskapazitäten ist. Nachteilige 
Wirkungen kommen nach Auffassung der Monopolkom- 
mission den verbreiteten Unsicherheiten über Stabilität 
und Ausprägung der politischen Rahmenbedingungen zu, 
die eine Markteintrittsbarriere auf dem Erzeugermarkt 
bilden. Die Monopolkommission weist darauf hin, dass 
bei der Umsetzung legitimer, insbesondere umweltpoliti- 
scher Ziele ökonomischen Kriterien Rechnung zu tragen 
ist. Es muss gewährleistet sein, dass Emissionen stets mit 
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effizienten Mitteln vermieden werden. Marktlichen Ver- 
fahren wie dem Zertifikatehandel, der Unternehmen tech- 
nologieneutrale Anreize setzt, mit günstigsten Mitteln 
Emissionen zu vermeiden, ist dabei der Vorzug gegen- 
über der selektiven Förderung von Einzelmaßnahmen zu 
geben. Darüber hinaus bleibt es dann eine politische Ent- 
scheidung, in welcher Weise beispielsweise Umwelt- 
schutzziele und das Ziel niedriger Strompreise zu gewich- 
ten sind. 

109. Zu diesen für die strategische Planung relevanten 
politischen Markteintrittsbarrieren in die Stromerzeugung 
treten weitere, in der kurzfristigen Planung relevante struk- 
turelle und institutionelle Markteintrittsbarrieren. Zwar li- 
mitieren die geringen Kapazitäten auf dem hochspeziali- 
sierten Markt für Erzeugungstechnologie und ihre 
begrenzte Austauschbarkeit den Markteintritt für Wettbe- 
werber nicht in einem absoluten Sinne. Der Monopolkom- 
mission erscheint es jedoch bedeutend, dass von diesen 
Gegebenheiten insbesondere die Fähigkeit eines potenzi- 
ellen Wettbewerbers, zeitnah zu reagieren, beeinträchtigt 
wird. Zur Minimierung von Diskriminierungsmöglichkei- 
ten ist die Schaffung einer Kraftwerks-Netzanschlussver- 
ordnung für die Gasnefzanbindung von Elektrizifäfserzeu- 
gungsanlagen bedenkenswerf. Diese müssfe insbesondere 
regeln, wie die Risiken des Nefzanschlusses und der Ka- 
pazifäfsbuchung aus einem langfrisfigen Krafiwerkspro- 
j ekt auf den Krafiwerksbefreiber und den Gasnefzbefreiber 
aufgeteilt werden sollen. Hierbei muss zur Vermeidung 
von Nachteilen bei den Gasnetzbetreibem auch berück- 
sichtigt werden, dass gegebenenfalls kostenintensive pro- 
jektspezifische Kapazifäfserweiterungen im nachgelager- 
ten Transportnetz erforderlich werden. 

110. Im Rahmen von Kraflwerksgenehmigungsverfah- 
ren stoßen die Betreiber von Erzeugungsanlagen auf admi- 
nistrative Markteintrittsbarrieren. Konventionelle Erzeu- 
gungsanlagen begegnen vornehmlich Umweltbedenken, 
die im Rahmen von Kraftwerksgenehmigungsverfahren 
der Bundesländer zu berücksichtigen sind. Dies gilt nach 
Ansicht der Monopolkommission insbesondere, wenn 
durch den Bau eines Kraftwerks die Umweltbedingungen 
im lokalen Umfeld eine nachhaltige Verschlechterung er- 
fahren würden. Gleichzeitig warnt die Monopolkommis- 
sion vor einer De-facto-Kapazitätsplanung im Raum durch 
die Politik. Die Monopolkommission erachtet die Argu- 
mentation über lokale Bedarfsgrößen als grundsätzlich un- 
vereinbar mit den Prinzipien eines liberalisierten europäi- 
schen Strommarktes. 

3.2 Gas 

3.2.1 Energieträger Erdgas: Angebot, 
Nachfrage, Bepreisung 

111. Im Unterschied zu Strom besitzt Erdgas die phy- 
sisch bedeutende Eigenschaft der Speicherbarkeit in über- 
und unterirdischen Anlagen. Gasmengen lassen sich da- 
mit bis zur weiteren Verwendung speichern und in einem 
gewissen, aber durchaus beschränkten Umfang Vorhalten. 
Erdgas ist kein vollkommen homogenes Gut. Es ist ein 
Gasgemisch, dessen chemische Zusammensetzung ent- 
sprechend der geografischen Lagersfäffe divergiert, ln 


Deufschland werden die beiden Erdgasqualifäfen L (low) 
und H (high) unterschieden, wobei das H-Gas eine höhere 
Energiequalität hat als das L-Gas. Die Verwendungsarten 
unterscheiden sich, was bedeutet, dass die beiden Qualitä- 
ten nur begrenzt substituierbar sind. Daher werden sie in 
der Regel in unterschiedlichen Marktgebieten gehan- 
delt.® 

112. Das weltweite Erdgasaufkommen ist nicht gleich 
verteilt. Die 27 Staaten der Europäischen Union verfügen 
gemeinsam über rund 7 Prozenf des welfweifen Erdgas- 
vorkommens, verbrauchen allerdings rund 20 Prozent des 
weltweit angebotenen Erdgases. Demnach besteht eine 
große Abhängigkeit von Importen aus Ländern außerhalb 
der Europäischen Union. Das Erdgasaufkommen in 
Deutschland basiert lediglich zu 15 Prozent auf deutscher 
Förderung und damit zu 85 Prozent auf Importen. Das für 
Deufschland wichtigsfe Lieferland isf Russland. Im Jahr 
2007 lag das Erdgasaufkommen in Deutschland bei 1 090 
Mrd. kWh. Davon stammten 37 Prozent aus Russland, 
26 Prozent aus Norwegen, 18 Prozent aus den Niederlan- 
den sowie 4 Prozent aus Dänemark und Großbritannien.® 
Deutschland ist der größte Erdgasimporteur in Europa 
und zählt zu den weltweit größten Verbraucherländem. 

113. Während angebotsseitig ein kontinuierlicher Gas- 
fiuss gegeben ist, unterliegt die Nachfrage nach Gas ei- 
nem zyklischen Tages-, Wetter und Konjunkturrhythmus 
mit zum Teil deutlichen kurzfristigen Schwankungen. Die 
Nachfrage nach Erdgas nimmt in der Europäischen Union 
kontinuierlich zu, wohingegen die inländische Förderung 
der Mitgliedstaaten im Zeitablauf abgenommen hat. Der 
steigende Bedarf resultiert aus der Verwendung von Gas 
zur Erzeugung von Wärme sowie als Inputfaktor für die 
Gewinnung von Elektrizität. Gaskraftwerke werden ins- 
besondere zur Deckung von Spitzenlasten im Elektrizi- 
tätssektor eingesetzt, da sie eine Schnellstartfähigkeit be- 
sitzen. Gaskraftwerke haben im Vergleich zu anderen 
Inputfaktoren der Stromerzeugung hohe Grenzkosten und 
stehen im Rahmen der Merit Order der Produzenten an 
hinterer Stelle. Aufgrund der vereinbarten Reduktion des 
Kohlendioxidausstoßes wird Braunkohle, die sich relativ 
schadstoffreich bei der Stromerzeugung zeigt, zuneh- 
mend durch das schadstoffarme Erdgas substituiert. Bei 
hinreichend hohen Zertifikatspreisen wird sich die Ein- 
satzreihenfolge zugunsten des Erdgases verschieben und 
so die Nachfrage nach Gas weiter steigen.^^ Auf der End- 
verbraucherstufe wird Erdgas insbesondere zum Heizen, 
Kochen sowie zur Aufbereitung von Warmwasser ver- 


Vgl. dazu ausführlich Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., 
Tz. 426. Die Bildung von Marktgebieten ist Gegenstand von Ab- 
schnitt 5.2.2. 

Vgl. dazu ausführlich Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., 
Tz. 429. 

64 Vgl. Schiffer, H.-W., a. a. O., S. 172. 

66 Vgl. dazu z. B. Hellwig, M., Wissenschaftliches Gutachten zum Zu- 
sammenschlussvorhaben RWE Energy AG/Saar Ferngas AG, Gut- 
achten im Auftrag der MW Energie AG vom 18. Dezember 2006 
oder Newberry, D., Climate Change Policy and its Effect on Market 
Power in the Gas Sector, Eletricity Policy Research Group Working 
Paper 510, University of Cambridge, Februar 2006. 
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wendet. Darüber hinaus ist Erdgas ein wiehtiger Rohstoff 
für versehiedenste Produktionsprozesse der Industrie. 

114. Um das Angebot mit der Naehfrage naeh Gas zu- 
sammenzuführen, sind große Distanzen von häufig meh- 
reren tausend Kilometern zu überwinden. Während für 
Rohsfoffe wie Öl und Kohle eine Vielzahl von Transport- 
wegen, wie z. B. Sehiff, Bahn oder LKW, zur Verfügung 
stehen, wird Erdgas zum überwiegenden Teil dureh Pipe- 
lines transportiert. Die Versorgung von Endkunden er- 
folgt aussehließlieh über ein Leitungsnetz von Pipelines. 
Die Gaswirtsehaft ist aufgrund dieser stark leitungsge- 
bundenen Verteilung dureh infrastrukturelle Überlegun- 
gen geprägt. Ohne das entspreehende Leitungsnetz wäre 
die Ressouree Erdgas nieht nutzbar. 

115. Einen einheitliehen Weltmarkt für Erdgas gibf es als 
Folge der Leitungsgebundenheif von Transport und Vertei- 
lung sowie wegen des begrenzten Speiehervolumens von 
Erdgas nieht. Die Märkte sind regional. Die fehlende 
Transportflexibilität verhindert Arbitragegesehäfte zu ei- 
nem großen Teil, sodass zwisehen versehiedenen Erdgas- 
märkten erhebliehe Preisuntersehiede bestehen. Der kurz- 
fristige Ausgleieh dieser Preisdifferenzen ist oft nieht 
möglieh, was dazu führen kann, dass die Lenkungsfunk- 
tion der existierenden Preise stark eingesehränkt ist. 

116. In den meist über Jahrzehnte abgesehlossenen Im- 
port- und Exportverträgen der Gaswirtsehaft findet in der 
Regel eine Kopplung des Gaspreises an den Ölpreis 
statt. Diese Kopplung des Preises für Erdgas an den 
Preis für leiehfes und sehweres Heizöl erfolg! auf der Be- 
sehaffungs- und Weiferverteilersfufe fypiseherweise naeh 
der sog. 6-3-3-Regel.'5’ Dahinter steht eine Formel, in der 
der relevante Durehsehnittspreis für Heizöl für einen 
Zeitraum von seehs Monaten ermittelt wird und mit drei 
Monaten Zeitversatz dann eine Gültigkeit von drei Mona- 
ten hat. Daher hat Erdgas gegenüber dem Öl eine um drei 
bis seehs Monate verzögerte Preisentwieklung. Erdgas- 
preis und Ölpreis entspreehen sieh dabei zeitlieh nie. Un- 
tersehiede beim Gaspreis ergeben sieh prinzipiell aus der 
Gewiehtung des Ölpreises. Die Kopplung hat keine ge- 
setzliehe Grundlage, sondern stellt zunäehst eine bran- 
eheninteme Vereinbarung zwisehen den ausländisehen 
Produzenten und den deutsehen Importeuren dar. Ent- 
spreehend enthalten aueh die inländisehen langfristigen 
Gaslieferverträge eine derartige Bindung an den Ölpreis. 
Auf der Endverbraueherebene der Haushalts- und Klein- 
kunden findet die einseitige Preisfestlegung dureh den 
Gasversorger statt. Der Endverbraueherpreis setzt sieh 
aus einem Arbeits- und einem Grundpreis zusammen, der 
sieh aueh, jedoeh mit einer zeitliehen Verzögerung von 
drei Monaten, an der Entwieklung des Ölpreises orien- 
tiert, weil der Gasversorger selbst sein Gas mit einer sol- 
ehen Preiskopplung einkaufl. 

117. Etabliert hat sieh die Ölpreisbindung in den 1 960er 
Jahren, als Erdgas eine zunehmende Bedeutung auf den 


Vgl. dazu auch die Ausführungen in Monopolkommission, Sonder- 
gutachten 49, a. a. 0., Tz. 460 f. 

Auch analoge 3-1-3- oder 6-1-3-Vereinbarungen zur Gaspreisfindung 
sind in verschiedenen Versorgungsgebieten in Kraft. 


europäisehen Märkten erlangte und damit in eine direkte 
Konkurrenz zum Erdöl, das bis dato den dominierenden 
Brennstoff darstellte, getreten ist. In den vergangenen 
Jahren ist die Ölpreisbindung immer wieder aus haupt- 
säehlieh drei versehiedenen Gründen in die Kritik gera- 
ten. Zum einen wird ausgeführt, dass der Gaspreis dureh 
die Ölpreisbindung in die Höhe getrieben wird, weil die 
Ressource Erdöl sehr viel mehr beschränkt ist als das Erd- 
gas und die Möglichkeit zu überhöhten Preisen besteht. 
Zum anderen gilt der Ölpreis als politisch beeinflusst und 
zum dritten ist das ursprüngliche Ziel, nämlich die Eta- 
blierung von Erdgas als Brennstoff für die Wärmeerzeu- 
gung, bereifs erreicht worden. 

118 . Das Ziel einer Abschaffung der Ölpreisbindung 
wird in einer Absenkung des Preisniveaus von Gas gese- 
hen. Die Preisentwicklung von Gas bei einer Aufhebung 
der Ölpreisbindung abzuschätzen, sieht die Monopol- 
kommission jedoch als außerordentlich schwierig an. So 
wäre zum Beispiel denkbar, dass es aufgrund der be- 
grenzten Anzahl von Anbietern und einer steigenden 
Nachfrage bei einer gasmarktbezogenen Preisstellung zu 
höheren Preissteigerungen als bei der Ölpreisbindung 
kommen kann. Gleichwohl geht die Monopolkommission 
davon aus, dass die Volatilität des Gaspreises sehr viel 
höher sein würde, als dies aktuell der Fall ist. 

119 . Ein Vergleich mit Großbritannien, wie er von Sei- 
ten der Kritiker der Ölpreisbindung häufig angeführt 
wird, ist aus Sicht der Monopolkommission nicht zielfüh- 
rend. Hier sollten die unterschiedlichen Rahmenbedin- 
gungen mit in die Betrachtung einbezogen werden. Die 
fehlende Ölpreisbindung resultiert in Großbritannien da- 
raus, dass es, im Gegensatz zu Deutschland, selbst über 
erhebliche eigene Gasreserven verfügte und am interna- 
tionalen Markt als Erdgas exportierendes Land auftrat. 
Zudem wird dort gerade der Anstieg des Gaspreises auf 
ein Fehlen der Ölpreisbindung zurückgeführt. 

1 20 . Preiskopplungen sollten ein sehr selektiv eingesetz- 
tes Instrument sein, welches, wenn überhaupt, nur dann 
zum Tragen kommt, wenn kein freier und wettbewerbli- 
cher Marktpreis existiert.®^ Auf einem Wettbewerbsmarkt 
ist die freie Preisbildung grundsätzlich zu bevorzugen. Die 
Preisbildung auf dem Gasmarkt gilt nach wie vor als un- 
terentwickelt und es gibt keinen einheitlichen weltweiten 
Markt. Auch ist die Liberalisierung in Europa noch nicht 
so weit fortgeschritten, dass von einem einheitlichen Bin- 
nenmarkt gesprochen werden kann. Von daher kann eine 
Orientierung an einem geeigneten Index aus Sicht der Mo- 
nopolkommission durchaus legitim sein. Des Weiteren 
stellt sich die Frage, wie eine Aufhebung der Ölpreiskopp- 
lung organisatorisch gestaltet werden sollte. Die Ölpreis- 
kopplung ist privatwirtschaftlich verankert und eine Inter- 
vention von Seiten des Bundeskartellamtes setzt den 


http://www.sueddeutsche.de/finanzen/967/444705/text/; http://www. 
handelsblatt.com/politik/handelsblatt-kommentar/die-macht-der-pro- 
duzenten; 144 1091. 

Bis auf die Kopplung an Währungen und Rohstoffe (insbesondere 
Gold) oder an die allgemeine Geldentwertung (Infiationsrate) sind 
der Monopolkommission keine weiteren Umsetzungen bekannt. 
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Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung voraus. 
Für den Fall, dass ein solcher nachgewiesen werden 
könnte und eine Untersagung der gängigen Praxis erfolgen 
würde, sähe die Monopolkommission hier die Gefahr, dass 
eine einseitige Aufhebung der Ölpreiskopplung zu Arbi- 
tragegeschäften zulasten des Landes, das die Ölpreisbin- 
dung aufgibt, führen kann. Darüber hinaus bietet die 
Ölpreisbindung auch einen Schutz vor einseitigen Preis- 
vorgaben durch die Erdgasproduzenten. Die Monopol- 
kommission sieht in der Abschaffung der Ölpreiskopplung 
allein kein zielgerichtetes Instrumentarium, um eine wett- 
bewerbliche Preisbildung im Gassektor zu erreichen. Zu- 
dem schützt die Ölpreiskopplung vor der Hold-up-Gefahr, 
die mit spezifischen Investitionen in die Fernleitungen ein- 
hergeht; diese gilt unabhängig davon, welcher der beiden 
Vertragspartner die Investition getätigt hat. Zu bedenken 
ist, dass die Angebotskonzentration bei Erdgaslieferanten 
wesentlich höher ist als bei Öl, da etwa 85 Prozent des 
deutschen Erdgases aus nur drei Staaten (Russland, Nor- 
wegen, Niederlande) kommen. Es ist denkbar, dass eine 
Aufhebung der Ölpreiskopplung auch zu steigenden Erd- 
gaspreisen führen würde. Eine endgültige Änderung wird 
nur dann erfolgen können, wenn die Erdgasproduzenten 
einen anderen Preismechanismus akzeptieren. 

121 . Mit Hilfe kostenintensiver Verfahren kann Gas 
verflüssigt werden und so sein Volumen auf etwa 1/600 
reduziert werden. ENG (Liquefied Natural Gas) ist im 
(weltweiten) Ferntransport als eine Alternative zur lei- 
tungsgebundenen Versorgung mit Erdgas zu sehen, da es 
mit speziell ausgestatteten Schiffen in großen Mengen 
und über weite Strecken transportiert werden kann. Am 
Zielpunkt angelangt, wird das Gas in Regasifizierungsan- 
lagen in seinen Ursprungszustand zurückgeführt und in 
Femgasnetze zum Transport eingespeist oder bis zur wei- 
teren Verwendung zwischengespeichert. 

122 . Wichtige Exportländer sind Indonesien, Malaysia, 
Katar und Algerien. Indonesien und Malaysia versorgen 
dabei insbesondere das sog. Pacific Basin mit ENG, Alge- 
rien in erster Linie Spanien und Frankreich. Katar hat, 
ebenso wie die anderen Länder des Mittleren Ostens, eine 
besondere Bedeutung, weil von dieser Region aus sowohl 
das Atlantic als auch das Pacific Basin mit Flüssiggas 
versorgt werden können. LNG-Produzenten des Mittleren 
Ostens können daher flexibel auf Preisdifferenzen reagie- 
ren. 

123 . Gemessen an den Preisen für herkömmliches Erd- 
gas und Erdöl liegt der Preis für LNG derzeit deutlich 
höher. Dies ist auf die hohen Kosten des Verflüssigens zu- 
rückzuführen, aber auch die Verschiffung und die Verdamp- 
fung sind vergleichsweise kosfspielig. Dennoch haben die 
fechnischen Weiferenfwicklungen und die kosfensenken- 
den Effekfe den Aufwand wirfschaftlich gemacht. Dies 


Doch haben gerade die Produzenten von Erdgas, die in der Regel 
auch Öl produzieren, ein natürliches Interesse an einem relativ paral- 
lel verlaufenden Cashflow aus Öl- und Gasverkäufen. Dies macht sie 
in den Wirtschaftlichkeitsberechnungen von Explorationsprojekten 
indifferent gegenüber einem Ölfund auf der einen Seite und einem 
Gasfund auf der anderen Seite. 


gilt insbesondere dann, wenn Erdgas aus Regionen 
kommt, die noch nicht an das Pipeline-Netz angebunden 
sind oder deren Anschluss nicht sinnvoll ist. Auch wenn 
die Kosten gesunken sind, so verlangt diese Technik sehr 
hohe Anfangsinvestitionen in Höhe von zum Teil mehre- 
ren Milliarden Dollar,'^' abhängig von Projektgröße, geo- 
grafischen Gegebenheiten sowohl im Produzenten- als 
auch im Empfängerland sowie Aufwendungen für den 
enffemungsabhängigen Seefransport. Die LNG-Kosten- 
gerade läuft aufgrund der hohen fixen und geringen vari- 
ablen Kosten sehr flach, wohingegen das Pipeline-Ge- 
schäft eine sehr steile Kostengerade aufweist.^2 
Vergleich zum leitungsgebundenen Gastransport ist der 
Einsatz von LNG-Tankem erst ab einer Entfernung von 
etwa 3 000 km kostengünstiger. Deutschland verfügt 
derzeit über keinen LNG-Terminal. Ein solcher war für 
den Standort Wilhelmshaven geplant, sein Bau wurde al- 
lerdings vorerst verschoben. Von Seiten der E.ON AG, die 
den Terminal bauen wollte, war zu vernehmen, dass die im 
Rahmen einer Marktbefragung angekündigte Nachfrage 
sehr viel geringer ausgefallen sei, als ursprünglich erwar- 
tet wurde, und das Risiko eines Leerstandes nicht einge- 
gangen werden sollte. E.ON beteiligt sich stattdessen an 
einem LNG-Terminal in Rotterdam, behält allerdings die 
90-Prozent-Beteiligung an der mit den Planungen für 
Wilhelmshaven befraufen Deutschen Flüssigerdgas Ter- 
minal Gesellschaft (DFTG).?^ 

124 . LNG kann nach Auffassung der Monopolkommis- 
sion eine wettbewerbsbelebende Wirkung entfalten. Es 
kann zur Versorgungssicherheit beitragen und Druck auf 
die Anbieter von Pipeline-Gas ausüben. Die Bedeutung 
wird weiterhin zunehmen. Schätzungen gehen davon aus, 
dass bis zum Jahr 2020 mit einem jährlichen Anstieg von 
etwa 7 Prozent zu rechnen ist.’^ Dennoch sollte das Po- 
tenzial nach Ansicht der Monopolkommission nicht über- 
schätzt werden. Dies gilt insbesondere vor dem Hinter- 
grund, dass das aktuell sehr hohe Preisniveau im Pacific 
Basin nicht dazu beiträgt, den Wettbewerbsdruck zu erhö- 
hen. Auf dem LNG-Markt besteht eine Angebotsmacht, 
die sich insbesondere in Lieferverträgen äußert, die eine 
sog. „right not to deliver“-Klausel enthalten. Wie im Mi- 
neralölmarkt üblich, steht es danach dem Lieferanten frei, 
seine Fracht kurzfristig an Orte mit höherer Zahlungsbe- 
reitschaft umzulenken. 

125 . Die Erhebungen der Bundesnetzagentur zeigen, dass 
im Vergleich zum Jahr 2007 ein Anstieg des Preisniveaus 
im Gassektor festzustellen ist. Der durchschnittliche men- 
gengewichtete Gesamtpreis innerhalb der Grundversor- 
gungsgebiete liegt für Industriekunden bei 4,52 ct/kWh. 


Vgl. Wietfeld, A., Fenzl, N., Strategische und ökonomische Entwick- 
lungen im Handel mit LNG, Zeitschrift für Energiewirtschaft 31(4), 
2007, S. 295-300, 296. 

"^2 Vgl. ebenda. 

European Commission, DG Competition Report on Energy Sector 
Inquiry, SEC(2006) 1724 vom 10. Januar 2007, Tz. 901. 
http://www.handelsblatt.com/untemehmen/industrie/fluessiggas- 
eon-will-ohne-deutsches-terminal-expandieren; 2019618. 

Vgl. BDEW, Wamm ist Erdgas sicher? - Fakten, Zahlen und mehr, 
Fakten - Informationen für Journalisten, 7. Ausg., Verlagsbeilage im 
Journalist, März 2009, S. 10. 
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Dies bedeutet einen Anstieg von 6,9 Prozent im Vergleich 
zum Voijahr. Für gewerbliche Kunden liegt der Preis bei 
6,06 ct/kWh, was ein Plus von 5,6 Prozent bedeutet und 
für Haushaltskunden in der Grundversorgung bei 6,90 ct/ 
kWh (+ 5,0 Prozent) bzw. für Haushaltskunden mit Son- 
derverträgen 6,5 1 ct/kWh (-t 4,2 Prozent). Diese Angaben 
gelten für das Grundversorgungsgebief. Außerhalb des ei- 
genen Gmndversorgungsgebiefes biefen Anbieter im Durch- 
schnitt günstiger an als die etablierten Versorger. 

3.2.2 Marktstruktur, Marktakteure 
und Marktabgrenzung 

126. Auf dem Gasmarkt lassen sich zunächst drei Grup- 
pen von Akteuren identifizieren, die auch in Abbildung 
3.4 dargesfellt sind. Dazu zählen zum ersfen die überre- 
gionalen Femgasuntemehmen, d. h. inländische Erdgasfor- 
dergesellschaflen und Femgasunfemehmen mit Importbe- 
zug, zum zweiten die regionalen Femgasuntemehmen, 
d. h. Femgasgesellschaften ohne Importbezug, sowie zum 
dritten die regionalen Weiterverteiler, insbesondere Stadt- 
werke. Weitere Akteure sind Händler, die nicht für ein 
konzemverbundenes Handelsunfemehmen fäfig sind und 
Gas an ausländischen Börsen einkaufen oder direkf von 
inländischen und ausländischen Produzenfen beziehen, 
sowie die Endkunden, die zu unterscheiden sind in Kraft- 
werke, Industrie sowie Privat- und Geschäftskunden.^^ Ak- 
tuell sind in Deutschland zehn Erdgasforderantemehmen 
und zehn Gasimportuntemehmen aktiv. Auf der Ebene der 
regionalen und lokalen Endversorger wiederam sind 200 
reine Gasversorger und 500 Querverbunduntemehmen, 


Zu einer detaillierten Beschreibung der Marktteilnehmer vgl. Mono- 
polkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 449 ff. 


die sowohl Gas als auch Strom und Fernwärme anbieten, 
tätig. 

127. Um eine Beurteilung der wettbewerblichen Situa- 
tion vornehmen zu können, bedarf es der Identifikation 
der relevanten Märkte. Dabei zeigt sich, welche der ge- 
nannten Akteure einander gegenüberstehen, ln ständiger 
Praxis und höchstrichterlich bestätigt, grenzt das Bundes- 
kartellamt vier sachlich relevante Märkte voneinander 
ab.^* Gmndsätzlich wird zunächst eine Unterscheidung der 
Märkte für die Belieferang von Weiferverteilem mif Erd- 
gas (Großhandelsstufe) und die Beliefemng von Endkun- 
den (Einzelhandelsstufe) vorgenommen. Auf der Großhan- 
delsstufe differenziert das Bundeskartellamt weiter zwischen 
den beiden Märkten für die ersfmalige Beliefemng von an- 
deren Femgasgesellschaften durch überregionale Femgas- 
gesellschaften und die Belieferang von regionalen und lo- 
kalen Weiterverteilera, insbesondere Sfadtwerken, durch 
(über-)regionale Femgasgesellschaften. Auf der Einzel- 
handelsstufe wird auf der einen Seite der Markt für die 
Belieferang von Industriekunden identifiziert und auf der 
anderen Seite der Markt für die Belieferang von Haus- 
halfs- und Kleingewerbekunden. 


’’’’ Vgl. Schiffer, H.-W., a. a. O., S. 171. Bei diesen Zahlen handelt es 
sich um gerundete Werte. Die Bundesnetzagentur geht ins Detail und 
spricht von 20 Femleitungsnetzbetreibem und 697 Verteilnetzbetrei- 
bem; vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 18. 

Vgl. zum Gaslieferungsmarkt als sachlich relevantem Markt BGH, 
Beschluss vom 10. Dezember 2008, KVR 2/08 „Stadtwerke Uelzen“, 
Rz. 8 ff; OLG Düsseldorf, Beschluss vom 20. Juni 2006, VI-2 Kart 
1/06 (V) „E.ON Ruhrgas“, WuW/E DE-R 1757 ff.; BKartA Be- 
schluss vom 12. März 2007, B8-62/06 „RWE/Saar Ferngas“, S. 11 f ; 
BKartA, Beschluss vom 8. Mai 2009, B8-34/09, „RWE/Exxon Mo- 
bil“, S. 14; auch Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., 
Tz. 441. 


Abbildung 3.4 


Struktur der deut$cheu Gaswirtschaft 



Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an Schiffer, H.-W., Energiemarkt Deutschland, 10, Aufl. Köln 2008, S. 170. 
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128 . In räumlicher Hinsicht werden die sachlich relevan- 
ten Märkte regional nach den etablierten Netzgebieten der 
Unternehmen abgegrenzt. Im wettbewerbsökonomi- 
schen Sinne weisen die Marktverhältnisse aktuell nach wie 
vor keinen funktionsfähigen Wettbewerb auf Sowohl bei 
der Belieferung von Gasgroßkunden als auch bei der Belie- 
ferung von Gaskleinkunden sind die einzelnen Stadtwerke 
und endversorgenden Regionalversorger regelmäßig inner- 
halb ihres zur Versorgung dieser beiden Kundengruppen 
geeigneten Gasleitungsnetzes marktbeherrschend im Sinne 
des § 19 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 GWB. Bei der Versor- 
gung von Kleinkunden gibt es häufig sogar gar keinen 
Wettbewerb, wie im Weiteren noch ausgeführt wird. Die 
vorgenommene netzbezogene Marktabgrenzung durch das 
Bundeskartellamt wurde in mehreren Gerichtsurteilen be- 
stätigt.*“ 

129 . Nach Auffassung der Monopolkommission hat sich 
die Marktabgrenzung des Bundeskartellamtes bislang als 
sachgerecht erwiesen. Dennoch sieht sie - und stimmt 
diesbezüglich mit dem Bundeskartellamt überein - mittel- 
fristig Anzeichen für einen Änderungsbedarf Dazu be- 
dürfen jedoch die ersten auf den Weg gebrachten Ände- 
rungen der Rahmenbedingungen noch einer Entfaltung 
ihrer Wirkungen. Aktuell kann die Monopolkommission 
nämlich nicht feststellen, dass sich auf dem inländischen 
Gasmarkt ein Durchleitungswettbewerb in dem Maße ent- 
wickelt hat, dass eine Marktabgrenzung zu rechtfertigen 
ist, die über die Reichweite eines Leitungsnetzes hinaus 
geht.*' Zum jetzigen Zeitpunkt wäre eine Änderung ver- 
früht und eine untemehmensübergreifene Marktabgren- 
zung würde die tatsächlichen Marktverhältnisse nicht wi- 
derspiegeln können.*^ Wie sich im Weiteren noch zeigen 
wird, ist bei Gas der Trend zu überregionalen Marktauf- 
tritten noch sehr gering ausgeprägt und die bestehenden 
Angebote orientieren sich sehr stark an regionalen Gege- 
benheiten. Auch eine Marktabgrenzung, die sich an den 
Grenzen der Marktgebiete orientiert, kann die Monopol- 
kommission nicht befürworten. Die Entwicklung der 
Marktgebiete befindet sich in einem stetigen Fluss und 
eine weitere deutliche Konsolidierung wird angesfrebt.** 
Auch hegt die Kommission aufgrund dieser möglichen 
Kurzfristigkeit Zweifel daran, dass die Marktgebietsgren- 


Damit ist das Netzgebiet bezeichnet, in dem die Unternehmen nach 
§ 36 EnWG die Grundversorgung von Standardlastprofilkunden 
durchfuhren. 

80 Vgl. BGH, Beschluss vom 4. November 2003, KZR 16/02, WuW/E 
DE-R 1206 „Strom und Telefon I“ in Verbindung mit BGH, Be- 
schluss vom 15. Juli 1997, KVR 33/96, WuW/E DE-R 24 „Stromver- 
sorgung Aggertal“. 

81 Ebenso ist eine europaweite Marktabgrenzung zwar theoretisch 
denkbar, da die nationalen Gasmärkte rechtlich geöffnet wurden. 
Faktisch jedoch sind diese aber weiterhin voneinander abgeschottet. 

82 Zu den auf den Weg gebrachten Änderungen, deren Entfaltung beob- 
achtet werden sollte, zählen z. B. die Reduktion der Marktgebiete, 
die Einführung des Zweivertragsmodells als neues Netzzugangsmo- 
dell sowie die Erwartungen an die Entwicklung eines funktionsfähi- 
gen Großhandels. Vgl. dazu BKartA, Beschluss vom 23. Oktober 
2007, B8-93/07 „RWE/Stadtwerke Krefeld Neuss“; auch Monopol- 
kommission, Hauptgutachten 2006/2007, a. a. O., Tz. 557 sowie 
dies., Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 445 f. 

83 Vgl. dazu Abschnitt 5.2.2. 


zen ein geeignetes Kriterium sind, um wettbewerbliche 
Wirkungen zu beurteilen und auch zu prognostizieren. 

130 . Auch wenn sich die Monopolkommission bei der 
Marktdefinition dafür ausspricht, den aktuellen Status 
beizubehalten, so würde sie es doch begrüßen, würde das 
Bundeskartellamt die aktuelle Marktabgrenzung unter 
Verwendung quantitativer Verfahren überprüfen.*"' Nach 
ihrer Auffassung würde die ökonomische Fundierung in 
einem so wichtigen Sektor der Grundversorgung zu einer 
höheren Akzeptanz führen und die Glaubwürdigkeit der 
Ergebnisse stützen. Ein zusätzlicher Erkenntnisgewinn 
könnte von einer Überprüfung der vorliegenden Marktab- 
grenzung mithilfe des hypothetischen Monopolistentests 
und empirischer Verfahren, wie Preiskorrelations- und 
Schockanalysen sowie Kreuzpreiselastizitäten erwartet 
werden. *5 

131 . Das Bundeskartellamt stellt in seinen Untersu- 
chungen regelmäßig auf das Bedarfsmarktkonzept ab, 
welches nach Auffassung der Monopolkommission die 
wirkenden Wettbewerbskräfte unzureichend abbildet. Das 
Bedarfsmarktkonzept stellt lediglich auf die Nachfrage- 
substituierbarkeit ab und führt häufig zu einer sehr engen 
Abgrenzung des relevanten Marktes. So stellt auch der 
Bundesgerichtshof im Falle der Beurteilung einer markt- 
beherrschenden Stellung eines Gasversorgers fest, dass 
ein alleiniges Abstellen auf das Nachfrageverhalten der 
Marktgegenseite nach dem Bedarfsmarktkonzept gegebe- 
nenfalls eines Korrektivs bedürfe, weil andernfalls ex- 
trem kleinteilige, auf konkrete Produktausgestaltungen 
reduzierte Märkte gebildet werden, die die Verhaltens- 
spielräume der Anbieter nicht zutreffend darstellen wür- 
den.*® Der hypothetische Monopolistentest*^ hingegen be- 
zieht auch die Angebotssubstituierbarkeit mit ein.** Es 
darf allerdings nicht übersehen werden, dass eine zu 
weite Marktabgrenzung die Gefahr mit sich bringt, dass 
die Marktmacht der Unternehmen auf ihren relevanten 
Märkten erheblich unterschätzt wird.*“ Auch sieht die 
Monopolkommission, dass solche Verfahren nicht um ih- 


84 Vgl. dazu auch schon Monopolkommission, Sondergutachten 49, 
a. a. 0.,Tz. 448; dies., Hauptgutachten 2006/ 2007, a. a. O., Tz. 552 ff. 

85 Zu den empirischen Verfahren der Marktabgrenzung vgl. Schwalbe, 
U., Zimmer, D., Kartellrecht und Ökonomie, Frankfurt 2006, S. 87 ff. 

86 Vgl. BGH, Beschluss vom 10. Dezember 2008, KVR 2/08, Tz. 10. 

82 Der hypothetische Monopolistentest, in seiner Gestalt als SSNIP- 
Test, ist ein gedankliches Experiment, welches die Auswirkungen ei- 
ner hypothetischen Preiserhöhung auf die Gewinnsituation des An- 
bieters betrachtet. Es wird die Frage gestellt, ob die Nachfrager als 
Reaktion auf eine angenomme Erhöhung der Preise im Bereich von 
5 bis 10 Prozent über das wettbewerbliche Niveau hinaus auf verfüg- 
bare Substitute ausweichen würden. Dabei wird auch berücksichtigt, 
ob potenzielle Konkurrenten aufgrund der hypothetischen Preiserhö- 
hung ihr Angebot umstellen würden (Angebotsstubstituierbarkeit). 
Ist die Substitution so groß, dass durch den damit einhergehenden 
Absatzrückgang eine Preiserhöhung nicht mehr einträglich wäre, so 
werden in den relevanten Markt so viele weitere Gebiete einbezogen, 
bis kleine Erhöhungen der relativen Preise einen dauerhaften Gewinn 
einbringen würden. Vgl. dazu auch die Ausführungen zu den Analy- 
sen für den Elektrizitätsmarkt in Tz. 74 ff. 

88 Vgl. Schwalbe, U., Zimmer, D., a. a. 0., S. 69 ff. 

89 Die Monopolkommission sprach sich bereits dafür aus, die Wahl der 
Marktabgrenzung auch an den wettbewerbspolitischen Maßnahmen 
auszurichten. So wies sie daraufhin, dass zum Beispiel bei einem 



Drucksache 16/14060 


-48- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


rer selbst willen angewendet werden sollten, sondern ein 
zusätzlicher Erkenntnisgewinn unverzichtbar ist. Auch 
weist sie darauf hin, dass gegebenenfalls die Kapazitäten 
auf Seiten des Bundeskartellamtes angepasst werden 
müssten. 

132 . Ein Anwendungsbeispiel wäre die Untersuchung 
der Frage, ob ein einheitlicher Wärmemarkt in Deutsch- 
land besteht. Bis dato äußerte sich die Monopolkommis- 
sion zu dieser Frage eher abwartend.^® Das Bundeskar- 
tellamt hat sich gegen einen einheitlichen Wärmemarkt 
auf der Endkundenstufe ausgesprochen und sich diesbe- 
züglich auf höchstrichterliche Rechtsprechung bezogen.^' 
Jüngst entschied der Kartellsenat des Bundesgerichtshofs 
erneut, dass der für die Beurteilung einer marktbeherr- 
schenden Stellung eines Gasversorgers sachlich relevante 
Markt kein einheitlicher Wärmeenergiemarkt, sondern 
der Markt für die leitungsgebundene Versorgung mit Gas 
ist. Der Gerichtshof kam zu dem Ergebnis, dass ein örtli- 
cher Erdgasversorger in seinem angestammten Versor- 
gungsgebiet eine marktbeherrschende Stellung innehat 
und deshalb bei der Endverbraucherpreisgestaltung der 
Missbrauchsaufsicht der Kartellbehörden unterliegt. Die 
Existenz eines einheitlichen Wärmemarktes wurde mit 
der Begründung verneint, dass Endkunden nicht ohne 
weiteres in der Lage seien, von Gas auf eine andere Heiz- 
energie zu wechseln.92 

133 . Das Bundeskartellamt argumentiert, dass der End- 
kunde seine Heizung nicht problemlos von Gas auf eine 
andere Heizenergie umstellen könne, weil durch den 
Kauf einer Gastherme oder einer Ölheizung eine starke 
Bindung an ein Heizsystem erfolge. Ein kurzfristiger 
Wechsel wäre mit hohen Wechselkosten verbunden und 
würde die Anschaffungskosten zu versunkenen Kosten 
machen. Das Bundeskartellamt verneint einen Wettbe- 
werbsdruck auf dem Systemmarkt, d. h. dem Markt für 
Heizsysteme, und führt drei wesentliche Gründe an: Zum 
Ersten sei die Bedeutung der Kunden mit Erstausrüs- 
tungs- oder Ersatzbedarf zu vernachlässigen, zum Zwei- 
ten hätten Erdgasheizungen bei Neubauwohnungen einen 
sehr hohen Durchdringungsanteil und zum Dritten gebe 


harten strukturpolitischen Vorgehen wie der eigentumsrechtlichen 
Entflechtung eine eher weite Marktabgrenzung angezeigt ist. Hinge- 
gen zeigt sich, wie bereits ausgeführt, dass für die Fusionskontrolle 
und die Missbrauchsaufsicht, die aktuell recht enge Marktabgren- 
zung sachgerecht ist. Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 
2006/2007, a. a. O., Tz. 559. 

Vgl. dazu Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. 0., Tz. 416 
sowie dies., Hauptgutachten 2006/2007, a. a. O., Tz. 558 f. Das 
Oberlandesgericht Celle hat im Januar 2008 als erstes Kartellgericht 
entschieden, dass für die Endkundenversorgung nicht auf den Gas- 
markt, sondern auf den Wärmemarkt abzustellen sei; vgl. dazu OLG 
Celle, Beschluss vom 10. Januar 2008, 13 VAl/07 (Kart) „Stadtwer- 
ke Uelzen“, WuW/E DE-R 2249. Im Februar folgte ein Urteil des 
Oberlandesgerichts Frankfurt am Main mit der gleichen Aussage; 
vgl. dazu OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 19. Februar 2008, 11 
U 12/07 (Kart). 

91 Vgl. dazu BGH, Urteil vom 9. Juli 2002, KZR 30/00, S. 12 , WuW/E 
DE-R 1006 „Fernwärme für Börnsen“. 

92 Vgl. BGH, Beschluss vom 10. Dezember 2008, KVR 2/08, „Stadt- 
werke Uelzen“. 


es baurechtliche und räumliche Zutrittsschranken für an- 
dere Energieträger. 

134 . Die Monopolkommission stimmt dem Bundeskar- 
tellamt darin zu, dass die Systemgebundenheit zu einer 
Verringerung des Wettbewerbsdrucks führt. Dennoch sieht 
sie aber die Möglichkeit von Substitutionseffekten und 
weist auf die Disziplinierungswirkung der noch nicht „ge- 
bundenen“ Kunden hin.^^ pg nicht entscheidend, ob 
Kunden tatsächlich wechseln, sondern auch, dass dies in 
einem bestimmten Teil des Marktes überhaupt möglich ist. 
Der Gasmarkt gilt in Deutschland als wachsender Markt, 
in dem die Gasversorgungsuntemehmen auf die Neukun- 
dengewinnung angewiesen sind. Neukunden werden in 
erster Linie dann gewonnen, wenn Kunden dazu bewogen 
werden, von anderen Heizenergieträgem hin zum Gas zu 
wechseln. Die Monopolkommission unterstellt daher ei- 
nen gewissen Wettbewerbsdmck zwischen den Energie- 
trägern, der disziplinierend wirkt. Ein Wechsel hin zum 
Gas muss, damit er auch erfolgt, preislich attraktiv sein. 
Von diesem Standpunkt her ist davon auszugehen, dass 
Gasversorgungsuntemehmen nicht in der Lage sind, dau- 
erhaft zu nicht wettbewerblichen Preisen anzubieten. Al- 
lerdings kommt an dieser Stelle auch zum Tragen, dass der 
Gaspreis kein Preis ist, der autonom vom Gasversorgungs- 
untemehmen gesetzt werden kann. Die spezielle Stmktur 
des Gasmarktes sowie die Kopplung an den Ölpreis tragen 
dazu bei, dass sich der Gaspreis nie als reiner Wettbewerbs- 
preis entfalten kann. Allerdings gilt dies zum Teil auch für 
alternative Heizenergieträger. Die Monopolkommission 
erkennt zusammenfassend an, dass die Definition eines 
einheitlichen Wärmemarktes auf den Endkundenmärkten 
nicht zwingend notwendig ist. Sie sieht allerdings im Ge- 
gensatz zum Bundeskartellamt einen gewissen Wettbe- 
werbsdmck, der nicht unterschätzt und der weiter geför- 
dert werden sollte. 

135 . Eine Einzelbetrachtung der zuvor identifizierten 
vier Märkte zeigt die aktuellen Wettbewerbsprobleme des 
deutschen Gassektors und verdeutlicht, dass die Wettbe- 
werbsentwicklung seit der Marktöffnung im Jahr 1998 
nur sehr zögerlich verlaufen ist. Die beiden Märkte der 
Großhandelsebene weisen das spezifische Problem auf, 
dass sie sich dem Zugriff der deutschen und auch der eu- 
ropäischen Politik entziehen, da die Marktgegenseite, 
d. h. die Erzeugungsebene, nicht zur Europäischen Union 
zählt. Hinzu kommen die langfristig abgeschlossenen 
Gaslieferverträge zwischen den Femgasuntemehmen und 
den Weiterverteilem, die dem Markt Liquidität entzogen 
haben, gegen die das Bundeskartellamt jedoch nach Auf- 
fassung der Monopolkommission zu Recht vorgegangen 
ist.94 

136 . Weiteres wettbewerbliches Hindernis ist die Viel- 
zahl von Mehr- und Minderheitsbeteiligungen der überre- 


92 Vgl. Monopolkommission, Die Missbrauchsaufsicht über Gas- und 
Femwärmeuntemehmen: Wettbewerb zwischen Systemen im Wär- 
memarkt, Sondergutachten 21, Baden-Baden 1991, Tz. 11 ff. 

94 Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 2006/2007, a. a. O., Tz. 
490 ff. sowie BKartA, Beschluss vom 13. Januar 2006, B8-1 13/03, 
WuW/E DE-V 1147 „E.ON Ruhrgas“. 
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gionalen und regionalen Femgasuntemehmen an lokalen 
Weiterverteilem, die zu starken Verfleehtungen fuhrt. Die 
Monopolkommission ist naeh wie vor der Auffassung, 
dass der Erwerb von Beteiligungen an regionalen und lo- 
kalen Verteileruntemehmen dureh die großen Energiever- 
sorgungsuntemehmen weniger auf die Realisierung von 
Effizienzvorteilen als vielmehr auf die strategisehe Ab- 
satzsieherung für das eigene Unternehmen abzielt. Es 
zeigt sieh, dass der eigentliehen Ursaehe des Wettbewerbs- 
problems im Gassektor, nämlieh der Konzentration des 
Gasangebots auf wenige Unternehmen, nur sehwerlieh 
entgegenzutreten ist. Im Rahmen der Marktabgrenzung 
wurde festgehalten, dass regionale Gasversorger über 
eine marktbeherrsehende Stellung verfügen. Die Mono- 
polkommission sieht daher die Endkundenmärkte als be- 
sonders wiehtigen Impulsgeber für einen weffbewerblieh 
orienfierfen Gasmarkf an. Sie verfrift die Auffassung, dass 
die Informationsdefizife hinsiehtlieh der Weehselmöglieh- 
keifen auf Seifen der Endkunden abgebaut werden sollten, 
weil Preissensibilität und Weehselfreudigkeit dazu beitra- 
gen, dass der Markteintritt für neue Weffbewerber loh- 
nenswert wird. 

3.2.3 Wettbewerbsbelebendes Potenzial 
der Endkundenmärkte 

137. ln ihrem ersten Sondergutaehten zur Energiewirt- 
sehafl vom November 2007 kam die Monopolkommission 
zu dem Ergebnis, dass auf den Endkundenmärkten im Gas- 
sektor kein hinreiehender Wettbewerb existiert. Gleieh- 
wohl würdigte sie, dass seit Inkrafttreten des Energiewirt- 
sehaflsgesetzes im Juli 2005 deutliehe Fortschritte erzielt 
worden sind und die mit der Netzregulierung gemachten 
Erfahrungen positiv zu werten sind. Fehlender Wettbe- 
werb auf den Endkundenmärkten äußert sich insbesondere 
durch geringe Wechselquoten und fehlende alternative 
bzw. potenzielle alternative Anbieter. Diese Anbieter gibt 
es dann, wenn keine bzw. keine hohen Markteintrittsbar- 
rieren vorliegen und wenn sich aus Renditegesichtspunk- 
ten der spontane Eintritt lohnt, ln der Vergangenheit plä- 
dierte die Monopolkommission für eine Verbesserung und 
markfgerechfe Ausgesfaltung von Lieferantenwechselpro- 
zessen.^^ Die Bundesnetzagenfur hat dazu am 20. August 
2007 eine Festlegungsentscheidung veröffentlicht.^^ 

138. Die Festlegungsentscheidung der Bundesnetzagen- 
tur über bundesweit einheitliche Geschäftsprozesse für 
den Lieferantenwechsel im Gassektor (GeLi Gas) stellt 
eine wichtige Voraussetzung für die Enfsfehung eines sfär- 
keren Wettbewerbs im Gassekfor dar. Sie gibf rechfsver- 
bindlich Inhalf und Ablauf von Geschäfisprozessen vor, 
die im Falle eines Wechsels des Gaslieferanfen von den 
Marktteilnehmern zu vollziehen sind. Diese Sfandardisie- 
rung der Prozesse und Dafenformafe, die zum 1 . Augusf 


Eine ausführliche Übersicht zu den wesentlichen Beteiligungen an 
inländischen Energieversorgungsuntemehmen sowie zur Aktionärs- 
struktur der vier Verbunduntemehmen findet sich in: Monopolkom- 
mission, Sondergutachten 49, a. a. O., Anhang A. 1 -A.3 1 . Zu den wett- 
bewerbshinderlichen Wirkungen vgl. ausführlich ebenda, Tz. 446 f. 
Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 578. 
BNetzA, Beschluss vom 20. August 2007, BK7-06-067. 


2008 umzusefzen war, schafft erst die Möglichkeit des 
Lieferantenwechsels. Nach dem 1 . August 2008 stellte die 
Beschlusskammer fest, dass einige Netzbetreiber die Vor- 
gaben nicht vollständig in ihren Unternehmen umgesetzt 
hatten. Die in Rückstand geratenen Netzbetreiber wurden 
angehört und aufgeforderi, regelmäßig über den Fortgang 
ihrer Umsetzungsarbeiten zu berichten, ln zwei Fällen 
stellte die Bundesnetzagentur so erhebliche Umsetzungs- 
defizite fest, dass sie den Unternehmen die Verhängung 
eines Zwangsgeldes androhte. 

139. Die Monopolkommission begrüßt die Einführung 
klarer Regelungen zum Lieferantenwechsel, hat sich doch 
gezeigt, dass die zuvor in der Kooperationsvereinbarung 
enthaltenen und auf § 37 Absatz 1 GasNZV beruhende 
Möglichkeit des Lieferantenwechsels nicht zielführend 
war. Es fehlfe eine rechtsverbindliche Standardisierung der 
Abwicklung von Wechselprozessen. Die Markteintritts- 
barrieren für neue Markfteilnehmer werden gesenkf, weil 
der Abwicklungsaufwand reduzieri und die Transparenz 
des Wechselprozesses gesfeigeri wird. Enfscheidend dabei 
isf, dass für alle Marktteilnehmer identische Bedingungen 
gelten. 

140. Ein Lieferantenwechsel liegt dann vor, wenn ein 
Kunde an seiner Messstelle von seinem derzeitigen Liefe- 
ranten zu einem neuen Lieferanten wechselt. Während die 
Bundesnetzagentur im Jahr 2006 8 871 Lieferantenwech- 
sel vermerken konnte, lag die Zahl für 2007 mif 132 930 
knapp 15 mal so hoch. Das Gesamfvolumen der Lieferan- 
tenwechsel, welches im Jahr 2006 mit 1 1,74 TWh deutlich 
über dem von 2005 lag, hat sich etwa verdreifacht und lag 
nun bei 33,5 TWh. Bezogen auf ein Gesamtausspeisevo- 
lumen sowohl von Femleitungsnetzbetreibem als auch 
von Verieilnetzbetreibem von 88,98 TWh ergibt sich eine 
durchschnittliche Wechselquote von 3,79 Prozent. Im Ver- 
gleich zum Jahr 2006, als die Quote bei 1,25 Prozent lag, 
zeigt sich hier bereits ein Anstieg, auch wenn die Quote 
nach wie vor sehr gering ist. Eine Differenzierung der Ab- 
nehmer zeigt, dass sich eine Steigerung der Lieferanten- 
wechsel in sämtlichen Kategorien niederschlägt. Mengen- 
mäßig entfällt der größte Teil auf die Gaskrafiwerke 
(Steigerung von 0,202 TWh in 2006 auf 33,5 TWh in 
2007) sowie die Gruppe der sehr großen Industriekunden 
(> 100 000 MWh/Jahr) mit einer Steigerung des Lieferan- 
tenwechselvolumens von 7,63 TWh auf 12,93 TWh. ln 
der Kategorie der Haushalts- und Gewerbekunden war ein 
Anstieg von 0,14 TWh in 2006 auf 3,51 TWh in 2007 zu 
verzeichnen.^* 

141. Für das Jahr 2007 weist die Bundesnetzagentur 
erstmalig Wechselquoten aus, die die Anzahl der Liefe- 
rantenwechsel ins Verhältnis zur Anzahl der Letztver- 
braucher stellen. Die nachstehende Tabelle 3.1 gibt dazu 
einen nach Verbraucherkategorie differenzierten Über- 
blick. 

142. Es zeigt sich, dass die Wechselquote auch nach 
dieser Darstellung sehr gering ist und mit durchschnittlich 
1 ,0 1 Prozent deutlich unter der Quote einer mengenmäßi- 


Vgl. zu diesem Abschnitt BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 1 93 ff. 
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Tabelle 3.1 

Anzahl Letztverbraucher und Anzahl Lieferantenwechsel in 2007 
differenziert nach Kundenkategorien 


Kategorie 

Anzahl 

Letztverbraucher 

Anzahl 

Lieferantenwechsel 

Anteil Anzahl Lieferan- 
tenwechsel an Anzahl 
Letztverbraucher 
(%) 

300 MWh/Jahr 

12.983.869 

131.419 

1,01 

>300 10.000 MWh/Jahr 

136.693 

1.215 

0,89 

> 10.000 100.000 MWh/Jahr 

34.318 

239 

0,70 

> 100.000 MWh/Jahr 

1.165 

49 

4,20 

Gaskraftwerke 

808 

27 

3,34 

Erdgastankstellen 

827 

4 

0,48 

Gesamt 

13.157.680 

132.953 

1,01 


Quelle: BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 199. 


gen Betrachtung liegt. Auch hier sind Gaskraftwerke und 
sehr große Industriekunden am wechselfreudigsten. Im 
Haushaltskundenbereich liegt die Quote genau beim 
Durchschnitt von gerade einmal 1,01 Prozent. 

143 . Die niedrige Wechselquote der Haushaltskunden 
hat mehrere Gründe. Hauptgrund sind offenbar nach wie 
vor Informationsdefizite sowie ein gewohnheitsmäßiges, 
träges Verhalten. Die Bindung an einen regionalen Gas- 
anbieter, der häufig auch gleichzeitig Stromlieferant ist, 
ist in der Regel sehr hoch und damit auch die Schwelle, 
einen Wechsel vorzunehmen. Der Grundversorgungstarif 
ist häufig der teuerste Tarif, den ein Regionalanbieter vor- 
hält. Einige Gasanbieter sind bereits dazu übergegangen, 
auch weitere Tarife neben dem Grundversorgungstarif an- 
zubieten, um so den Wettbewerbern entgegenzutreten. 
Für die Haushaltskunden ist es vergleichsweise komforta- 
bel, von einem Vertrag auf den anderen zu wechseln, um 
Einsparungen zu realisieren, aber dennoch nicht den An- 
bieter wechseln zu müssen. Laut Monitoringbericht der 
Bundesnetzagentur ist im Haushaltskundensegment die 
Zahl der alternativen Anbieter nach wie vor sehr gering. 
Allerdings stellt die Bundesnetzagentur auch fest, dass 
die Zahl derjenigen Haushalte, die zu einem anderen Tarif 
als dem allgemeinen Grundversorgungstarif beliefert 
werden, steigt.^^ Die Belieferung von Endkunden, Haus- 
haltskunden und sonstigen Letztverbrauchem, erfolgte im 
Jahr 2007 zu 71,4 Prozent durch den Grundversorger. 
Darüber hinaus ist zahlreichen Haushaltskunden die 
Möglichkeit eines Wechsels gar nicht bekannt oder sie 
scheuen den vermeintlichen Aufwand. Häufig fehlt eine 


* BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 193. Nach § 36 Absatz 1 Satz 1 
EnWG besteht eine Pflicht zur Grundversorgung. Die Gaslieferung 
erfolgt zunächst automatisch durch den Grundversorger in der Re- 
gion zum Grundversorgungstarif. Grundsätzlich besteht die Möglich- 
keit zum Wechsel des Anbieters, weg von dem Grundversorger hin 
zu einem Wettbewerber. 


detaillierte Kenntnis darüber, dass die Versorgung in § 36 
EnWG gesetzlich geregelt ist und es im Rahmen eines 
Anbieterwechsels nicht zu Unterbrechungen der Versor- 
gung kommen kann. 

144 . Auch darf nicht übersehen werden, dass bundes- 
weite, flächendeckende Wechselmöglichkeiten für Haus- 
haltskunden nur in geringem Maße bestehen, ln einigen 
Ballungszentren wie Berlin oder Frankfurt hingegen kann 
bereits von einem wettbewerblich umkämpften Markt mit 
zahlreichen alternativen Anbietern gesprochen werden. '0° 
Dennoch wird als weiterer Grund der geringen Wechsel- 
bereitschaft der Haushaltskunden häufig das als zu gering 
angesehene Einsparpotenzial angegeben. Dies gilt insbe- 
sondere für Kunden mit einem niedrigen Gasverbrauch. 
Der Aufwand, der getätigt werden muss, um den Anbieter 
zu wechseln (Wechselkosten) wird dabei höher oder 
gleich hoch eingeschätzt wie das ausgewiesene Einspar- 
potenzial. Dabei sind nach Ansicht der Monopolkommis- 
sion die messbaren Wechselkosten jenseits psychischer 
Wechselbarrieren für einen intemetkundigen Kunden sehr 
gering. Preisinformationen sind über diverse Tarifrechner 
im Internet zu erhalten. Nach Eingabe von Postleitzahl 
und Jahresverbrauchsmenge wird eine Rangliste der 
günstigsten Anbieter in der jeweiligen Region erstellt, ln 
vielen Fällen lässt sich direkt ein Kontakt zum Anbieter 
hersteilen und der Wechselauftrag steht direkt zum 
Download bereit. 


So zeigt eine Beispielabfrage, dass sowohl für Berlin als auch für 
Frankfurt bei einem Jahresverbrauch von 4 000 kWh/Jahr sechs An- 
bieter verfügbar waren, die günstiger anboten als der Grundversor- 
ger. In Nürnberg waren es gar neun unterschiedliche Anbieter. Dabei 
wurde für jeden Anbieter nur ein Tarif berücksichtigt. Im Vergleich 
dazu boten in Passau, Aurich und Emsdetten lediglich zwei alternati- 
ve Anbieter günstiger an. In Siegburg hingegen gibt es nach wie vor 
keinen Anbieter, der dem Grundversorger ernsthaft Konkurrenz 
macht. 
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145. Tarifrechner werden von der Monopolkommission 
grundsätzlich als geeignetes und sehr wichtiges Instru- 
ment angesehen, um für den privaten Endverbraucher 
Transparenz zu schaffen und ihm Orientierung zu bieten. 
Die Ausgestaltung solcher Rechner ist allerdings mit Pro- 
blemen behaftet und nicht alle Rechner sind gleicherma- 
ßen verlässlich. Grundsätzliche Probleme bestehen be- 
reits insofern, als die Unabhängigkeit der Tarifrechner für 
den Privatkunden nicht immer gleich ersichtlich ist. Da- 
rüber hinaus ist zu beanstanden, dass dieselbe Datenbasis 
unter verschiedenen Namen benutzt und dies nur in Ein- 
zelfällen kenntlich gemacht wird. Bei einer Beurteilung 
sollte allerdings beachtet werden, dass Tarifrechner eine 
Serviceleistung darstellen, die für den Endverbraucher in 
aller Regel kosfenfrei isf. Die Finanzierungsmodelle der 
Anbiefer können unferschiedlicher Gesfalt sein. Eine 
Möglichkeif isf die Finanzierung auf der Basis von Provi- 
sionen. Dieses Modell isf legifim. Falschrechnungen ver- 
stoßen hingegen immer gegen gesefzliche Auflagen. Den- 
noch isf Endverbrauchern, die eine Leistung in Anspruch 
nehmen, zu empfehlen, Vertragsbestandteile vor Vertrags- 
abschluss zu prüfen und sich zu informieren. 

146. Tarifrechner werden aktuell sehr breit in der Presse 
diskutiert und es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, 
dass bestimmte Bestandteile eines Tarifs Risiken für den 
Endverbraucher bergen können. So schreibt die Bundes- 
netzagentur in einem Informationsblatt zum Wechsel des 
Strom- und Gaslieferanten, welche Vertragsbestandteile 
besonders kritisch geprüft werden sollten, und weist ins- 
besondere auf die Risiken von Vorauskasse-Verträgen 
hin. 'Ol Darüber hinaus hat sie einen Verbraucherservice 
eingerichtet. '<*2 Das Bundeswirtschaftsministerium bietet 
dem Endverbraucher ebenfalls Möglichkeiten, sich über 
einen Anbieterwechsel zu informieren, und macht auf 
eventuelle Risiken aufmerksam. Mit der Kundensicht 
und Fragen zu den Risiken der Nutzung von Tarifrechnem 
setzen sich ausführlich die Verbraucherschufzzenfrale und 
auch der Bund der Energie Verbraucher auseinander. ■O'* 
Eine „Vorselektion“ der Anbieter von Tarifrechnem steht 
dem Wettbewerbsgedanken entgegen. Erstrebenswert ist, 
dass der Marktmechanismus diese „schlechten“ Tarifrech- 
ner aussortiert. Kunden werden diese nicht mehr nutzen, 
wenn sie keine guten Erfahrangen gemacht haben und/ 
oder die Reputation nicht gut ist. Eine Zertifiziemng von 
Tarifrechnem wäre daher grandsätzlich eine gute Mög- 
lichkeit. 

3.2.4 Zwischenfazit 

147. Im Gassektor besteht eine große Importabhängig- 
keit. Das Erdgasaufkommen in Deutschland basiert ledig- 
lich zu 15 Prozent auf deutscher Fördemng und damit zu 
85 Prozent auf Importen. Das für Deutschland wichtigste 


http://www.bundesnetzagentur.de/enid/8f4d9b951de810el 19a314255d 
4d4f0,0/InfoBlatt/Wechsel_Strom-_und_ Gaslieferant_3xt.html. 

'*^2 http://www.bundesnetzagentur.de/enid/8f4d9b951de810ell9a31425 
54d4d4f0, 0/Kontakt - Wegbeschreibungen - Fragen/Fragen an 
denVerbraucherserviceElektrizitaet/Gaslnl.html. 
http://www.energie-verstehen.de/. 

http://www.vzbv.de/go/ und http://www.energieverbraucher.de/ 


Lieferland ist Russland, gefolgt von Norwegen, den Nie- 
derlanden sowie Dänemark und Großbritannien. Deutsch- 
land ist der größte Erdgasimporteur in Europa und zählt 
zu den weltweit größten Verbraucherländem. Die Nach- 
frage nach Erdgas nimmt in der Europäischen Union kon- 
tinuierlich zu, wohingegen die inländische Fördemng der 
Mitgliedstaaten im Zeitablauf abgenommen hat. Die Gas- 
wirtschaft ist stark leitungsgebundenen und die Vertei- 
lung damit durch infrastmkturelle Überlegungen geprägt. 
Die Leitungsgebundenheit und die begrenzte Speicher- 
barkeit von Erdgas erklären, dass es keinen einheitlichen 
Weltmarkt für Erdgas gibf. 

148. ln den meist über Jahrzehnte abgeschlossenen Im- 
port- und Exportverträgen der Gaswirtschafl findet in der 
Regel eine Kopplung des Gaspreises an den Ölpreis statt. 
Die Monopolkommission beurteilt die aktuelle Diskus- 
sion um die Ölpreiskopplung kritisch. Sie sieht in einer 
Aufhebung der Ölpreiskopplung allein kein zielgerichte- 
tes Instmmentarium, um eine wettbewerbliche Preisbil- 
dung im Gassektor zu erreichen. Da kein einheitlicher 
weltweiter Markt besteht, hält die Kommission eine Ori- 
entiemng an einem geeigneten Index für durchaus legi- 
tim. Bei einer einseitigen Aufhebung der Ölpreiskopp- 
lung bestünde nach ihrer Auffassung die Gefahr, dass es 
zu Arbitragegeschäften zulasten des Landes, das die Öl- 
preiskopplung aufgibt, käme, und sie weist daher darauf 
hin, dass die Ölpreiskopplung auch einen Schutz vor ein- 
seitigen Preisvorgaben und Hold-up-Gefahren bietet. 
Eine endgültige Ändemng wird nur dann erfolgen kön- 
nen, wenn die Erdgasproduzenten einen anderen Preisme- 
chanismus akzeptieren. 

149. Die Monopolkommission vertritt die Meinung, 
dass die Bedeutung von Flüssiggas (ENG) weiter zuneh- 
men wird. Es kann eine wettbewerbsbelebende Wirkung 
entfalten, indem es zur Versorgungssicherheit beiträgt 
und Dmck auf die Anbieter von Pipeline-Gas ausübt. 

1 50. Die Abgrenzung der Gasmärkte durch das Bundes- 
kartellamt basiert auf der gmndsätzlichen Unterscheidung 
der Märkte der Großhandels- und der Einzelhandelsstufe. 
Auf der Großhandelsstufe wird zwischen den Märkten für 
die ersfmalige Beliefemng von anderen Femgasgesell- 
schaften durch überregionale Femgasgesellschaften und 
für die Beliefemng von regionalen und lokalen Weifer- 
verteilem, insbesondere Sfadtwerken, durch (über-)regio- 
nale Femgasgesellschaften unterschieden. Auf der Ein- 
zelhandelsstufe wird auf der einen Seite der Markt für die 
Beliefemng von Industriekunden identifiziert und auf der 
anderen Seite der Markt für die Beliefemng von Haus- 
halfs- und Kleingewerbekunden, ln räumlicher Hinsicht 
werden die sachlich relevanten Märkte regional nach den 
etablierten Netzgebieten der Unternehmen abgegrenzt. 
Die Marktverhältnisse weisen aktuell nach wie vor keinen 
funktionsfähigen Wettbewerb auf Sowohl bei der Belie- 
femng von Gasgroßkunden als auch bei der Beliefemng 
von Gaskleinkunden sind die einzelnen Stadtwerke und 
endversorgenden Regionalversorger regelmäßig marktbe- 
herrschend. Bei der Versorgung von Kleinkunden gibt es 
häufig sogar gar keinen Wettbewerb. 
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151. Nach Auffassung der Monopolkommission hat sich 
die Marktabgrenzung des Bundeskartellamtes bislang als 
sachgerecht erwiesen. Dennoch sieht sie einen Änderungs- 
bedarf Zuvor bedürfen] edoch die auf den Weg gebrachten 
Änderungen der Rahmenbedingungen einer Entfaltung ih- 
rer Wirkungen. Aktuell kann die Monopolkommission 
nicht feststellen, dass sich auf dem inländischen Gasmarkt 
ein Durchleitungswettbewerb in dem Maße entwickelt hat, 
dass eine Marktabgrenzung zu rechtfertigen ist, die über 
die Reichweite eines Leitungsnetzes hinausgeht. Die 
Monopolkommission hegt Zweifel daran, dass die Markt- 
gebietsgrenzen ein geeignetes Kriterium sind, um wettbe- 
werbliche Wirkungen zu beurteilen und zu prognostizie- 
ren. 

152. Auch wenn die Monopolkommission sich bei der 
Marktdefinition dafür ausspricht, den aktuellen Status 
beizubehalten, würde sie es doch begrüßen, wenn das 
Bundeskartellamt die aktuelle Marktabgrenzung auch im 
Gassektor unter Verwendung quantitativer Verfahren 
überprüfen würde. Nach ihrer Auffassung würde die öko- 
nomische Fundierung in einem so wichtigen Sektor der 
Grundversorgung zu einer höheren Akzeptanz führen und 
die Glaubwürdigkeit der Ergebnisse stützen. 

153. Der Konzentration des Gasangebots auf wenige 
Unternehmen ist nur schwer entgegenzutreten. Die Mo- 
nopolkommission sieht daher die Endkundenmärkte als 
besonders wichtige Impulsgeber für einen wettbewerblich 
orientierten Gasmarkt an. Die Einführung klarer Regelun- 
gen zum Lieferantenwechsel ist ein wichtiger Anstoß für 
den Wettbewerb, durch den die Markteintrittsbarrieren für 
neue Marktteilnehmer gesenkt wurden. 

154. Die Wechselquote von durchschnittlich etwa 1 Pro- 
zent ist nach wie vor sehr gering und hat mehrere Gründe. 
Hauptgründe sind offenbar nach wie vor Informationsde- 
fizite sowie ein träges Verhalten. Auch darf nicht überse- 
hen werden, dass bundesweite, flächendeckende Wech- 
selmöglichkeiten für Haushaltskunden nur in geringem 
Maße bestehen. Dabei sind nach Ansicht der Monopol- 
kommission die messbaren Wechselkosten jenseits psy- 
chischer Wechselbarrieren für einen intemetkundigen 
Kunden sehr gering. Preisinformationen sind über diverse 
Tarifrechner im Internet zu erhalten. Tarifrechner werden 
von der Monopolkommission im Gas- wie auch im 
Stromsektor grundsätzlich als geeignetes und sehr wichti- 
ges Instrument angesehen, um für den privaten Endver- 
braucher Transparenz zu schaffen und ihm Orientierung 
zu bieten. Die Ausgestaltung solcher Rechner ist aller- 
dings mit Problemen behaftet und nicht alle Rechner sind 
gleichermaßen verlässlich. 

4 Großhandel 

4.1 Bedeutung der Großhandelsmärkte 

im Energiesektor 

155. Ein liquider Großhandelsmarkt ist eine Grundvor- 
aussetzung für die wettbewerbliche Distribution von 
Strom und Gas sowie für eine wettbewerbliche Erzeu- 
gung von Elektrizität in Deutschland. Die Schaffung ei- 
nes liquiden Handels ist daher zu fordern. Ein wichtiger 


Schritt hierzu ist die Etablierung einer Börse zur zeitli- 
chen und örtlichen Konzentration des Handels mit Elek- 
trizität und Gas. Eine solche reduziert die Transaktions- 
kosten bei der Anbahnung von Energiegeschäften, bietet 
eine gesteigerte Markttransparenz, Diskriminierungsfrei- 
heit und Schutz vor Manipulation durch einen beaufsich- 
tigten Handels- und Preisbildungsprozess. Anders als der 
außerbörsliche Handel (OTC - „Over the Counter“) wird 
der Börsenhandel in Deutschland grundsätzlich beauf- 
sichtigt. 

156. Börsenhandel und außerbörslicher Handel beein- 
flussen sich gegenseitig. Die Börsenpreise dienen als Re- 
ferenzpunkte für finanziell gehandelte außerbörsliche 
Geschäfte. Preisunterschiede zwischen den beiden Pro- 
dukten sind häufig minimal, da Arbitragemöglichkeiten 
direkt von den Händlern genutzt werden. An der Euro- 
pean Energy Exchange (EEX) werden Spot- und Termin- 
geschäfte für Sfrom, Gas, Emissionsberechtigungen und 
Kohle gehandelt. Modelltheoretische Arbeiten zeigen zu- 
dem, dass der außerbörsliche Handel aufgrund der ge- 
nannten Arbitragemöglichkeit etwaige Möglichkeiten, an 
der Börse Marktmacht auszuüben, beschränken kann, so- 
fern dort langfristige Lieferverträge geschlossen wer- 
den. 

4.2 Elektrizität 
4.2.1 Börsenhandel 

157. Für den deutschen Elektrizitätsmarkt kommen der 
EEX insbesondere zwei Funktionen zu: Zum einen wer- 
den an der Strombörse inzwischen substantielle physische 
Mengen zwischen den Marktakteuren ausgetauscht, daher 
bedeutende Teile des Großhandels mit Strom abgewi- 
ckelt. Zum anderen ermittelt die Börse transparente Preis- 
signale, die den kurz- und längerfristigen Lieferbeziehun- 
gen im außerbörslichen Handel und dem europäischen 
Stromgroßhandel als Leitpreise dienen. Insbesondere der 
Spotmarktpreis für Sfrom (day-ahead) sollte durch seine 
Nähe zum Erfüllungszeitpunkt vergleichsweise gute In- 
formationen über die augenblickliche Nachfrage- und 
Angebofssifuation auf dem Sfrommarkf enthalten. 

158. Im Jahr 2008 waren an der deutschen Strombörse 
EEX insgesamt 217 Teilnehmer aus 19 Ländern aktiv. 
83 Teilnehmer stammten aus Deutschland. Im Strombe- 
reich werden Spotgeschäfte als Intraday-Geschäfle oder 
als Day-ahead-Geschäfte ausgeführt. Im Intraday-Han- 


105 Ygi beispielsweise Allez, B., Vila, J.L., Coumot Competition, For- 
ward Markets, and Efficiency, Journal of Economic Theory 59, 1993, 
S. 1-17; Bushnell, J.B., Mansur, E.T., Saravia, C., Vertical Arrange- 
ments, Market Structure, and Competition: An Analysis of Restruc- 
tured US Electricity Markets, American Economic Review 98, 2008, 
S. 237-266. 

Im Stromhandel kooperiert die EEX mit der französischen Powemext 
SA. Der kurzfristige Stromhandel beider Börsen wird in Zukunft 
durch die gemeinsame Gesellschaft EPEX Spot SE in Paris betrieben, 
an der EEX und Powemext jeweils 50 Prozent halten. Der europäi- 
sche Terminhandel für Strom wird in Leipzig gebündelt. Das learing 
und Settlement aller Spot- und Termingeschäfte in Strom wird zu- 
künftig durch die EEX-Tochter European Commodity Clearing AG 
(ECC) erfolgen. Beim Clearing existiert auch eine Kooperation mit der 
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del werden Grundlast- und Spitzenlastblöeke mit Liefe- 
rungen am selben oder folgenden Tag gehandelt. Er dient 
vomehmlieh der sehr kurzfristigen Arbitrage zum Aus- 
gleieh unvorhergesehener Abweiehungen von Verbraueh- 
sprognosen und Fahrplänen. Mithin kommt ihm eine Rolle 
bei der Vermeidung des Einsatzes von Regelenergie zu. 
Entspreehend ist das Handelsvolumen auf dem Intraday- 
Spotmarkt vergleiehsweise gering, ln 2007 umfasste das 
Handelsvolumen hier lediglieh 1,40 TWh.'^v Auf dem 
Day-ahead-Markt der EEX, der die beiden Marktgebiete 
Deutsehland/Österreieh und Sehweiz umfasst, finden Stun- 
denauktionen statt. An jedem Börsentag werden verdeekte 
Kauf- und Verkaufsgebote für jede der 24 Stunden des Fol- 
getages in jeweils einer Auktion zusammengeführt. Neben 
diesen Auktionen werden am Vormittag zusätzlieh Base- 
und Peakload-Blöeke für den näehsfen Tag gehandelt. 
Das Handelsvolumen am Day-ahead- Spotmarkt der EEX 
für das Markfgebief Deufsehland/Ösferreieh isf mif 
1 17,93 TWh im Jahr 2007 gegenüber 88,46 TWh im Jahr 
2006 um 33,31 Prozent gestiegen. 

159 . Der Physieal Eleetrieity Index (Phelix) ist ein all- 
gemeines Referenzpreisprodukt der EEX für Strom. Der 
Phelix-Baseload bildet den Durehsehnitt aller Preise der 
Day-ahead- Stundenauktionen eines Tages für das ge- 
meinsame Markfgebief Deufsehland/Österreieh ab. Der 
Phelix-Peakload umfassf die Stundenpreise der Spitzen- 
lastzeiten. Naeh einem deutliehen Anstieg des Phelix in 
den Jahren 2004 bis 2006 war im Jahr 2007 einen Rüek- 
gang des Referenzpreises für Strom zu verzeiehnen. 

160 . Auf dem EEX-Terminmarkt werden bedingte und 
unbedingte standardisierte Termingesehäfte (Optionen und 
Futures) getätigt. Diese Gesehäfte dienen der Absieherung 
zukünftiger Preisrisiken und langfristiger Lieferverpflieh- 
tungen. Der Phelix-Future ist an den Phelix gekoppelt, so- 
dass ein Hedging physiseher Strompreisrisiken dureh den 
finanziellen Future-Kontrakt möglieh wird. Aufgrund der 
Niehtspeieherbarkeit des Gutes Strom und der mit dieser 
verbundenen unbedingten Gleiehzeitigkeit von Erzeugung 
und Verbraueh ist es jedoeh unmöglieh, physisehe Arbit- 
rage zwisehen dem Spot- und dem Terminmarkt zu betrei- 
ben. Dennoeh darf davon ausgegangen werden, dass der 
heutige Spotmarktpreis einen Einfluss auf die Erwartun- 
gen der Naehfrager über das zukünftige Preisniveau hat 
und dadureh den heutigen Terminmarktpreis zumindest 
mittelbar beeinflusst. Phelix-Year-Futures sind dann die 
für die Preisgesfaltung gegenüber Letzfverbrauehem rele- 
vanten Terminmarktprodukte. Das Handelsvolumen des 


niederländischen ENDEX European Energy Derivatives Exchange 
N.V. Das Clearing und Settlement sämtlicher an der ENDEX gehan- 
delten Produkte erfolgt durch die ECC. Weiterhin ist die EEX an der 
store-x GmbH (Storage Capacity Exchange), einer Onlineplattform 
für den Sekundärhandel mit Speicherkapazitäten für Erdgas, sowie 
an der trac-x GmbH (Transport Capacity Exchange GmbH), einer 
Onlineplattform für Erdgas-Transportkapazitäten, beteiligt. Die EEX 
hält 20 Prozent an der European Market Coupling Company GmbH 
(EMCC), die das Engpassmanagement an der deutsch-dänischen 
Grenze durchfährt. Beim Handel mit C02-Emissionsrechten arbeitet 
die EEX mit der European Exchange EUREX AG zusammen. 

Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 79. 

108 Vgl. ebenda. 


Tabelle 4.1 


Jahresmittelwerte für Phelix-Base- 
und -Peakload 


Jahresmittel- 
wert für das 
Jahr 

Phelix- 

Baseload 

Phelix- 

Peakload 

2004 

28,54 Euro/MWh 

34,02 Euro/MWh 

2005 ‘ 

45,97 Euro/MWh 

55,99 Euro/MWh 

2006 

50,79 Euro/MWh 

63,81 Euro/MWh 

2007 

37,99 Euro/MWh 

48,75 Euro/MWh 


^ Für das Jahr 2005 differieren die Angaben der Bundesnetzagentur in 
den beiden Monitoringberichten 2006 und 2007 im Bereich der 
Nachkommastellen. Es ist anzunehmen, dass die Werte preisbereinigt 
wurden. 

Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis von Daten von BNetzA, Moni- 
toringbericht 2006, S. 56, dies., Monitoringbericht 2007, S. 71 sowie 
dies., Monitoringbericht 2008, S.82. 


Tabelle 4.2 


Jahresmittelwerte für Phelix-Base- 
und -Peakload-Future 


Jahresmittel- 
wert für 
das Jahr 

Phelix-Base- 

load-Future 

Phelix-Peak- 

load-Future 

2004 

33,49 Euro/MWh 

49,13 Euro/MWh 

2005 1 

41,27 Euro/MWh 

56,35 Euro/MWh 

2006 

55,01 Euro/MWh 

81,02 Euro/MWh 

2007 

55,84 Euro/MWh 

79,35 Euro/MWh 


^ Für das Jahr 2005 differieren die Angaben der Bundesnetzagentur in 
den beiden Monitoringberichten 2006 und 2007 im Bereich der 
Nachkommastellen. Es ist anzunehmen, dass die Werte preisbereinigt 
wurden. 

Quelle: Eigene Darstellung auf der Basis von Daten von BNetzA, Moni- 
toringbericht 2006, S. 56, dies., Monitoringbericht 2007, S. 71 sowie 
dies., Monitoringbericht 2008, S.82. 


EEX-Terminmarktes hat sich in 2007 gegenüber 2006 auf 
nun 188,68 TWh in etwa halbiert. Gleichzeitig ist das Han- 
delsvolumen im OTC-Terminhandel mit Clearing an der 
EEX auf nun 960,6 TWh deutlich angestiegen. Der 
starke Rückgang des eigentlich börslichen Terminhandels- 
geschäfts in 2007 ist nach Angaben der EEX auf verschie- 
dene Ursachen zurückzuführen. So seien in 2007 einige 
Market Maker teilweise inaktiv gewesen. Auch waren die 
Entgelte für den Handel an der EEX im Vergleich zum 
OTC-Handel teurer."“ 


Beim OTC-Clearing werden Terminkontrakte, die an der Börse vor- 
bei („over the counter“) direkt geschlossen werden, zur Abwicklung 
der Börse anvertraut. Von der Börse werden dann die Ausgleichszah- 
lungen berechnet und Ausfallrisiken der Kontrahenten übernommen. 
Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 79. 
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161. Bei der Preisentwieklung am Terminmarkt waren 
in den Jahren 2004 bis 2006 zunäehst deutliehe Steige- 
rungen zu erkennen. Gegenüber dem Jahr 2006 sind im 
Jahr 2007 jedoeh die jährliehen Mittelwerte der am EEX- 
Terminmarkt gehandelten Phelix-Year-Futures für das je- 
weilige Folgejahr sowohl für den Base- als aueh den 
Peakload nahezu unverändert geblieben. Aueh bei den 
Spannbreiten zwisehen den Minimal- und Maximalwer- 
ten zeigten sieh gegenüber dem Vorjahr keine wesentli- 
ehen Abweiehungen. ■ ' ■ 

4.2.2 Aufsicht 

162. Die Betreibergesellsehafl der Energiebörse ist die 
European Energy Exehange AG. Diese setzt sieh aus einer 
Vielzahl von Aktionären zusammen, die sieh jedoeh im 
Wesentliehen in drei Anteilseignerblöeke untergliedern 
lassen. Größter Einzelaktionär ist Ende des Jahres 2008 
die sehweizeriseh-deutsehe Derivatebörse Eurex Zürieh 
AG mit einem Anteil von 34,73 Prozent. Den zweiten 
großen Anteilseignerbloek bilden staatliehe beziehungs- 
weise staatlieh kontrollierte Eigentümer. Die Stadt Leip- 
zig hält insgesamt 7,39 Prozent der Anteile, der Freistaat 
Saehsen 4,51 Prozent. Auf die Stuttgarter Landesbank 
LBBW, die die säehsisehe Landesbank Saehsen LB im 
Jahr 2007 übernommen hat, entfallen 22,64 Prozent. Der 
dritte große Anteilsbloek entfällt mit 29,47 Prozent auf 
einen Pool von Energiehandelsuntemehmen, in dem unter 
anderem die Handelsabteilungen der großen Energiever- 
sorgungsuntemehmen wie die E.ON Energy Trading AG, 
die RWE Transportnetz Strom GmbH, die EnBW Trading 
GmbH und die Vattenfall Deutsehland GmbH vertreten 
sind. 

1 63. Die EEX unterliegt den Vorsehriften des Börsenge- 
setzes (BörsG). Das Börsengesetz ist darauf geriehtet, 
dass der Handel und die Preisermittlung fair und manipu- 
lationsfrei erfolgen. Die Börsengesehäftsführung leifef 
die Gesehäfte der Börse in eigener Verantwortung. Im 
Falle der EEX wird die Leitungsfunktion dureh Mitwir- 
kungserfordemisse von Börsenrat und Börsenaufsieht be- 
grenzt. Der Börsenrat repräsentiert die versehiedenen In- 
teressenverbände und Wirtsehaftskreise an der EEX und 
besteht aus 23 Mitgliedern. Seine Aufgabe ist die Verab- 
sehiedung des Börsenregelwerks, die Bestellung und 
Überwaehung der Börsengesehäftsführung und die Beru- 
fung des Leifers der Handelsüberwaehungssfelle. Neben 
den Handelsfeilnehmem mit 18 gewählten Mitgliedern 
gehören vier Verbandsvertreter (BDI, VIK, BdEW, Ver- 
braueherzentrale Bundesverband) sowie ein Anlegerver- 
treter dem Börsenrat an. Die Hauptaufgabe der vierköpfi- 
gen Handelsüberwaehungsstelle besteht darin, täglieh alle 
Daten über den Börsenhandel und die Börsengesehäftsab- 
wieklung zu erfassen, auszuwerten und gegebenenfalls 
notwendige Ermittlungen zu Unregelmäßigkeiten im 
Handelsablauf durehzuführen. Ferner werden anlassbezo- 
gen längerfristige Sonderuntersuehungen zu Marktverhal- 
ten, Marktstrukturen und Strategien der Marktteilnehmer 
durehgeführt. Die Handelsüberwaehungsstelle untersteht 


Vgl. ebenda, S. 82. 


bei ihrer Arbeit den Weisungen der Börsenaufsiehtsbe- 
hörde der EEX. Börsenaufsiehtsbehörde, die die Aufsieht 
über die EEX naeh den Vorsehriften des Börsengesetzes 
ausübt, ist das Säehsisehe Staatsministerium für Wirt- 
sehaft und Arbeif. 

1 64. Die Terminmarkfgesehäfte der EEX unferliegen als 
Finanzderivafe dem Werfpapierhandelsgesefz (WpHG). 
Die für den Werfpapierhandel naeh § 4 WpHG zuständige 
Aufsiehtsbehörde, die Bundesanstalt für Finanzdienstleis- 
tungsaufsieht (BaFin), beaufsiehtigf daher den Termin- 
handel an der EEX und kann Insidergesehäfte naeh § 14 
WpHG und Marktmanipulationen naeh § 20a, 39 Absatz 1 
Nummer 1, Nummer 2, Absatz 2 Nummer 11 WpHG 
ahnden. "2 Marktmanipulationen auf dem Spotmarkt für 
Strom sind naeh § 20a Absatz 4 WpHG zusätzlieh erfasst, 
naeh der Änderung des WpHG"^ aueh für den in Zukunft 
an der Pariser EPEX Spot stattfindenden Handel. Die 
Disziplinierungswirkung dieser Vorsehriften zur Unter- 
bindung der problematisehen Handelspraktiken der Ver- 
bunduntemehmen wird aus versehiedenen Gründen be- 
zweifelt. Ein Hauptproblem stellt in jedem Falle die 
verfassungsreehtlieh für eine ordnungswidrigkeifsreehtli- 
ehe oder strafreehtliehe Ahndung erforderliehe Be- 
stimmtheit der zugrunde liegenden Vorschriften (nulla 
poena sine lege certa) dar. Denn auch nach Konkretisie- 
rung durch die Marktmanipulations-Konkretisierungsver- 
ordnung"^ bleibt das Verbot der Marktmanipulation in 
Bezug auf die hier relevanten Praktiken unscharf"®. Inso- 
weit bleibt das Wertpapierhandelsgesetz jedenfalls bis- 


Insidergeschäfte sind unter Strafandrohung verboten und Marktmani- 
pulationen werden mit Bußgeldern geahndet. 

Artikel 5 Nummer 3 des Gesetzes zur Änderung des Einlagensiche- 
rungs- und Anlegerentschädigungsgesetzes und anderer Gesetze vom 
25. Juni 2009, BGBl. I S. 1528, 1532. 

Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang allerdings auf zwei Straf- 
anzeigen, die von Verbraucherschützem Ende März 2009 gestellt 
wurden (gegen die RWE-Gruppe bei der Staatsanwaltschaft Essen, 
Az. 306 Js 101/09, gegen die E.ON-Gruppe bei der Staatsanwalt- 
schaft Düsseldorf, Az. 120 UJs 22/09). 

Verordnung zur Konkretisierung des Verbotes der Marktmanipula- 
tion vom 1. März 2005, BGBl. I S. 515. 

In Betracht käme etwa das „Machen unrichtiger oder irreführender 
Angaben“ durch nur teilweise Veröffentlichung bewertungserhebli- 
cher Umstände oder ein „Verschweigen“ solcher Umstände „entge- 
gen bestehenden Rechtsvorschriften“ nach § 20a Absatz 1 Nummer 1 
WpHG. Der von den großen Energieerzeugem durch geplante und 
spontan notwendige Leistungs- und Kapazitätsveränderungen auf 
den Börsenkurs ausgeübte Einfluss ist damit bisher jedoch aus einem 
rechtlichen und zwei prinzipiellen Gründen nur schwierig erfassbar. 
Zum einen ist kaum eindeutig bestimmbar, welche Informationen in 
welcher Tiefe und Breite unvollständig und damit „unrichtig“ oder 
„irreführend“ wären. Ebenso setzt das „Verschweigen“ im Sinne von 
§ 20a Absatz 1 Nummer 1, 2. Alt. WpHG eine anderweitig festgeleg- 
te Veröffentlichungspflicht dar. Bislang besteht jedoch keine solche 
Pflicht. Im Rahmen der Transparenzinitiative der Bundesregierung 
werden lediglich freiwillig einzelne aggregierte Kraftwerksdaten ver- 
öffentlicht, die fiir sich noch keine Marktübersicht ermöglichen. Zum 
Zweiten stellen die an der Energiebörse für die Preisbildung maßgeb- 
lichen Faktoren, die den großen Energieerzeugem als mehr oder we- 
niger interne Informationen bekannt sind (insbesondere aktuelle und 
zukünftige Kraftwerkskapazitäten, Nachfrageinformationen aus den 
Verbundnetzen), nach ihrer Art, Vielzahl, dynamischen Veränderlich- 
keit und systemischen Relevanz gänzlich andere Informationen dar 
als die im klassischen Wertpapierrecht zur Veröffentlichung vorge- 
schriebenen. So wäre etwa zu einer auch nur einigermaßen genauen 
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lang seinem ursprünglichen Schutzzweck verhaftet, der 
Lauterkeit des börslichen Handels. Das Grundproblem 
des börslichen Stromhandels, die Ausnutzung der Markt- 
macht im Erzeugerbereich, liegt weit jenseits der ur- 
sprünglich vom Wertpapierhandelsgesetz ins Auge ge- 
fassten Beeinflussung des Handels. 

165 . Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass ins- 
gesamt vier verschiedene Aufsichtsbehörden auf der 
Grundlage von vier verschiedenen Gesetzen unterschied- 
lich weitreichende Einsichts- und Informationsrechte ha- 
ben."^ Diese Zersplitterung der Informationsflüsse und 
Kompetenzen ist erklärlich aus den gewachsenen institu- 
tioneilen Strukturen; einer effektiven Kontrolle wettbe- 
werbswidrigen Verhaltens allerdings ist sie kaum zuträg- 
lich."* Die Monopolkommission hat bereits in ihrem 
Sondergutachten 49 darauf hingewiesen, dass sich durch 
Modifikationen der Kontrollmechanismen und der han- 
delsrechtlichen Vorschriften die Möglichkeiten zur Markt- 
machtausübung auf den Großhandelsmärkten für Strom 
zwar erschweren, nicht jedoch beseitigen lassen. Zur Auf- 
deckung wettbewerbsbeschränkenden Verhaltens hat sie die 
Einführung eines expliziten Market Monitoring vorgeschla- 
gen und die Einführung einer speziellen Markfüberwa- 
chungssfelle gefordert, die marktrelevante Informationen 
zeitnah erheben und die Bietstrategien von Börsenteilneh- 
mem auf marktkonformes Verhalten und wettbewerbsbe- 
schränkende Verhaltensweisen untersuchen soll. Denn 
auf den Börsenmärkten für Elekfrizifät erscheint es im 
Gegensatz zu den meisten anderen Börsenmärkten in be- 
sonderer Weise erforderlich, die sich für Markfteilnehmer 


Bewertung der preisbildenden Faktoren eine Vielzahl von Einzelin- 
formationen notwendig, die nur die Energieerzeuger selbst oder die 
Marktstruktur in ihrer Tiefe ähnlich gut durchschauende Dritte sinn- 
voll verwerten könnten. Zum Dritten erscheint überaus fraglich, ob 
eine solche völlige Transparenz der aktuellen Nachfrage- und Ange- 
botssituation im Sinne des Wettbewerbs überhaupt wünschenswert 
sein kann. Denn eine solche Transparenz würde die Machtposition 
der großen Energieerzeuger im Stromhandel weiter verstärken. Ein 
Parallelverhalten unterhalb des Kartellverbots des § 1 GWB würde 
wesentlich vereinfacht: Die Abstimmung der Angebotsmenge auf ei- 
ne bestimmte Marktsituation zur Erreichung eines gewünschten Prei- 
ses wäre auch verbundnetzübergreifend problemlos möglich. Die 
weiter denkbare Herbeifühung eines „künstlichen Preisniveaus“ nach 
§ 20a Absatz 1 Nummer 2, 2. Alt. WpHG erscheint als Tatbestands- 
merkmal wenig glücklich, da kaum bestimmbar sein dürfte, wann ein 
von Angebot und Nachfrage an der Börse herausgebildeter Preis 
„künstlich“ ist. Aus diesen Gründen plädiert der Monopolkommissi- 
on für die Einrichtung einer zentralen Marktüberwachungsstelle, die 
sowohl das Problem der Informationskomplexität als auch das der 
Koordinationserleichterung beseitigen würde; vgl. dazu insbesondere 
Tz. 181 f. 

Die sächsische Börsenaufsicht auf der Grundlage des Börsengesetzes, 
die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht auf der Grundla- 
ge des Wertpapierhandelsgesetzes, die Bundesnetzagentur auf der 
Grundlage des Energiewirtschaftsgesetzes und das Bundeskartellamt 
auf der Grundlage des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen. 

•^^Vgl. zu Fragen einer geeigneten Handelsdokumentation, Handels- 
transparenz und Kooperation zwischen Wertpapieraufsichts- und Re- 
gulierungsbehörden auch das Gutachten des Committee of European 
Securities Regulators (CESR) und der European Regulators’ Group 
for Electricity and Gas (ERGEG) im Kontext des Dritten Energiepa- 
kets vom Dezember 2008: http://www.energy-regulators.eu/portal/ 
page/portal/EER_HOME/EER_PUBLICATIONS/CEER_ERGEG_ 
PAPERS/Cross-Sectoral/2008/C08-FIS-07-03_Recordkeeping_2008 
-12-17.pdf [Stand: 15. Juni 2009]. 


vielfältig bietenden Möglichkeiten zur wohlfahrtsschädi- 
genden Ausnutzung ihrer Marktmacht auf dem Erzeuger- 
markt zu kontrollieren."^ 

166 . Die Monopolkommission hat festgestellt, dass In- 
formationsverpflichtungen gegenüber der Marktüberwa- 
chungsstelle gesetzlich zu verankern wären und diese über 
die freiwillig von den Marktakteuren gegenüber der EEX 
bereitgestellten nicht börslichen Informationen hinauszu- 
gehen hätten. Bei der Bereitstellung von Informationen 
geht es um den Abbau von Informationsasymmetrien zwi- 
schen den Stromerzeugern, Intermediären und den Auf- 
sichtsstellen. Die Monopolkommission hat betont, dass 
bei der Auswahl der gegenüber den verschiedenen Grup- 
pen zu veröffentlichenden Informationen jeweils zu be- 
rücksichtigen ist, dass durch eine erhöhte Transparenz 
zwar einerseits Informationsasymmetrien beseitigt und die 
Funktionsweise und Liquidität der Märkte verbessert, an- 
dererseits aber auch kollusives Verhalten auf Oligopolmärk- 
ten begünstigt werden kann. Die Transparenz gegenüber der 
unabhängigen Marktüberwachungsstelle dient hierbei der 
Aufdeckung wettbewerbsschädigender und missbräuchli- 
cher Verhaltensweisen. Daher besitzt die Marktüberwa- 
chungsstelle einen hohen absoluten Informationsbedarf 
und benötigt Einblick in sämtliche mit einer Transaktion 
im Zusammenhang stehenden Sachverhalte. Transparenz 
gegenüber Marktteilnehmern hingegen dient der Effizienz 
im Börsenhandel. Es sollen stets sämtliche gesellschaftlich 
lohnenden Tauschhandlungen ausgeführt werden, ohne dass 
zugleich ein kollusives Verhalten der Marktteilnehmer an- 
geregt und mithin eine wohlfahrtsschädigende Verknap- 
pung der Handelsmenge induziert würde. Hierfür sind in 
Abhängigkeit von den jeweiligen Handelsmechanismen 
sehr spezifische, in jedem Fall aber deutlich weniger Infor- 
mationen an die Marktteilnehmer weiterzugeben, als sie 
die Marktüberwachungsstelle zur Erfüllung ihrer wettbe- 
werblichen Kontrollfunktion benötigt. 

167 . Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme 
zum Sondergutachten 49 der Monopolkommission darauf 
verwiesen, dass insbesondere die Transparenz des Strom- 
großhandelsmarktes durch neue Vorgaben der Bundes- 
netzagentur und die gemeinsame Transparenzinitiative 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie 
mit den großen Stromerzeugerverbänden (BDEW, VKU, 
VIK) verbessert wurde. Mit der einheitlichen, zentralen 
Veröffentlichung von Kraflwerksdaten werde nun eine 
umfassende Vergleichbarkeit der Daten und ein verbes- 
serter Überblick über die Gesamtsituation des Marktes 
gewährleistet. Außerdem sollen durch eine Änderung des 
§ 7 BörsG die Rechte der Handelsüberwachungsstelle an 
der EEX gestärkt werden'^o. Zukünftig sollen von dieser 
auch Daten außerbörslicher OTC-Geschäfte erfasst wer- 
den, deren Abwicklung über die von der Börse angebote- 


Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. 0., Tz. 188-214. 

'20 In diese Richtung geht bereits die Einbindung der Bundesnetzagentur 
in den Informationsaustausch nach § 6 WpHG, neu eingeführt durch 
Artikel 5 Nummer 1 des Gesetzes zur Änderung des Einlagensiche- 
rungs- und Anlegerentschädigungsgesetzes und anderer Gesetze vom 
25. Juni 2009, BGBl. I S. 1528, 1532. 
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nen Systeme erfolgt, um die Aufdeckung etwaiger Fälle 
von Marktmanipulation zu erleichtern. 

168. Die Bundesnetzagentur ist bislang nicht mit einer 
Aufsicht über den Stromgroßhandel befasst. Dieser ge- 
hört zu den für den Wettbewerb offenen Bereichen der 
Stromwirtschaft und betrifft die Regulierung des mono- 
polistischen Netzbereichs allenfalls indirekt durch die 
Substitutionsbeziehung von Verbrauchsenergieerzeugung 
und Regelenergieerzeugung. Hingegen hat sich das Bun- 
deskartellamt auf der Grundlage des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen und des Wettbewerbsrechts 
der Europäischen Gemeinschaften auch mit dem mögli- 
cherweise missbräuchlichen Verhalten marktmächtiger 
Unternehmen auf dem Stromgroßhandelsmarkt zu befas- 
sen. Von der Bundesregierung wurde zur effizienteren 
Gestaltung der kartellrechtlichen Preismissbrauchsauf- 
sicht im Jahr 2007 der § 29 GWB neu in das Wettbe- 
werbsrecht eingeführt. Dieser vergrößert den Handlungs- 
spielraum des Bundeskartellamtes bei der Anwendung 
des Vergleichsmarktkonzepts, erleichtert die Verfolgung 
von Entgelten, die die Kosten in unangemessener Weise 
überschreiten, und bewirkt eine Beweislastumkehr zulas- 
ten der Energieversorger in kartellrechtlichen Verfah- 
ren. Zur Vorbereitung seiner Untersuchungen betreibt 
das Bundeskartellamt gegenwärtig eine Sektoruntersu- 
chung im Strommarkt. Hierzu wertet das Amt auch Daten 
zum Großhandel mit Strom im Hinblick auf mögliche 
missbräuchliche Eingriffe marktbeherrschender Stromer- 
zeuger aus. Das Bundeskartellamt wertet somit nur ex 
post einen Großteil der Daten aus, welche eine Markt- 
überwachungsstelle laufend und aktuell erhalten hätte. 
Um ein rasches Eingreifen zu gewährleisten, wiederholt 
die Monopolkommission ihre Forderung nach der Ein- 
richtung einer solchen Überwachungsstelle, die auch beim 
Bundeskartellamt verankert sein könnte. 

4.2.3 Marktmacht 

169. Die Monopolkommission hat sich zur Vorberei- 
tung dieses Sondergutachtens abermals eingehend mit der 
Situation auf den Stromgroßhandelsmärkten befasst. Ins- 
besondere würdigt sie auch die Anstrengungen der Bun- 
desregierung zur Verbesserung des Wettbewerbs und zur 
Kontrolle einer überhöhten Preissetzung durch regulative 
Eingriffe. Allerdings sieht sie weiterhin Möglichkeiten 
zur Anpassung der Rahmenbedingungen des Stromgroß- 
handels, die seine Funktionsfähigkeit im Hinblick auf 
wettbewerbliche Marktergebnisse verbessern. 

170. ln Deutschland ist die Stromerzeugung weitgehend 
vermachtet. Für den Stromgroßhandel muss es daher ord- 
nungspolitische Zielsetzung sein, ein Marktdesign zu 
wählen, welches die Möglichkeiten für Marktteilnehmer 
weitgehend einschränkt, Gewinne oberhalb eines sich im 
funktionsfähigen Wettbewerb einsfellenden Niveaus zu 


•21 Vgl. hierzu die einschlägige Kommentierung durch die Monopol- 
kommission in: Monopolkommission, Preiskontrollen in Energie- 
wirtschaft und Handel? Zur Novellierung des GWB, Sondergutach- 
ten 47, Baden-Baden 2007 und dies., Sondergutachten 49, a. a. O., 
Tz. 403 f. 


erzielen. Dem besfehenden institutionellen Rahmen der 
Stromgroßhandelsmärkte wird in der juristischen und 
ökonomischen Literatur jedoch immer wieder der Vor- 
wurf zuteil, diese Aufgabe nicht zu erfüllen.'^z In diesem 
Zusammenhang wird insbesondere in der von juristischen 
Überlegungen geprägten Literatur von der Möglichkeit 
zur Manipulation des Strompreises durch die marktmäch- 
tigen Stromerzeuger gesprochen. Diese Begrifflichkeit 
hat einige Facetten, die von der bewussten, betrügeri- 
schen Täuschung von Wettbewerbern oder der Marktge- 
genseite über wettbewerbsrechtlich problematische kollu- 
sive Verhaltensweisen bis hin zu einzelwirtschaftlich 
gewinnmaximierenden Preis- und Mengenentscheidun- 
gen von Marktteilnehmern reichen. Von besonderem Inte- 
resse für das zukünftige Markfdesign sind die Möglich- 
keifen eines einzelnen Unfemehmens, die eigenen 
Gewinne bei der nun infrage siebenden Markforganisa- 
fion durch unilaterale, individuell rationale Handlungen 
auf den Großhandelsmärkten für Energie auf ein gegen- 
über wettbewerblich organisierten Märkten signifikant 
überhöhtes Maß zu heben. 

171. Um die Wirkungen von Marktmacht im Stromhan- 
del nachvollziehen zu können, ist zunächst ein Verständnis 
dessen erforderlich, nach welchen allgemeinen Kriterien 
die wettbewerblichen Preisbildungsprozesse am Strom- 
markt vonstatten gehen und zu welchen grundsätzlichen 
Ergebnissen diese führen. Insbesondere mach! die Mono- 
polkommission darauf aufmerksam, dass die wettbewerbli- 
che Preissefzung auf dem Sfrommarkt aufgrund sfeigender 
Grenzkosfen der zugrunde liegenden Produktionsfechno- 
logie im Ergebnis sfefs zu insgesamf positiven Deckungs- 
beiträgen für die Energie erzeuger führt. Ob die in der In- 
dustrie tatsächlich anfallenden Deckungsbeiträge nun 
dem wettbewerblichen Niveau entsprechen oder ein ge- 
genüber der Wettbewerbssituation signifikant überhöhtes 
Maß annehmen, ist nur schwer zu entscheiden. Zu beden- 
ken ist, dass jedes einzelne Kraftwerk zumindest zeit- 
weise Erlöse erzielen muss, die über den variablen Kos- 
ten liegen, um die Fixkosten eines Kraftwerks decken zu 
können, ln jedem Fall dienen sie zunächst der Amortisa- 
tion der für die Sfromerzeugung nofwendigen aufwendi- 
gen Investitionen und sollen eine marktübliche Verzin- 
sung des eingesetzten Kapitals unter Berücksichtigung 
der damit verbundenen Risiken sicherstellen. Erst darüber 
hinausgehende Gewinne sind ein Hinweis auf möglicher- 
weise vermachtete Strukturen und die missbräuchliche 
Ausnutzung einer marktbeherrschenden Stellung. 

172. Der Kraftwerksabruf nach der Merit Order hat zur 
Folge, dass auch auf einem Wettbewerbsmarkt mit Grenz- 
kostenpreisbildung in Mittel- und Spitzenlastzeiten der 
Marktpreis über den kurzfristigen variablen Durch- 
schnittskosten der allermeisten Kraftwerke mit Ausnahme 
des jeweiligen Grenzkraftwerks liegt. '^3 Mithin erwirt- 


122 Vgl. für ein Beispiel aus jüngerer Zeit die Aufsätze zum Schwer- 
punktthema Strompreise in: Zeitschrift für Neues Energierecht 12(4), 
2008, insbesondere S. 289-323. 

•23 Der Preis kann auch über den kurzfristigen variablen Kosten des 
Grenzkraftwerks liegen, wenn dieses gerade an der Kapazitätsgrenze 
operiert. 
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schattet in dieser Situation jeder Kraftwerkstyp unter- 
schiedlich hohe Beiträge zur Deckung von Fix- und Ge- 
meinkosten sowie von Investitionskosten. Die höchsten 
Deckungsbeiträge fallen hier typischerweise bei Grund- 
lastkraflwerken an, welche auch die höchsten Fixkosten 
aufweisen. 

173 . Marktmacht im Stromgroßhandel äußert sich nun 
darin, dass die Merit Order in der Stromerzeugung nicht 
länger eingehalten wird. Insbesondere haben marktmäch- 
tige Erzeuger die Möglichkeit, Erzeugungskapazitäten 
auf dem Großhandelsmarkt zurückzuhalten. In diesem 
Zusammenhang wird gelegentlich vorgetragen, gerade 
die marktmächtigen Erzeuger hätten hierzu auch eine 
günstige Gelegenheit, da sie zugleich auf den benachbar- 
ten Regelenergiemärkten aktiv sind. Sie könnten daher 
die im Großhandel ungenutzten Kapazitäten leicht in 
diese lenken und hierdurch ihr eigentlich wohlfahrtsschä- 
digendes Verhalten legitimieren. 

174 . Es ist allerdings nicht zwingend, dass eine künstli- 
che Verknappung von Erzeugungskapazitäten aus der 
Sicht eines einzelnen Anbieters von Strom tatsächlich 
auch erfolgversprechend ist. Damit die Strategie gesamt- 
mengenreduzierend und vor allen Dingen preiserhöhend 
wirken kann, muss eine Reihe von Voraussetzungen ent- 
weder teilweise oder gleichzeitig erfüllt sein. Zunächst 
muss gewährleistet sein, dass die von dem einzelnen Un- 
ternehmen vom Großhandelsmarkt femgehaltene Erzeu- 
gungskapazität nicht unmittelbar durch noch verfügbare, 
ähnlich kostengünstige Erzeugungskapazitäten eines be- 
reits aktiven oder potenziellen Wettbewerbers ersetzt 
wird. Eine solche Situation ist auf dem deutschen Strom- 
markt sicher nicht zu jedem Zeitpunkt, insbesondere nicht 
in Schwachlastzeiten erfüllt, in denen vergleichsweise 
viel Erzeugungskapazität ungenutzt bleibt, ln Spitzenlast- 
zeiten jedoch sind die verfügbaren Reservekapazitäten re- 
lativ gering. Diese können weder kurzfristig aufgrund 
von Netzengpässen an den Außengrenzen der deutschen 
Übertragungsnetze noch langfristig aufgrund von bedeu- 
tenden wirtschaftlichen und politischen Marktzutritts- 
schranken für neue Erzeugungsanlagen durch zusätzliche 
Reservekapazitäten in hinlänglichem Maße ergänzt wer- 


•24 Die theoretisch vorzunehmende Unterscheidung physischer Kapazi- 
tätszurückhaltung von ökonomischer Kapazitätszurückhaltung ist für 
eine insbesondere an allokativen Gesichtspunkten ausgerichtete Be- 
trachtung weitgehend unerheblich. Bei der physischen Kapazitätszu- 
rückhaltung bietet ein Anbieter Erzeugungskapazitäten nicht im 
Stromgroßhandel an, obwohl diese genutzt werden könnten, um bei 
einem gegebenen Marktpreis Strom profitabel zu produzieren. Bei 
ökonomischer Kapazitätszurückhaltung verlangen die Anbieter über 
die eigenen Grenzkosten überhöhte Preise. Die überzogene Preisfor- 
derung führt dann dazu, dass die fraglichen Kapazitäten von den 
Nachfragern nicht vollständig abgerufen werden. In beiden Fällen ist 
bei einer elastischen Nachfrage der allokative Schaden derselbe, es 
werden jeweils weniger Stromerzeugungskapazitäten im Markt ein- 
gesetzt, als dies bei Grenzkostenpreissetzung im Wettbewerbsfall der 
Fall wäre. Bei einer unelastischen Nachfrage hingegen muss die öko- 
nomische Kapazitätszurückhaltung im Gegensatz zur physischen Ka- 
pazitätszurückhaltung, wenn die Annahme symmetrischer Anbieter 
gewahrt ist, nicht zwangsläufig zu einem ineffizienten Ergebnis füh- 
ren. Vgl. Ockenfels, A., Strombörse und Marktmacht. Gutachten für 
das Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr des Lan- 
des Schleswig-Holstein, Köln 2007. 


den. Die Monopolkommission geht daher für Spitzenlast- 
zeiten davon aus, dass einzelne Unternehmen Kapazitäten 
zurüekhalten können, ohne dass dies dureh andere Markt- 
teilnehmer über frei verfügbare Kapazitäten unmittelbar 
sanktioniert wird. 

175 . Zusätzlieh bedarf es eines wirtsehaftliehen Anrei- 
zes für das einzelne Unternehmen, seine Erzeugungska- 
pazität zurüekzuhalten. Insbesondere müssen die auf- 
grund der Zurüekhaltung von Erzeugungskapazität und 
des hierdureh induzierten Preisanstiegs erwaehsenden 
Mehrerlöse größer sein als die aus der Kapazitätszurüek- 
haltung zu erwartenden Kosten. Jede Kapazitätszurück- 
haltung auf dem Strommarkt ist unter sonst gleichen Be- 
dingungen mit einem (schwach) positiven Preiseffekt 
verbunden, der die Deckungsbeiträge des Unternehmens 
für jene Kraftwerkskapazitäten anwachsen lässt, die un- 
verändert am Netz bleiben. Gleichzeitig kommt es zu ei- 
nem negativen Mengeneffekt für das Unternehmen, da 
nun die zurückgehaltenen Kapazitäten keine Deckungs- 
beiträge mehr erwirtschaften können. Der Energieerzeu- 
ger wird die Entscheidung über eine Kapazitätszurückhal- 
tung davon abhängig machen, welcher Effekt überwiegt. 

Allerdings betragen die Opportunitätskosten eines Grenz- 
kraftwerks, also die bei Kapazitätszurückhaltung entgan- 
genen Gewinne, idealerweise Null. In Spitzenlastzeiten 
ist zudem von einer unelastischen Nachfrage auszugehen, 
sodass die zurückgehaltene Kapazität lediglich durch teu- 
rere Kapazität ersetzt wird. Als neuer Großhandelspreis 
für Strom stellt sich anschließend ein Preis in Höhe der 
Grenzkosten des neuen Grenzkraftwerks ein. Entspre- 
chend gering sind die Opportunitätskosten der Zurückhal- 
tung günstiger Kapazität gegenüber einem Einsatz teure- 
rer Erzeugungskapazität. 

Für den Kraftwerksbetreiber ist es sogar unerheblich, wel- 
ches Kraftwerk sein stillgelegtes ehemaliges Grenzkrafl- 
werk als neues Grenzkraflwerk ersetzt, solange nur gewähr- 
leistet ist, dass die neuen Erzeugungsgrenzkosten oberhalb 
der alten erwarteten Grenzkosten liegen. '^5 Dennoch muss 
jeder Kraftwerksbetreiber stets sein eingesetztes Kapital 
zumindest marktgerecht verzinsen. Dies ist in einer klein- 
teiligen, wettbewerblichen Marktstruktur der Grund dafür, 
warum die Kapazifäfszurückhaltung eines Einzelnen mif 
großer Wahrscheinlichkeif keine rationale Strategie sein 
kann. Der Einzelne würde bei Kapazitätszurückhaltung 
schlichtweg auf die Verzinsung seines Kapitaleinsatzes ver- 
zichten müssen. Besitzen jedoch marktmächtige Kraft- 
werksbetreiber mehrere Kraftwerke mit unterschiedlich ho- 
hen Grenzkosten entlang der Merit Order, so gelingt eine 
Verzinsung nach einer Quersubventionierung zwischen 
den unterschiedlichen Erzeugungskapazitäten eines Unter- 
nehmens bereits aus den Deckungsbeiträgen der Schwach- 
last- und Mittellastkraftwerke. 


•25 Bereits die Abschaltung eines Kraftwerks mit niedrigeren Erzeu- 
gungskosten als den jeweiligen Erzeugungskosten des Grenzkraft- 
werks kann bei einer hinlänglichen Angebotsbreite des marktmächti- 
gen Unternehmens eine gewinnsteigemde Strategie sein. Diese 
würde jedoch stets von der Abschaltung des jeweiligen Grenzkraft- 
werks selbst dominiert, da hierdurch die erwarteten Gewinne maxi- 
miert werden. 
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Typischerweise besitzen in Deutschland die marktmächti- 
gen Energieerzeuger mit einer breiten Angebotspalette 
entlang der Merit Order gerade auch große Erzeugungs- 
kapazitäten aus Braunkohle und Kemkraft, die durch ver- 
gleichsweise niedrige Grenzkosten gekennzeichnet sind. 
Mit diesen würden sie in Spitzenlastzeiten individuell 
besonders profitieren, wenn durch strategische Kapazi- 
tätszurückhaltung im Bereich der Grenzkraftwerke eine 
Steigerung des Marktpreises gelänge. Einer Kapazitätszu- 
rückhaltung durch einen marktmächtigen Stromerzeuger 
kommt zudem in Spitzenlastzeiten besonders entgegen, 
dass die Stromnachfrage zumindest kurzfristig auf stei- 
gende Preise nur mit sehr geringen Nachfragerückgängen 
reagiert. Die geringe Preiselastizität der Sfromnachfrage 
muss die Stromerzeuger daher selbst bei einem substanzi- 
ellen Preisanstieg aufgrund der praktizierten Kapazitäts- 
zurückhaltung keine großen potenziell gewinnschmälem- 
den Mengenrückgänge fürchten lassen. '^6 

4.2.4 Beurteilung 

176. Die These, dass die Übertragungsnetzbefreiber ihre 
Erzeugungskapazitäten dem Großhandel entziehen und 
auf dem Regelenergiemarkt parken, ist bislang nicht hin- 
länglich stichhaltig belegt worden. Zwar weichen bei- 
spielsweise die von den Überfragungsnetzbefreibem aus- 
geschriebenen Mengen für Sekundärregelleistung nach 
Berechnungen der Monopolkommission im Jahr 2008 für 
positive Regelleistung um etwa das Doppelte und für ne- 
gative Regelleistung um etwa das 1,5-fache von den ent- 
sprechenden Empfehlungen der Union for the Co-ordina- 
tion of Transmission of Electricity (UCTE) ab, jedoch 
entsprechen die ausgeschriebenen Mengen den Empfehlun- 
gen nach dem Graf-Haubrich- Verfahren, in dem wichtige 
Einflussfaktoren wie die Größe von Lastschwankungen, 
Fahrplansprünge und die Blockgröße von Erzeugungsein- 
heiten in die Berechnungen einfiießen. Für die Reservebe- 
messung sollen demnach die UCTE-Empfehlungen nur als 
Untergrenzen angesehen werden, deren Einhaltung allein 
noch keine ausreichende Reservevorhaltung bedeutet. 
Vielmehr geben diese im Netzbefrieb einen Hinweis da- 
rauf, ab welcher Ausnutzung des Sekundärregelbandes 
eingesetzte Sekundärregelreserve durch Minutenreserve 
abzulösen ist. '27 Die Monopolkommission sieht daher 
weiterhin einen dringenden Klärungsbedarf in der Frage, 
wie ernst die Möglichkeiten der Übertragungsnetzbetrei- 
ber zu nehmen sind, dem Sfromhandel Erzeugungskapazi- 
täten zu enthalten. 


Die geringe Preiselastizität der Nachfrage hat aus allokationstheoreti- 
scher Sicht zugleich die Folge, dass zumindest in kurzfristiger Sicht- 
weise der wohlfahrtsökonomische Schaden durch eine aufgrund von 
Marktmacht überhöhte Preissetzung gering ist, da weiterhin annä- 
hernd alle Nachfrager bedient werden, die auch in der Wettbewerbs- 
situation bedient würden. Allerdings vernachlässigt diese Sicht dis- 
tributive Aspekte (hier: die Umverteilung von Konsumentenrente zu 
den Produzenten von Strom) und die dynamischen Wirkungen feh- 
lenden Wettbewerbs in der Stromerzeugung vollständig. 

*27 Vgl. Haubrich, H.-J., CONSENTEC, Gutachten zur Höhe des Regel- 
energiebedarfs. Gutachten im Auftrag der Bundesnetzagentur, 
Aachen 2008, Anhang B.4. 


177. ln den zurückliegenden Jahren wurde eine Reihe 
gutachterlicher Schriften zur Funktionsweise der EEX- 
Preisbildungsmechanismen und zu den möglichen Durch- 
griffsmöglichkeiten marktmächtiger Stromerzeuger auf 
diese vorgelegt. Die Monopolkommission hat sich bereits 
im Sondergutachten 49 mit den uneinheitlichen Ergebnis- 
sen einiger dieser Arbeiten auseinander gesetzt. Ihnen 
ist im Grundsatz gemein, dass sie den Einfluss von Markt- 
macht auf den börslichen Sfromgroßhandel für möglich er- 
achten. Von Seiten der EEX und im Auftrag von E.ON 
wurden in jüngerer Zeit Studien veröffentlicht, die dieser 
Auffassung entgegenfreten und den Vorwurf einer nicht 
wettbewerblichen Preisbildung an der Sfrombörse entkräf- 
ten wollen. Die von Ellersdorfer u. a. im Auftrag der E.ON 
Energie AG durchgeführte empirische Preisbildungsana- 
lyse kommt tür den Befrachtungszeifraum der Jahre 
2002 bis 2006 zu dem Ergebnis, dass trotz durchweg auf- 
fretender Abweichungen keine systematischen Abwei- 
chungen der historischen Spotmarktpreise an der EEX von 
den hypothetischen Ergebnissen eines Marktes mit funk- 
tionierendem Wettbewerb nachweisbar sind. 

178. Die von der EEX zur Vorlage bei der sächsischen 
Börsenaufsicht vergebene Studie zum Marktdesign der 
Stromstundenkontrakte stellt tür die von der EEX ein- 
gesetzte Einheitspreisauktion im Vergleich zu anderen 
Preisbildungsverfahren eine Reihe von Vorteilen fest. Ins- 
besondere zeichnet sich das Verfahren durch seine Trans- 
parenz, einen eindeutigen Referenzpreis, einen einheitli- 
chen Preis tür alle Marktteilnehmer und innerhalb des 
Auktionsverfahrens keine relativen Vorteile durch Infor- 
mationsvorsprünge oder Marktmachtausübung aus. Bei 
einem hinreichenden wettbewerblichen Verhalten ist die 
verwendete Einheitspreisauktion daher geeignet, zu ei- 
nem kurzfristig effizienten Kraftwerkseinsatz und lang- 
fristig effizienten Investitionen zu gelangen. Bei Markt- 
macht jedoch gilt dies ausdrücklich nicht. Allerdings gibt 
es auch kein anderes Preisbildungsverfahren, das zu ge- 
ringeren Stromausgaben oder einer höheren Produktions- 
effizienz führen würde. Die Gutachter raten von direkten 
Eingriffen in die Preisbildung oder von indirekten Ein- 
griffen, etwa der Beschneidung der Bietflexibilität, ab. 
Auch eine Pflicht zur Vermarktung substanzieller Strom- 
mengen über die Börse, die dazu beitragen soll, Kapazi- 
tätszurückhaltungen zu erschweren, ist nicht als zieltüh- 
rend zu erachten, da hierdurch die ökonomische 
Kapazitätszurückhaltung über den Preis nicht unterbun- 
den werden kann. 

179. Eine weitreichende Verpflichtung der Stromerzeu- 
ger zu einer Vermarktung über die Strombörse ist aus 
wettbewerbspolitischer Perspektive auch in dynamischer 
Hinsicht kritisch zu werten. Derzeit werden außerhalb des 
unmittelbaren Börsenhandels Verträge geschlossen, die in 
erster Linie der langfristigen Absicherung der Sfromkun- 
den dienen. Als Nichtstandardverträge bieten sie gegen- 


128 Ygi Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 199-214. 

129 Ygi Ellersdorfer, E u. a., Preisbildungsanalyse des deutschen Elek- 
trizitätsmarktes, Stuttgart 2008. 

130 Vgl. Ockenfels, A., Grimm, V., Zoettl, G, Strommarktdesign. Preis- 
bildungsmechanismus im Auktionsverfahren für Stundenkontrakte 
an der EEX, Köln 2008. 
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über standardisierten Börsenprodukten den Vorteil, dass 
sie sieh bei Bedarf flexibel an sieh stetig verändernde 
Naehfrage- und Angebotsbedingungen anpassen lassen, 
individuelle Bedürfnisse berüeksiehtigen können und in 
der Regel aueh naehverhandelbar sind. Nieht zuletzt bil- 
det die Beobaehtung eventueller Versehiebungen bei den 
Teilnehmerzahlen am börsliehen und außerbörsliehe Han- 
del für die EEX selbst einen wiehtigen Indikator, wie at- 
traktiv die eigenen Großhandelsprodukte vergliehen mit 
den konkurrierenden außerbörsliehen Niehtstandardpro- 
dukten ausgestaltet sind. Entspreehend kann die Börse 
kurzfristig dureh eine Anpassung ihres Produktportfolios 
oder eine Anpassung ihrer Gebührenstruktur reagieren. 
Die Monopolkommission erkennt daher für die Nieht- 
standardgesehäfte des außerbörsliehen Stromhandels eine 
wiehtige Wettbewerbsfunktion aueh in Form einer Diszi- 
plinierung des börsliehen Stromhandels. Zudem kann der 
OTC-Handel Arbitragemögliehkeiten eröffnen, welehe 
den Verhaltensspielraum an der EEX einsehränken. 

180 . Die Monopolkommission sehließt sieh grundsätz- 
lieh der Einsehätzung an, dass die Organisation des börs- 
liehen Stromhandels funktionsfähig in dem Sinne ist, dass 
sie die geforderte marktliehe Transparenz ermöglieht, 
eindeutige nieht diskriminierende Preise ermitteln und 
daher zu einem wettbewerbliehen Strompreisniveau bei- 
tragen kann. Bei hinreiehend wettbewerbliehem Verhal- 
ten der Marktteilnehmer würde der börsliehe Stromhan- 
del zu einen kurzfristig effizienten Kraftwerkseinsatz und 
zu langfristig effizienten Investitionen führen.'^' 

Unter dem Eindruek einer in Deutsehland weitgehend 
vermaehteten Stromerzeugung jedoeh und einer Engpass- 
situation an den Außengrenzen der deutsehen Übertra- 
gungsnetze, die verhindert, dass Kapazitätszurüekhaltung 
eines marktmäehtigen Anbieters jederzeit dureh Einspei- 
sung kostengünstiger Reservekapazität aus dem Ausland 
sanktioniert werden kann, gelangt die Monopolkommis- 
sion zu der Einsehätzung, dass sowohl Anreize als aueh 
Mögliehkeiten zur missbräuehliehen Ausnutzung von Er- 
zeugermarktmaeht auf dem Stromgroßhandelsmarkt ge- 
geben sind. Aus der Perspektive eines gewinnmaximie- 
renden Erzeugers ist die strategisehe Zurüekhaltung von 
Erzeugungskapazitäten geradezu eine gebotene Strategie. 
Daher stellt sieh die Frage, warum die marktmäehtigen 
Verbunduntemehmen diese Situation nieht zumindest in 
Spitzenlastzeiten zu ihren Gunsten umsetzen sollten. Mit- 
hin sind die Feststellungen der Monopolkommission zum 
börsliehen Stromgroßhandel aus dem Sondergutaehten 49 
weiterhin valide. Die Mögliehkeiten marktmäehtiger Er- 
zeuger zur Marktmaehtausübung im Stromgroßhandel 
lassen sieh dureh Modifikationen der Kontrollmeehanis- 
men und der handelsreehtliehen Vorsehriften allenfalls er- 
sehweren, jedoeh nieht dauerhaft beseitigen. 

181 . Naeh Auffassung der Monopolkommission genügt 
es nieht, die Strombörse und den Stromgroßhandel aus- 
sehließlieh in der bestehenden Form naeh den Maßgaben 
des Börsengesetzes, des Wertpapierhandelsgesetzes und 
des allgemeinen Kartellreehts zu beaufsiehtigen. Der 
Börsenaufsieht und der Bundesanstalt für Finanzdienst- 


Vgl. ebenda, S. 62. 


leistungsaufsieht fehlt im Wesentliehen die Legitimation 
und vermutlieh aueh die saehliehe Kompetenz zu einer 
Untersuehung und Unterbindung der besehriebenen Stra- 
tegien. Unter die Aufsieht naeh dem Gesetz über das Kre- 
ditwesen fallen die Spotmarktgesehäfte der EEX nieht, 
gerade auf diese beziehen sieh jedoeh die geäußerten Ma- 
nipulationsvorwürfe. Naeh dem Börsengesetz werden 
dureh die Börsenaufsieht nur die Börse und der börsliehe 
Handel selbst überwaeht, nieht jedoeh die Phase der Er- 
zeugung und des außerbörsliehen erstmaligen Absatzes 
von Strom. Das hierfür zuständige Bundeskartellamt sei- 
nerseits hat Anfang des Jahres 2009 eine Sektoruntersu- 
ehung zur Preisgestaltung auf der Stromgroßhandelsstufe 
eingeleitet. Während die Monopolkommission dieses 
Vorgehen grundsätzlieh begrüßt, weil sieh hierdureh aus 
der Sieht der Wettbewerbshüter die Transparenz des 
Marktgesehehens über einen begrenzten Zeitraum erhöht, 
hat sie dennoeh Zweifel an der Dauerhaftigkeit des even- 
tuellen Erfolges einer solehen Unternehmung. Die Mono- 
polkommission sehlägt vor allen Dingen aus diesem 
Grund die Einführung eines systematisehen Market Mo- 
nitoring zur besseren Aufdeekung wettbewerbsbesehrän- 
kenden Verhaltens vor. Hierbei soll einer unabhängigen 
Marktüberwaehungsstelle die Aufgabe zukommen, für 
den börsliehen und außerbörsliehen Stromgroßhandel re- 
levante Informationen zeitnah zu erheben und die Biet- 
strategien der Börsenteilnehmer auf marktkonformes 
Handeln und Manipulationsversuehe zu überprüfen. Die 
Kompetenzen der Marktüberwaehungsstelle müssen sieh 
auf den vollständigen börsliehen und außerbörsliehen 
Stromgroßhandel sowie den benaehbarten Markt für Re- 
gelenergie erstreeken. Hierzu müsste die finanzielle und 
personelle Ausstattung der Marktüberwaehungsstelle weit 
über diejenige der bestehenden Handelsüberwaehungs- 
stelle für die EEX hinausgehen. 

182 . Alle erforderliehen Informationen müssen der 
Marktüberwaehungsstelle von den beteiligten Unterneh- 
men unmittelbar bereitgestellt werden. Ihre Informations- 
verpfiiehtung ist gesetzlieh zu verankern. Informationen 
sind zunäehst und in erster Linie der Marktüberwaehungs- 
stelle zur Verfügung zu stellen. Welehe Informationen zu- 
sätzlieh zur Erhöhung der Transparenz den Marktteilneh- 
mern an der EEX zur Verfügung gestellt werden sollen, ist 
eine Frage der Abwägung. Bei der Auswahl der zu veröf- 
fentliehenden Informationen ist zu berüeksiehtigen, dass 
zusätzliehe Markttransparenz zwar einerseits Asymme- 
trien im Markt abbauen und so die Liquidität des Marktes 
fördern kann. Andererseits begünstigt eine erhöhte Trans- 
parenz kollusives Verhalten auf Oligopolmärkten. Denn 
auf einem transparenten Markt ist es vergleiehsweise ein- 
faeh, ein Unternehmen zu sanktionieren, das von einmal 
getroffenen expliziten Vereinbarungen oder dem sponta- 
nen Parallelverhalten abweieht. Zur Zeit veröffentlieht die 
Strombörse laufend eine Vielzahl börseneigener Informa- 
tionen (Preise, Handelsvolumina, Handelsteilnehmerzah- 
len, aggregierte Gebotskurven) aus ihren Spot- und 
Terminmärkten. Zusätzlieh werden Verfügbarkeits- und 
Erzeugungsdaten der Kraftwerke bereitgestellt. Die Mo- 
nopolkommission begrüßt in diesem Zusammenhang die 
gemeinsame Transparenzinitiative des Bundesministeri- 
ums für Wirfsehafi und Teehnologie mif den großen 
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Stromerzeugerverbänden, die insbesondere dazu beigetra- 
gen hat, dass wichtige Erzeugungsdaten den Marktteil- 
nehmern nicht länger nur im Nachhinein zur Verfügung 
stehen. Jedoch weisen die bereitgestellten Informationen 
auch weiterhin nicht die erforderliche Quantität und Qua- 
lität auf, um die großen Informationsasymmetrien im 
Stromgroßhandel zu beheben. Diese treten einerseits zwi- 
schen den Stromerzeugern auf der einen und den Auf- 
sichtsbehörden auf der anderen Seite auf, sind aber auch 
unter den Marktteilnehmern von einiger Bedeutung. Ins- 
besondere ist zu befürchten, dass die Informationen, die 
die Verbunduntemehmen in ihrer Eigenschaft als Übertra- 
gungsnetzbetreiber über die aktuelle Nachfrage- und An- 
gebotssituation auf dem Strommarkt besitzen und die sie 
zur Kalkulation ihrer Angebots- und Nachfrageentschei- 
dungen berücksichtigen, wesentlich denjenigen Informa- 
tionen überlegen sind, die einem kleinen Stromanbieter 
oder -nachfrager zur Verfügung sfehen. Insbesondere isf 
hierbei die Freiwilligkeit der Kraftwerksmeldung zu be- 
mängeln. An der Veröffentlichung beteiligen sich die vier 
großen Verbunduntemehmen sowie die dem VKU ange- 
schlossenen kommunalen Versorger und die dem VIK zu- 
zurechnenden Unternehmen. Insgesamt werden ca. 35 Pro- 
zent der in Deutschland installierten Kraftwerksleistung 
nicht an der EEX gemeldet, von den mit dem deutschen 
Übertragungsnetz eng verbundenen Angeboten des öster- 
reichischen Übertragungsnetzes werden ca. 64 Prozent der 
installierten Erzeugungsleistung nicht in den Daten er- 
fasst. 

4.3 Gas 

4.3.1 Fehlende Liquidität als Handelshemmnis 

183. Im Großhandelsmarkt Gas haben sich verschie- 
dene Teilmärkte herausgebildet, die hier auf ihre Wettbe- 
werblichkeit hin beurteilt werden sollen. Die zu unter- 
scheidenden Teilmärkte sind der OTC-Markt, auf dem 
außerbörslicher Handel mit überwiegend nicht standardi- 
sierten Produkten stattfindet, der Futures- und Spotmarkt, 
der an der Leipziger Energiebörse EEX (European 
Energy Exchange) abgewickelt wird, der Markt für Regel- 
und Ausgleichsenergie, der Gegensfand von Kapifel 7 ist, 
sowie die Märkte für Speicher- und Transportkapazifäfen, 
die in Kapitel 8 betrachtet werden. Auch die Sekundär- 
märkte spielen eine wichtige Rolle. Im Rahmen dieses 
Abschnitts werden im Folgenden OTC- und Börsenhan- 
del im Vordergrund stehen. 

184. Da Liquidität eine Grundvoraussetzung für die 
Zugkraft eines Handelsplatzes ist, ist ihre Beurteilung ein 
erster Schritt zur Beurteilung der Wettbewerbsfähigkeit 
der Großhandelsmärkte. Darüber hinaus setzt wirksamer 
Wettbewerb auch eine Mindestanzahl von Händlern vo- 
raus. Liquidität ist dadurch gekennzeichnet, dass ein Pro- 
dukt jederzeit Käufer oder Verkäufer am Markt findet. 
Die Stetigkeit des Handels ist dabei durch standardisierte 
Verträge und die gleichzeitige Differenzierung des Pro- 
duktes über unterschiedliche Lieferzeiträume in der Zu- 
kunft gekennzeichnet. Liquide Märkte weisen einen viel- 
fältigen Handel auf, eine Bedingung dafür isf auch die 
Efablierung von Sekundärmärkten, ln der Summe erge- 
ben sich für den Transportkunden drei wesentliche Vor- 


teile aus der liquiden Handelssituation. Zunächst einmal 
bietet sich die Möglichkeit, die Nutzung von Kapazitäten 
innerhalb der eigenen Kundengruppe dadurch zu optimie- 
ren, dass über den Handel Risiken abgesichert und gegen- 
läufige Profile zum Ausgleich gebracht werden können. 
Als zweiter Vorteil lässt sich die erhöhte Flexibilität nen- 
nen, die dadurch entsteht, dass kurzfristig Handel als Ta- 
gesgeschäft möglich wird. Dritter wesentlicher Punkt 
sind die langfristig besseren Handelsbedingungen, die Si- 
cherheit und Planbarkeit durch Hedgingmöglichkeiten 
bieten und einen diskriminierungsfreien Zugang zum ge- 
handelten Gut sicherstellen. Die Liquidität des deutschen 
Gasgroßhandels wird von den Marktteilnehmern als un- 
befriedigend bezeichnet. Dies gilt sowohl für die Han- 
delspläfze innerhalb eines Markfgebiefes, die virfuellen 
Handelspunkfe (VHP)'^^^ an denen der Handel als OTC- 
Geschäft abgewickelt wird, als auch für die Gasbörse. 

185. Belasfbare Daten zur Preisentwicklung auf den 
deutschen Großhandelsmärkten sind nicht vorhanden. Zu 
einem hohen Anteil erfolgt die Preisbildung im Rahmen 
bilateraler Verträge, die nicht einsehbar und deren Kondi- 
tionen daher nicht bekannt sind. Zur Ermittlung des 
Großhandelspreises für den Gasmarkt wird traditionell 
der Grenzübergangspreis'33 herangezogen und zusätzlich 
werden die Preise an den virtuellen Handelsplätzen be- 
trachtet. 

4.3.2 Außerbörslicher Handel 

186. Die Einführung des Zweivertragsmodells hat sich 
positiv auf die Entwicklung des Gashandels ausgewirkt. 
Auch wenn der außerbörsliche Handel noch nicht als li- 
quide bezeichnet werden kann, so lassen sich doch deutli- 
che Zuwächse vermerken. Um die Liquidität eines Han- 
delsplatzes zu bewerten, kann die Chumrate als Maß 
dienen. Diese Kennzahl setzt das gehandelte Volumen ei- 
nes Marktplatzes in ein Verhältnis zum physischen Fluss 


Ein virtueller Handelspunkt wird vom marktgebietsaufspannenden 
Netzbetreiber eingerichtet und ist ein fiktiver Punkt, an dem Gas 
nach der Einspeisung innerhalb eines Marktgebietes gehandelt wer- 
den kann. Die Buchung von Kapazitäten entfällt damit, weil inner- 
halb des Marktgebietes der Zugang vom virtuellen Handelspunkt bis 
zum Ausspeisepunkt ohne weitere Kapazitätsprüfung möglich ist. 
Über den virtuellen Handelspunkt können Handelspartner ohne Ka- 
pazitätsbuchung Erdgasmengen zwischen ihren Bilanzkreisen aus- 
tauschen. Der virtuelle Handelspunkt ist keinem physischen Ein- 
oder Ausspeisepunkt zugeordnet. Um die gehandelten Mengen zu 
transportieren, müssen Ein- und Ausspeisekapazitäten gebucht und 
in einen Bilanzkreis eingebracht werden. Der virtuelle Handelspunkt 
ist vom physischen Handelspunkt zu unterscheiden. Die physischen 
Handelsplätze sind die klassische Form eines Hubs und bezeichnen 
einen Übertragungspunkt, an dem sich verschiedene Gasleitungen 
kreuzen oder Leitungsnetze verschiedener Unternehmen aufeinander 
treffen. Beispiele dafür sind der belgische Gas-Hub Zeebrugge und 
der österreichische Handelsplatz Baumgarten. 

Der Grenzübergangspreis wird durch das Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) monatlich ermittelt. Es handelt sich 
um einen statistischen Durchschnittspreis aller Importe von Gashan- 
delsgesellschaften zur Versorgung des Inlands. Der Grenzübergangs- 
preis zeigt den Wert des Erdgases an der deutschen Grenze ohne 
Berücksichtigung der Erdgassteuer. In der Regel folgt die Preisent- 
wicklung mit einem zeitlichen Verzug der Preisentwicklung von Erd- 
öl. Vgl. zur Ermittlungsmethodik http://www.bafa.de/bafa/de/ener 
gie/erdgas/publikationen/energie_ erdgas_ermittlung_preis.pdf. 
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in dem entsprechenden Gebiet in einem bestimmten Zeit- 
raum. Eine Chumrate von eins bedeutet, dass das ge- 
handelte Volumen dem tatsächlich geflossenen Gas ent- 
spricht. Folglich spricht eine Quote von unter eins dafür, 
dass weniger an dem enfsprechenden Handelspunkf ge- 
handelf worden isf, als physisch im Marktgebief franspor- 
fierf wurde. Eine Chumrafe über eins wiederum besag!, 
dass mehr gehandelf als physisch fransporfierf worden isf, 
der Mark! isf liquide. Die wichtigsfen deufschen Handels- 
punkfe sind der VHP von NefConnecf Germany (NCG)'^^ 
sowie der von Gasunie Deufschland (GuD, vormals 
BEB)'3^. Lauf Moniforingberichf der Bundesnefzagenfur 
fand nur an diesen beiden überhaupf ein nennenswerter 
Gashandel sfaff.'^? Im Folgenden wird die Chumrafe für 
den Handelspunkf von NefConnecf Germany für den 
Zeifraum von Januar 2008 bis Januar 2009 unfersucht. 


134 Vgl. Growitsch, C., Rammerstorfer, M., Zur wettbewerblichen Wir- 
kung des Zweivertragsmodells im deutschen Gassektor, Diskussions- 
beitrag Nummer 303 des WIK, Bad Honnef 2008, S. 17. 

NetConnect Germany ist die von bayemets und E.ON Gastransport 
(EGT) gegründete Gesellschaft der Marktgebietskooperation für das 
gemeinsame Marktgebiet NetConnect Germany (H-Gas). Die Gesell- 
schaft ist seit dem 1 . Oktober 2008 aktiv. 
http://www.gasunie.de/cms/in- 
dex.cfm?0A8A29685056AD19484DA6920D780C96. 

■37 BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 181. So lag das Handelsvolu- 
men am virtuellen Handelspunkt von NCG kumuliert im Januar 2008 
bei 97,26 TWh. Bis zum Ende des Jahres fand eine deutliche Erhö- 
hung statt. Das Handelsvolumen hat sich mehr als vervierfacht und 
die physischen Mengen haben sich knapp vervierfacht. Vgl. http:// 
www.net-connect-germany.de/cps/rde/xchg/SID-D60A1213- 
4FC3 1 COE/ncg/hs.xsl/1 1 62.htm. 


187 . Wie Abbildung 4.1 zeig!, weis! die Chumrafe an 
den virfuellen Handelspunkf en der NefConnecf Germany 
im Jahr 2008 einen positiven Trend auf Im ersfen Quarfal 
wurden die niedrigsfen Quofen erreicht, deren Mininum 
im April bei 1,45 lag. In den folgenden Monaten war eine 
deutliche Steigemng zu vermerken - bis hin zu einer 
Chumrate von 1,98 im Juli 2008. Die zweite Jahreshälfte 
verlief auf ähnlich hohem Niveau, überschritt jedoch nie 
die Marke einer Chumrate von 2,0.*^* 

188 . Im Vergleich zu anderen europäischen Märkten 
gelten die beiden deutschen Handelsplätze noch als unter- 
entwickelt. Der wichtigste Handelsplatz in Europa ist der 
britische National Balancing Point (NBP) mit weit mehr 
als 4 000 TWh und damit mit mnd dem 30-fachen an 
Handelsvolumen der deutschen Handelsmenge. Gut ent- 
wickelt sind auch der belgische Handelspunkt Zeebmgge 
mit 446,9 TWh und der spanische CDG Centro de Gra- 
vedad mit 436 TWh. Deutlich wird die sehr viel höhere 
Liquidität auch bei einer Betrachtung der Teilnehmerzahl. 
Der NBP hatte bei mnd 100 Teilnehmern im Jahr 2007 
etwa genau so viele Teilnehmer wie der VHP BEB und 
der VHP EGT in Deutschland, wohingegen CDG ledig- 
lich 22 und Zeebmgge 71 Teilnehmer verbuchte. 


Eine mögliche Begründung könnte in der Veröffentlichung von 
GABi Gas am 28. Mai 2008 und seiner Implementierung zu Beginn 
des Gaswirtschaftsjahres am 1 . Oktober 2008 gesehen werden. 

139 Ygi Ristola, M., Die Knotenpunkte des europäischen Gashandels, 
in: Energie und Management vom 15. Februar 2008, S. 6; http:// 
www.emvg.de/ftp/2008-02-gasmarkt.pdf. 


Abbildung 4.1 


Entwicklung der durchschnittlichen monatlichen Chumrate an 
virtuellen Handelspunkten der NetConnect Germany 


Entwicklung der durchschnittlichen monatlichen Chumrate an den VHPs von NCG 

2,20 



1,20 


1,00 

Jan 08 Feb 08 Mrz08 Apr 08 Mai 08 Jiin08 Jul 08 Aug08 Sep 08 Okt08 Nov08 Dez 08 Jan 09 

Quelle: http;//www.net-connect-germany.de/cps/rde/xchg/SID-A7D6C979-9108F194/ncg/hs.xsl/l 162.htm. 
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189. Basierend auf ausländisehen Erfahrungen wurde in 
einem Gutaehten zur Etablierung einer deutsehen Gas- 
börse eine Chumrate von 4 naeh den ersten zwei bis drei 
Jahren als Mindestgrenze für einen liquiden Börsenhan- 
del bestimmt. Erst dann könne der gebildete Gaspreis als 
Referenzpreis für außerbörsliehe Handelsgesehäfte die- 
nen. Die Chumrate am virtuellen Handelspunkt der Net- 
Conneet Germany liegt damit deutlieh unter dem des 
NBP in Großbritannien, der mit einer Chumrate von mnd 
10 die höehste Liquidität in der Europäisehen Union 
hat. 140 

190. Die Chumrate kann ein wiehtiger Indikator für die 
Beurteilung der Liquidität eines Handelsplatzes sein, 
doeh sollten aueh weitere Effekte beaehtet werden. So ist 
nieht immer von vornherein eindeutig, ob eine Marktge- 
bietszusammenlegung zu einem Anstieg der Chumrate 
führen wird. Ein möglieher Gmnd könnte sein, dass die 
Marktteilnehmer Arbitragemögliehkeiten zwisehen den 
einzelnen Märkten realisieren können und gegebenenfalls 
andere Handelsplätze bevorzugen. 

191 . Der außerbörsliehe Handel an nationalen und inter- 
nationalen Handelsplätzen wird aueh weiterhin eine wieh- 
tige Rolle im Gasmarkt spielen. Seine Bedeutung ist his- 
toriseh bedingt, ebenso wie zahlreiehe OTC-Gesehäfte 
bilateral im Rahmen gewaehsener Gesehäftsbeziehungen 
abgewiekelt werden. Erst im Rahmen einer zunehmenden 
wettbewerbliehen Belebung des Marktes werden vermehrt 
anonymisierte Standardgesehäfte getätigt. Der Existenz 
des außerbörsliehen Handels als Komplement zum Börsen- 
handel kommt ein hoher Stellenwert zu. Der OTC-Handel 
ermöglieht flexible, individuelle Gesehäftsabsehlüsse, die 
den Wettbewerb fördern. 

192. Die Monopolkommission stuft die Existenz mehre- 
rer Handelspunkte, denen es an Liquidität fehlt, als wett- 
bewerbshemmend ein. Aueh wenn die gehandelten Volu- 
mina steigen, können die Märkte noeh nieht als liquide 
eingestuft werden, ln Form von Sueh- und Informations- 
kosten entstehen hohe Transaktionskosten für die Markt- 
teilnehmer, um die Preisangebote an den virtuellen Punk- 
ten zu sondieren und einen Gesehäftsabsehluss zu tätigen. 
Die Marktsituation kann nur unzureiehend eingesehätzt 
werden, weil die Preisbildungsmeehanismen zum einen 
nieht transparent und zum anderen nur hinlänglieh ein- 
heitlieh sind. 

4.3.3 Börsenhandel 

193. Aus ökonomiseher Sieht kommt der Etablierung 
einer deutsehen Gasbörse ein besonders hohes Gewieht 
zu. Eine funktionsfähige Börse vermag, zusäfzliehe Li- 
quidität zu sehaffen und die Markttransparenz zu erhö- 
hen. Es ist wiehtig, dass dureh die Standardisierung von 
Verträgen Transaktionskosten gesenkt werden können 
und Vertrauen in die Börse gesehaffen werden kann. Dies 


140 E-Bridge, The Battle Group, Gutachten zur Etablierung einer Gas- 
börse in Deutschland im Auftrag der MW Energie AG, Bonn, 
15. Januar 2007, S. 69 f. 


kann zum Beispiel dureh eine funktionierende Börsenauf- 
sieht siehergestellt werden. 

194. Der Börsenhandel Gas findet seit dem 2. Juli 2007 
an der LEX in Leipzig statt. Von zwölf Marktgebieten wer- 
den zwei jeweils auf dem Spotmarkt und auf dem Termin- 
markt gehandelt: Dies gilt zum einen für das Marktgebiet 
NetConneet Germany und zum anderen für das Marktge- 
biet Gasunie Deutsehland. Am Spotmarkt wird Erdgas 
börsentäglieh von 9.30 Uhr bis 17.30 Uhr für den näehsten 
und übemäehsten Tag sowie für das Woehenende gehan- 
delf. Naeh Angaben der LEX decken diese beiden Markf- 
gebiete rund 60 Prozenf des deufschen H-Gas-Absafzvolu- 
mens ab. Ca. 45 Prozent des gehandelten Volumens 
entfällt auf das Marktgebiet NetConneet Germany und 
rund 15 Prozent auf das der Gasunie Deutschland. Damit 
ist NetConneet Germany auch im Börsenhandel das aktu- 
ell wichtigste Marktgebiet in Deutschland. An der Börse 
wird allerdings nur rund 10 Prozent des Gesamtvolumens 
gehandelt. Mit rund 90 Prozent des Gesamthandelsvolu- 
mens ist der OTC-Handel deutlich überlegen. 

195. Der Spotmarkt für Erdgas soll zur kurzfristigen 
Gasbezugs- und Absafzopfimierung sowie zum Handel 
von exfemer Regelenergie und der Abwicklung von Arbi- 
tragegeschäften zwischen den Marktgebieten genutzt 
werden. Mit Stand vom Januar 2009 waren 52 Teilnehmer 
am Spotmarkt aktiv. Kontraktgegenstand ist die Liefe- 
rung bzw. der Bezug von H-Gas in der Zeit von 6.00 Uhr 
bis 6.00 Uhr. Die Preisbildung erfolgt durch den kontinu- 
ierlichen Handel. An die Börse ist ein Börsenentgelt von 
0,005 Euro/MWh sowie zusätzlich ein Clearingentgelt 
von 0,01 Euro/MWh zu entrichten. 

196. Der Erdgasterminmarkt wird für den akfuellen Mo- 
naf, die nächsfen sechs Monafe, sieben Quartale und sechs 
Kalenderjahre gehandelt. Der Terminmarkt wird zur mit- 
tel- bis langfristigen Gasbezugs- und Absatzoptimierang 
genutzt. Vertragsabschluss und Erfüllung (Lieferung und 
Bezahlung) finden folglich nicht gleichzeitig statt. Börsen- 
täglich erfolgt ein kontinuierlicher Handel von Natural- 
Gas-Futures-Kontrakten für die Marktgebiefe von Gasu- 
nie Deutschland und NextConnect Germany. Nach Han- 
delsschluss wird ab 18.00 Uhr ein Settlement-Preis für das 
enf sprechende Marktgebief veröffentlicht. '4i Jm Januar 
2009 waren 45 Teilnehmer am Terminmarkt aktiv. Ebenso 
wie beim Spotmarkt müssen die Händler an der Börse zuge- 
lassen sein und haben dann einen Zugang zum Terminhan- 
del, wenn sie einen gültigen Bilanzkreis- bzw. Hubvertrag 
vorlegen können. Der Terminhandel ohne Börsenmitglied- 
schaft kann Brokern, Finanzdienstleistem und Clearing- 
banken gewährt werden. Kontraktgegenstand ist die Lie- 
femng bzw. der Bezug von H-Gas in der Zeit von 6.00 Uhr 
bis 6.00 Uhr an jedem Liefertag während des Liefermonats. 
Die Preisbildung erfolgt durch kontinuierlichen Handel. Die 
Transaktionsentgelte im Terminmarkt liegen unter denen 
für den Spofmarkf mif 0,0025 Euro/MWh für das Börsen- 
enfgelf und 0,0025 Euro/MWh für das Clearingenfgelf. 


'41 Im Handel mit Optionen und Futures bezeichnet man den Preis, der 
von der Börse am Ende jeden Börsentages zur Kontraktbewertung 
festgestellt wird, als Settlementpreis. 
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197. Die kleinste an der EEX handelbare Einheit beträgt 
10 MW. Allerdings ist für den börslichen Spotmarkt eine 
Umstellung auf 1 MW vorgesehen. Darüber hinaus ist die 
Registrierung von OTC-Geschäften mit einer minimalen 
Kontraktgröße von 1 MW möglich. Es wird ein Entgelt 
von 0,0025 Euro/MWh fällig. Die Registrierung von 
OTC-Geschäften bietet rechtliche und technische Vorteile 
für die Absicherung des Geschäftes, wird im Gasmarkf 
allerdings aktuell noch nicht von den Marktteilnehmern 
angenommen. Zu den Handelsteilnehmem an der EEX 
zählen Gasimporteure, Produzenten, Handelsunterneh- 
men, Banken, Industriekunden und Stadtwerke. 

198. Eine Betrachtung der Handelsvolumina zeigt, dass 
das Marktgebiet der NetConnect den Handel dominiert. 
Sowohl im Spot- als auch im Terminhandel liegen die Vo- 
lumina von Gasunie Deutschland weit zurück. Eine Be- 
trachtung der Unterjahresentwicklung für Gasunie 
Deufschland zeigf, dass das gehandelfe Volumen im Spot- 
markf sehr volatil ist. Die Bedeutung der Jahreskontrakte 
hat in beiden Marktgebieten zugenommen, was dafür 
sprichf, dass die EEX zunehmend Akzepfanz erfährt, 
denn Jahreskontrakte gelten im Gasmarkt als etablierte 
Handelsform. Die gehandelten Volumina sind dennoch 
viel zu gering, als dass der Börsenplatz als liquide gelten 
könnte. Eine vollständige Beschaffung an der Gasbörse 
für ein Gaswirf schaflsjahr isf nach Auskunft der Markf- 
teilnehmer nicht möglich. 

Tabelle 4.3 


Handelsvolumina am Spot- und Terminmarkt 
der EEX in 2008 



NetConnect 

Germany 

Gasnnie 

Dentschland 

Natural Gas 
Spotmarket 

1.128.010 Mwh 

44.650 Mwh 

Natural Gas 
Month Future 

4.590.250 Mwh 

65.520 Mwh 

Natural Gas 
Quater Future 

4.423.170 Mwh 

0 

Natural Gas 

Year Future 

6.999.240 Mwh 

262.800 Mwh 


Quelle: Daten der EEX, Berechnungen der Monopolkommission 


199. Die fehlende Liquidität des Börsenhandels bringt 
zwei Effekte mit sich, die dazu führen, dass kein bzw. nur 
wenig Vertrauen in den Börsenhandel aufgebauf werden 
kann. Zum einen können sich die Handelsfeilnehmer 
nicht immer darauf verlassen, dass über die Mengen, die 
sie handeln möchten, auch tatsächlich Kontrakte abge- 
schlossen werden können. Zum anderen ist bei der Aus- 
wertung der Preissignale Vorsicht geboten. Sie können 
noch nicht als Referenzpreise dienen. 

200. Darüber hinaus muss festgehalten werden, dass 
eine Vielzahl der Börsenteilnehmer zwar registriert sind. 


allerdings nicht aktiv in dem Sinne, dass sie regelmäßig 
Kontrakte abschließen. Nach Auskünften der Marktteil- 
nehmer wird der Börsenmarkt zwar in die Sondierung 
von Handelsgeschäften mit einbezogen, dann allerdings 
aufgrund seiner fehlenden Liquidität nur selten zur Ab- 
wicklung der Transaktion genutzt. 

201. Die Monopolkommission begrüßt die zunehmen- 
den Handelsaktivitäten, stellt allerdings fest, dass diese an 
der Gasbörse aktuell noch nicht auf wettbewerbliche 
Marktstrukturen hinweisen. Die fehlende Liquidität stellt 
dabei das Hauptdefizit dar. Das Angebotsvolumen von 
NetConnect Germany und Gasunie Deutschland deckt le- 
diglich 60 Prozent des deutschen Absatz Volumens ab. Im 
Gegensatz zum Strommarkt, der in Deutschland aus nur 
einer Handelszone besteht, wirkt sich im Gasmarkt die 
Vielzahl der Handelszonen negativ auf das Handelsvolu- 
men aus, da aktuelle Kapazitätsengpässe, wie in Ab- 
schnitt 6. 2. 2.2 ausgeführt, in hohem Maße zwischen den 
Marktgebieten bestehen. 

Kritische Würdigung des Börsenhandels 

202. Die Funktionsfähigkeit einer deutschen Gasbörse 
hängt ganz wesentlich von der Lösung der in den voran- 
gegangenen Kapiteln identifizierten gaswirtschaftlichen 
Probleme ab. Die Hauptursache einer fehlenden wettbe- 
werblichen Struktur des Großhandels im Gassektor sieht 
die Monopolkommission in der Vielzahl der Marktge- 
biete. Das Wettbewerbspotenzial auf dem deutschen Gas- 
markt kann sich nach ihrer Auffassung am besten entfal- 
ten, wenn mittelfristig ein bundesweites Marktgebiet für 
H- bzw. für L-Gas existierf. Der Handel mif Gasmengen 
an der EEX in den zwei Markfgebiefen NexfConnecf Ger- 
many und Gasunie Deufschland konnte daher nur ein An- 
fang sein. Es hat sich nach nunmehr knapp zwei Jahren 
Gasbörsenhandel gezeigt, dass die Liquidität nicht ausrei- 
chend ist. Die Monopolkommssion stellte bereits heraus, 
dass ein bundesweiter funktionsfähiger Gashandel zu er- 
warten ist'"^2 

- bei einer großen Anzahl an (in- und ausländischen) 
Anbietern und Nachfragern mit unterschiedlichen 
wirtschaftlichen Zielsetzungen, 

- bei einer ausgewogenen Verteilung der gehandelten 
Mengen auf die Handelsteilnehmer, 

- bei der Veröffentlichung von Informationen in Echt- 
zeit über verfügbare Nefz- und Speicherkapazifäten, 
über die Anzahl der Teilnehmer im Spot- und Termin- 
markt und über die Verteilung der gehandelten Ange- 
bots- und Nachfragemengen auf einzelne Unterneh- 
men (Market Monitoring), 

- bei einer zeitlich befristeten Nominierung von Market 
Makern, 


142 Ygi Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 571. 
Market Maker verbessern prinzipiell die Liquidität eines Marktes, da 
sie sich zur Veröffentlichung verbindlicher An- und Verkaufskurse 
verpflichten. Als Market Maker kommen daher vor allem regionale 
und überregionale Femgasuntemehmen in Betracht, die über ein grö- 
ßeres Gasportfolio verfügen. 
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- bei einer repräsentativen und zeitlieh befristeten Be- 
setzung des Börsenrates, 

- bei einer Unabhängigkeit der Handelsüberwaehungs- 
stelle der Gasbörse, 

- bei einer heterogenen Eigentümerstruktur der Gas- 
börse mit weiter Streuung der Anteile, 

- bei einer effektiven Aufsieht über die Gasbörse naeh 
den Vorschriften des Börsengesetzes durch die nach 
Landesrecht zuständige Börsenaufsicht, 

- bei einer effektiven Aufsicht über die Gasbörse nach 
den Vorschriften des Wertpapierhandelsgesetzes durch 
die Bundesanstalt für Finanzdienstleitungsaufsicht, 
insbesondere über die Vorschriften zum Insiderhandel 
und zur Marktpreismanipulation, 

- bei einer effektiven Ex-post-Missbrauchskontrolle 
durch das Bundeskartellamt und die Bundesnetzagen- 
tur. 

203 . Eine Vielzahl der genannten Voraussetzungen ist 
auch Gegenstand der im Rahmen des Gutachtens von der 
Monopolkommission gemachten Handlungsempfehlun- 
gen sowie der derzeitigen Bemühungen der Bundesnetz- 
agentur. Die Einzelpunkte stellen Teil eines Gesamtkon- 
zepts dar und sind häufig interdependent. So wird zum 
Beispiel die Zahl der aktiven Handelsteilnehmer steigen, 
wenn Wettbewerbsdefizite abgebaut werden und die frei 
verfügbaren Gasmengen sich mit der Etablierung eines 
geeigneten Engpassmanagmentsystems erhöhen. 

204 . Die Schaffung der strukturellen Voraussetzungen 
zur Errichtung einer liquiden und marktmachtfreien Gas- 
börse ist aus Sicht der Monopolkommission Aufgabe der 
Aufsichts- und Regulierungsbehörden. Die Börsenauf- 
sichtsbehörde hat nach § 3 BörsG die Aufsicht über die 
Börse wahrzunehmen und nach § 9 BörsG auf die Einhal- 
tung der Vorschriften des Kartellrechts hinzuwirken. Der 
Bundesnetzagentur obliegt die Aufgabe, die derzeitige 
Marktgebietseinteilung kritisch zu prüfen, die Marktteil- 
nehmer bei einer Zusammenlegung zu unterstützen und 
diese als Ultima Ratio gegebenenfalls anzuordnen. Wei- 
terhin sind das bestehende Netz- und Speicherzugangsre- 
gime auf der Basis der in den Abschnitten 5.2.1 und 8.2 
gemachten Handlungsempfehlungen weiterzuentwickeln 
und die Einhaltung der gesetzlichen Regelungen zu über- 
wachen. Der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf- 
sicht kommt nach dem Wertpapierhandelsgesetz insbe- 
sondere die Überwachung der Vorschriften über das 


Die Börsenaufsicht genehmigt die Börse und deren Börsenordnung 
und überprüft die Handlungen der Börsenorgane (Geschäftsführung, 
Börsenrat und Handelsüberwachungsstelle). Hinzu kommt die Kon- 
trolle der Handelstätigkeiten der Marktteilnehmer. Hierunter sind im 
Wesentlichen die Einhaltung der Zulassungs- und Zugangsregelun- 
gen für die Teilnahme am Börsenhandel, die Beachtung der Handels- 
bedingungen sowie die Regelungen zur Vermeidung unzulässiger 
Einwirkungen auf die Preisermittlung zu nennen. Unterstützt wird 
die Börsenaufsichtsbehörde durch die börseneigene Handelsüberwa- 
chungsstelle. Die für die EEX zuständige Behörde ist das Sächsische 
Staatsministerium für Wirtschaft und Arbeit. Vgl. http://www.smwa. 
sachsen.de/de/Markt_ Aufsicht/Wettbewerbsschutz/Boersenaufsicht/ 
19079.html. 


Verbot von Insidergeschäften (§14 WpHG) und über das 
Verbot der Kurs- und Marktpreismanipulation zu (§ 20a 
WpHG).'''^ Zur Erhöhung der Liquidität und der Zahl 
neuer Marktteilnehmer obliegt es zudem dem Bundeskar- 
tellamt, nach Ablauf der zeitlichen Befristung die zukünf- 
tige Notwendigkeit langfristiger Gaslieferverträge zwi- 
schen den Femgasuntemehmen und lokalen und 
regionalen Weiterverteilem sorgtältig zu prüfen, um mög- 
lichen Marktverschlusseffekten vorzubeugen. 

205 . Die Monopolkommission plädiert - ebenso wie im 
Stromsektor auch im Gassektor - für ein Market Monito- 
ring, um die wettbewerbliche Aufsicht zu stärken und die 
Transparenz auf den Großhandelsmärkten zu intensivie- 
ren. Insbesondere soll möglichen Manipulationen 
durch marktmächtige Energieuntemehmen entgegenge- 
wirkt werden. Ein Market Monitoring soll das allge- 
meine Wettbewerbsrecht und die Arbeit der Kartell- und 
Regulierungsbehörden ergänzen. Es wird durch eine un- 
abhängige Marktüberwachungsstelle durchgeführt, die 
Marktinformationen bereitstellt, die für den Börsenhandel 
von besonderer Bedeutung sind. Diese Informationen 
zählen allerdings nicht zu jenen, die von der Börse bereits 
nach dem Börsengesetz zur Verfügung gestellt werden. 
Von besonderer Bedeutung wären zum Beispiel nicht bör- 
sliche Informationen über die Netzauslastung, die Spei- 
cherauslastung, die Kuppelstellen der frei verfügbaren 
Mengen, zur Regelenergie und zur allgemeinen Ange- 
bots- und Nachfragekonzentration. Gleichwohl ist zu 
überlegen, ob die Einführung einer Marktüberwachungs- 
stelle im Gassektor derart dringlich ist wie im Stromsek- 
tor. ln einem ersten Schritt wäre zunächst eine Intensivie- 
rung der Zusammenarbeit der genannten Aufsichts- und 
Reguliemngsstellen sowie eine Stärkung der Ex-post- 
Missbrauchsaufsicht ausreichend. Sollte sich dieses Vor- 
gehen bei einem liquiden Gashandel als zu sensitiv erwei- 
sen, könnte nachgesteuert werden. 

206 . Das Vertrauen in die Börse scheint zum gegenwär- 
tigen Zeitpunkt aufgrund der bevorzugten Nutzung des 
OTC-Geschäftes gering. Hier bedarf es einer grundlegen- 
den Steigerung der wirtschaftlichen Attraktivität des Bör- 
senplatzes. Diese kann, wie die EEX es auch angekündigt 
hat, durch die Einführung neuer Produkte, die sich an der 
Nachfrage der Handelsteilnehmer orientieren, forciert 
werden. Zu diesen Produkten sollte unter anderem die 
Einführung von Halbjahresprodukten „Season“ (Sommer/ 
Winter), wie sie im Gasmarkt üblich sind und im OTC- 
Bereich liquide gehandelt werden, zählen. Auch die ange- 
kündigte Absenkung der Mindestkontraktgröße im Spot- 
markt auf 1 MW, die den Bedürfnissen der Marktteilneh- 


Zur Zusammenarbeit zwischen den Behörden vgl. § 6 Absatz 2 
WpHG. 

146 Ygi ausführlich zu diesem Vorschlag Monopolkommission, Sonder- 
gutachten 49, a. a. O., Tz. 573 bzw. Tz. 181 in diesem Gutachten. 

Das Marktmachtpotenzial der Gasversorgungsuntemehmen ist im 
Gegensatz zu dem der Elektrizitätsgesellschaften jedoch tendenziell 
niedriger einzuschätzen. Auch wenn die Nachfrage nach Gas, von 
wetterbedingten Schwankungen abgesehen, ebenfalls kurzfristig un- 
elastisch scheint, wird die Marktmacht eines gasanbietenden Händ- 
lers durch die technologische Eigenschaft der Speicherbarkeit von 
Gas beschränkt. 
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mer entspricht, zielt in diese Richtung und wird von der 
Monopolkommission begrüßt. Ebenso sind die Verlänge- 
rung der Handelszeiten und die Einführung des Cross- 
Marginingi'** Dienstleistungen, die von den Handelsteil- 
nehmem positiv gewertet werden und die Außenwahr- 
nehmung der Börse verbessern. 

207. Aktuell ist die EEX mit 12 Prozent an der Platt- 
form für den Sekundärhandel mif Speicherkapazifäten 
Store -X und mit 19 Prozent an der Plattform für den Se- 
kundärhandel mit Kapazitäten trac-x, beteiligt. Die Mo- 
nopolkommission regt an, den Sekundärhandel von den 
Plattformen an die Börse zu verlagern. Dies würde zum 
einen die Stellung der Börse als zentralen Handelsplatz 
unterstreichen und zum anderen Transaktionskosten für 
die Händler einsparen. Die Verlagerung könnte darüber 
hinaus zu einer Steigerung der Liquidität der Handels- 
plätze führen. Diese Aussage wird von der Erkenntnis ge- 
leitet, dass Handelsplattformen, auf denen spezifische 
Produkte gehandelt werden, die nur für einen kleinen An- 
biefer- oder Nachfragerkreis interessanf sind, durch sfarke 
Nefzwerkeffekte geprägf sind. Diese Märkfe haben eine 
starke Tendenz zur Monopolisierung, da die Liquidität ei- 
nen hohen Stellenwert hat und eine Fokussierung auf ei- 
nen Handelsplatz mit einer Zunahme der Liquidität ver- 
bunden ist.''*^ Des Weiteren wäre es von Vorteil, die 
Sekundärmärkte in die Aufsicht der Kontrollgremien ein- 
zubeziehen. 

208. Eine weitere Überlegung wäre, den Regel- und 
Ausgleichsenergiemarkt über die Börse abzuwickeln und 
so die Liquidität zu erhöhen. Die Umsetzung eines sol- 
chen Vorschlags würde einen Teil des heutigen OTC-Ge- 
schäftes mittels Festlegung der Bundesnetzagentur an die 
Börse verlagern. Wie bereits dargestellt, ist in Deutsch- 
land kein einheitlicher Regelenergiemarkt vorhanden. 
Der Einkauf erfolgt außerbörslich im Rahmen von bilate- 
ralen Absprachen. Die Monopolkommission stellt zur 
Diskussion, den Regelenergiemarkt über die Börse abzu- 
wickeln und keinen eigenen Markt für Regelenergie zu 
fördern. Das Regelenergievolumen in Deufschland isf, 
dem Volumen des Gasbörsenhandels gegenübergesfellt, 
groß. Bei der Regelenergie handelt es sich um Day- 
ahead-Produkte, wie sie die Börse grundsätzlich bereits 
jetzt zur Verfügung sfellt. Damit wäre dann der Regel- 
energiepreis identisch mit dem Börsenpreis, d. h. mit dem 
Marktpreis. Nach Aussagen der EEX sind bereits heute 
einzelne Transportunternehmen an der Börse aktiv, um 
dort Regel- und Ausgleichsenergie zu beschaffen. Dies 
erfolgt allerdings nicht flächendeckend und wäre gegebe- 
nenfalls aufgrund fehlender Liquidität gar nicht möglich. 
Die Situation im Gassektor stellt sich grundlegend anders 
dar als im Elektrizitätsbereich, weil der Liquidität eine 
sehr viel höhere Bedeutung zukommt. Die Monopolkom- 
mission stellt in Tz. 191 heraus, dass sie im OTC-Ge- 
schäft ein wichtiges Komplement zum Börsenhandel 
sieht, von dem disziplinierende Wirkungen auf die Börse 


Durch das Cross-Margining werden die zu hinterlegenden Sicherhei- 
ten für Handelsteilnehmer, die an mehreren Handelspunkten aktiv 
sind, reduziert. 

149 Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 2006/2007, a. a. 0., Tz. 602. 


und ihre Geschäftspolitik ausgehen. Mit ihrem Vorschlag 
beabsichtigt sie daher nicht, das OTC-Geschäft zu unter- 
laufen, sondern lediglich einen Teil davon an die Börse zu 
verlagern, um dieser die für ihre Enfwicklung nofwendige 
Liquidifäf zuzuführen. 

4.4 Zwischenfazit 

209. Im Großhandel mif Elektrizifät und Gas unterliegf 
die Aufsichf über die Energiebörse EEX den Vorschriften 
des Börsengesefzes (BörsG). Das Börsengesefz isf darauf 
gerichtef, dass der Handel und die Preisermittlung fair und 
manipulationsfrei erfolgen. Im Falle der EEX wird die 
Leitungsfimktion der eigenverantwortlichen Börsenge- 
schäftsführung durch Mitwirkungserfordemisse von Bör- 
senrat und Börsenaufsicht begrenzt. Die Terminmarktge- 
schäfte der EEX unterliegen als Finanzderivate dem 
Wertpapierhandelsgesetz (WpHG). Das Wertpapierhan- 
delsgesetz kann jedoch das Grundproblem des börslichen 
Stromhandels, die Ausnutzung der Marktmacht im Erzeu- 
gerbereich, nicht angemessen erfassen, da dieses außer- 
halb der von ihm ins Auge gefassten Beeinflussung des 
Handels liegt. 

210. Die Monopolkommission schließt sich grundsätz- 
lich der Einschätzung an, dass die Organisation des börsli- 
chen Stromhandels funktionsfähig in dem Sinne isf, dass 
sie die geforderfe markfliche Transparenz ermöglicht, ein- 
deutige nicht diskriminierende Preise ermitteln und daher 
zu einem wettbewerblichen Strompreisniveau beitragen 
kann. Unter Beachtung der in Deutschland weitgehend 
vermachteten Stromerzeugung jedoch und der Engpass- 
situation an den meisten deutschen Außengrenzen gelangt 
die Monopolkommission zu der Einschätzung, dass so- 
wohl Anreize als auch Möglichkeiten zur missbräuchli- 
chen Ausnutzung von Erzeugermarktmacht auf dem 
Stromgroßhandelsmarkt gegeben sind. Diese Möglichkei- 
ten marktmächtiger Erzeuger lassen sich durch Modifika- 
tionen der Kontrollmechanismen und der handelsrechtli- 
chen Vorschriften allenfalls erschweren, jedoch nicht 
dauerhaft beseitigen. 

211. Die Monopolkommission sieht Möglichkeiten zur 
Anpassung der Rahmenbedingungen des Stromgroßhan- 
dels, die seine Funktionsfähigkeit im Hinblick auf wett- 
bewerbliche Marktergebnisse verbessern. Marktmacht im 
Stromgroßhandel äußert sich darin, dass die Merit Order 
in der Stromerzeugung nicht länger eingehalten wird. 
Marktmächtige Erzeuger haben das Interesse und zu- 
gleich die Möglichkeit, Erzeugungskapazitäten auf dem 
Großhandelsmarkt zurückzuhalten. Die Monopolkom- 
mission geht aufgrund der unelastischen Nachfrage und 
der technologischen Besonderheiten im Stromangebot 
insbesondere für Spifzenlasfzeiten davon aus, dass ein- 
zelne Unternehmen dies ausnutzen, ohne dass ihr Verhal- 
ten durch andere Marktteilnehmer oder Nachfrager sank- 
tioniert werden kann. 

212. Nach Auffassung der Monopolkommission genügt 
es nicht, die Strombörse und den Stromgroßhandel aus- 
schließlich in der bestehenden Form nach den Maßgaben 
des Börsengesetzes, des Wertpapierhandelsgesetzes und 
des allgemeinen Kartellrechts zu beaufsichtigen. Für eine 
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effektive Aufsicht sind Vorschriften zur Transparenz des 
Börsengeschehens zentral. An der EEX haben insgesamt 
vier verschiedene Aufsichtsbehörden auf der Grundlage 
von vier verschiedenen Gesetzen unterschiedlich weitrei- 
chende Einsichts- und Informationsrechte. Diese Zersplit- 
terung der Informationsflüsse und Kompetenzen ist einer 
effektiven Kontrolle nicht zuträglich. Der Börsenaufsicht 
und der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
fehlt zudem auch die rechtliche Legitimation und vermut- 
lich auch die sachliche Kompetenz zu einer Untersuchung 
und Unterbindung des vermuteten missbräuchlichen Ver- 
haltens. 

21 3 . Die Monopolkommission erkennt für den außerbör- 
slichen Stromhandel eine wichtige Wettbewerbsfunktion 
in der Disziplinierung des börslichen Stromhandels. Sie 
würde eine Verpflichtung der Stromerzeuger zur Vermark- 
tung substanzieller Strommengen über die Börse zur 
Eindämmung von Kapazitätszurückhaltung als nicht ziel- 
führend erachten, da hierdurch die ökonomische Kapazi- 
tätszurückhaltung über den Preis nicht unterbunden wer- 
den kann. Auch wäre eine solche Forderung aus 
wettbewerbspolitischer Perspektive verfehlt. Die Nicht- 
standardverträge des außerbörslichen Handels bieten ge- 
genüber standardisierten Börsenprodukten den Vorteil, 
dass sie sich bei Bedarf flexibel anpassen lassen. Nicht zu- 
letzt bildet die Beobachtung von Marktanteilsverschie- 
bungen im Handel für die EEX selbst einen wichtigen In- 
dikator, wie attraktiv die eigenen Großhandelsprodukte 
verglichen mit den konkurrierenden außerbörslichen 
Nichtstandardprodukten sind. 

214 . Die Monopolkommission schlägt die Einführung 
eines systematischen Market Monitoring zur besseren 
Aufdeckung wettbewerbsbeschränkenden Verhaltens vor. 
Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben müsste die finanzielle 
und personelle Ausstattung einer unabhängigen Markt- 
überwachungsstelle weit über diejenige der bestehenden 
Handelsüberwachungsstelle für die EEX hinausgehen. Die 
Marktüberwachungsstelle soll für den börslichen und au- 
ßerbörslichen Stromgroßhandel relevante Informationen 
zeitnah erheben und die Bietstrategien der Börsenteilneh- 
mer auf marktkonformes Handeln und Manipulationsver- 
suche überprüfen. Die Kompetenzen der Marktüberwa- 
chungsstelle müssen sich auf den vollständigen börslichen 
und außerbörslichen Stromgroßhandel sowie den benach- 
barten Markt für Regelenergie erstrecken. Die Informa- 
tionsverpflichtung der Unternehmen ist gesetzlich zu ver- 
ankern und muss über die derzeit freiwillig von den 
Marktakteuren gegenüber der EEX bereitgestellten nicht 
börslichen Informationen hinausgehen. Welche Informa- 
tionen zusätzlich zur Erhöhung der Transparenz den 
Marktteilnehmern an der EEX verfügbar gemacht werden 
sollen, ist eine Frage der Abwägung. Bei der Auswahl der 
zu veröffentlichenden Informationen ist zu berücksichti- 
gen, dass zusätzliche Markttransparenz kollusives Verhal- 
ten auf Oligopolmärkten begünstigt. 

215 . Die Funktionsfähigkeit einer deutschen Gasbörse 
kann nicht unabhängig von der Lösung weiterer gaswirt- 
schafllicher Probleme hergestellt werden. Die Hauptursa- 
che einer fehlenden wettbewerblichen Struktur des Groß- 


handels im Gassektor sieht die Monopolkommission in 
der Vielzahl der Marktgebiete. Das Wettbewerbspotenzial 
auf dem deutschen Gasmarkt kann sich nach ihrer Auffas- 
sung am besten entfalten, wenn mittelfristig jeweils ein 
bundesweites Marktgebiet für H- bzw. für L-Gas exisfierf. 

216 . Liquidifäf isf eine der Grundvoraussefzungen für 
die Zugkraft der Handelsplätze. Auch wenn sich die Ein- 
führung des Zweiverfragsmodells positiv auf die Ent- 
wicklung des Gashandels ausgewirkt hat und deutliche 
Zuwächse zu vermerken sind, kann der Handel sowohl an 
den Handelsplätzen innerhalb eines Marktgebietes als 
auch an der Gasbörse noch nicht als liquide bezeichnet 
werden. Der Existenz des außerbörslichen Handels als 
Komplement zum Börsenhandel kommt dabei ein hoher 
Stellenwert zu, weil er individuelle Geschäftsabschlüsse 
ermöglicht. 

217 . Die Monopolkommission stuft die Existenz mehre- 
rer außerbörslicher Handelspunkte, denen es an Liquidität 
fehlt, als wettbewerbshemmend ein. Die Marktsituation 
kann von den Marktteilnehmern nur unzureichend einge- 
schätzt werden, weil die Preisbildungsmechanismen zum 
einen nicht transparent und zum anderen nicht hinlänglich 
einheitlich sind. Aus ökonomischer Sicht kommt daher 
der Etablierung einer deutschen Gasbörse ein besonders 
hohes Gewicht zu. Der Börsenhandel Gas findet seit dem 
2. Juli 2007 an der EEX in Leipzig statt. Allerdings wer- 
den nur rund 10 Prozent des Gesamtvolumens überhaupt 
an der Börse gehandelt. Mit rund 90 Prozent des Gesamt- 
handelsvolumens ist der OTC-Handel deutlich überlegen. 
Im Gasmarkt wirkt sich die Vielzahl der Handelszonen 
negativ auf das Handelsvolumen aus, da in hohem Maße 
Kapazitätsengpässe zwischen den Marktgebieten beste- 
hen. 

218 . Die Monopolkommission plädiert auch im Gassek- 
tor für ein Market Monitoring, um die wettbewerbliche 
Aufsicht zu stärken und die Transparenz auf den Großhan- 
delsmärkten zu erhöhen. Insbesondere soll möglichen Ma- 
nipulationen durch marktmächtige Energieuntemehmen 
entgegengewirkt werden und das allgemeine Wettbe- 
werbsrecht und die Arbeit der Kartell- und Regulierungs- 
behörden ergänzt werden. Nach Auffassung der Monopol- 
kommission wäre jedoch in einem ersten Schritt zunächst 
eine Intensivierung der Zusammenarbeit der Aufsichts- 
und Regulierungsstellen sowie eine Stärkung der Ex-post- 
Missbrauchsaufsicht vorzunehmen. Sollte sich dieses Vor- 
gehen bei einem liquiden Gashandel als unzureichend er- 
weisen, könnte mit dem Market Monitoring nachgesteuert 
werden. 

219 . Gleichwohl bedarf es einer grundlegenden Steige- 
rung der wirtschaftlichen Attraktivität des Börsenplatzes. 
Dies kann durch die Einführung neuer Produkfe forciert 
werden. Zu diesen Produkten sollte unter anderem die 
Einführung von Halbjahresprodukfen „Season“ (Sommer/ 
Winfer) zählen. Auch die angekündigfe Absenkung der 
Mindesfkonfrakfgröße im Spofmarkt auf 1 MW zieh in 
diese Richtung. Ebenso sind die Verlängerung der Han- 
delszeiten und die Einführung des Cross-Margining 
Diensfleistungen, die von den Handelsfeilnehmem posifiv 
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gewertet werden und die Außenwahmehmung der Börse 
verbessern. 

220. Die Monopolkommission regt an, den Sekundär- 
handel im Gassektor von den Plattformen an die Börse zu 
verlagern. Dies würde zum einen die Stellung der Börse 
als zentralen Handelsplatz unterstreichen und zum ande- 
ren Transaktionskosten für die Händler einsparen. Eine 
weitere Überlegung wäre, den Regel- und Ausgleichs- 
energiemarkt über die Börse abzuwickeln und so die Li- 
quidität zu erhöhen. Die Umsetzung eines solchen Vor- 
schlags würde einen Teil des heutigen OTC-Geschäftes 
mittels Festlegung der Bundesnetzagentur an die Börse 
verlagern. 

5 Regulierung der Netzebene 

221. Die Monopolkommission ist laut § 62 Absatz 1 
Satz 1 EnWG damit beauftragt, die Anwendung der Vor- 
schriften des Energiewirtschaftsgesetzes über die Regu- 
lierung und die Wettbewerbsaufsicht zu würdigen. Im 
Rahmen dieser Würdigung stehen die folgenden Bereiche 
im Fokus der Betrachtung: 

- Entflechtungsbestimmungen gemäß §§ 6 bis 10 EnWG, 

- Zugangsregulierung gemäß § 20 EnWG, 

- Netzentgeltregulierung gemäß § 21 ff. EnWG. 

Auf die Befugnisse, die den Regulierungsbehörden zur 
Durchsefzung dieser Bestimmungen zur Verfügung sfe- 
hen, d. h. die Missbrauchsaufsicht gemäß §§30, 31 
EnWG, wird innerhalb der folgenden Abschnitte einge- 
gangen. 

5.1 Entflechtungsbestimmungen integrierter 
Energieversorgungsunternehmen 

222. Das Energiewirtschaftsgesetz schreibt in seiner 
derzeitigen Fassung keine vollständige eigentumsrechtli- 
che Entflechtung vor. Vielmehr sehen die §§ 6 bis 10 
EnWG vier mildere Entflechtungsarten des Netzbetriebs 
von den sonstigen Tätigkeiten eines Energie versorgungs - 
Unternehmens vor, die koinzident gelten: 

- gesellschaftsrechtliche Entflechtung: Netzbetrieb ei- 
nerseits und sonstige Tätigkeitsbereiche andererseits 
werden separaten Rechtsträgern zugeordnet, 

- operationeile Entflechtung: getrennte Verwaltung der 
Bereiche durch organisatorische Trennung beim Per- 
sonaleinsatz und den Leitungsbefugnissen, 

- informationeile Entflechtung: getrennte Verwendung 
betriebswichtiger Informationen, 

- buchhalterische Entflechtung: getrennte Rechnungsle- 
gung. 

Die Bundesnetzagentur und die Landesregulierungsbe- 
hörden sind nach § 54 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 EnWG 
gehalten, die Einhaltung der Entflechtungsbestimmun- 
gen zu überwachen. 


5.1.1 Gesellschaftsrechtliche Entflechtung 

223. Während die Übertragungs- und Femleitungsnetzbe- 
treiber seit Beginn der Regulierung im Jahr 2005 unmittel- 
bar die Vorgaben der gesellschaflsrechtlichen Entflechtung 
umzusetzen hatten, sind die Betreiber von Elektrizitäts- 
und Gasverteilnetzen nach § 7 Absatz 3 EnWG erst seit dem 
1 . Juli 2007 zur gesellschaftsrechtlichen Entflechtung ver- 
pflichtet. Verteilnetzbetreiber mit weniger als 100 000 un- 
mittelbar angeschlossenen Kunden können ebenfalls zur ge- 
sellschaftsrechtlichen Entflechtung verpflichtet sein, 
sofern sie durch Hinzurechnung der Kunden der mit ih- 
nen im Sinne der europäischen Fusionskontrollverord- 
nung (FKVO) verbundenen Unternehmen diese Grenze 
überschreiten. Ausgenommen von den Verpflichtungen 
zur rechtlichen und operationeilen Entflechtung sind 
darüber hinaus die Betreiber von Flüssiggasanlagen und 
Speichern innerhalb eines vertikal integrierten Gasver- 
sorgungsunternehmens, soweit diese Anlagen nicht den 
Gasverteilnetzen zuzurechnen sind.'^** 

224. Allein im Jahr 2007 kam es zur Neugründung von 
105 Netzgesellschaflen.'^' Bei den mittleren und großen 
Verteilnetzbetreibem wurde bis zum Anfang des Jahres 
2009 ein Umsetzungsstand der gesellschaftsrechtlichen 
Entflechtung von 98 Prozent erreicht. Nach Angaben der 
Bundesnetzagentur besteht dagegen bei den kleineren 
Stadtnetzbetreibem weiterhin Nachholbedarf So gestalte 
es sich schwierig, die Verpflichtung dieser kleinen Unter- 
nehmen überhaupt nachzuhalten, da durch wechselnde 
Beteiligungen und vertragliche Beherrschungsverhält- 
nisse eine sich ständig verändernde Situation gegeben ist. 

225. Die Monopolkommission sieht es als kritisch an, 
dass für vertikal infegrierfe Energieversorgungsuntemeh- 
men keine Verpflichtung besteht, der netzbetreibenden 
Gesellschaft das Eigentum am jeweiligen Netz zu über- 
tragen. Vielmehr ist es nach den gesetzlichen Rahmenbe- 
dingungen ausreichend, dass der Netzbetreiber das Netz 
von der Konzemmutter oder einem anderen Unternehmen 
des Energieverbundes pachtet. Gemäß der Untersuchun- 
gen der Bundesnetzagentur zur Vorbereitung des Moni- 
toringberichts 2008 haben von den rechtlich entflochte- 
nen Netzbetreibern nahezu 90 Prozent ihre Netze 
gepachtet. '52 Diese Pachtmodelle gehen regelmäßig mit 
sehr schlanken Strukturen einher, bei denen die Netzbe- 
treiber nur über einen geringen eigenen Personalbe- 
stand verfügen. Für bedenklich hälf es die Monopol- 
kommission wie auch die Bundesnefzagentur, dass 
mehr als ein Drittel der Pächter mit Vertragslaufzeiten 
unter vier Jahren nur über eine sehr begrenzte Pla- 
nungssicherheit und mithin Unabhängigkeit verfügt. 
Zudem werden die Pachtverträge laut Bundesnetzagen- 
tur nicht selten von vertraglichen Vereinbarungen flan- 
kiert, welche die Selbstbestimmungsrechte der Netzbe- 
treiber weiter beschneiden. Dies geschieht etwa in 
Form dienstvertraglicher Vereinbarungen, die vorse- 
hen, dass der Verpächter für die Netzkundenabrech- 


150 Vgl. dazu § 6 Absatz 1 Satz 3 EnWG. 

Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 28. 
1“ Vgl. BNetzA, ebenda, S. 220. 
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nung, insbesondere für die Kalkulation von Netznut- 
zungsentgelten und die Erarbeitung von Anträgen zur 
Genehmigung von Netznutzungsentgelten, zuständig 
ist. Die Überprüfung von Pachtvertragsmodellen stellt 
sich in der Praxis insgesamt als schwierig dar. Zudem 
laufen Pachtverträge - vor allem bei kurzer Laufzeit, 
geringer Personaldecke und weiteren vertraglichen Ein- 
schränkungen - dem gesetzgeberischen Ziel zuwider, 
einen eigenständigen und unabhängig agierenden Netz- 
betreiber zu etablieren. Nach Ansicht der Monopol- 
kommission stellen Pachtverträge keine optimale Lö- 
sung dar. Die Befürchtung liegt nahe, dass hierbei 
lediglich eine scheinbare Entflechtung angestrebt wird, 
die zwar auf der einen Seite den gesetzlichen Vorschrif- 
ten nachkommt, auf der anderen Seite aber keine zwin- 
gende Änderung der Geschäftspraktiken erforderlich 
macht. Die Monopolkommission sieht es als Aufgabe 
der Bundesnetzagentur an, darauf zu achten, dass die 
Verfügungsrechte in Pachtvereinbarungen geeignet zu- 
gewiesen werden und Pachtverträge daher dem Sinn 
und Zweck der gesellschaftsrechtlichen Entflechtung 
entsprechend eingesetzt werden. 

5.1.2 Operationelle Entflechtung 

226. Die Bundesnetzagentur hat in ihrer schriftlichen 
Stellungnahme gegenüber der Monopolkommission dar- 
gelegt, dass bei der operationeilen Entflechtung in der 
Praxis zahlreiche Defizite auf allen Netzebenen zu beob- 
achten seien. Die tatsächliche Eigenständigkeit der Netz- 
gesellschaften werde durch die Netzbetreiber gegenwär- 
tig nur unzureichend gewährleistet. Die Einhaltung der 
Vorgaben der Operationellen Entflechtung, die eine orga- 
nisatorische und operative Unabhängigkeit des Netzbe- 
treibers gewährleisten sollen, misst die Bundesnetzagen- 
tur insbesondere daran, ob die Netzgesellschaft über eine 
angemessene Anzahl von hinreichend qualifizierten eige- 
nen Beschäftigten verfügt, die innerhalb des vertikal inte- 
grierten Unternehmens agieren können. 

227. Die Situation bei den rechtlich selbstständigen 
Netzbetreibergesellschaften stellt sich heterogen dar.'^s 
Fast die Hälfte der befragten Netzbetreiber haben einen 
bis vier Mitarbeiter. Nur jeder fünfte Netzbetreiber ver- 
fügt zumindest über einen Stamm von über 25 angestell- 
ten Mitarbeitern. Bei den großen Verteilnetzbetreibem 
fällt die Mitarbeiterzahl in der Gesamtschau zwar höher 
aus, jedoch gibt es auch hier Fälle, die Zweifel an der Un- 
abhängigkeit des Netzbetriebs hervorrufen. So arbeiten 
im Bereich Elektrizität vier von 20 Unternehmen mit 
zehn oder weniger Mitarbeitern mit eigenen Anstellungs- 
verträgen. Im Bereich Gas haben acht der 20 größten Ver- 
teilnetzbetreiber weniger als elf eigene Mitarbeiter (je- 
weils inklusive Geschäftsführung). 

228. Die Bundesnetzagentur hat zudem festgestellt, 
dass viele Netzbetreiber auch nach einer rechtlichen Aus- 
gliederung aus dem Mutterkonzem nicht in beachtlichem 


>53 Vgl. ebenda, S. 220 ff. 


Umfang über einen eigenständigen Marktauftritt verfü- 
gen. Teilweise isf kein eigener Intemefauftritf eingerich- 
fef, es werden keine eigenen Marken oder Logos efabliert 
und auch die räumliche Trennung zu anderen Tätigkeifs- 
bereichen isf nichf in jedem Fall gegeben.'^'* 

5.1.3 Informationelle Entflechtung 

229. Die Vorgaben zur informationeilen Entflechtung 
erstrecken sich auf den vertraulichen Umgang mit Infor- 
mationen sowie die diskriminierungsfreie Weitergabe von 
netzbezogenen Informationen, die für Energielieferanten 
von wirtschaftlicher Bedeutung sein könnten. Dies setzt 
eine Anpassung der Prozesse und Strukturen in den Ener- 
gierversorgungsuntemehmen voraus und umfasst sowohl 
die Ausgestaltung der elektronischen Datenverarbeitung 
als auch eine Schulung der beteiligten Mitarbeiter. Die 
Bundesnetzagentur und die Landesregulierungsbehörden 
haben Mitte 2007 eine gemeinsame Richtlinie zur Umset- 
zung der informationeilen Entflechtung öffentlich ge- 
macht. Die Richtlinie soll den Energieversorgungsunter- 
nehmen als Orientierungshilfe dienen und soll ihnen 
Mittel und Wege für ein gesefzeskonformes Informations- 
management aufzeigen. 

230. Gegenwärtig legt eine Vielzahl der Energieversor- 
gungsuntemehmen noch Geschäftsprozesse des Netzbe- 
treibers fest und überprüft diese auf Konformität mit § 9 
EnWG im Sinne der Vorgaben der Regulierungsbehörden. 
Problematisch ist, dass in zentralen Fragen der Netzpla- 
nung und -Steuerung gegenüber den Regulierungsbehör- 
den eine Informationsasymmetrie zugunsten der Energie- 
versorgungsuntemehmen besteht. Der Nachweis eines 
missbräuchlichen Verhaltens gestaltet sich daher schwie- 
rig. Es besteht die Gefahr einer diskriminierenden Infor- 
mationsweitergabe zur Bevorzugung des angestammten 
Versorgungsuntemehmens gegenüber neuen Marktteilneh- 
mern. 

5.1.4 Buchhalterische Entflechtung 

231. Formal sind Vorgaben einer buchhalterischen Ent- 
flechtung weitgehend umgesetzt. Die Spartenabschlüsse 
sind laut Bundesnetzagentur in der Praxis jedoch häufig 
unzureichend. So erfasse der Bestätigungsvermerk zum 
Jahresabschluss formal die Einhaltung der Vorgaben nach 
§ 10 Absatz 3 EnWG (Kontenführung), lasse aber oftmals 
nichf erkennen, ob eine Überprüfung der Zuordnung zu 
den Konfen durch die Prüfer sfaffgefimden habe. Zudem 
gebe es keine einheifliche Darsfellungsform für die Aus- 
weisung von Geschäften größeren Umfangs mif verbun- 
denen oder assoziierten Unternehmen im Anhang zum 
Jahresabschluss, sodass die Aussagekraft der Beschlüsse 
entsprechend gering sei. 


>53 Vgl. ebenda, S. 222 ff. 

Gemeinsame Richtlinie der Regulierungsbehörden des Bundes und 
der Länder zur Umsetzung der informatorischen Entflechtung nach 
§ 9 EnWG vom 13. Juni 2007. 
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5.2 Netzzugangsregulierung 

5.2.1 Zugang zu den Gasversorgungsnetzen 

232. Der Zugang zu den Gasversorgungsnetzen'^® ist 
grundsätzlieh in den §§ 20 ff. EnWG geregelt. Weiter 
spezifiziert werden die Bedingungen dureh die Gasnetz- 
zugangsverordnung. Der Zugang hat naeh objektiven, 
nieht diskriminierenden und transparenten Kriterien zu 
erfolgen. § 20 Absatz 1 Satz 1 EnWG besagt, dass dabei 
saehlieh gereehtfertigte Kriterien anzulegen sind. Diese 
Bedingung wird zum Beispiel dureh die Kapazitätsan- 
frage des Netznutzers erfüllt. Der diskriminierungsfreie 
Zugang gewährleistet, dass sämtliehen interessierten 
Netznutzem der Zugang gewährt wird. Zugang zum Netz 
gemäß § 20 Absatz 1 EnWG zu erhalten bedeutet, dass 
Transportkapazitäten zur Verfügung gesfellt werden. Der 
Betreiber eines Gasversorgungsnetzes kann den Gasnetz- 
zugang naeh § 20 Absatz 2 Satz 1 EnWG verweigern, 
wenn er dafür saehlieh gereehtfertigte Gründe darlegen 
kann. 

233. Die Umsetzung des aktuellen Gasnetzzugangsmo- 
dells bemht auf dem Zweivertragsmodell. Dies besagt, 
dass zur vertragliehen Ausgestaltung des Netzzugangs ein 
Einspeisevertrag über Einspeisekapazitäten zwisehen 
dem Netzbetreiber, in dessen Netz eine Einspeisung von 
Gas erfolgen soll, und dem Transportkunden notwendig 
ist. Darüber hinaus benötigt der Transportkunde einen 
Ausspeisevertrag über Ausspeisekapazitäten mit dem 
Netzbetreiber, aus dessen Netz die Entnahme von Gas er- 
folgen soll. Die Netzbetreiber sind dazu verpfiiehtet Ein- 
und Ausspeisekapazitäten anzubieten, die den Netzzu- 
gang ohne Festlegung eines Transportpfades für den 
Transportkunden ermögliehen. Diese Kapazitäten müssen 
unabhängig voneinander genutzt und gehandelt werden 
können. Die Netzbetreiber sind zu einer Zusammenarbeit 
verpfiiehtet, die dureh die Kooperationsvereinbamng eine 
verbindliehe vertragliehe Basis erlangt. Dies hat den 
Vorteil, dass der Transportkunde zur Abwieklung eines 
Transports über mehrere Netzknotenpunkte hinweg aueh 
nur einen Einspeise- und einen Ausspeisevertrag ab- 
sehließen muss. 

234. Naeh § 20 Absatz 1 Satz 2 EnWG unterliegen die 
Betreiber von Gasversorgungsnetzen weitgehenden Ko- 
operationsverpfiiehtungen, um den Netzzugang im Rah- 
men des sog. Zweivertragsmodells zu organisieren. Da- 
dureh soll der Netzzugang einfaeh und effizient 
abgewiekelt werden. Zur konkreten Ausgestaltung haben 
die Netzbetreiber mit der Kooperationsvereinbamng ei- 
nen multilateralen Vertrag miteinander abgesehlossen, 
der die Einzelheiten regelt und standardisierte Bedingun- 


Den Netzzugang zu den Elektrizitätsnetzen würdigt die Monopol- 
kommission im Rahmen ihrer Überlegungen zu den Markteintritts- 
barrieren auf dem Erzeugermarkt in Abschnitt 3.1.4. 

Dazu ist nachzuweisen, „dass ihnen die Gewährung des Netzzugangs 
aus betriebsbedingten oder sonstigen Gründen unter Berücksichti- 
gung der Ziele des § 1 nicht möglich oder nicht zumutbar ist“. 

158 Vgl. Vereinbarung über die Kooperation gemäß §20 Absatz Ib) 
EnWG zwischen den Betreibern von in Deutschland gelegenen Gas- 
versorgungsnetzen, Änderungsfassung vom 29. Juli 2008 (KOV III). 


gen für den Nefzzugang enthält. Für die regelmäßige An- 
passung der Kooperationsvereinbamng an geänderte 
reehtliehe Rahmenbedingungen sind der Bundesverband 
der Energie- und Wasserwirtsehaft e. V. (BDEW), der 
Verband kommunaler Unternehmen e. V. (VKU) und der 
Europäisehe Verband der unabhängigen Strom- und Gas- 
verteilemntemehmen (GEODE) verantwortlieh. Eine 
Neufassung (KoV 111) ersehien zum 29. Juli 2008, sie 
stellt die zweite Überarbeitung der ersten Fassung aus 
dem Jahr 2006 dar.'^® 

235. Die Überarbeitung war insbesondere erforderlieh 
geworden, um den seit April 2008 geltenden verord- 
nungsreehtliehen Vorgaben für die Einspeisung von Bio- 
gas gereeht zu werden. Darüber hinaus mussten die 
Ändemngen der Bilanziemngsregeln, die die Bundesnetz- 
agentur am 28. Mai 2008 festgelegt hat,'^o aufgenommen 
und eine Vielzahl von Detailändemngen musste vorge- 
nommen werden. 

5.2.2 Marktgebiete im Gassektor 

236. Bereits in ihrem ersten Sondergutaehten zur Ener- 
giewirtsehaft sah die Monopolkommission eine weitere 
Zusammenlegung von Marktgebieten im Gassektor zur 
Etabliemng eines bundeseinheitliehen Marktes für H- bzw. 
L-Gas als wünsehenswert an.''^' Größere Marktgebiete 
maehen den Gastransport einfaeher und - weil es keine 
kostenpfiiehtigen Marktgebietsübersehreitungen gibt - 
aueh preiswerter. Eine Reduktion der Marktgebiete führt 
zu einer höheren Liquidität auf den Gasmärkten, die Ab- 
wieklung der Transporte wird erleiehtert und der Umgang 
mit Regel- und Ausgleiehsenergie wird effizienter gestal- 
tet.'“ 

237. Ein Marktgebiet besteht aus miteinander verbunde- 
nen Netzen und Teilnetzen versehiedener Netzbetreiber, 
ln der Regel handelt es sieh bei diesen Netzbetreibem um 
die Femleitungsnetzbetreiber. Ein Transportkunde kann 
innerhalb eines Marktgebietes gebuehte Kapazitäten an 
Ein- und Ausspeisepunkten flexibel nutzen. Charakteris- 
tiseh für ein Marktgebiet ist somit, dass innerhalb dessel- 
ben keine Kapazitätsengpässe bestehen und nur eine Gas- 
qualität (H- oder L-Gas) gehandelt wird. Jedes definierte 
Gebiet wird von einem marktgebietsaufspannenden Netz- 
betreiber geführt, weleher neben der Erriehtung eines vir- 
tuellen Handelspunktes aueh die Bildung von Bilanzkrei- 
sen ermöglieht. 

238. Die Zahl der Marktgebiete liegt aktuell (Stand: 
Mai 2009) bei insgesamt zehn, davon sind drei L-Gasge- 
biete und sieben H-Gasgebiete. Die naehstehende Tabel- 
le 5. 1 gibt dazu einen Überb liek. 


Die erste offizielle Fassung der Kooperationsvereinbarung Erdgas 
(KOV I) wurde am 19. Juli 2006 unterzeichnet; eine grundlegende 
Überarbeitung wurde erforderlich, als die Einzelbuchungsvariante 
als Gasnetzzugangsmodell von der Bundesnetzagentur für unzulässig 
erklärt wurde. Sie trat am 1. Juni in Kraft. Vgl. dazu ausführlich Mo- 
nopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 482 ff. 

160 Vgl. dazu Abschnitt 5.2.3. 

Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 492. 

162 Vgl. BNetzA, Jahresbericht 2008, S. 167. 
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Tabelle 5.1 

Marktgebiete im deutschen Gassektor (Stand: Mai 2009) 


Marktgebiet 

Netzbetreiber 

H-Gas 

Marktgebiet H-Gas Norddeutschland 

- Gasunie Deutschland Transport Services GmbH 

- DONG Energy Pipelines GmbH 

- StatoilHydro Deutschland GmbH 

Marktgebiet NetConnect Germany (NCG) 

- bayemets GmbH 

- E.ON Gastransport GmbH 

Marktgebiet RWE H-Gas 

- RWE Transportnetz Gas GmbH 

Marktgebiet WINGAS Transport 

- WINGAS Transport GmbH 

Marktgebiet Gaz de France Suez 

- GRTgaz Deutschland GmbH 

Marktgebiet GVS/Eni 

- GVS Netz GmbH 

- Eni Gastransport Deutschland S.p.a. 

Marktgebiet ONTRAS 

- ONTRAS - VNG Gastransport GmbH 

L-Gas 

Marktgebiet Gaspool 

- Gasunie Deutschland Transport Services GmbH 

- EWE NETZ GmbH 

- Erdgas Münster Transport GmbH & Co. KG 

Marktgebiet RWE L-Gas 

- RWE Transportnetz Gas GmbH 

Marktgebiet E.ON L-Gas 

- E.ON Gastransport GmbH 


Quelle: Recherchen der Monopolkommission 


239. Im Verlauf des aktuellen Gaswirtschaftsjahres 
2008/2009 sind bereits drei Konsolidierungsschritte er- 
folgt. Zum 1. Oktober 2008 fand zum einen die erste 
marktgebiets- und untemehmensübergreifende Koopera- 
tion zwischen der E.ON Gastransport GmbH und der bay- 
emets GmbH statt. Die beiden Netzbetreiber bilden nun 
das gemeinsame Marktgebiet der NetConnect Germany, 
welches aktuell neben dem Marktgebiet Norddeutschland 
das deutschlandweit bedeutendste Marktgebiet für H-Gas 
ist. Ebenfalls zum 1 . Oktober 2008 wurde das Marktgebiet 
der Gasunie auf die Marktgebiete der NetConnect Ger- 
many und der WINGAS Transport aufgeteilt. Zum 
1 . April 2009 schließlich gab es eine Fusion der Marktge- 
biete im L-Gas-Bereich. Die ursprünglichen Gebiete L-Gas 
Norddeutschland, Verbundnetz Ems- Weser-Elbe und Erd- 
gas-Münster bilden nun das gemeinsame Gebiet Gaspool 
(auch L-Gas 1).’^^ 

240. Geplant waren jedoch weitere Zusammenlegun- 
gen, die aber bis dato nicht vollständig erfolgt sind. So 


163 Ygi die Anmeldung des Vorhabens unter BKartA, Beschluss vom 
2. Juni 2009, B8-66/09. Beteiligt sind die Unternehmen ONTRAS, 
Gasunie Deutschland, WINGAS, Dong. 


war angekündigt, dass die Zahl der L-Gas-Gebiete bereits 
zu Beginn des Gaswirtschaftsjahres 2008/2009 von da- 
mals fünf auf zwei reduziert werden sollte. Eine Teilzu- 
sammenlegung hin zu drei Marktgebieten ist erst im April 
2009 erfolgt. Des Weiteren wurde die geplante Fusion der 
L-Gas Marktgebiete von Gaz de France und GVS/Eni 
zum gemeinsamen Marktgebiet Süddeutschland aufge- 
schoben. Im Fall der nicht erfolgten L-Gas-Zusammenle- 
gung hat die Bundesnetzagentur am 22. August 2008 ge- 
gen die Unternehmen RWE Transportnetz Gas GmbH, 
E.ON Gastransport AG & Co. KQ EWE Netz GmbH, 
Erdgas Münster Transport GmbH & Co. KG und Gasunie 
Deutschland Transport Services GmbH ein Verfahren ein- 
geleitet. Die Unternehmen hatten die Zusage, ihre bisher 
gesonderten fünf L-Gas-Marktgebiete zu zwei Marktge- 
bieten mit Beginn des Gaswirtschaftsjahres zusammenzu- 
legen, zurückgenommen. 

241 . Gegenstand des Verfahrens ist die Prüfung, ob die 
Betroffenen zur Bildung eines gemeinsamen Marktgebie- 
tes verpflichtet sind. Die Rechtsgrundlage bilden die 
§§ 30 und 65 EnWG, auch in Verbindung mit § 20 Ab- 
satz Ib EnWG und § 6 Absatz 4 Satz 5 GasNZV sowie 
§ 6 Absatz 4 Satz 6 GasNZV. 
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242 . Es besteht der Verdacht, dass die Unternehmen mit 
ihrer Weigerung, ein gemeinsames L-Gas-Marktgebiet zu 
bilden, ihre Marktstellung als marktgebietsaufspannende 
Netzbetreiber bislang isolierter L-Gas-Marktgebiete miss- 
bräuchlich ausnutzen. Indem die Betroffenen fünf L-Gas- 
Marktgebiete statt eines einzigen bilden, halten sie die 
Zahl der Teilnetze und der Bilanzzonen entgegen der Vor- 
gaben aus § 20 Absatz Ib EnWG nicht möglichst gering. 
Die Verpflichtung steht zwar unter dem Vorbehalt der 
technischen Möglichkeit und wirtschaftlichen Zumutbar- 
keit, jedoch haben die Unternehmen bislang nicht zur 
Überzeugung der Beschlusskammer argumentieren kön- 
nen, dass eine Zusammenlegung der Marktgebiete tech- 
nisch unmöglich oder wirtschaftlich unzumutbar wäre. 
Nach § 118 Absatz la EnWG'®"* gilt § 20 Absatz Ib seit 
dem 1. Februar 2006. Nach derzeitiger Einschätzung 
spricht vieles dafür, dass die Betroffenen seitdem, d. h. seit 
mehr als drei Jahren, ausreichend Zeit hatten, etwaige feh- 
lende technische Voraussetzungen herzustellen und mög- 
liche wirtschaftliche Hindernisse im Wege bilateraler oder 
multilateraler Kooperationsverträge auszuräumen. Diese 
Verpflichtung trifft sie gemäß § 11 Absatz 1 Satz 1, 
§ 20 EnWG auch weiterhin. 

243 . Die Bundesnetzagentur sieht Anhaltspunkte dafür, 
dass die bisherigen Marktgebiete nicht nach den in § 6 
Absatz 4 GasNZV in Verbindung mit § 6 Absatz 5 Gas- 
NZV geregelten Kriterien gebildet worden sind. Teilnetze 
können das Transportgebiet mehrerer Netzbetreiber um- 
fassen. Für den Begriff des Teilnetzes ist ferner die Ein- 
räumung flexibler Nutzungsmöglichkeiten der gebuchten 
Ein- und Ausspeisekapazitäten konstitutiv, daher ent- 
spricht ein Teilnetz funktional einem Marktgebiet. Auf der 
Ebene der Femleitungsnetze orientiert sich die Bildung 
der bisherigen Teilnetze bzw. Marktgebiete im L-Gas-Be- 
reich nach Auffassung der Bundesnetzagentur nicht an 
den Engpässen oder technischen Möglichkeiten der ein- 
zelnen Netze, sondern an den Eigentumsgrenzen der je- 
weiligen Netzbetreiber und der mit diesen verbundenen 
Unternehmen. Unabhängig von den Gründen für die bis- 
herige Teilnetzbildung kann die Beschlusskammer außer- 
dem gemäß § 6 Absatz 4 Satz 6 GasNZV unter Ausübung 
pflichtgemäßen Ermessens die Zusammenfassung von Teil- 
netzen, d. h. Marktgebieten, anordnen, soweit dies tech- 
nisch möglich und wirtschaftlich zumutbar ist. 

244 . Bei der Einleitung des Verfahrens hat sich die Bun- 
desnetzagentur von dem ihr eingeräumten Ermessen lei- 
ten lassen. Das Verfahren richtet sich gegen die marktge- 
bietsaufspannenden Femleitungsnetzbetreiber, die die 
maßgebliche Verantwortung für die Entwicklung der wei- 
teren Marktgebietskooperation tragen. Die Bundesnetz- 
agentur setzte ursprünglich auf eine freiwillige und ein- 
vemehmliche Kooperation und begleitete diese aktiv. Die 
Unternehmen versicherten sowohl gegenüber der Bun- 
desnetzagentur als auch gegenüber ihren Kunden die Ab- 
sicht einer Marktgebietszusammenlegung zum 1 . Oktober 


In der vom 17. Dezember 2006 bis 31. Oktober 2008 geltenden Fas- 
sung. 

Vgl. dazu BNetzA, Anlage zur Verfahrenseinleitung, BK7-08-01, S. 1 
166 Vgl. ebenda. 


2008. Nach der Rücknahme dieser Absichtserklärung sah 
die Bundesnetzagentur die Erwartung, dass es dennoch in 
absehbarer Zeit zu einer Zusammenlegung kommen 
würde, als nicht mehr gerechtfertigt. Bis dato hat die 
Bundesnetzagentur, ebenfalls aus eigenem Ermessen, da- 
von abgesehen, vergleichbare Verfahren im Bereich der 
H-Gas-Marktgebiete einzuleiten. Sie begründet dies ins- 
besondere damit, dass der L-Gas-Markt weit weniger 
funktionsfähig ist als der H-Gas-Markt und die dort statt- 
fmdenden Kooperationsbemühungen durch ein solches 
Verfahren möglicherweise zurückgeworfen würden.'^’ 

245 . Auffällig erscheint nach Auffassung der Monopol- 
kommission, dass der Widerruf der ursprünglichen Zusa- 
gen zur Zusammenlegung zeitlich einhergeht mit dem 
von RWE gegenüber der Europäischen Kommission zu- 
gesicherten Verkauf der Gasnetze. Der Konzern hatte der 
Europäischen Kommission im Rahmen eines Kartellver- 
fahrens zugesagt, das Gasnetz zu verkaufen. Die Ver- 
mutung liegt nahe, dass RWE hier in der Zusammenle- 
gung des Netzes mit E.ON zu einem rheinischen Netz für 
L-Gas Nachteile im Rahmen von Verkaufsverhandlungen 
sieht und daher den eigenen Zusagen nicht nachkommt. 
Die Bundesnetzagentur reagierte, wie sie dies zuvor an- 
kündigte, mit rechtlichen Schritten. 

246 . Um zweifelsfrei feststellen zu können, ob mehrere 
Marktgebiete sinnvoll sind und tatsächlich Teilnetze vor- 
liegen, bedarf es transparenter Verfahren, die physikali- 
sche Engpässe eindeutig identifizieren bzw. auch pro- 
gnostizieren. Diese Engpässe müssen permanenter Natur 
und nicht durch geeignete Engpassmanagementmethoden 
zu beheben sein. Auch ist nur dann eine Marktgebietsbil- 
dung zulässig, wenn der Engpass nicht durch einen sinn- 
vollen Netzausbau behoben werden kann. Die Monopol- 
kommission erachtet die Aufnahme solcher Regelungen 
in die Gasnetzzugangsverordnung für sinnvoll. 

247 . Die Zusammenlegung von Markfgebiefen isf bei 
den befeiligfen Netzbefreibem mit Kosten verbunden. 
Diese resultieren insbesondere aus Investitionen für den 
Nefzausbau, die in ersfer Linie dazu dienen, Engpässe ab- 
zubauen, und aus dem organisatorischen Anpassungsbe- 
darf, der mit einer Marktgebietszusammenlegung einher- 
geht. Auch wenn diese Kosten in aller Regel lediglich 
einmalig anfallen und davon auszugehen ist, dass mittel- 
bis langfristig auch Synergiegewinne erzielt werden, kön- 
nen sie für die Nefzbefreiber doch eine erhebliche Belas- 
tung darstellen. Nach Auffassung der Monopolkommis- 
sion bedarf es daher, um Anreize für eine zeitnahe weitere 
Zusammenlegung von Marktgebieten zu setzen, der Be- 
rücksichtigung der Kosten für den Nefzausbau im Rah- 
men der Anreizregulierung. Aus Sicht der Monopolkom- 


Vgl. dazu ebenda, S. 2. 

168 Vgl. dazu auch Abschnitt 9.2.1. 

169 Vgl. dazu auch: Bundesnetzagentur schwingt die Keule, Manager- 
Magazin vom 10. August 2008, online unter http://www.manager- 
magazin.de/untemehmen/artikel/0,2828,571 138,00.html sowie 
Mihm, A., Die Netzagentur droht RWE mit Zwangsmaßnahmen, 
Frank&rter Allgemeine Zeitung vom 8. August 2008, online unter 
http;//www.fazfinance.net/Aktuell/Steuem-und-Recht/Die-Netzagen 
tur-droht-RWE-mit-Zwangsmassnahmen-8218.faz. 
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mission sollte dabei für die Netzbetreiber deutlich sein, in 
welchem Umfang die Investitionskosten von der Bundes- 
netzagentur berücksichtigt werden. 

248. Die Monopolkommission begrüßt die Anstrengun- 
gen der Bundesnetzagentur und stimmt ihr in der Auffas- 
sung zu, dass die intensive Begleitung der Kooperations- 
bestrebungen der Netzbetreiber einer Anordnung zur 
Zusammenlegung vorzuziehen ist. Allerdings sieht sie in 
der aktuellen Fragmentierung der deutschen Gaswirtschaft 
die Hauptursache für die vorliegenden Wettbewerbsdefi- 
zite, plädiert von daher für eine Beschleunigung der Zu- 
sammenlegung und ruft die Bundesnefzagentur dazu auf, 
auch weiterhin bestimmt in diesem Prozess vorzugehen, ln 
der Anordnung einer Marktgebietszusammenlegung sieht 
die Monopolkommission die Ultima Ratio. Darüber hinaus 
hält sie die Einrichtung einer einheitlichen Marktgebiete- 
Kooperationsplattform für sinnvoll. Diese sollfe neben Ka- 
pazifäten auch Entgelte ausweisen und nicht nur die markt- 
gebietsaufspannenden Netzbetreiber einbeziehen - wie 
dies bei den aktuell existierenden Einzelplattformen der 
Fall ist - , sondern auch die nachgelagerten Netzbetreiber. 

5.2.3 Änderung der Bilanzierungsregeln 
im Gasmarkt 

5.2. 3.1 Festlegung der Bundesnetzagentur 

249. Regelenergie bezeichnet die Energie, die aus dem 
Einsatz oder der Nutzung von Ausgleichsleistungen zum 
physikalischen Ausgleich des Netzes/der Netze eines 
Marktgebietes im laufenden Betrieb resultiert. Sie wird 
vom Ausspeisenetzbetreiber'’“ benötigt, um die System- 
stabilität des Netzes gewährleisten zu können. Die Aus- 
gleichsenergie entspricht der Differenzmenge zwischen 
der aggregierten Aufbringung und Abgabe eines Bilanz- 
kreises je definierter Bilanzperiode, wobei die Energie je 
Bilanzperiode tatsächlich erfasst oder rechnerisch ermit- 
telt werden kann. Aus- gleichsenergie wird vom Bilanz- 
kreisnetzbetreiber für jeden einzelnen Bilanzkreis abge- 
rechnef. Damit ist erkennbar, dass die Ausgleichsenergie 
eine zentrale Rolle für Transporteure (Bilanzkreisverant- 
wortliche) und die Regelenergie eine zentrale Rolle für 
Netzbefreiber spielt. So wäre zum Beispiel denkbar, dass 
ein Bilanzkreis A um 50 Einheiten „Short“ und ein Bilanz- 
kreis B um 50 Einheiten „Long“ ist. Beide Bilanzkreise 
gehören zu einem Marktgebiet. Beide Bilanzkreisverant- 
wortlichen würden entweder für die Inanspruchnahme 


Es wird unterschieden zwischen dem Ausspeisenetzbetreiber, dem 
Bilanzkreisnetzbetreiber und dem Bilanzkreisverantwortlichen. Aus- 
speisenetzbetreiber besitzen Subbilanzkreise beim Bilanzkreisverant- 
wortlichen, der für sie entgeltliche Prognosen für die anstehenden 
Zeitperioden erstellt sowie Gasmengen beim Bilanzkreisnetzbetrei- 
ber nominiert und dabei auf die Ausgeglichenheit des gesamten Bi- 
lanzkreises achtet. Ausspeisenetzbetreiber messen die Ausspeisun- 
gen und melden diese dem Bilanzkreisnetzbetreiber und dem 
Bilanzkreisverantwortlichen. Die Ausspeisedaten dienen der Verbes- 
serung der Prognosen und stellen die Abrechnungsgrundlage dar. 
Abweichungen zwischen Nominierungen und Ausspeisungen wer- 
den durch Ausgleichsenergie kompensiert, die der Bilanzkreisnetzbe- 
treiber dem Bilanzkreisverantwortlichen liefert oder abnimmt. Bei 
Abweichungen, die über den Toleranzgrenzen liegen, wird der Bi- 
lanzkreisverantwortliche mit Strukturierungsbeiträgen pönalisiert. 


(Bilanzkreis A) oder für die Bereifsfellung (Bilanzkreis B) 
von Ausgleichsenergie mit 50 Mengeneinheiten abgerech- 
net, auch wenn der Ausspeisenetzbetreiber keine Regel- 
energie in Anspruch nehmen müsste. 

250. Bis zum 1. Oktober 2008 wurden die Bilanzabwei- 
chungen in allen Marktgebieten stündlich abgerechnet. 
Diese sehr kurze Abrechnungsperiode stellte ein wesent- 
liches Hindernis für den Wettbewerb im Gasmarkt dar 
und wurde von der Monopolkommission bereits im letz- 
ten Sondergutachten zur Energiewirtschaft bemängelt. Ei- 
nen weiteren Kritikpunkt des Systems stellten die unter- 
schiedlichen Regelungen in den einzelnen Marktgebieten 
und die als zu hoch empfundenen Ausgleichsenergieent- 
gelte dar.i'^' 

251 . Um den mit dem ursprünglichen Bilanzierungsre- 
gime verbundenen Hemmnissen entgegenzutreten, trat die 
Bundesnetzagentur im Sommer 2007 in einen Reformpro- 
zess ein. Sie gab ein sehr umfangreiches Gutachten'^2 
Auftrag und initiierte im Herbst 2007 eine öffentliche Dis- 
kussion zu diesem Thema. Ausgehend von den Ergebnis- 
sen des Gutachtens haben im Februar 2008 die Verbände 
BDEW, VKU und GEODE nach Aufforderung der Bun- 
desnetzagentur ein Konzept für die Neuordnung des Re- 
gel- und Ausgleichsenergiemarktes vorgelegt. Auf der 
Grundlage dieses Konzepts hat die Bundesnetzagentur am 
25. Februar 2008 das Verfahren zur Festlegung neuer Rah- 
menbedingungen für die Ausgleichsleistungen im Gas- 
sektor eröffnet. Am 5. März 2008 führte sie eine Anhö- 
rung durch und gab den Bilanzkreisnetzbetreibem sowie 
den Verbänden der Netzbetreiber und Netznutzer Gele- 
genheit zur Stellungnahme. Darauf aufbauend entwickelte 
die Bundesnetzagentur eine Beschreibung des Grundmo- 
dells der Ausgleichsleistungs- und Bilanzierungsregeln 
im Gassektor und übersendete es am 20. März 2008 den 
Bilanzkreisnetzbetreibem mit der Aufforderang, ein Stan- 
dardangebot für einen Bilanzkreisvertrag vorzulegen. Am 
7. April 2008 schließlich legten die Bilanzkreisnetzbetrei- 
ber ein einheitliches Standardangebot vor. Im Rahmen der 
daran anschließenden Konsultation gingen 25 Stellungnah- 
men von Unternehmen, Untemehmensgruppen und Ver- 
bänden ein. Am 28. Mai 2008 hat die Bundesnetzagentur 
die Ergebnisse des Verwaltungsverfahrens zur Festlegung 
in Sachen Ausgleichsleitungen Gas vorgelegt. Das neue 
Bilanzierangsregime hat sich weitestgehend an den Vor- 
schlägen der Verbände, dem angesprochenen Gutachten 
sowie den darauf auf bauenden Regelungen des Standardan- 
gebots orientiert. Mit Einfühmng eines neuen Bilanzie- 
rungssystems verfolgte die Bundesnetzagentur das Ziel, 
ein transparentes, kostenorientiertes, diskriminiemngs- 
freies, für alle Marktgebiete geltendes System zu erschaf- 
fen, um dadurch die Liquidität des Gasmarktes zu erhöhen 
und somit den Wettbewerb zu fordern. Die neuen Regeln 


Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 494, 
aber auch BNetzA, Beschluss vom 28. Mai 2008, BK7-08-002, S. 2. 
KEMA, Der deutsche Regel- und Ausgleichsenergiemarkt Gas im 
Rahmen des neuen Energiewirtschaftsgesetzes und des darauf auf- 
bauenden Gasnetzzugangsmodells. Gutachten im Auftrag der Bun- 
desnetzagentur, Bonn 2007. 
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traten mit Beginn des Gaswirtsehaftsjahres am 1 . Oktober 
2008 in Kraft. 173 

252. Die insbesondere aueh von Seiten der Marktteil- 
nehmer geäußerten Defizite behebt das Grundmodell der 
Ausgleiehsleistungs- und Bilanzierungsregeln im Gassek- 
tor (GABi Gas) dureh die Einführung der Tagesbilanzie- 
rung. Alle Bilanzkreisverantwortliehen haben somit eine 
deutlieh längere Bilanzierungsperiode als zuvor. Dem Bi- 
lanzkreisverantwortliehen obliegt es sieherzustellen, dass 
am Ende des Gastages, der von 6.00 Uhr bis 6.00 Uhr ge- 
reehnet wird, Ein- und Ausspeisungen einander deeken. 
Ist dies nieht der Fall, kommt Ausgleiehsenergie zum 
Einsatz, die dureh den Bilanzkreisnetzbetreiber abgereeh- 
net wird. Die Basis für die Bereehnung der Ausgleiehs- 
energieenfgelfe bilden Referenzpreise für Einkauf und Ver- 
kauf von Gas an versehiedenen Handelsmärkfen. Aktuell 
werden dazu der deutsehe EEX-Preis von NCG sowie 
drei APX-Preise herangezogen. Dazu zählen die nieder- 
ländisehe Title Transfer Faeility (TTF), der britisehe NBP 
sowie der belgisehe Handelspunkt Zeebrugge. Die Ent- 
gelte werden naeh einem Zwei-Preis-Modell gebildet, das 
zum Ziel hat, Missbraueh und Marktversehluss zu ver- 
meiden. Bei einer Unterspeisung wird der zweithöehste 
Korb-Preis plus 10 Prozent bereehnet und bei Überspei- 
sungen der zweitniedrigste Korb-Preis minus 10 Prozent. 

253. GABi Gas enthält zur Sieherstellung der Netzstabi- 
lität und zur Vermeidung von Manipulationen ein die Ta- 
gesbilanzierung flankierendes stündliehes Anreizsystem, 
bei dem die Ein- und Ausspeisungen eines Bilanzkreises 
flankierend zur Tagesbilanzierung stundenseharf betraeh- 
tet werden. Es erfolgt kein bilanzieller Ausgleieh der 
Stundenabweiehungen, allerdings lösen stündliehe Ab- 
weiehungen einen Strukturierungsbeitrag'74 aus. Ohne ein 
solehes Anreizsystem könnten Händler ihre gesamte Gas- 
menge binnen einer Stunde einspeisen, die Ausspeisung 
aber über den ganzen Tag verteilen. Würden alle Händler 
naeh diesem Prinzip verfahren, wäre die Sieherheit des 
Netzes nieht mehr gewährleistet. Für die Belieferung der 
meisten Letztverbraueher werden sog. Tagesbänder in die 
Bilanz eingestellt, sodass Abweiehungen in der Regel 
nieht bzw. nur selten Vorkommen. Auf den Handelsplät- 
zen sind Tagesbänder ein übliehes Produkt; von der Ein- 
führung dieser Regelungen kann ein positiver Beifrag für 
den Weftbewerb ausgehen, weil ein höherer Bedarf der 
handelbare Menge voraussiehtlieh ansfeigen wird und da- 
mif die Handelspläfze an Liquidifäf gewinnen werden. 

254. Der Bilanzkreisnefzbetreiber führt ein Umlage- 
konto für Regel- und Ausgleiehsenergie, welehes dazu 
dient, die entstehenden Kosten für Regel- und Ausgleieh- 
senergie mit den anfallenden Erlösen zu verreehnen. Kos- 
ten entstehen dem Bilanzkreisnetzbetreiber aus der Be- 
sehaffüng von Gasmengen, die für den physisehen 


1” BNetzA, Beschluss vom 28. Mai 2008, BK7-08-002. 

Der Strukturierungsbeitrag ist eine Komponente der Ausgleichsener- 
gieabrechnung. Im Rahmen des stündlichen Anreizsystems werden 
Über- und Unterspeisungen des Bilanzkreises verrechnet. Der Struk- 
turierungsbeitrag ist vom Bilanzkreisverantwortliehen an den Bilanz- 
kreisnetzbetreiber zu zahlen. Damit gewinnt die Abschätzung von 
Risikoaufschlägen an Bedeutung. 


Ausgleich innerhalb der Nefze (Regelenergie) eingesefzf 
werden. Erlöse aus Regelenergie enfsfehen dann, wenn 
der Bilanzkreisnefzbefreiber die zu viel im Nefz enthalte- 
nen Gasmengen auf den Handelsplätzen verkaufen muss. 
Das dargestellte Umlagekonto stellt sicher, dass das Re- 
gel- und Ausgleichsenergiesystem für den Bilanzkreis- 
nefzbefreiber ergebnisneufral isf und er weder Kosfen fra- 
gen muss noch Gewinne mif dem Sysfem erzielen kann. 
Ein erwartetes Defizit wird als Regelenergieumlage den 
Bilanzkreisverantwortliehen in Rechnung gestellt, die 
Endverbraucher mit Tagesband beliefern. 

5.2.3.2 Schwierigkeiten in der 
operativen Umsetzung 

255. Die Monopolkommission begrüßt den System- 
wechsel mit der Einführung von GABi Gas. Neben dem 
Wechsel von der Stundenbilanzierung zur Tagesbilanzie- 
rung, den die Monopolkommission als dringend ange- 
zeigt ansah,'75 erhöht sich die Verantwortung der Netzbe- 
treiber in einem deutlichen Umfang. Ihnen kommt eine 
zentrale Rolle im System zu, da sie dafür veranfwortlich 
sind, die unferfägige Sfrukturierung vorzunehmen. Das 
neue Sysfem bildef die Grundlage für transparenfe und 
diskriminierungsfreie Strukturen. Dafür sprechen insbe- 
sondere die Kosfenermittlung für Regel- und Ausgleichs- 
energie im Rahmen von Handelsplätzen, die Vereinheitli- 
chung der Regeln für alle Markfgebiefe sowie die 
Veröffentlichungspflichten der Netzbetreiber. Für die Bi- 
lanzkreisverantwortliehen nimmt die Komplexität der Be- 
lieferung, insbesondere bei den Standardlastprofilkunden 
und sonstigen Kunden mit registrierter Leistungsmes- 
sung'76^ deutlich ab. Den Bilanzkreisverantwortliehen 
tangiert nur noch der prognostizierte Tageswert bei den 
sonstigen Kunden der registrierten Leistungsmessung 
bzw. das vom Netzbetreiber angewendete Profil bei den 
Standardlastprofilkunden, den er als Tageswert einstellt. 
Kapazitäten spielen für den Bilanzkreisveranfwortlichen 
keine Rolle mehr, ebenso wenig der durch das Umlage- 
konto abgelöste Netzbetreiberbilanzkreis. 

256. Die Monopolkommission möchte allerdings einige 
Kritikpunkte an dem neuen System aufgreifen. So ist 
durchaus umstritten, ob der Systemwechsel mit der deut- 
schen Gasnetzzugangsverordnung und höherrangigem 
Recht vereinbar ist. '77 Weiterer Kritikpunkt ist die soziali- 
sierende Wirkung des Umlagekontos je Marktgebiet. Ein 


175 Ygi Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 494. 
Nach § 29 Absatz 2 GasNZV hat der Netzbetreiber für die Abwick- 
lung der Gaslieferungen an Letztverbraucher ab einer maximalen 
stündlichen Ausspeiseleistung von 500 kWh und ab einer maximalen 
jährlichen Entnahme von 1,5 Mio. kWh diese Letztverbraucher mit 
einer registrierenden Leistungsmessung auszustatten. 

Die Bundesnetzagentur legt in ihrem Beschluss dar, dass die Festle- 
gung sowohl mit dem Energiewirtschaftsgesetz als auch mit den eu- 
roparechtlichen Vorgaben im Einklang steht; vgl. dazu BNetzA, Be- 
schluss vom 28. Mai 2008, BK7-08-002, S. 16. Zur Kritik vgl. Stack, B., 
Die Liberalisierung des deutschen Gasmarktes, Münster, Univ., 
Diss., 2009, S. 94. Beispielsweise haben die Saar Ferngas AG und 
andere wegen des Verstoßes gegen geltendes Recht Beschwerde ge- 
gen die Festlegung der Bundesnetzagentur beim Oberlandesgericht 
Düsseldorf eingelegt. 
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am Umlageverfahren beteiligter Kunde trägt in Abhän- 
gigkeit von seinem tatsächlichen Verbrauch anteilig die 
Kosten bzw. Erlöse, die über das Umlagekonto verrechnet 
werden. Dieses Verfahren tritt unabhängig davon in 
Gang, wie gut der Kunde prognostiziert worden ist. Ein 
Endkunde der Fallgruppe sonstiger registrierter Leis- 
tungsmessung mit einer Prognosegüte von +!- 1 Prozent 
stellt sich in Bezug auf die Regelenergieumlage bei einem 
identischen tatsächlichen Verbrauch nicht besser als ein 
Kunde mit einer Prognosegüte von +!- 15 Prozent, ob- 
wohl auf den zuletzt Genannten in der Regel ein höherer 
Anteil an der Regel- und Ausgleichsenergie entfällt.'’^ 

257. ln den ersten Monaten nach Inkrafttreten der neuen 
Regelungen sind Schwierigkeiten bei der Datenbereitstel- 
lung und Ermittlung aufgetreten. Die Bundesnetzagentur 
rief die Netzbetreiber dazu auf, sich an ihre Koopera- 
tionsverpflichtungen zu halten, und begleitete den Dis- 
kussionsprozess aktiv. Die Monopolkommission gibt zu 
bedenken, dass das Zeitfenster zwischen der Festlegung 
im Mai 2008 und dem Inkrafttreten im Oktober 2008 in 
Bezug auf die Umsetzung, insbesondere in elektronischer 
Hinsicht, sehr kurz war. Entwicklungen und Erfahrungen 
sind dementsprechend noch nicht abschließend zu würdi- 
gen. Im Zeitablauf wird es allerdings nach Auffassung 
der Monopolkommission dazu kommen, dass sich Daten- 
prozesse nach anfänglichen Schwierigkeiten einspielen 
werden. Dabei ist die Standardisierung sowohl von Pro- 
zessen als auch von Datenformaten elementar, damit das 
System seine Funktionsfähigkeit entfalten kann. 

258. Dadurch, dass ein Korb von Referenzpreisen zur 
Bestimmung der Ausgleichsenergieentgelte herangezo- 
gen wird, lassen sich volatile Entwicklungen der Aus- 
gleichsenergiepreise verhindern. Darüber hinaus spiegelt 
ein solches Vorgehen die internationale Bedeutung der 
Beschaffung von Gas wider. Die Monopolkommission 
begrüßt dieses Vorgehen, sieht allerdings das Zustande- 
kommen der gewählten Preise kritisch. So gelten nicht 
alle herangezogenen Handelsplattformen als liquide, da 
nicht durchgängig gehandelt wird.'*“ Bedenklich scheint 
aus Sicht der Monopolkommission, dass als Referenz- 
preise ersatzweise OTC-Preise verwendet werden, die 
wiederum aus einer Befragung der Marktteilnehmer re- 
sultieren. Für die Tage, an denen darüber hinaus kein 
OTC-Preis ermittelt werden kann, werden Preise vom 
Vortag herangezogen. Die Monopolkommission sieht hier 
die Gefahr von Verzerrungen, solange die Liquidität auch 
an den Referenzbörsen fehlt. Dem gebildeten Preis für 
die Ausgleichsenergieentgelte fehlt damit die gewünschte 
Aussagekraft; der Preis kann nicht als Referenzpreis die- 


Dies bedeutet, dass im Fall eines positiven Saldos eine Ausschüttung 
und im Fall eines negativen Saldos eine Verrechnung der Umlage er- 
folgt. Der zweitgenannte Fall scheint allerdings eine höhere Wahr- 
scheinlichkeit zu haben als der erstgenannte. 

179 Vgl. Stäck, B., a. a. O., S. 96. 

1^9 So wurde z. B. im vierten Quartal 2008 von 92 Liefertagen kein ein- 
ziger am APX Zeebrugge gehandelt und lediglich 37 am APX-TTF. 
An der EEX wurden 91 Liefertage für NCG gehandelt und am APX 
für den NBP alle 92. Diese Daten beruhen auf Angaben der EEX. 

1^1 Die fehlende Liquidität des Börsenhandels stellt einen Schwerpunkt 
von Kapitel 4 dar. 


neu. Die Monopolkommission empfiehlt weiterhin, die 
Liquidität der Börsen zu stärken, damit den dort gebilde- 
ten Preisen auch wirklich eine Leitfunktion zukommen 
kann. 

259. Den Schilderungen der Marktteilnehmer gegen- 
über der Monopolkommission ist zu entnehmen, dass die 
Etablierung eines funktionsfähigen Marktes für Aus- 
gleichs- und Regelenergie bis dato noch nicht stattgefun- 
den hat. Die aktuell ausgeschriebenen Produkte sind sehr 
heterogen und wenig am tatsächlichen Bedarf ausgerich- 
tet. Die Monopolkommission hält die Schaffung eines 
Marktes für Regelenergie für einen wichtigen Schritt auf 
dem Weg hin zu einem wettbewerblich organisierten Gas- 
markt und setzt sich detailliert mit diesem Thema in Ka- 
pitel 7 auseinander. 

5.3 Netzentgeltregulierung 

260. ln ihrem ersten Sondergutachten zur Energiewirt- 
schaft hat die Monopolkommission die rechtlichen 
Grundlagen der Netzentgeltregulierung sowohl im Elek- 
trizitäts- als auch im Gasbereich im Einzelnen vorge- 
stellt. 

261 . Die nachstehende Tabelle 5.2 gibt einen Überblick, 
welchen Anteil am Einzelhandelspreis die Entgelte aus- 
machen. Im Stromsektor liegt dieser Teil bei rund 30 Pro- 
zent und im Gassektor bei knapp 20 Prozent. Dieser Be- 
reich lässt sich über die hier im Folgenden dargestellte 
Regulierungspraxis der Bundesnetzagentur beeinflussen. 
Steuern und Abgaben sind der Höhe nach politisch vorge- 
geben. Der Block Beschaffung und Vertrieb unterliegt 
keiner Regulierung. 

Tabelle 5.2 


Zusammensetzung des Einzelhandelspreises 
Elektrizität und Gas für Haushaltskunden 2007 
und 2008 in Prozent (Grundversorgungstarif) 



Elektrizität 

Gas 

2007 

2008 

2007 

2008 

Energiebeschaffüng 
und Vertrieb 

29,6 

34,2 

54,6 

54,2 

Netzentgelte 

31,5 

27,4 

18,2 

18,3 

Steuern 

26,1 

25,4 

23,5 

23,6 

Abgaben 

12,8 

13 

3,7 

3,9 


Quelle: BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 105 und 203. 


262. Im Grundsatz sieht das Energiewirtschaftsgesetz 
zwei mögliche Methoden zur Entgeltregulierung im Ener- 
giesektor (Strom und Gas) vor. Zum einen wird eine kos- 
tenbasierte Entgeltbildung im Sinne von § 21 Absatz 2 


182 Ygj Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 344 ff. 
sowie Tz. 5 1 6 ff. 
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Satz 1 EnWG vorgegeben, bei der die Entgelte im Rah- 
men individueller Genehmigungsverfahren ex ante festge- 
legt werden. Die Entgelte sind danach auf der Grundlage 
der Kosten einer Betriebsführung, die denen eines effizi- 
enten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers ent- 
sprechen müssen, unter Berücksichtigung von Anreizen 
für eine effiziente Leistungserbringung und einer ange- 
messenen, wettbewerbsfähigen und risikoangepassten 
Verzinsung des eingesefzten Kapifals zu bilden. Dabei 
dürfen Kosfen und Kosfenbesfandfeile, die sich ihrem 
Umfang nach im Wettbewerb nicht einstellen würden, 
nicht berücksichtigt werden. Die Vorgaben für die Kosten- 
berechnung werden in der Stromnetzentgeltverordnung 
und in der Gasnetzentgeltverordnung weiter konkretisiert. 
Unter Zugrundelegung der kostenorientierten Entgeltre- 
gulierung hat die Bundesnetzagentur die Netzentgelte im 
Zeitraum zwischen November 2005 bis Ende 2008 in je- 
weils zwei Entgeltgenehmigungsrunden für den Sfrom- 
und den Gasbereich bestimmf. 

263. Neben der kosfenorientierfen Entgeltregulierung er- 
mächtigt § 21a EnWG zum anderen zur Einführung einer 
anreizorienfierten Entgeltregulierung, die auf der Grund- 
lage der Anreizregulierungsverordnung mit Wirkung zum 
1 . Januar 2009 für die Sfrom- und Gasnefze in Kraft gefre- 
fen isf.'*3 Danach werden die Obergrenzen der zulässigen 
Gesamferlöse der Nefzbefreiber aus den Nefzenfgelfen 
(Erlösobergrenzen) zu Beginn einer fünfjährigen Regulie- 
rungsperiode vorab für jedes Kalenderjahr der Regulie- 
rungsperiode fesfgelegt. 

Im Vorfeld einer Regulierungsperiode führt die Bundes- 
netzagentur gemäß der Verordnung einen bundesweiten 
bzw. im Fall der Übertragungsnetzbetreiber auch interna- 
tionalen Effizienzvergleich (§§ 12, 22 ARegV) mit dem 
Ziel durch, die Effizienzwerte für die Nefzbefreiber indi- 
viduell zu ermitteln und Ineffizienzen beim Nefzbefrieb 
aufzudecken. Die Fesflegung der Erlösobergrenzen durch 
die Regulierungsbehörde innerhalb einer Regulierungspe- 
riode hat nach § 16 Absatz 1 ARegV so zu erfolgen, dass 
die ermittelten Ineffizienzen durch das Unternehmen unter 
Anwendung eines Verteilungsfaktors rechnerisch gleich- 
mäßig über einen bestimmten Zeitraum abgebaut wer- 
den, 

Die Bestimmung der Erlösobergrenzen für die Nefzbefrei- 
ber haf lauf § 7 ARegV in Anwendung einer in Anlage 1 
aufgeführten Regulierungsformel zu erfolgen. Das Aus- 
gangsniveau der Erlösobergrenzen wird nach § 6 Absatz 1 
ARegV durch eine Kostenprüfung nach den Vorschriften 


In ihrem ersten Sondergutachten hat die Monopolkommission bereits 
ausführlich zu dem damaligen Entwurf einer Verordnung über die 
Anreizregulierung der Energieversorgungsnetze Stellung genommen. 
Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 579 ff. 
Dabei sollen in der ersten Regulierungsperiode die individuellen Ef- 
fizienzvorgaben für die Netzbetreiber so bestimmt werden, dass der 
Abbau der ermittelten Ineffizienzen nach zwei Regulierungsperio- 
den, also nach neun Jahren (fünf für den Strombereich und vier für 
den Gasbereich), abgeschlossen ist. Für die nachfolgenden Regulie- 
rungsperioden ist dagegen vorgesehen, dass die individuellen Effizi- 
enzvorgaben so bestimmt werden, dass der Abbau der ermittelten In- 
effizienzen jeweils zum Ende der betreffenden Regulierungsperiode 
abgeschlossen ist. 


des Teils 2 Abschnitt 1 der Gasnefzenfgeltverordnung und 
des Teils 2 Abschnitt 1 der Sfromnefzentgelfverordnung 
besfimmf. Die Kosfenprüfung erfolgf im vorlefzfen Ka- 
lenderjahr vor Beginn der Regulierungsperiode auf der 
Grundlage der Dafen des lefzfen abgeschlossenen Ge- 
schäftsjahres. Das Kalenderjahr, in dem das der Kosfen- 
prüfung zugrunde liegende Geschäftsjahr endef, gilf als 
Basisjahr im Sinne der Anreizregulierungsverordnung. 
Als Basisjahr für die ersfe Regulierungsperiode gilt somit 
das Jahr 2006. Gemäß § 6 Absatz 2 ARegV ist das Aus- 
gangsniveau für die erste Regulierungsperiode das Ergeb- 
nis der Kostenprüfung der letzten Genehmigung der 
Netzentgelte nach § 23a EnWG vor Beginn der Anreizre- 
gulierung. Demzufolge soll das Ergebnis der Kostenprü- 
fung in den 2008 ergangenen Entgeltgenehmigungsbe- 
scheiden der zweiten Genehmigungsrunde, das auf der 
Datengrundlage des Geschäftsjahres 2006 basierte, die 
Ausgangsbasis für die Erlösobergrenzen der ersten Perio- 
de der Anreizregulierung bilden. In den nachfolgenden 
Abschnitten wird zunächst auf die kostenbasierte Entgelt- 
regulierung - insbesondere auf die Praxis der Bundes- 
netzagentur in den ersten beiden Entgeltregulierungsperio- 
den - eingegangen. In diesem Zusammenhang werden 
auch die höchstrichterliche Rechtsprechung zur kostenba- 
sierten Entgeltregulierung im Strombereich und ihre 
Implikationen für die Anreizregulierung beleuchtet. An- 
schließend werden die bisherigen Erkenntnisse zur ersten 
Anreizregulierungsperiode ausgewertet. 

5.3.1 Kostenbasierte Netzentgeltregulierung 

5.3. 1.1 Rückblick auf die erste Entgelt- 
regulierungsperiode 

264. Die Vorgaben für die kostenorientierte Berechnung 
nach §§ 21, 23a EnWG im Energiesektor ergeben sich im 
Einzelnen aus der Stromnetzentgeltverordnung und der 
Gasnetzentgeltverordnung, insbesondere aus Teil 2 Ab- 
schnitt 1 der beiden Verordnungen. Die hierin enthaltenen 
Bestimmungen zur Kostenartenrechnung sind nach § 6 Ab- 
satz 1 ARegV auch für die Anreizreguli emng im Rahmen 
der Festsetzung des Ausgangsniveaus der Erlösobergrenzen 
im Strom- und Gassektor maßgeblich. Die Netzkosten set- 
zen sich danach aus den aufwandsgleichen Kosten (u. a. 
Fremdkapitalzinsen, § 5 StromNEV, § 5 GasNEV), den 
kalkulatorischen Abschreibungen (§ 6 StromNEV, § 6 
GasNEV), der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung 
(§7 StromNEV, § 7 GasNEV) und den kalkulatorischen 
Steuern (§8 StromNEV, § 8 GasNEV) unter Abzug der 
kostenmindemden Erlöse und Erträge (§ 9 StromNEV, § 9 
GasNEV) zusammen. Neben reinen Kostenfaktoren wird 
also auch ein Gewinn für die Netzbetreiber in Form einer 
angemessenen Verzinsung des eingesetzten Eigenkapitals 
berücksichtigt. 

265. In der ersten Regulierungsperiode wurden zum 
Teil deutliche Kostenkürzungen dadurch erreicht, dass 
die Regulierungsbehörden im Gegensatz zu einigen Netz- 
betreibem methodisch unterschiedliche Ansätze zur Er- 


Zur BGH-Entscheidung vom 14. August 2008 vgl. Tz. 267-271. 
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mittlung der kalkulatorischen Kostenpositionen wählten. 
So setzte die Bundesnetzagentur mit der Umsetzung ihres 
Positionspapiers neben kürzeren Nutzungsdauern auch 
andere Indexreihen bei der Ermittlung der Tagesneuwerte 
an als die meisten Netzbetreiber. Weiterhin führte die Me- 
thode zur Berechnung der kalkulatorischen Gewerbe- 
steuer zu deutlichen Kürzungen gegenüber den beantrag- 
ten Netzentgelten. 

266 . Die größten Kürzungen wurden durch die Begren- 
zung des (Brutto-)Umlaufvermögens und durch die ermit- 
telten kalkulatorischen Eigenkapitalzinsen erreicht. Das 
Umlaufvermögen wurde in der Regel auf ein Drittel der 
Netzerlöse begrenzt. Dabei wurde auf das Bruttoumlauf- 
vermögen, also ohne Abzug des kurzfristigen Fremdkapi- 
tals, abgestellt. Bei der Eigenkapitalverzinsung gingen die 
Regulierungsbehörden davon aus, dass das zu verzinsende 
Eigenkapital maximal 40 Prozent des kalkulatorischen be- 
triebsnotwendigen Vermögens betragen dürfe. Unterneh- 
men, die eine höhere Eigenkapitalquote als 40 Prozent in 
ihrem Kapitalkostensatz auswiesen, konnten für dieses 
Kapifal nur einen Fremdkapifalzins von maximal 4,8 Pro- 
zenf ansefzen (sog. doppelte Deckelung). Die Eigenkapi- 
talzinssätze lagen hingegen bei 6,5 bzw. 7,8 Prozent. 
Durch die unterschiedliche Auslegung der Regulierungs- 
behörden und Energieuntemehmen ergaben sich bei den 
Unternehmen Kürzungen der beantragten Entgelte von 
0 bis 30 Prozent. Im Gassektor lagen sie bei bis zu 28,7 Pro- 
zent. 

BGH-Entscheidung (Elektrizität) 

267 . Der Kartellsenat des Bundesgerichtshofs hat zu 
umstrittenen Fragen der kostenbasierten Netzentgeltregu- 
lierung am 14. August 2008 in sechs Beschlüssen 
höchstrichterlich Stellung genommen.'*^ Die Rechtsbe- 
schwerdeverfahren betrafen Kostenentgeltbescheide aus 
der ersten Entgeltregulierungsrunde im Strombereich. 
Gegenstand der Verfahren waren in fünf Fällen Enfschei- 
dungen von Landesregulierungsbehörden gegenüber 
kommunalen Energieversorgungsunfemehmen, in einem 
Fall hingegen die Stromenfgeltregulierung der Bundes- 
nefzagentur gegenüber dem Überfragungsnefzbefreiber 
Vaffenfall Europe Transmission GmbH (VET). VET hatte 
im Oktober 2005 bei der Bundesnefzagenfur die Geneh- 
migung der Preise beanfragt. Die Bundesnefzagenfur 
hatte mif Bescheid vom 6. Juni 2006 dem Anfrag nur feil- 
weise entsprochen und die von VET angesetzten Netzent- 
gelte um knapp 18 Prozent gekürzt. Zugleich hatte die 
Bundesnetzagentur VET mittels einer Auflage rückwir- 
kend dazu verpflichtet, dass das Unternehmen - für die 
Übergangsphase zwischen Antragsfellung und Enfgeltge- 
nehmigung (Zeifraum vom 1. November 2005 bis 
30. Juni 2006) - die Differenz zwischen den bisher erho- 
benen Nefzenfgelten und den im Bescheid genehmigten 
Entgelten berechnet und diese Mehrerlöse kostenmin- 
demd in der nächsten Kalkulationsperiode berücksichtigt. 
Gegen die Nichtanerkennung der im Antrag geltend ge- 


1*6 BGH, Beschlüsse vom 14. August 2008, KVR 39/07, 27/07, 34/07, 
35/07, 36/07 und 42/07. 


machten Kostenpositionen und die skizzierte Mehrerlös- 
saldierung der Bundesnetzagentur hatte VET zunächst 
Beschwerde vor dem Oberlandesgericht Düsseldorf ein- 
gelegt und Eilrechtsschutz beantragt. Das Oberlandesge- 
richt Düsseldorf hat die Auflage zur Mehrerlössaldierung 
im Eil- und Hauptsacheverfahren aufgehoben, die Be- 
schwerde jedoch im Übrigen zurückgewiesen. 

268 . Der Bundesgerichtshof hat die Berechnung der Re- 
gulierungsbehörden im Rahmen seiner Entscheidungen 
im Wesentlichen bestätigt und die Kürzungen weitgehend 
gebilligt. Dies betrifft zunächst die von den Behörden im 
Rahmen der kalkulatorischen Restwertermittlung des 
Sachanlagevermögens nach § 32 Absatz 3 StromNEV ge- 
wählten Ansätze, die zu Abzügen bei den Kostenpositio- 
nen „kalkulatorische Abschreibung“ und „kalkulatorische 
Eigenkapitalverzinsung“ führten. Das Oberlandesgericht 
Koblenz hatte diese Frage in vorangegangenen Verfahren 
gegen einen Beschluss der Landesregulierungsbehörde 
Rheinland-Pfalz anderweitig beschieden.'** Ferner hat 
der Bundesgerichtshof die doppelte Deckelung der kalku- 
latorischen Eigenkapitalverzinsung im Rahmen von § 7 
StromNEV der Bundesnetzagentur entgegen der Auffas- 
sung des Oberlandesgerichts Naumburg'^^ gebilligt.'®*’ Der 
Bundesgerichtshof hob in diesem Zusammenhang hervor, 
Sinn und Zweck der Deckelung in § 6 Absatz 2 Satz 4 
StromNEV sei es, überhöhtes Eigenkapital kalkulatorisch 
nur beschränkt wirksam werden zu lassen, da ein hoher 
Eigenkapitalanteil als Indiz für unzureichenden Wettbe- 
werb gehe. Dieser Zielrichtung könne nur dadurch Rech- 
nung getragen werden, dass die vorgesehene Eigenkapi- 
talquote nicht nur bei der Ermittlung des kalkulatorischen 
Restwertes des Sachanlagenvermögens nach § 7 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1 und 2 StromNEV berücksichtigt werde, 
sondern auch im Rahmen der Berechnung der Eigenkapi- 
talverzinsung. Inzwischen hat der Verordnungsgeber durch 
eine redaktionelle Änderung in § 7 StromNEV klargestellt, 
dass die kalkulatorische Eigenkapitalquote von 40 Prozent 
für jedwedes in der Sfromnefzenfgelfverordnung defi- 
nierfe Eigenkapital gilt.'®' 

269 . Darüber hinaus hat der Bundesgerichtshof die Be- 
rechnung der kalkulatorischen Gewerbesteuer durch die 
Bundesnetzagentur im Wesentlichen gebilligt. Dies be- 


OLG Düsseldorf, Beschluss im Eilverfahren vom 21. Juli 2006, Be- 
schluss im Hauptsacheverfahren vom 9. Mai 2007, VI-3 289/06 Kart. 

>** OLG Koblenz, Beschlüsse vom 4. Mai 2007, W 621/06 Kart, W 605/ 
06 Kart, W 595/06 Kart. 

>*6 OLG Naumburg, Hinweisbeschluss vom 2. März 2007, 1 W 25/06. 

*60 Die Berechnung erfolgt dabei in vier Schritten: (1) Ermittlung der auf 
höchstens 40 Prozent begrenzten kalkulatorischen Eigenkapitalquo- 
te (§ 6 Absatz 2 Satz 3 und 4 StromNEV), (2) Ermittlung des be- 
triebsnotwendigen Eigenkapitals (§ 7 Absatz 1 Satz 2 StromNEV), 
(3) Bestimmung des die zugelassene Eigenkapitalquote von 40 Pro- 
zent übersteigenden Eigenkapitals ausgehend von dem nach § 7 Ab- 
satz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 4 StromNEV ermittelten Gesamtbetrag 
(§ 7 Absatz 1 Satz 5 StromNEV), (4) Errechnung der Zinsen für die 
jeweiligen Eigenkapitalsummen, d. h. jeweils aus dem unter und dem 
über 40 Prozent liegenden Betrag. 

*61 Die Änderung wurde mit Wirkung zum 6. November 2007 durch Ar- 
tikel 2 der Verordnung zum Erlass und zur Änderung von Rechtsvor- 
schriften auf dem Gebiet der Energieregulierang vom 29. Oktober 
2007, BGBl. I S. 2529, 2544, eingeführt. 
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trifft zum einen die Abzugsfahigkeit der kalkulatorischen 
Gewerbesteuer bei ihrer eigenen Bemessungsgrundlage, 
des Gewerbeertrags, als Betriebsausgabe. Die Netzbetrei- 
ber unterlagen insoweit mit ihrer Auffassung, dass die Ei- 
genkapitalverzinsung durch die spätere Gewerbesteuer 
nicht geschmälert werden dürfe („Kostenneutralität“). 
Zusätzlich hat der Bundesgerichtshof die Berücksichti- 
gung kalkulatorischer Steuern aus Scheingewinnen als 
Bestandteil des zu versteuernden Gewerbeertrags nach 
§ 7 StromNEV verneint. 

270. Der Bundesgerichtshof wandte sich indes gegen den 
zugrunde gelegten Hebesatz. Nach Ansicht des Gerichts- 
hofs hätte die Bundesnetzagentur bei der Berechnung der 
Gewerbesteuer den zugrunde liegenden Steuermessbetrag 
im Fall von VET in Zerlegungsanteile aufspalten müssen, 
da das Unternehmen Betriebsstätten in mehreren Gemein- 
den unterhielt (§ 28 Absatz 1 GewStG). Die Netzbetreiber 
konnten sich außerdem in zwei weiteren Punkten durch- 
setzen. Der Bundesgerichtshof entschied, dass im Bau be- 
findliche Anlagen und geleistete Anzahlungen bei den 
Ermittlungen des nach § 7 Absatz 1 Satz 3 StromNEV zu 
verzinsenden Eigenkapitals nach den für Neuanlagen gel- 
tenden Grundsätzen berücksichtigungsfähig sind, sofern 
die Betriebsnotwendigkeit zu bejahen ist. Nur so werde 
gewährleistet, dass der Netzbetreiber für sein zur Herstel- 
lung von Anlagen aufgewendetes Kapital grundsätzlich 
denselben Betrag erwarten kann wie für Kapital, das er in 
anderen Bereichen des Netzbetriebs investiert hat. Schließ- 
lich hat der Bundesgerichtshof entschieden, dass gesicherte 
Erkenntnisse für das Planjahr auch bei der Verlustenergie 
nach § 10 StromNEV angesetzt werden können. 

271. Zur Frage der Behandlung von Erlösen, die der 
Netzbetreiber im Zeitraum zwischen Stellung des Netzent- 
geltgenehmigungsantrags und dem Erlass des Netzentgelt- 
genehmigungsbescheides aus der Anwendung von Netzent- 
gelten vereinnahmt hat, die höher als diejenigen des 
Genehmigungsbescheides sind, hat der Bundesgerichts- 
hof entgegen dem Oberlandesgericht Düsseldorf ent- 
schieden, dass die angeordnete Saldierung der Mehrer- 
löse zulässig ist. Die in § 23a Absatz 5 Satz 1 EnWG 
vorgesehene Regelung, dass bis zur Entscheidung über 
den Netzentgeltgenehmigungsantrag die bisherigen Ent- 
gelte „beibehalten“ werden dürfen, beinhaltet nach Auf- 
fassung des Bundesgerichtshofs nicht, dass die Netzbe- 
treiber die bis zur Genehmigungserteilung vereinnahmten 
Erlöse endgültig einbehalten dürfen. Diese Entscheidung 
des Gerichtshofs ist nach Ansicht der Monopolkommis- 
sion zu begrüßen, da sie Wettbewerbsverzerrungen ver- 
meidet, die allein dadurch entstehen, dass über die Ent- 
geltgenehmigungen zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
entschieden wird. Auch der Gesichtspunkt des Vertrau- 
ensschutzes führt nicht zu einer anderen Beurteilung, da 
die Regelungen des Energiewirtschaflsgesetzes und der 
Stromnetzentgeltverordnung im November 2005 zu Be- 
ginn der neuen Planperiode bereits in Kraft waren und die 
Netzbetreiber wissen konnten, dass sich ihre Entgelte an 
den neuen gesetzlichen Vorgaben messen lassen müssen. 
Der Ausgleich hat nach Ansicht des Bundesgerichtshofs 
dadurch zu erfolgen, dass die Mehrerlöse - wie durch die 
Bundesnetzagentur angeordnet - entsprechend § 9 Strom- 


NEV in der nächsten Genehmigungsperiode entgeltmin- 
demd in Ansatz zu bringen sind. Demnach muss also in 
der laufenden Periode keine Anpassung der erhobenen 
Entgelte gegenüber den betroffenen Netznutzem vorge- 
nommen werden. Die Monopolkommission sieht den 
Nachteil dieser Regelung darin, dass sie zu Ungleichbe- 
handlungen führen kann, da die Lieferbeziehungen der 
Nefzbetreiber zu den einzelnen Nefznutzem in der nächs- 
ten Periode nicht in demselben Umfang fortbestehen 
müssen. Allerdings hat diese Regelung die Rechtssicher- 
heit und Praktikabilität auf ihrer Seite. Vor dem Hinter- 
grand, dass zwei Drittel der 256 Netzbetreiber die Ent- 
geltbescheide erst im Frühjahr 2007 erhielten und die 
beantragten Netzentgelte im Schnitt um 13 Prozent ge- 
kürzt wurden, muss im Zuge des BGH-Urteils zudem 
eine große Zahl Netzbetreiber mit erheblichen Rückfor- 
demngen rechnen. 

5.3.1 .2 Rückblick auf die zweite Ent- 
geltregulierungsperiode 

272. Ursprünglich sollte mit Beginn des Jahres 2008 die 
kostenbasierte Entgeltregulierang von der Anreizregulie- 
mng abgelöst werden. Der breit angelegte Konsultations- 
prozess sowie die politische Diskussion um die Ausge- 
staltung der Anreizreguliemngsverordnung hatten zur 
Folge, dass sie erst am 6. November 2007 in Kraft getre- 
ten ist. Auch andere Maßnahmen zur Vorbereitung der 
Anreizreguliemng, wie die verspäteten Bescheide der ers- 
ten kostenbasierten Entgeltreguliemng, führten dazu, dass 
der Beginn der Anreizreguliemng auf den 1 . Januar 2009 
verlegt werden musste. Dies machte eine zweite Runde 
der kostenbasierten Entgeltreguliemng für das Jahr 2008 
erforderlich. 

273. ln der zweifen Genehmigungsmnde wurden neben 
den kalkulatorischen Kosfenposifionen weifere Kosfen- 
kategorien einer defaillierten Prüfung unterzogen, was 
die Monopolkommission begrüßt. So wurde die Netz- 
historie genauer untersucht, um den ansetzbaren Wert 
der Anlagegüter zu identifizieren. Zusätzlich prüfte die 
Bundesnetzagentur, ob das Verbot der Abschreibungen 
unter Null auch tatsächlich eingehalten wurde. Erstma- 
lig wurden in der zweiten Entgeltgenehmigungsmnde auf- 
wandsgleiche Kosten analysiert. Dabei standen die Aus- 
gaben für konzem- oder grappeninfeme Dienstleisfungen, 
Aufwendungen für Beratungsleistungen sowie Sponso- 
ring und Werbung im Fokus. Des Weiteren wurden die 
operativen Kosten des Netzbetriebs einer vertieften 
Prüfung unterzogen. So wurden für Betriebskosten mit- 
hilfe eines Effizienzbenchmarking ansetzbare Höchst- 
grenzen ermittelt. Nach der erfolgten Liberalisiemng 
des Messwesens wurden auch die Preise für Messung 
und Abrechnung ersfmals genauer untersucht. Dabei 
wurden für die Messenfgelte Höchsfsäfze festgelegt, die 
nicht überstiegen werden durften. Prinzipiell ist die ge- 
nauere Prüfung der Mess- und Abrechnungsentgelte in der 


Die Monopolkommission hatte sich bereits im ersten Sondergutachten 
kritisch zu der verzögerten Einführung der Anreizregulierung geäu- 
ßert. Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 584 ff. 
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zweiten Regulierungsperiode zu begrüßen. Jedoch konnte 
die Bundesnetzagentur nach Angaben der Marktteilneh- 
mer die extreme Spreizung dieser Entgelte von bis zu 
400 Prozent nicht verhindern. 

274 . Kleinere Netzbetreiber mit weniger als 15 000 
(Gas) bzw. 30 000 (Strom) unmittelbar oder mittelbar 
angeschlossenen Kunden hatten im Rahmen der zwei- 
ten Entgeltregulierungsperiode die Möglichkeit, an ei- 
nem vereinfachten Netzentgeltgenehmigungsverfahren 
teilzunehmen. Sofern dies gewünscht wurde, mussten 
die jeweiligen Unternehmen einen entsprechenden An- 
trag bis zum 15. Dezember 2007 bei den zuständigen 
Regulierungsbehörden stellen. Diese vereinfachte Kos- 
tengenehmigung implizierte eine Fortschreibung der 
Netzentgelte aus der ersten Genehmigungsrunde. Für 
betroffene Netzbetreiber stellen damit die genehmigten 
Netzentgelte bzw. Kosten der ersten Periode die Entgelte 
der zweiten Regulierungsperiode 2008 und gleichzeitig 
auch die Ausgangsbasis für die Ermittlung der Erlösober- 
grenze der ersten Anreizregulierungsperiode beginnend 
mit Januar 2009 dar. Im Zuständigkeitsbereich der Bun- 
desnetzagentur haben von der Möglichkeit des verein- 
fachten Verfahrens insgesamt 145 Stromnetzbetreiber 
und 129 Gasnetzbetreiber Gebrauch gemacht. 

275 . Zum Stichtag 1. April 2008 hat die Bundesnetz- 
agentur wiederholt eine Erhebung der Netzentgelte für 
die verschiedenen Kundengruppen vorgenommen. Um 
die Auswirkungen der Kostenkürzungen bei den Netzent- 
gelten auf den Endkunden zu veranschaulichen, stellt die 
Bundesnetzagentur in ihrem aktuellen Monitoringbericht 
die mengengewichteten Netzentgelte für die unterschied- 
lichen Kundengruppen der Jahre 2006 bis 2008 grafisch 
dar.'^^ Wie auch in den beiden ersten Monitoringberich- 
ten nimmt die Bundesnetzagentur eine Abgrenzung der 
Kundenkategorien gemäß den Definitionen des Statisti- 
schen Amtes der Europäischen Gemeinschaften (Euro- 
stat) vor. Es ergeben sich die folgenden Gruppen für den 
Elektrizitätssektor: 

- lg (Industriekunden mit einem Jahresverbrauch von 
24 GWh/ Jahr)i96, 

- Ib (Gewerbliche Kunden mit einem Jahresverbrauch 
von 50 MWh/Jahr)i97, 


Um den Kundenbegriff zu definieren, haben sich die Bundesnetz- 
agentur und die Landesregulierungsbehörden an den Auslegungs- 
grundsätzen der Entflechtung vom 1. März 2006 orientiert. Dieser 
Ansatz ist inzwischen gerichtlich bestätigt worden. Die Bundesnetz- 
agentur hat keine weiteren Kriterien bei der Zulassung zum verein- 
fachten Verfahren angewendet. 

194 Vgl. auch § 24 Absatz 1 ARegV. 

Befragt wurden hierzu wie in den vergangenen Erhebungen Groß- 
händler und Lieferanten. 

Diese Kundengruppe hat eine Jahreshöchstlast von 4 000 kW und ei- 
ne Jahresbenutzungsdauer von 6 000 Stunden. Sie wird aus dem Mit- 
telspannungsnetz (10 oder 20 kV) versorgt. 

Diese Kundengruppe hat eine Jahreshöchstlast von 50 kW und eine 
Jahresbenutzungsdauer von 1 000 Stunden. Die Versorgung erfolgt 
aus dem Niederspannungsnetz (0,4 kV). Sofern in der Kundenkate- 
gorie Ib keine Leistungsmessung erfolgt, war der Wert für Ib auf der 
Basis einer Belieferung ohne Leistungsmessung anzugeben. 


- De (Haushaltskunden mit einem Jahresverbrauch von 
3 500 kWh/Jahr)i98. 

Bei den beiden gewerblichen Kundenkategorien lg und Ib 
wurde wie in den vergangenen Monitoringberichten eine 
Differenzierung nach dem ermäßigten Steuersatz für das 
Produzierende Gewerbe und dem Regelsteuersatz, der für 
die übrigen Unternehmen zu zahlen ist, vorgenommen. 
Bei den Haushaltskunden wird zwischen Grundversor- 
gungskunden und Kunden außerhalb der Grundversor- 
gung unterschieden. Die nachfolgende Tabelle zeigt die 
Entwicklung der Netzentgelte von 2006 bis 2008. 

276 . Die Tabelle 5.3 zeigt, dass die Haushaltskunden 
wie auch in den Vorjahren die höchsten Netzentgelte pro 
kWh zu zahlen haben. Dies lässt sich insbesondere darauf 
zurückführen, dass diese Kundenkategorie an die unterste 
Netzebene angeschlossen ist und somit auch die anteili- 
gen Netzkosten aller vorgelagerten Netzebenen zu tragen 
hat. Die beiden ersten Regulierungsperioden haben je- 
doch für die Haushaltskunden zu einer vergleichsweise 
starken Absenkung der zu tragenden Netzentgelte/Kosten 
geführt. So sind diese in den Jahren 2006 bis 2008 um 
durchschnittlich nahezu 19 Prozent (allgemeiner Tarif) 
bzw. 20 Prozent (Tarife außerhalb der Grundversorgung) 
gesunken. Auch bei den gewerblichen Kunden sind die 
Netzentgelte um etwa 20 Prozent gesunken. Die Senkung 
der Stromnetzentgelte fällt bei den Industriekunden in 
den Jahren 2006 bis 2008 mit etwa 12 Prozent (Kunden 
mit ermäßigtem Steuersatz) bzw. 1 5 Prozent (Kunden mit 
Regelsteuersatz) am geringsten aus. 

Tabelle 5.3 


Entwicklung der Netzentgelte Elektrizität 
2006 bis 2008 

(mengengewichtet in ct/kWh) 



2006 

2007 

2008 

De 

(Allgemeine Preise/ 
Allgemeiner Tarif) 

7,30 

6,34 

5,92 

De 

(außerhalb Grundversorgung) 

7,30 

6,28 

5,83 

Ib 

mif ermäßigfer Sfromsfeuer 

6,38 

5,49 

5,07 

Ib 

mif Regelsfeuersafz 

6,37 

5,49 

5,08 

lg 

mit ermäßigter Stromsteuer 

1,65 

1,51 

1,46 

lg 

mit Regelsteuersatz 

1,70 

1,53 

1,45 


Quelle: BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 45. 


277 . Aufgrund der deutlichen Netzentgeltkürzungen 
konnte der Anstieg des Gesamtelektrizitätspreises zwar 
gebremst, jedoch nicht verhindert werden. Die Netzent- 


Von dieser Kundengruppe werden 1 300 kWh Nachtstrom (Schwach- 
laststrom) nachgefragt. Die Versorgung erfolgt aus dem Niederspan- 
nungsnetz (0,4 kV). Die typische Größe der Wohnung (Standardwoh- 
nung) beträgt 90 m^. Sofern in der Kundenkategorie De keine 
Zweitarifmessung erfolgt, war der Wert für De auf der Basis einer 
Belieferung mit Eintarifmessung anzugeben. 
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geltkürzungen werden naeh Angaben der Bundesnetz- 
agentur dureh die gestiegenen Preisbestandteile für 
„Energiebesehaffung und Vertrieb“ sowie Steuern und 
sonstige staatlieh veranlasste Preisbestandteile überkom- 
pensiert. Jedoeh ist es der Bundesnetzagentur in der zwei- 
ten Entgeltgenehmigungsrunde gelungen, dureh die Kür- 
zung der Netzentgelte den Anteil der Netzentgelte an den 
Gesamtkosten für Elektrizität spürbar zu mindern. Insbe- 
sondere bei den Haushaltskunden (De) und den gewerbli- 
ehen Kunden (Ib) kommt den Netzentgelten mit etwa ei- 
nem Drittel des Gesamtelektrizitätspreises eine sehr hohe 
Bedeutung zu. Bei der Kundengruppe De (allgemeiner 
Tarif) sank der Anfeil am Gesamtelektrizifätspreis von 
2006 bis 2008 um mehr als 10 Prozenf auf 27,41 Prozenf. 
Bei den Haushalfskunden, die ihren Strom außerhalb der 
Grundversorgung beziehen, sank der Anteil deutlieh ge- 
ringer, von 31,5 Prozent auf 27,7 Prozent. 

278. Im Gassektor werden die folgenden typisehen Ver- 
brauehsgruppen untersehieden: 

- 14-1 (große Industriekunden mit einem Jahresver- 
braueh von 116 300 MWh/Jahr), 

- 11 (mittlere und kleine Industriekunden mit einem Jah- 
resverbraueh von 116,3 Mwh/Jahr), 

- D3 (Haushalts- und Kleingewerbekunden mit einem 
Jahresverbraueh von 23 260 kWh). 

279. Die naehstehende Tabelle 5.4 stellt die Entwieklung 
der mengengewiehteten Netzentgelte in et/kWh für die 
Jahre 2006 bis 2008 jeweils zum Stiehfag 1. April dar. Es 
zeigt sieh, dass das von der Bundesnetzagentur gekürzte 
Volumen von 450 Mio. Euro bis 2007 zu einem Absinken 
der durehsehnittliehen Netzentgelte geführt hat. Insgesamt 
lassen sieh aber über alle Kundenkategorien leieht höhere 
Netzentgelte feststellen. Dieses Phänomen wird dureh den 
sinkenden inländisehen Erdgasverbraueh der letzten bei- 
den Jahre getragen, weil sieh das fixe Kosfenvolumen für 
den Nefzerhalt auf enfspreehend niedrige Gasausspeise- 
mengen verteilt und sieh daher die auf eine ausgespeiste 
Kilowattstunde Gas bezogenen Kosten erhöhen. 

Tabelle 5.4 


Entwicklung der Netzentgelte Gas von 2006 bis 2008 
(mengengewichtet in ct/kWh) 



2006 

2007 

2008 

14-1 

0,30 

0,17 

0,21 

11 

1,03 

0,93 

1,00 

D3 (Grundversorgung) 

1,35 

1,20 

1,26 

D3 (außerhalb Grundver- 
sorgung) 

1 

1,19 

1,29 


■ Für die Kundengruppe D3 außerhalb des Grundversorgungstarifs 
wurden in 2006 keine Daten erhoben. 

Quelle: BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 133 


199 Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 47. 


Kritische Würdigung der zweiten 
Kostenregulierungsperiode 

280. Generell sieht es die Monopolkommission als kri- 
tiseh an, dass unter anderem die Verzögerungen bei der 
Kostenregulierung zu einer Verzögerung bei der Einfüh- 
rung der Anreizregulierung geführt haben. Hierdureh 
wurden Ineffizienzen, die mit der Anwendung einer kos- 
tenbasierten Entgeltkontrolle einhergehen, für ein wehe- 
res Jahr hervorgerufen. Dies gilt insbesondere vor der be- 
reits im ersten Sondergutaehten zur Energiewirtsehaft 
erwähnten Tatsaehe, dass die Kalkulationsprinzipien der 
Kostenregulierung in der Stromnetzentgeltverordnung 
über weite Teile auf den Kalkulationsprinzipien der Ver- 
bändevereinbarung Elektrizität beruhen. Die dort geltend 
gemaehten Kosten basieren auf den tatsäehliehen Kosten 
des Netzbetreibers - nieht jedoeh auf den Kosten eines ef- 
fizienten Netzbetreibers gemäß § 21 Absatz 2 EnWG.^o“ 

281. Dureh die Vereinfaehung der Verfahren für kleine 
Nefzbefreiber konnfe sieh die Bundesnefzagentur versfärkf 
auf die Auswertung der Kostenunterlagen der großen Über- 
tragungs- und Verteilnetzbetreiber konzentrieren. Dies 
führte zum einen zu einer erhebliehen Besehleunigung der 
Genehmigungsverfahren im Rahmen der zweiten kosten- 
basierten Regulierungsperiode. Zum anderen konnten die 
Kosten dieser Unternehmen - die den größten Anteil des 
Gesamtkostenvolumens ausmaehen - genauer geprüft wer- 
den. Beide Aspekte sind aus Sieht der Monopolkommis- 
sion generell zu begrüßen, aueh wenn sieh die Monopol- 
kommission der Kosten des vereinfaehten Verfahrens der 
zweiten Entgeltregulierungsperiode bewusst ist. So birgt 
es für die kleinen Nefzbefreiber die Gefahr, dass sie in der 
zweifen Periode fafsäehlieh höhere Kosfen als die geneh- 
migten Kosten der ersten Periode hatten, diese aber nieht 
geltend maehten, weil sie die Mühen für eine emeufe Enf- 
gelfprüfung seheufen. Andererseifs besfehf aueh die Ge- 
fahr, dass Kosfen, die in der ersfen Enfgelfregulierungspe- 
riode zu großzügig fesfgelegf wurden, in der zweiten 
Entgeltregulierungspreriode fortgesehrieben werden und 
die Ausgangsbasis für die Anreizregulierung bilden, ln die- 
sem Fall würden die besfehenden Ineffizienzen erst verspä- 
tet abgesehmolzen. Die hierdureh induzierte verspätete 
Absenkung der Netzentgelte muss sehließlieh vom Ver- 
braueher getragen werden. Insbesondere vor dem Hinter- 
grund der begrenzten Ressoureen der Bundesnetzagentur 
sieht die Monopolkommission eine Fokussierung auf die 
Auswertung der Unterlagen der großen Übertragungs- und 
Verteilnetzbetreiber als praktikablen Weg an, der zwar 
nieht zu optimalen Ergebnissen führt, allerdings die rieh- 
tigen Prioritäten setzt. 

282. Dass die Amtspraxis der Bundesnetzagentur und 
der Landesregulierungsbehörden auseinanderfallen, sieht 
die Monopolkommission als sehr problematiseh an. Die 
Zusammenarbeit zwisehen Bundesnetzagentur und Lan- 
desregulierungsbehörden verlangt aufwendige und zeitin- 
tensive Beratungen und Treffen, deren Ziel eine konsis- 
tente Entseheidungspraxis ist. Reehtlieh entseheiden die 


200 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 368 ff. 
sowie Tz. 527 ff. 
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Landesregulierungsbehörden jedoch unabhängig, sodass 
die Erreichung dieses Ziels nicht gesichert ist. So wurde 
der Monopolkommission von Seiten der Marktteilnehmer 
berichtet, dass eine uneinheitliche Regulierungspolitik 
vorgenommen wird, bei der Entscheidungen einzelner 
Regulierungsbehörden immer wieder von der Mehrheits- 
meinung abweichen. Diese Unterschiede fuhren bei den 
Unternehmen zu erheblichen Planungsunsicherheiten. Es 
kann der Eindruck entstehen, dass die Regulierungstätig- 
keit genutzt wird, um Industriepolitik auf Länderebene zu 
betreiben. 

283. Die Monopolkommission ist besorgt über diese un- 
einheitliche Rechtsanwendung. Durch diese kommt es zu 
regulatorisch induzierten Ungleichbehandlungen von Un- 
ternehmen in Abhängigkeit davon, von wem diese regu- 
liert werden. Hierdurch ist die Konsistenz des Regulie- 
rungsrahmens gefährdet. Insbesondere kritisiert die 
Monopolkommission, dass Landesregulierungsbehörden 
nicht dieselbe politische Unabhängigkeit genießen wie 
die Bundesnetzagentur. Der hierdurch gegebenen Versu- 
chung einer Industriepolitik auf Landesebene ist zu wi- 
derstehen. Außerdem verfügen die Landesregulierungs- 
behörden nichf über dieselbe Expertise wie die 
Bundesnetzagentur, da ihnen durch ihre beschränkte Re- 
gulierungspraxis nicht dieselben Vergleichsmöglichkeiten 
gegeben sind. Die Monopolkommission ist daher äußerst 
skeptisch gegenüber der Regulierung durch die Landesre- 
gulierungsbehörden und fordert eine Regulierung anhand 
einheitlicher Maßstäbe, um Verzerrungen auf den Ener- 
giemärkten zu vermeiden. 

5.3.2 Anreizregulierung 

5.3.2. 1 Festlegung der Erlösobergrenzen 

284. Die Anreizregulierung konnte pünktlich zum 1 . Ja- 
nuar 2009 starten, sodass im März 2009 die ersten Be- 
scheide an die Netzbetreiber ergingen. Die Bundesnetz- 
agentur hat für etwa 400 Nefzbetreiber Effizienzvergleiche 
durchgeführt und Erlösobergrenzen festgelegt. Im Strom- 
bereich leitete die Behörde 242 Verfahren zur Bestim- 
mung der Erlösobergrenzen ein, wobei sie in 97 Verfah- 
ren (darunter die vier großen Übertragungsnetzbetreiber) 
in originärer Zuständigkeit handelte und in 145 Verfahren 
im Rahmen der Organleihe. 136 Netzbetreiber wählten 
die Teilnahme am vereinfachten Verfahren. Im Gasbe- 
reich leitete die Bundesnetzagentur 214 Verfahren zur Be- 
stimmung der Erlösobergrenze, agierte dabei in 60 Ver- 
fahren (davon 9 Femleitungsnetzbetreiber) in originärer 
Zuständigkeit und in 1 54 Verfahren im Rahmen der Org- 
anleihe. 135 Gasnetzbetreiber machten von der Möglich- 
keit der Teilnahme am vereinfachten Verfahren Ge- 
brauch. Während die Netzentgelte in den ersten beiden 
-kostenbasierten - Regulierungsperioden stetig gesun- 
ken waren, wurde mit Beginn der Anreizregulierungs- 
runde erstmalig im Vergleich zu den Vorjahren eine 
durchschnittliche Netzentgelterhöhung von 2 Prozent im 
Strom- und 4 Prozent im Gasbereich gegenüber dem Vor- 
jahr gebilligt. 

285. Obwohl die genehmigten Kosten der vorangegan- 
genen letzten Kostenregulierungsperiode gemäß § 6 Ab- 


satz 2 ARegV das Ausgangsniveau für die Bestimmung 
der Erlösobergrenze für die ersfe Anreizregulierungsperio- 
de bildefen, wovon ausgehend besfehende Ineffizienzen 
der Nefzbefreiber abgebauf werden sollten, ist die geneh- 
migte Erlösobergrenze zu Beginn der ersten Regulie- 
rungsperiode angestiegen. Besonders hoch fielen die 
Netzentgelterhöhungen im Strombereich bei den vier 
Übertragungsnetzbetreibem E.ON, RWE, Vattenfall Eu- 
rope und EnBW aus. Im Schnitt stiegen die zulässigen Er- 
löse um deutlich mehr als 10 Prozent, in einem Fall sogar 
um über 30 Prozent, ln der nachfolgenden Grafik sind die 
zulässigen Netzentgelte auf Jahresbasis dargestellt. 

286. Die Höchstspannungsentgelte von E.ON stiegen 
mit Beginn der Anreizregulierung im Vergleich zum 
Vorjahr um 33 Prozent, von Vattenfall Europe um 
23 Prozent, von EnBW um 2 1 Prozent und von RWE um 
14 Prozent. 201 Auf den ersten Blick wirkt der stärkste 
Anstieg bei den genehmigten Obergrenzen gerade für 
die zwei zum Verkauf stehenden Übertragungsnetze von 
E.ON und Vattenfall Europe befremdlich. Die Bundes- 
netzagentur begründet diesen Anstieg insbesondere damit, 
dass sowohl im Strom- als auch im Gasbereich die allge- 
meine Geldwertentwicklung erhöhend in die Erlösober- 
grenze mit eingefiossen sei. Die allgemeine Geldwertent- 
wicklung ist daher zu Beginn der Anreizregulierung mit 
einem relativ hohen Wert von 2,26 Prozent berücksichtigt 
worden. Dieser Effekt wird nur zum Teil durch den sekto- 
ralen Produktivitätsfaktor kompensiert, der mit 1,25 Pro- 
zent im Vergleich zur Infiationsrate gering ausfällt. 

287. Zusätzlich habe die sog. Best-of-four-Abrechnung 
im Rahmen des Effizienzvergleichs zu einer sehr großzü- 
gigen Regelung für die Nefzbetreiber im Hinblick auf die 
Beurteilung ihrer Effizienzwerte geführt. Darüber hinaus 
hätten die Netzbetreiber von der Möglichkeit Gebrauch ge- 
macht, einen pauschalierten Investitionszuschlag zu bean- 
tragen. Weiterhin habe eine Übergangsregelung die Mög- 
lichkeit eröffnet, unter bestimmten Voraussetzungen auch 
Kosten von nicht beim Netzbetreiber beschäftigten Perso- 
nen als „dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenbestand- 
teile“ bei den Personalkosten geltend zu machen. Im 
Strombereich habe zudem der neu festgelegte Eigenkapi- 
talzinssatz für Neuanlagen in Höhe von 9,29 Prozent (bis- 
her 7,91 Prozent) und für Altanlagen in Höhe von 7,56 Pro- 
zent (bisher 6,5 Prozent) zu einer Erhöhung gegenüber den 
anerkannten Netzkosten der letzten Entgeltgenehmigung 
geführt. Im Gassektor hätten Mindererlöse aus den vorhe- 
rigen Kalkulationsperioden, die mithilfe derperiodenüber- 
greifenden Saldierung ermittelt wurden, zu einer Erhö- 
hung der Erlösobergrenze beigetragen. 

288. Die überregionalen Gasfemleitungsnetzbetreiber 
befinden sich aktuell noch im Verfahren zur Entgeltge- 
nehmigung. Die Bundesnetzagentur hatte, wie noch aus- 
zuführen sein wird,202 Ende lefzfen Jahres fesfgestellt. 


Vgl. VIK, Bis zu 33 Prozent steigende Stromnetzentgelte belasten 
Kunden unnötig!, Pressemitteilung vom 18. Mai 2009, http:// 
www.vik.de/index.php?id=71&backPID=71&tt_news=182. [Stand 
1. Juni 2009] 

Vgl. dazu Abschnitt 5.3.2.3. 
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Abbildung 5.1 


Netzentgelte der vier Übertragungsnetzbetreiber 



Quelle: VIK, Höchstspannungsnetzentgelte 2009 1. Q, www.vik.de/fileadniin/vikpressemitteilungen/vik_Hoechstspannungsnetzentgelte_2009 
1 Q.jpg [Stand: 1 . Juni 2009], dargestellt sind die Netzkosten industrieller Abnehmer mit einer kumulierten Abnahmemenge von 1 Twh/a 


dass die Netzbetreiber keinem wirksamen bestehenden 
oder potenziellen Wettbewerb ausgesetzt sind und daher 
dazu angehalten sind, ihre Netzentgelte genehmigen zu 
lassen. Ab 2010 werden die Netzentgelte dieser Netzbe- 
treiber ebenfalls im Rahmen der Anreizregulierung be- 
stimmt. 

289. Im Strombereich wurde mit Stand vom 6. April 2009 
gegen 123 Bescheide Rechtsbeschwerde eingelegt und im 
Gasbereich gegen 78 Bescheide. Dies entspricht einer 
Quote von 51 Prozent im Stromsektor und von 36 Prozent 
im Gassektor. 

5.3.2.2 Kritische Würdigung der 
Anreizreguiierung 

290. Die Monopolkommission steht der Einführung ei- 
ner anreizorientierten Regulierung der Netzentgelte 
grundsätzlich positiv gegenüber. Mit einer anreizorien- 
tierten Regulierung der Netzentgelte wird versucht, regu- 
latorisch Wettbewerb zu simulieren, indem die Erlöse 
bzw. die Preise über die Dauer einer Regulierungsperiode 
von den Kosten abgekoppelt werden. Die Unternehmen 
werden hierdurch angehalten, sich sowohl an der Produk- 
tivititätsentwicklung der Elektrizitäts- bzw. Gasbranche 
als auch an der eigenen Kostenentwicklung zu orientie- 
ren. Von dieser Art der Regulierung gehen allgemein po- 
sitive ökonomische Anreize hinsichtlich der allokativen, 
produktiven und dynamischen Effizienz aus. Zum einen 
wird die Nachfrage bei der Preissetzung berücksichtigt 


und zum anderen werden Kostensenkungen durch Pro- 
duktivitätsfortschritte an die Netznutzer weitergegeben. 
Darüber hinaus können die Netzbetreiber durch zusätzli- 
che Rationalisierungsanstrengungen Gewinne realisie- 
ren, die sie einbehalten dürfen. Effiziente Unternehmen 
erhalten demnach eine höhere Kapitalverzinsung. Dage- 
gen erzielen ineffiziente Unternehmen geringere Rendi- 
ten.203 Gleichwohl ist die Anreizregulierung in ihrer Wir- 
kung als ein Instrument zur Senkung der Energiepreise 
für die Endverbraucher nicht zu überschätzen, da die 
Netzentgelte nur einen Teil der Energiepreise ausmachen. 

291. Kritische Punkte bei der Umsetzung der Anreizre- 
gulierung sieht die Monopolkommission in der Abgren- 
zung der beeinflussbaren von den nicht beeinflussbaren 
Kostenbestandteilen sowie dem Effizienzvergleich, den 
Kosten für Systemdienstleistungen, der Berücksichtigung 
von Investitionen sowie der Qualitätsregulierung. 

Beeinflussbare Kosten - Efflzienzvergleich 

292. Wie bereits im ersten Sondergutachten zur Ener- 
giewirtschaft erörtert, ergibt sich der beeinflussbare Kos- 
tenanteil aus der Differenz der Gesamtkosten des Netzbe- 
triebs abzüglich der dauerhaft nicht beeinflussbaren 
Kosten, der vorübergehend nicht beeinflussbaren Kosten 


203 Ygi dazu ausführlich Monopolkommission, Sondergutachten 49, 
a. a. O., Kapitel 5. 
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und etwaiger gebietsstrukturell bedingter Kosten . 204 Der 
Effizienzvergleieh erfolgt auf der Basis der beeinflussba- 
ren Kosten. Ein im Effizienzvergleieh als effizient identi- 
fiziertes Unternehmen hat kein weiteres Kostensenkungs- 
potenzial bei den beeinflussbaren Kosten. Für diesen 
Netzbetreiber beträgt die individuelle Effizienzvorgabe 
daher 0 Prozent. Für ein Unternehmen mit einem geringe- 
ren sog. Effizienzwert beträgt die individuelle Effizienz- 
vorgabe hingegen die Differenz zwischen dem individu- 
ellen Effizienzwert und 100 Prozent. 

293 . Im Vorfeld der Anreizregulierung hatte die Bundes- 
netzagentur sowohl im Gas- als auch im Strombereich ge- 
mäß § 12 ARegV einen bundesweiten Effizienzvergleieh 
durchzuführen, mit dem die durchschnittlichen Effizienz- 
werte der Unternehmen ermittelt wurden. Zur Ermittlung 
der Effizienz der Übertragungsnetzbetreiber hatte die 
Bundesnetzagentur im Jahr 2008 zudem einen interna- 
tionalen Effizienzvergleieh nach § 22 Absatz 1 und 2 
ARegV durchgeführt. 205 Bei den Fernleitungsnetzbe- 
treibem wurden dagegen die Effizienzwerte anhand ei- 
nes nationalen Effizienzvergleichs gemäß § 22 Absatz 3 
und 4 ARegV ermittelt . 200 Auf dieser Basis ergaben sich 
für die in Deutschland tätigen Übertragungsnetzbetrei- 
ber Effizienzwerte zwischen 90 und 100 Prozent. Die 
Effizienzwerte für die Gasfernleitungsnetzbetreiber lie- 
gen zwischen 86 und 100 Prozent. Damit liegt die durch- 
schnittlich ermittelte Effizienz bei den Fernleitungs- 
netzbetreibern bei 91,7 Prozent, wohingegen sie bei den 
Übertragungsnetzbetreibern bei 88 Prozent liegt. 

294 . Bei den Stromverteilemetzbetreibem liegen die Ef- 
fizienzwerte in einer Bandbreite von 79,5 Prozent bis 
100 Prozent mit einer durchschnittlichen Effizienz von 

92.2 Prozent. Die durchschnittliche Effizienz, die sich aus 
dem Vergleich der Gasverteilnetzbetreiber ergibt, beträgt 

87.3 Prozent wobei die Werte der einzelnen Netzbetreiber 
nach Angaben der Bundesnetzagentur in einer Spann- 
weite von 56,4 Prozent bis 100 Prozent variieren. 

Netzbetreiber mit weniger als 30 000 (Strom) und weni- 
ger als 15 000 (Gas) unmittelbar angeschlossenen Kun- 
den konnten an einem vereinfachten Verfahren teilneh- 
men (§ 24 ARegV). Für diese Unternehmen beträgt der 
Effizienzwert in der ersten Regulierungsperiode 87,5 Pro- 


204 Vgl. ebenda, Tz. 586. 

205 Bei den Übertragungsnetzbetreibern ist aufgrund der geringen An- 
zahl an nationalen Übertragungsnetzbetreibem in Deutschland 
gemäß den Vorgaben des § 22 ARegV ein internationaler Effizienz- 
vergleich durchgeführt worden. Ebenso wie bei den Femleitungs- 
netzbetreibem konnte aufgrund der geringen Datenbasis die Stochas- 
tic Frontier Analysis (SFA) nicht angewendet werden. Gemäß § 22 
Absatz 2 ARegV ist parallel zum internationalen Effizienzvergleieh 
eine Referenznetzanalyse vorbereitet worden, um im Bedarfsfall die 
Belastbarkeit der Ergebnisse zu verbessern. Die ermittelte durch- 
schnittliche Effizienz bei Femleitungsnetzbetreibem liegt bei 91,7 Pro- 
zent; bei Übertragungsnetzbetreibem liegt sie auf der Basis der Data 
Envelopment Analysis (DEA) durchschnittlich bei 88 Prozent. 

206 Im Rahmen des Effizienzvergleichs der Feraleitungsnetzbetreiber ist 
wegen der geringen Anzahl von Vergleichsuntemehmen ausschließ- 
lich die Vergleichsmethode DEA angewendet worden. Zusätzlich 
wurde die ökonometrische Kostentreiberanalyse auf der Basis von 
Daten amerikanischer Feraleitungsnetzbetreiber durchgeführt sowie 
Ergebnisse international vergleichbarer Studien herangezogen. 


zent (§ 24 Absatz 2 Satz 1 ARegV). Dieser Wert erscheint 
der Monopolkommission relativ hoch. Der Anteil der 
Netzbetreiber am vereinfachten Verfahren beträgt nach 
Angaben der Bundesnetzagentur bezogen auf Anzahl al- 
ler Netzbetreiber im Bundesgebiet immerhin ca. 78 Pro- 
zent im Stromsektor und etwa 74 Prozent im Gassektor. 
Der Anteil dieser Unternehmen an der gesamten Absatz- 
menge an Verbrauchern liegt jedoch nur bei 15 Prozent 
(Strom) und 7,6 Prozent (Gas). Die Monopolkommission 
sieht die Gefahr, dass durch den relativ hohen Effizienz- 
wert im Rahmen des vereinfachten Verfahrens gerade für 
besonders ineffiziente kleine Netzbetreiber eine „Flucht- 
möglichkeit“ gegeben ist. Bestehende Effizienzsteige- 
rungspotenziale von ineffizienten kleinen und in der 
Regel in öffentlicher Trägerschaft befindlichen Versor- 
gungsuntemehmen werden so nicht ausgeschöpft. Hinzu 
kommt der Umstand, dass durch die Ausnahmeregelung 
mehrere hundert Stadtwerke keinem Qualitätsmanage- 
ment unterliegen. Eine hinreichende Sicherstellung der 
Versorgungszuverlässigkeit auf Endverteilerebene kann 
damit nicht gewährleistet werden. 

Die Bundesnetzagentur hat der Monopolkommission ge- 
genüber eine Fluchtmöglichkeit für kleine ineffiziente 
Netzbetreiber bestritten und als Argument angeführt, dass 
kein Zusammenhang zwischen Untemehmensgröße und 
Effizienz festzustellen sei. Über die tatsächlichen Effizi- 
enzwerte der Teilnehmer im vereinfachten Verfahren lie- 
gen jedoch keine Erkenntnisse vor. 

Konzessionsabgaben als Bestandteil 
nicht beeinflnssbarer Kosten 

295 . Konzessionsabgaben sind gemäß § 21a Absatz 4 
EnWG und § 1 1 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 ARegV ein 
nicht beeinflussbarer Kostenbestandteil. Sie werden von 
den Gemeinden für das Recht zur Benutzung öffentlicher 
Verkehrswege für die Verlegung und den Betrieb von Lei- 
tungen, die der unmittelbaren Versorgung von Endkunden 
im Gemeindegebiet mit Strom und Gas dienen, erhoben. 
Mithin sind sie eine unmittelbare Einnahmequelle der 
Kommunen. In der Konzessionsabgabenverordnung wer- 
den verbindliche Höchstbeträge für die einzelnen Gemein- 
den festgelegt, die nach Gemeindegrößenklassen gestaf- 
felt sind. Danach können nach der Einwohnerzahl größere 
Gemeinden höhere Beträge verlangen als kleinere. 

296 . Die in der Konzessionsabgabenverordnung festge- 
legten Beträge stellen lediglich Obergrenzen dar. Es ist je- 
der Gemeinde grundsätzlich freigestellt, auch niedrigere 
Abgaben zu erheben. In diesem vorgegebenen Rahmen 
sind die Konzessionsabgaben daher zwischen der Ge- 
meinde und dem jeweiligen Nelzbetreiber der Höhe nach 
frei verhandelbar. Das Potenzial für niedrige Verhandlungs- 
ergebnisse wird allerdings durch die Kategorisierung der 
Konzessionsabgaben als nichl beeinflussbarer Koslenbe- 
standteil konterkariert. Denn Netzbefreiber können Konzes- 
sionsabgaben gleich welcher Höhe an die Endkunden 
überwälzen. Würde man hingegen die Konzessionsabga- 
ben, anders als der Gesetzgeber es vorsieht, zu den beein- 
flussbaren Kosten zählen, so könnte sich andererseits auch 
das bereits jetzt vorhandene bedenkliche Diskriminie- 
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rungspotenzial voll entfalten. Dieses Diskriminierungspo- 
tenzial besteht, weil Gemeinden häufig Träger kommunaler 
Energieversorgungsuntemehmen sind, die im Wettbewerb 
zu dritten Energieversorgem stehen. 

Systemdienstleistungen als Bestandteil 
beeinflussbarer Kosten 

297 . Im Zuge der Einführung der Anreizregulierung war 
im Jahr 2008 über die Behandlung der von den Netzbetrei- 
bem zu erbringenden Systemdienstleistungen für die Zeit 
der ersten Regulierungsperiode zu entseheiden. Die in die- 
sem Zusammenhang entstehenden Kosten und Erlöse kön- 
nen unter den Voraussetzungen des § 1 1 Absatz 2 ARegV 
zu dauerhaft nieht beeinflussbaren Kostenanteilen erklärt 
werden, wenn sie einer wirksamen Verfahrensregulierung 
unterliegen. Die Bundesnetzagentur erkannte Kompensa- 
tionszahlungen für die grenzübersehreitenden Stromflüsse 
und die Erlöse aus dem grenz-übersehreitenden Engpass- 
management als nieht beeinflussbare Kosten an. Diese 
sind daher von den Efflzienzvorgaben des § 16 ARegV 
ausgenommen und können an den Netznutzer weitergege- 
ben werden. Hingegen erkannte die Bundesnetzagentur in 
der Verlustenergie, der Regelenergie sowie in den Kosten 
aus der EEG- Veredelung beeinflussbare Kostenbestand- 
teile. ln diesen Bereiehen bestünden aueh unter Berüek- 
siehtigung von bereits ergangenen Festlegungen und den 
seitens der Netzbetreiber vorgelegten freiwilligen Selbst- 
verpfliehtungen aktuell noeh Mögliehkeiten zur Kosten- 
beeinflussung. 

298 . Die Übertragungsnetzbetreiber haben im Rahmen 
der Festlegung der Erlösobergrenzen teilweise erheblieh 
gestiegene Kosten für diese Systemdienstleistungen gel- 
tend gemaeht. Die Kostensteigerungen wurden ansehlie- 
ßend im Rahmen von individuellen Prüfungen untersueht 
und lediglieh teilweise anerkannt. Dennoeh erseheint der 
Anstieg der Erlösobergrenzen zwisehen 7,6 Prozent bis 
hin zu 30,2 Prozent beträehtlieh. 

299 . Die Monopolkommission teilt die Auffassung der 
Bundesnetzagentur, dass die Erlöse und Kompensations- 
zahlungen aus dem Engpassmanagement nieht als beein- 
flussbare Kostenkomponenten in die Anreizregulierung 
einbezogen werden sollten. Bei den Systemdienstleistun- 
gen Verlustenergie, Regelenergie und EEG- Veredelung 
sind die Einflussmögliehkeiten der Übertragungsnetzbe- 
treiber hingegen beträehtlieh. Die Monopolkommission 
muss in diesem Zusammenhang allerdings daraufhinwei- 
sen, dass die Anreizregulierung alleine nieht in der Lage 
sein wird, den negativen Einflüssen der vermaehteten Er- 
zeugerstrukturen auf die Erbringung von Systemdienst- 
leistungen befriedigend entgegenzuwirken.^»* 

Anhebung der Eigenkapitalzinssätze 

300 . Mitte 2008 hat die Bundesnetzagentur die Eigen- 
kapitalzinssätze für Betreiber von Gas- und Elektrizitäts- 


207 Ygi die Ausführungen zu den Behinderungspraktiken resultierend 
aus Konzessionsabgaben, die gegenwärtig vom Bundeskartellamt 
untersucht werden, in Kapitel 9. 

208 Ygi auch die Analyse zur Regelenergie in Kapitel 7. 


netzen für die erste Regulierungsperiode der Anreizregu- 
lierung neu festgelegt. Die Verpfliehtung zur Festlegung 
neuer Eigenkapitalzinssätze ergibt sieh aus § 7 Absatz 6 
der Entgeltverordnungen. Bisher waren die Eigenkapital- 
zinssätze im Rahmen der Entgeltverordnungen festge- 
sehrieben und lagen für Neuanlagen bei 7,91 Prozent 
beim Strom und bei 9,21 Prozent beim Gas sowie für Alt- 
anlagen bei 6,57 Prozent (Strom) und bei 7,8 Prozent 
(Gas). Ab 2009 betragen die Eigenkapitalzinssätze ein- 
heitlieh für alle Elektrizifäfs- und Gasnefze für Neuanla- 
gen 9,29 Prozenf und für Altanlagen 7,56 Prozent. 

301 . Die ursprünglichen Eigenkapitalzinssätze waren 
unter Berücksichtigung der Tatsache, dass der risikolose 
Zins in Höhe von 4,23 Prozent anzusetzen ist, gering. Der 
risikolose Zins ergibt sich aus den Umlaufrenditen fest- 
verzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten. Nach 
den ursprünglichen Eigenkapitalzinssätzen für Neuanla- 
gen beispielsweise hätte sich daher lediglich ein Wagniszu- 
schlag von 3,68 Prozenf im Sfromsekfor und von 4,98 Pro- 
zenf im Gassekfor ergeben. Diese Werfe berücksichtigen 
dabei noch nicht, dass die anfallende Körperschaftssteuer 
den Wagniszuschlag weiter reduziert. Für die Bestim- 
mung der neuen Eigenkapitalzinssätze wurde das Capital 
Asset Pricing Model (CAPM) als kapitalmarktorientierter 
Ansatz verwendet. Ergänzend hat die Bundesnetzagentur 
die Verzinsung des eingesetzten Kapitals von Netzbetrei- 
bem im europäischen Ausland zur Bestimmung eines an- 
gemessenen Wagniszuschlags herangezogen. Dabei zeigte 
sich, dass die ermittelten Zuschläge oberhalb des Durch- 
schnitts der Wagniszuschläge im europäischen Ausland 
liegen. 

Berücksichtigung von Investitionen 
in die Netzinfrastruktur 

302 . Zur Gewährleistung hinreichender Ersatz- und Er- 
weiterungsinvestitionen sind nach § 23 ARegV von der 
Bundesnetzagentur Investitionsbudgets zu genehmigen. 
Diese zählen nach § 1 1 Absatz 2 Nummer 6 ARegV zu den 
dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenbestandteilen, so- 
fern sie in der Regulierungsperiode durchgeführt und kos- 
tenwirksam werden. Das Instrument der Investitionsbud- 
gets dient der Sicherstellung von Netzerweiterungen und 
-Umstrukturierungen in Transportnetzen und somit der 
Vermeidung des Entstehens von Netzengpässen. Investi- 
tionsbudgets sind auf Antrag von der Bundesnetzagentur 
zu genehmigen, wenn die Investitionen zur Stabilität des 
Gesamtsystems oder für den Ausbau des nationalen und 
internationalen Verbundnetzes oder für einen bedarfsge- 
rechten Nef zausbau nach § 11 EnWG erforderlich sind. 

303 . Unabhängig vom Zeitpunkt innerhalb der Regulie- 
rungsperiode erhöhen genehmigte Investitionsbudgets die 
Erlösobergrenze. Eine diesbezügliche Anpassung der Er- 
lösobergrenze kann jährlich stattflnden. Die Prüfung und 
Genehmigung solcher Budgets erfolgt projektbezogen. 
Anerkennungsfähig sind ausschließlich Kapitalkosten. 

304 . Zu Anfang diesen Jahres hat die Bundesnetzagen- 
tur eine öffentliche Konsultation zu Antragsinhalten und 
der prinzipiellen Umsetzung des § 23 ARegV durchge- 
führt. Als Resultat ergab diese Konsultation die „Leitfä- 
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den zu Inhalt und Struktur von Anträgen auf Genehmi- 
gung von Investitionsbudgets naeh § 23 ARegV“ jeweils 
für Elektrizität und Gas. Die Leitfäden enthalten neben 
den Antragsvorgaben Grundsätze, naeh denen die Prü- 
fung und Anerkennung der beanfragten Budgefs erfolgt. 
Die Festlegungskompetenz gemäß § 32 Absatz 1 Num- 
mer 8 ARegV wurde hiermit jedoeh bisher nieht ausge- 
sehöpfl. 

305 . Die Antragsfrist für enfsfandene und voraussiehf- 
lieh enfsfehende Kosfen der Jahre 2007 bis 2009 isf am 
30. Juni 2008 abgelaufen. 41 Transport- und Verteiler- 
netzbetreiber haben fast 300 Investitionsbudgets bean- 
tragt. Das beantragte Gesamtvolumen der genannten 
Jahre beträgt ea. 9 Mrd. Euro, wovon 7,3 Mrd Euro den 
Übertragungsnetzbetreibem, 800 Mio. Euro den Femlei- 
tungsnetzbetreibem, 900 Mio. Euro den Verteilnetzbetrei- 
bem Strom und etwa 50 Mio. Euro den Verteilnetzbetrei- 
bem Gas zuzuordnen sind. Die Bundesnetzagentur ist 
bestrebt, mögliehst viele Investitionsbudgetanträge bis 
Mitte des Jahres zu beseheiden. 

306 . Die Bundesnetzagentur vertritt die Auffassung, 
dass die Netzbetreiber bei ihrer Investitionsauslösung 
reehtlieh nieht an die Genehmigung eines Investitionsbud- 
gets gebunden sind. Die unsiehere Refinanzierung ihrer 
Nefzausbaukosfen sei daher kein Argumenf, beispielsweise 
ansehlussbereehtigten Windparkbefreibem die reehfzei- 
tige Anbindung eines Offshore- Windparks zu verwehren. 
Die Monopolkommission sfimmf dieser Aussage insoweit 
zu, als die Übertragungsnetzbetreiber dureh § 1 7 Absatz 2a 
EnWG dazu verpfliehtet sind, einen privilegierten Netzan- 
sehluss für diese auf eigene Kosfen zu erriehten und zu be- 
treiben. Aus ökonomiseher Sieht jedoeh gelten hierfür die 
wirfsehaftliehen Anreize im Allgemeinen niehf. Vielmehr 
wird ein Nefzbefreiber das Auslösen einer Invesfifion aueh 
davon abhängig maehen, ob und in weleher Höhe ein In- 
vesfifionsbudgef genehmig! wurde. Es isf daher naeh An- 
sieht der Monopolkommission unerlässlieh, dass die Bun- 
desnetzagentur zeitnah über die beantragten Budgets 
entseheidet. 

307 . Des Weiteren ist aus Sieht der Monopolkommission 
darauf zu aehten, dass die Investitionsbudgets um die Er- 
löse aus dem Engpassmanagement bereinigt werden, da 
diese wahlweise für den Ausbau der Nefze zu verwenden 
sind. Da die zulässige Erlösobergrenze bzw. die Nefzkos- 
fen um die genehmigfen Invesfifionskosfen sfeigen, isf die 
Bundesnefzagenfur unbedingt dazu angehalten, von der in 
§ 23 Absatz 5 Satz 2 ARegV gegebenen Mögliehkeit Ge- 
braueh zu maehen, die Genehmigung um Nebenbestim- 
mungen zu ergänzen. Damit sollen den Netzbetreibem An- 
reize zur Tätigung effizienter Investitionen gegeben 
werden. Dies würde allerdings implizieren, dass die Bun- 
desnetzagentur über die Kompetenz verfügt, den Investi- 
tionsbedarf der Netze zutreffend abzusehätzen. 

Qualitätselement 

308 . Während ein Netzbetreiber bei einer kostenorien- 
tierten Regulierung Anreize zu überhöhten Investitionen 
hat, besteht bei einer anreizorientierten Regulierung auf- 
grund des Kostensenkungsdrueks und Anreizen zur Ge- 


winnerzielung die Gefahr, dass notwendige Investitionen 
unterbleiben und die Qualität der Netze sinkt. Zur Ge- 
währleistung eines hinreiehenden Maßes an Versorgungs- 
sieherheit ist daher der Aufbau einer zur Anreizregulie- 
rung komplemenfären Qualifäfsregulierung unabdingbar. 

309 . Die Qualifäfsregulierung isf über ein Qualifäfsele- 
menf (Q-Element), das Bestandteil der Erlösobergrenzen- 
formel ist, umzusetzen (§§ 18 bis 21 ARegV). Dureh das 
Q-Element erhalten diejenigen Netzbetreiber, deren 
Netze eine komparativ gute Qualität aufweisen, einen Zu- 
sehlag auf die Erlösobergrenze. Netzbetreiber mit ver- 
gleiehsweise sehleehter Qualität müssen Absehläge in 
Kauf nehmen. Gemäß § 19 Absatz 1 ARegV hat sieh das 
naeh wie vor im Detail dureh die Bundesnetzagentur fest- 
zulegende Q-Element in gleiehen Teilen zum einen an der 
Netzzuverlässigkeit und zum anderen an der Netzleis- 
tungsfähigkeit zu orientieren. 

310 . Im Strombereieh sieht § 19 Absatz 2 Satz 1 ARegV 
den Beginn der Qualitätsregulierung zur zweiten Regulie- 
rungsperiode vor. Prinzipiell besteht aber aueh die Mög- 
liehkeit, sie bereits zur oder im Laufe der ersten Regulie- 
rungsperiode einzuführen, sofern hinreiehend belasfbare 
Datenreihen vorliegen. Für Gas soll die Qualitätsregulie- 
rung bei Vörliegen belastbarer Daten erst zur zweiten 
oder im Laufe der zweiten Regulierungsperiode starten. 
Die Bundesnetzagentur arbeitet naeh eigener Aussage 
daraufhin, noeh im Laufe der ersten Regulierungsperiode 
ein Q-Element für den Bereieh Sfrom zu implementieren. 
Für den Gasbereieh wird eine Einführung des Q-Elemenfs 
für den Sfarf der zweifen Regulierungsperiode angesfrebf. 

311 . Als problematiseh sieht es die Monopolkommis- 
sion, dass immer noeh nieht geklärt erseheint, wie Qua- 
litätsstandards gesetzt und bei Untersehreiten sanktio- 
niert werden. Die Bundesnetzagentur steht gegenwärtig 
vor der Herausforderung, passende Qualitätskennzah- 
len zu ermitteln, diese geeignet zu gewiehten und aus 
ihnen anreizgereehte Zu- und Absehläge auf die Erlö- 
sobergrenzen zu entwiekeln. Zulässige Qualitätskenn- 
zahlen sind gemäß § 20 Absatz 1 ARegV zur Bewer- 
tung der Netzzuverlässigkeit insbesondere Dauer und 
Häufigkeit der Unterbreehung der Energieversorgung, 
die Menge der nieht gelieferten Energie und die Höhe der 
nieht gedeekten Last. Für die ausgewählten Kennzahlen 
sind die entspreehenden Werte der einzelnen Netzbe- 
treiber zu ermitteln. Dies gesehieht über die Datenerhe- 
bung zu den Versorgungsstörungen naeh § 52 EnWG. 
Für die Netzleistungsfähigkeit können insbesondere die 
Häufigkeit und Dauer von Maßnahmen zur Bewirt- 
sehaftung von Engpässen und die Häufigkeit und Dauer 
des Einspeisemanagements naeh dem Erneuerbare- 
Energien-Gesetz als Kennzeiehen dienen. Darüber hi- 
naus sind Grundüberlegungen zur mögliehen Kennzahlen- 
verwendung im Gasbereieh geplant, um sehnellstmöglieh 
ein gasspezifisehes Konzept zu entwiekeln. Im Gegensatz 
zum Strombereieh existieren im Gasbereieh derzeit keine 
etablierten Kennzahlen der Qualitätsmessung. Aufgrund 
der hohen Komplexität beider Qualitätsbereiehe hat 
sieh die Bundesnetzagentur dazu entsehlossen, Bera- 
tungsprojekte für die einzelnen Themengebiete der 
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Qualitätsregulierung auszuschreiben. Die Ergebnisse 
dieser Analysen stehen bei Fertigstellung dieses Gut- 
achtens noch aus. 

312. Die Monopolkommission begrüßt es sehr, dass die 
Bundesnetzagentur bereits in der ersten Regulierungspe- 
riode ein Q-Element zur Qualitätssicherung in der An- 
reizregulierung der Elektrizitätsnetze zum Einsatz brin- 
gen möchte. Nach Auffassung der Monopolkommission 
ist jede Qualitätsregulierung grundsätzlich an dem aus 
Nachfragersicht gewünschten Versorgungsniveau zu ori- 
entieren. Die Höhe der Versorgungsqualität ist danach an 
den Bedürfnissen der Verbraucher auszurichten, die bei- 
spielsweise durch ihre Zahlungsbereitschaft gespiegelt 
wird. Die Monopolkommission stimmt in ihrer Auffas- 
sung daher mit der Bundesnetzagentur überein, dass Ziel 
der Überlegungen zum Q-Element ein angemessener In- 
vestitions- und Aufwandsanreiz sein muss, der einen 
volkswirtschaftlich optimalen Ressourceneinsatz für eine 
angemessene Zuverlässigkeit und eine bedarfsgerechte 
Leistungsfähigkeit betriebswirtschaftlich lohnend macht. 
Diese Feststellung lässt ausdrücklich auch die Möglich- 
keit offen, dass das bisherige und in traditio -neller Regu- 
lierung erwirkte Qualitätsniveau gemessen am Bedarf zu 
hoch gewesen ist. Zwar gab die Bundesnetzagentur an, 
dass Sanktionen aufgrund zu niedriger Qualität noch 
nicht notwendig gewesen seien, da die Netze in sehr gu- 
tem Zustand seien.^o^ Darüber hinaus erfüllten die Netz- 
betreiber ihre qualitätsbezogenen Aufgaben im Allge- 
meinen. Die Entwicklung der Netzqualität werde jährlich 
nach den Vorgaben des § 51 EnWG gemessen. Erneut 
hätten sich die deutschen Netzbetreiber bei dem sog. 
System Average Interruption Duration Index (SAIDI), ei- 
nem Index für Versorgungsunterbrechungen, auch wei- 
terhin an der Spitze der europäischen Netzbetreiber be- 
funden. 

31 3. Zumindest für den Elektrizitätsbereich widerspricht 
dies jedoch dem Fazit der Bundesnetzagentur in ihrem Be- 
richt zur Auswertung der Netzzustands- und Netzausbau- 
dichte der deutschen Elektrizitätsübertragungsnetzbetrei- 
ber, den sie gemäß § 63 Absatz 4a EnWG erstellte und am 
8. Januar 2008 veröffentlichte. Hier kommt sie zu dem 
Schluss: „Die Netzzustands- und Netzausbauberichte der 
Übertragungsnetzbetreiber zeigen, dass im deutschen 
Übertragungsnetz Investitionsbedarf in ganz erheblichem 
Umfang besteht. Die Gründe für diesen Bedarf sehen die 
Netzbetreiber im Ersatz veralterter Betriebsmittel, der not- 
wendigen Anpassung des Netzes an die erwarteten Ein- 
speisungen von Kraftwerken, an die Netzauslastung auf- 
grund der Zunahme der Windenergieerzeugung sowie die 
technisch vorgegebenen Grenzen der Belastbarkeit der 
Elektrizitätsnetze. Die Monopolkommission sieht es 


209 So hat es nach Auskunft der Bundesnetzagentur im Jahr 2007 in 
Deutschland eine Nichtverfiigbarkeit von Elektrizität von 19,25 Mi- 
nuten je Letztverbraucher und von 4,07 Minuten je Letztverbraucher 
von Gas gegeben. 

210 Vgl. BNetzA, Bericht zur Auswertung der Netzzustands- und Net- 
zausbaudichte der deutschen Elektritätsübertragungsnetzbetrei- 
ber gemäß § 63 Absatz 4a EnWG vom 8. Januar 2008, S. 36, on- 
line unter www.bundesnetzagentur.de/media /archive/12385.pdf. 


zudem als wahrscheinlich an, dass auch ein erheblicher In- 
vestitionsbedarf auf Verteilnetzebene besteht. Vor den 
skizzierten widersprüchlichen Angaben zur Netzqualität 
ist es ein Versäumnis der Regulierung, dass das Qualitäts- 
element nicht bereits zu Beginn der Anreizregulierung im- 
plementiert wurde. 

5.3.2.3 Einbezug der Fernleitungsnetzbetreiber 
in die Anreizregulierung 

314. Die überregionalen Gasfemleitungsnetzbetreiber 
unterlagen bis dato aufgrund der Sondervorschriflen des 
§ 3 Absatz 2 GasNEV keiner Kostenprüfung nach § 23a 
EnWG. Die Bundesnefzagentur haf sich diesem Sachver- 
half nun verfiefl gewidmef und nach eingehender Prüfung 
in zehn ergangenen Entscheidungen festgestellt, dass die 
Femleitungsnetzbetreiber keinem Leitungswettbewerb 
ausgesetzt sind.^" Die Entscheidungen legen dar, dass 
Netzbetreiber eine dominierende Marktmacht besitzen 
und somit über nicht durch den Wettbewerb kontrollierte 
Verhaltensspielräume verfügen. 

315. Die Bundesnefzagenfur sfüfzf ihre Enfscheidung 
auf mehrere Argumenfe. Ersfe Indizien sind die klassi- 
schen markfanfeilsbezogenen Kennziffern, die in den 
meisfen Fällen eindeutig auf Marktmacht der untersuch- 
ten Femleitungsnetzbetreiber hinweisen. Darüber hinaus 
besteht für die Netznutzer aufgrand der langfristigen Aus- 
buchung des überwiegenden Teils der Kapazitäten keine 
Möglichkeit, auf Altemativangebote auszuweichen. Auch 
die Praxis der verbundenen Gasversorgungsuntemehmen, 
den Gastransport über die eigene Konzemschwester ab- 
zuwickeln, spricht gegen wirksamen Wettbewerbsdrack. 
Zudem ist nicht erkennbar, dass die Netzbetreiber sich um 
eine Weitervermarktung der Kapazitäten bemüht hätten. 
Des Weiteren sieht die Bundesnetzagentur erhebliche 
Marktzutrittsschranken^'^ für neue Unternehmen, sodass 
auch kein potenzieller Leitungswettbewerb registriert 
werden kann. 

316. Die Beschlüsse der Bundesnetzagentur verpflich- 
ten die Femleitungsnetzbetreiber nun dazu, ihre Netzent- 
gelte kostenorientiert zu bilden. Innerhalb von zwei 
Monaten war ein Antrag auf Genehmigung der Gas- 
netzentgelte nach § 23a EnWG zu stellen. Die Bundes- 


Vgl. BNetzA, Beschlüsse vom 5. November 2008, BK4-07/100 bis 
BK4-07/ 111. Die betroffenen Unternehmen sind Dong Energy Pipe- 
lines, Eni gas Transport Deutschland, E.ON Gastransport, Erdgas 
Münster Transport, Gasunie Deutschland Transport Services, Gaz de 
France Deutschland Transport, ONTRAS - VNG Gastransport, RWE 
Transportnetz Gas, Atatoil Flydro Deutschland und WINGAS Trans- 
port. 

Zu diesen Marktzutrittsschranken zählen unter anderem planungs- 
und umweltrechtliche Genehmigungsverfahren, die vor einem Lei- 
tungsbau durchgeführt werden, die Spielräume der etablierten Netz- 
betreiber bei der Preisgestaltung und die Tatsache, dass Investitions- 
kosten in der Regel versunkene Kosten sind. Letztgenannte entstehen 
in erster Linie aufgrund des notwendigen Neubaus der Leitungen und 
stellen ein Risiko für den neuen Wettbewerber dar. Reagiert der etab- 
lierte Betreiber nun auf einen drohenden Marktzutritt mit einer ag- 
gressiven Preispolitik, müsste der neue Wettbewerber darauf bei 
Markteintritt reagieren; dann wiederum wird ein Erwirtschaften der 
versunkenen Kosten unmöglich. Es wird keinen Markteintritt geben 
und der drohende Markteintritt verliert seine Wirkung. 
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netzagentur prüfte diese in einem ersten Durehgang und 
versendete Vollständigkeitssehreiben an alle Unterneh- 
men. Ab dem 1. Januar 2010 unterliegen die Femlei- 
tungsnetzbetreiber der Anreizregulierung und müssen 
entspreehend den Vorgaben der Bundesnetzagentur ihre 
Effizienzwerte steigern. Die bereits erwähnten Werte 
dazu lagen im Bereieh von 86 bis 100 Prozent.^'^ Die Re- 
gulierungsbeseheide mit der Kostenprüfung sind noeh 
nieht ergangen. 

317. Alle Unternehmen haben Besehwerde gegen die 
Besehlüsse eingereieht. Diese Verfahren sind noeh nieht 
abgesehlossen, in den meisten Verfahren laufen noeh die 
Besehwerdebegründungsfristen; erste Verhandlungstage 
waren für Juni 2009 angesetzt. 

318. Die Monopolkommission sieht in den Entsehei- 
dungen der Bundesnetzagentur einen wiehtigen Sehritt 
für den Gasmarkt und begrüßt diesen sehr. Bereits in ih- 
ren vorhergehenden Gutaehten sah sie die in § 3 Absatz 2 
GasNEV verankerte Ausnahme von der kostenorientier- 
ten Entgeltregulierung sehr kritiseh und sah die Situation, 
dass aueh naeh Inkrafttreten der Gasnetzentgeltverord- 
nung weiterhin ungeprüfte Netzentgelte verlangt werden 
konnten, als ausgesproehen misslieh an.^i^ Die vom Ver- 
ordnungsgeber nieht näher begründete Annahme, dass 
auf der Ebene der überregionalen Gasfemleitungsnetze 
tatsäehlieher oder potenzieller Leitungswettbewerb vor- 
liegt, konnte in Anbetraeht der Marktsituation nieht naeh- 
vollzogen werden. Für die Gasfemleitungsnetze treffen 
die gleiehen ökonomisehen Gmndsätze zu, wie sie aueh 
für die regionalen und lokalen Weiterverteilemetze gel- 
ten. Demnaeh stellen die Gasfemleitungsnetze (noeh) ein 
resistentes natürliehes Monopol dar.^'s Die Netzgebiete 
der überregionalen Femgasgesellsehaften sind historiseh 
bedingt voneinander abgegrenzt. Ein Gashändler hat da- 
her nur im Ausnahmefall die Wahl zwisehen mehreren 
Netzbetreibem. 

319. Die bisweilen vorgebraehten Einwendungen, dass 
es in der Vergangenheit durehaus zu parallelem Leitungs- 
bau und zum Stiehleitungsbau kam und folglieh keine re- 
levanten strakturellen Markteintrittsbarrieren im Bereich 
der Gasfemleitungsnetze bestehen würden, treffen so 
nicht zu. Die in der Vergangenheit aufgebaute Transport- 
und Speicherinfrastmktur durch die WINGAS diente vor- 
rangig dem konzemintemen Versorgungsinteresse der 
WINGAS-Muttergesellschaft BASF. Bis auf diese histo- 


Vgl. dazu auch Tz. 293. 

Diese Aussage wiegt insbesondere deshalb schwer, weil die auf Fem- 
leitungsebene verlangten Netzentgelte einen großen Teil der insge- 
samt verlangten Durchleitungsgebühren im Gasmarkt darstellen. Vgl. 
Monopolkommission, Hauptgutachten 2004/2005, a. a. O., Tz. 36 f ; 
dies., Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 533 ff 
^■^Zu den ökonomischen Grundlagen vgl. Monopolkommission, Son- 
dergutachten 49, a. a. 0., Tz. 434. Vgl. auch von Hirschhausen, C., 
Neumann, A., Rüster, S., Wettbewerb im Ferntransport von Erdgas? 
Technisch-ökonomische Grundlagen und Anwendung auf Deutsch- 
land, Gutachten im Auftrag der EFET Deutschland vom 11. Mai 
2007, S. 19 ff; Weizsäcker, C. von, Kurzgutachten zur Methode der 
Feststellung von Leitungswettbewerb auf der überregionalen Gas- 
Femleitungsebene, Gutachten im Auftrag der BEB vom 10. August 
2007. 


rische Ausnahmesitutation hat es seit der Liberalisiemng 
keinen signifikanten parallelen Leitungsbau mehr gege- 
ben. Zudem kam es nur sehr vereinzelt zum Stichlei- 
tungsbau. Die durch das WINGAS-Netz räumlich be- 
grenzte Leitungsparallelität reicht jedoch als alleinige 
Rechtfertigung für die Ausnahme von der kostenorien- 
tierten Entgeltregulierang nicht aus. Selbst bei teilweise 
sich überlappenden Netzen ist eher von strategischem Pa- 
rallelverhalten auszugehen als von einem Leitungswett- 
bewerb zwischen den Netzbetreibem. Auch die derzeitige 
Stmktur des deutschen Gasmarktes mit seiner Vielzahl 
von Marktgebieten zeigt keine Indizien für einen Wettbe- 
werb zwischen den Femgasnetzbetreibem. 

5.4 Zwischenfazit 

320. Die Monopolkommission würdigt die Anwendung 
der Vorschriften des Energiewirtschaftsgesetzes über die 
Regulierang und die Wettbewerbsaufsicht. Das Energie- 
wirtschaftsgesetz sieht vier koinzidente Entfiechtungsarten 
vor, die von der Bundesnetzagentur und den Landesregulie- 
rangsbehörden zu überwachen sind. Die Monopolkom- 
mission hat erhebliche Umsetzungsdefizite feststellen 
können, die dazu führen, dass eine tatsächliche Eigenstän- 
digkeit insbesondere im Rahmen der operationeilen und 
der informationellen Entflechtung nicht gegeben ist. Die 
Monopolkommission fordert die Bundesnetzagentur dazu 
auf, die Vorschriften rigoros auszulegen, deren Umsetzung 
zu überwachen und bei Bedarf die ihr zur Verfügung ste- 
henden Sanktionsmöglichkeiten zu nutzen. 

321. Im Gassektor sieht die Monopolkommission eine 
weitere Zusammenlegung von Marktgebieten zur Etablie- 
mng eines jeweils bundeseinheitlichen Marktes für H- 
bzw. L-Gas als unverzichtbar an. Charakteristisch für ein 
Marktgebiet ist, dass innerhalb desselben keine Engpässe 
bestehen und nur eine Gasqualität (H- oder L-Gas) gehan- 
delt wird. Größere Marktgebiete vereinfachen den Gas- 
transport und machen ihn preiswerter. Des Weiteren führt 
eine Reduktion der Marktgebiete zu einer höheren Liqui- 
dität, die Abwicklung der Transporte wird erleichtert und 
der Umgang mit Regel- und Ausgleichsenergie wird effi- 
zienter gestaltet. Wenn der Engpass nicht durch einen 
sinnvollen Netzausbau behoben werden kann, ist eine se- 
parate Marktgebietsbildung zulässig.Um zweifelsfrei fest- 
stellen zu können, ob mehrere Marktgebiete sinnvoll sind 
und tatsächlich Teilnetze vorliegen, bedarf es transparen- 
ter Verfahren, die physikalische Engpässe eindeutig iden- 
tifizieren bzw. prognostizieren. Diese Engpässe müssen 
permanenfer Nafur und nichf durch geeignefe Engpass- 
managementmefhoden zu beheben sein. Die Monopol- 
kommission erachtet die Aufnahme solcher Regelungen 
in die Gasnetzzugangsverordnung für sinnvoll. Die Zu- 
sammenlegung von Markfgebiefen isf bei den befeiligten 
Nefzbetreibem mit Kosten verbunden. Nach Auffassung 
der Monopolkommission bedarf es daher der Berücksich- 
tigung der Kosten für den Nef zausbau im Rahmen der 
Anreizregulierung. Die Monopolkommission plädiert 
aufgrund der Zentralität des Wettbewerbsproblems für 
eine Beschleunigung der Zusammenlegung und ruft die 
Bundesnetzagentur dazu auf, auch weiterhin bestimmt in 
diesem Prozess vorzugehen. In der Anordnung einer 
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Marktgebietszusammenlegung sieht die Monopolkommis- 
sion die Ultima Ratio. Darüber hinaus sähe die Monopol- 
kommission die Einrichtung einer einheitlichen Marktge- 
biete-Kooperationsplattform als sinnvoll an. Diese sollte 
neben Kapazitäten auch Entgelte ausweisen und neben 
den marktgebietsaufspannenden auch die nachgelagerten 
Netzbetreiber einbeziehen. 

322 . Mit Einführung eines neuen Bilanzierungssystems 
im Gassektor verfolgt die Bundesnetzagentur das Ziel, ein 
transparentes, kostenorientiertes, diskriminierungsfreies, 
für alle Marktgebiete geltendes System zu erschaffen, um 
dadurch die Liquidität des Gasmarktes zu erhöhen und so- 
mit den Wettbewerb zu fördern. Die Monopolkommission 
begrüßt den Systemwechsel mit der Einführung von 
GABi Gas. Durch den Wechsel von der Stundenbilanzie- 
rung zur Tagesbilanzierung, den die Monopolkommission 
in ihrem Sondergutachten 49 gefordert hatte, erhöht sich 
die Verantwortung der Netzbetreiber in einem deutlichen 
Umfang. Für die Bilanzkreisverantwortlichen nimmt die 
Komplexität der Belieferung deutlich ab. Kritisch sieht 
die Monopolkommission allerdings die Vereinbarkeit des 
Systemwechsels mit der deutschen Gasnetzzugangsver- 
ordnung und höherrangigem Recht sowie die sozialisie- 
rende Wirkung des Umlagekontos je Marktgebiet. Bei der 
Bestimmung der Ausgleichsenergieentgelte wird ein Korb 
von Referenzpreisen herangezogen. Dieses Vorgehen soll 
die Volatilität der Preisentwicklung reduzieren. Die Mo- 
nopolkommission sieht allerdings das Zustandekommen 
der gewählten Preise problematisch. Nicht alle herangezo- 
genen Handelsplattformen sind liquide und es müssen 
zum Teil OTC-Preise oder Vortageswerte ersatzweise he- 
rangezogen werden. Die Monopolkommission sieht hier 
die Gefahr von Verzerrungen. Dem gebildeten Preis für 
die Ausgleichsenergieentgelte fehlt damit die gewünschte 
Aussagekraft. Die Monopolkommission empfiehlt weiter- 
hin, die Liquidität der Börsen zu stärken, damit den dort 
gebildeten Preisen auch wirklich eine Leitfunktion zu- 
kommen kann. 

323 . Am 1 . Januar 2009 ist die Anreizregulierung für die 
Strom- und Gasnetze in Kraft getreten. Zu ihrer Vorberei- 
tung hat die Bundesnetzagentur zwei Entgeltgenehmi- 
gungsrunden durchgeführt, welche die Ausgangsbasis für 
die Erlösobergrenzen der ersten Regulierungsperiode der 
Anreizreguliemng bilden, ln diesen wurden zum Teil 
deutliche Kostenkürzungen dadurch erreicht, dass die Re- 
gulierungsbehörden im Gegensatz zu einigen Netzbetrei- 
bem methodisch unterschiedliche Ansätze zur Ermittlung 
der kalkulatorischen Kostenpositionen gewählt haben. 
Der Kartellsenat des Bundesgerichtshofs hat zu umstritte- 
nen Fragen der kostenbasierten Netzentgeltregulierung im 
Strombereich höchstrichterlich Stellung genommen und 
die Berechnung der Regulierungsbehörden im Wesentli- 
chen bestätigt, ln der zweiten Genehmigungsrunde wur- 
den neben den kalkulatorischen Kostenpositionen weitere 
Kostenkategorien einer detaillierten Prüfung unterzo- 
gen. Die Monopolkommission bemängelt die Verzöge- 
rung der Einführung der Anreizregulierung. Hierdurch 
wurden Ineffizienzen, die mit der Anwendung einer 
kostenbasierten Entgeltkontrolle einhergehen, um ein 
weiteres Jahr verlängert. 


324 . Die Monopolkommission ist besorgt über die un- 
einheitliche Rechtsanwendung im Rahmen der Netzregu- 
lierung durch die Bundesnetzagentur und die Landesregu- 
lierungsbehörden. Dadurch kommt es zu regulatorisch 
induzierten Ungleichbehandlungen von Unternehmen in 
Abhängigkeit davon, von wem diese reguliert werden. 
Hierdurch ist die Konsistenz des Regulierungsrahmens 
gefährdet. Insbesondere kritisiert die Monopolkommis- 
sion, dass Landesregulierungsbehörden nicht dieselbe 
politische Unabhängigkeit genießen wie die Bundesnetz- 
agentur. Der hierdurch gegebenen Versuchung einer In- 
dustriepolitik auf Landesebene ist zu widerstehen. Außer- 
dem verfügen die Landesregulierungsbehörden nicht über 
dieselbe Expertise wie die Bundesnetzagentur, da ihnen 
durch ihre beschränkte Regulierungspraxis nicht diesel- 
ben Vergleichsmöglichkeiten gegeben sind. Die Mono- 
polkommission ist daher äußerst skeptisch gegenüber der 
Regulierung durch die Landesregulierungsbehörden und 
fordert eine Regulierung anhand einheitlicher Maßstäbe, 
um Verzerrungen auf den Energiemärkten zu vermeiden. 

325 . Die Monopolkommission steht der Einführung ei- 
ner anreizorientierten Regulierung der Netzentgelte 
grundsätzlich positiv gegenüber. Die Unternehmen wer- 
den angehalten, sich sowohl an der Produktivititätsent- 
wicklung der Elektrizitäts- bzw. Gasbranche als auch an 
der eigenen Kostenentwicklung zu orientieren. Von dieser 
Art der Regulierung gehen allgemein positive ökonomi- 
sche Anreize hinsichtlich der allokativen, produktiven 
und dynamischen Effizienz aus. Kritische Punkte bei der 
Umsetzung der Anreizregulierung sieht die Monopol- 
kommission in der Abgrenzung der beeinflussbaren von 
den nicht beeinflussbaren Kostenbestandteilen sowie dem 
Effizienzvergleich, den Kosten für Sysfemdiensfleistun- 
gen, der Berücksichtigung von Investitionen sowie der 
Qualitätsregulierung. 

326 . Handlungsbedarf besteht bei der Berücksichtigung 
von Investitionen sowie der Qualitätsregulierung. Zur 
Gewährleistung hinreichender Ersatz- und Erweiterungs- 
investitionen sind Investitionsbudgets zu genehmigen. In- 
vestitionsbudgets dienen der Sicherstellung von Netzer- 
weiterungen und -Umstrukturierungen. Aus ökonomischer 
Sicht wird ein Netzbetreiber das Auslösen einer Investi- 
tion auch davon abhängig machen, ob und in welcher 
Höhe ein Investitionsbudget genehmigt wurde. Es ist da- 
her nach Ansicht der Monopolkommission unerlässlich, 
dass die Bundesnetzagentur zeitnah über die beantragten 
Budgets entscheidet. Des Weiteren ist aus Sicht der Mono- 
polkommission darauf zu achten, dass die Investitionsbud- 
gets um die Erlöse aus dem Engpassmanagement bereinigt 
werden, da diese für den Ausbau der Nefze zu verwenden 
sind. 

327 . Zur Gewährleistung eines hinreichenden Maßes 
an Versorgungssicherheit ist der Aufbau einer zur An- 
reizregulierung komplementären Qualitätsregulierung 
unabdingbar. Im Strombereich ist der Beginn der Qua- 
litätsregulierung zur zweiten Regulierungsperiode vor- 
gesehen. Für Gas soll die Qualitätsregulierung bei Vor- 
liegen belastbarer Daten erst zur zweiten oder im Laufe 
der zweiten Regulierungsperiode starten. Als proble- 
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matisch sieht es die Monopolkommission an, dass im- 
mer noch nicht geklärt ist, wie Qualitätsstandards ge- 
setzt und bei Unterschreiten sanktioniert werden. 
Gleichwohl begrüßt sie die Ankündigung der Bundes- 
netzagentur, bereits in der ersten Regulierungsperiode 
ein Q-Element im Strombereich einzuführen. Ziel der 
Überlegungen zum Q-Element muss ein angemessener 
Investitions- und Aufwandsanreiz sein, der einen 
volkswirtschaftlich optimalen Ressourceneinsatz für 
eine angemessene Zuverlässigkeit und eine bedarfsge- 
rechte Leistungsfähigkeit betriebswirtschaftlich loh- 
nend macht. Vor dem Hintergrund widersprüchlicher 
Aussagen zur aktuellen Netzqualität sieht es die Mono- 
polkommission als ein Versäumnis der Regulierung an, 
dass das Qualitätselement nicht bereits zu Beginn der 
Anreizregulierung implementiert wurde. 

328. Im Einbezug der Gasfemleitungsnetzbetreiber in 
die Anreizregulierung ab dem 1. Januar 2010 sieht die 
Monopolkommission einen längst überfälligen Schritt der 
Bundesnetzagentur. Die überregionalen Gasfemleitungs- 
netzbetreiber unterlagen bis dato aufgrand einer Ausnahme 
in der Gasnetzentgeltverordnung keiner Kostenprüfung. 
Die Bundesnetzagentur hat sich diesem Sachverhalt nun 
vertieft gewidmet und nach eingehender Prüfung in zehn 
ergangenen Entscheidungen festgestellt, dass die Femlei- 
tungsnetzbetreiber keinem Leitungswettbewerb ausge- 
setzt sind. Die Beschlüsse der Bundesnetzagentur ver- 
pflichten die Femleitungsnetzbetreiber nun dazu, ihre 
Netzentgelte kostenorientiert zu bilden. 

6 Engpassmanagement 

6.1 Wirtschaftstheoretische Anaiyse 

329. Knappe physische Interkonnektorkapazitäten sind 
ein wesentliches Hindernis für den Wettbewerb auf 
Strom- und Gasmärkten, ln der leitungsgebundenen Ener- 
giewirtschaft bestehen aus Sicht der Monopolkommission 
Probleme für den Wettbewerb auf dem Strommarkt vor 
allem durch Engpässe zwischen Deutschland und seinen 
Nachbarländern (Grenzkuppelstellen) und im Gasmarkt 
vor allem durch Engpässe innerhalb Deutschlands zwi- 
schen einzelnen Marktgebieten. 

Knappe physische Interkonnektorkapazitäten stehen der 
Schaffung eines europäischen Binnenmarktes entgegen. 
Ziel von Liberalisierung und Marktöffnung ist es, die 
Wettbewerbsintensität durch den grenzüberschreitenden 
Handel mit Strom und Gas zu erhöhen. Aus wettbewerbs- 
politischer Perspektive ist die unbedingte Vermeidung 
von Engpässen eine wesentliche Voraussetzung für die 
fortwährende wettbewerbliche Disziplinierung der bis- 
lang marktmächtigen Erzeuger von Strom und der markt- 
mächtigen Anbieter von Gas in ihren Marktgebieten. An- 
dernfalls kann auf dem Strommarkt durch die hohen, 
insbesondere politischen Markteintrittsbarrieren eine 
wettbewerbliche Disziplinierung nicht gewährleistet wer- 
den. Auf dem Gasmarkt ist es durch die Abhängigkeit 
von ausländischen Gasvorkommen und die hierdurch 
stets gegebene Notwendigkeit einer Durchleitung zum 
Verbraucher unmöglich, gegebene Engpässe durch zu- 


sätzliche Angebote innerhalb eines Marktgebietes wettbe- 
werblich auszugleichen. 

6.1.1 Ökonomische Wirkungen 
von Netzengpässen^^B 

330. Ein Engpass besteht, wenn an der Engpassstelle 
die Nachfrage nach Übertragungskapazität zum „Normal- 
preis“ das Angebot übersteigt. Beim Gasnetz entspricht 
der „Normalpreis“ dem kostenbasierten Preis für die Nut- 
zung der Netzkapazität, folglich den Entry- und Exitge- 
bühren. Im Stromnetz ist der „Normalpreis“ auf Großhan- 
delsebene, beispielsweise an den Grenzen der deutschen 
Übertragungsnetze, Null.^*^ Aus Sicht der Monopolkom- 
mission wird ein Engpass problematisch, wenn die Inter- 
konnektorkapazität aufgrund der unterschiedlichen Er- 
zeugerpreise dies- und jenseits des Interkonnektors stark 
einseitig und nicht nur vorübergehend vollständig bean- 
sprucht wird.^** Im Wesentlichen zeichnet sich ein Eng- 
pass dadurch aus, dass er ein eigentlich zusammenhän- 
gendes Marktgebiet in unterschiedliche Marktregionen 
teilt, in denen das an der jeweiligen regionalen Nachfrage 
und der regionalen Erzeugungstechnologie orientierte, je- 
weils effiziente Leistungsangebot zu unterschiedlich ho- 
hen Preisen führen würde. Die Knappheit der Interkon- 
nektorkapazität spiegelte sich dann in der Preisdifferenz 
zwischen den Regionen wider, einer Knappheitsrente, die 
sich beispielsweise bei der Verauktionierung der knappen 
Engpasskapazität erlösen ließe. 

331. Engpässe in Übertragungsnetzen haben statische 
(also kurzfristige) und dynamische (also längerfristige) 
Folgen. Für die Monopolkommission stehen im Vorder- 
grund der Betrachtungen die Wirkungen von Engpässen 
zum einen auf die produktive Effizienz und zum anderen 
auf die jeweils im Markt vorherrschende Wettbewerbsin- 
tensität. In kurzfristiger Perspektive geht es bei der Be- 
wirtschaftung von Netzengpässen um die Frage einer op- 
timalen Allokation der knappen Übertragungskapazitäten 
und - im Sfrommarkt - um die effiziente Nutzung der Er- 


Vgl. Höffier, R, Engpassmanagement und Anreize zum Netzausbau 
im leitungsgebundenen Energiesektor, Gutachten im Auftrag der 
Monopolkommission, Vallendar 2008. 

217 Für Handel an der Strombörse EEX fällt kein Transportentgelt an, 
wenn beispielsweise Strom aus Dänemark an der EEX nach Deutsch- 
land verkauft wird. Transportkosten trägt erst der Käufer, der den 
Strom beispielsweise an Stadtwerke weiterverkauft. 

21^ Die relativ geringe physische Transportkapazität einer Leitung besagt 
hierbei per se noch wenig über die Möglichkeiten von Engpässen in 
der Zukunft. Hierzu müssen immer auch die relativen Angebots- und 
Nachfragebedingungen in miteinander verbundenen Regionen be- 
trachtet werden. Strom ist ein homogenes Gut. Gas ist ein einge- 
schränkt homogenes Gut, das in Deutschland in zwei Qualitätsstufen 
gehandelt wird, die sich allerdings rechnerisch standardisieren las- 
sen. Beim leitungsgebundenen Handel homogener Güter lassen sich 
die Transaktionen in unterschiedlicher Richtung grundsätzlich sal- 
dieren. Hierdurch sind bei identischen Erzeugungsbedingungen und 
vergleichbaren Nachfragen in benachbarten Regionen Situationen 
vorstellbar, in denen ein reger Austausch trotz insgesamt geringer phy- 
sischer Interkonnektorkapazitäten zwischen den Regionen stattfindet. 
Dies bedeutet insbesondere, dass auch geringe Interkonnektorkapazitä- 
ten von großen Transaktionen physisch nicht beansprucht werden 
müssen, wenn diesen in der Gegenrichtung Transaktionen in gleicher 
Größenordnung entgegenstehen. 
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Zeugungskapazitäten. Hierbei ist auf die vollständige Aus- 
nutzung der knappen Übertragungskapazitäten zu drängen, 
da nur dureh sie die aktuell größtmögliehe Marktliquidität 
der miteinander verbundenen Teilmärkte und Marktregio- 
nen hergestellt und eine Ausnutzung der Erzeugungska- 
pazität entsprechend der Merit Order über alle Teilmärkte 
erfolgen kann. 

332. Die Merit Order wird nur eingehalten, wenn zu je- 
dem Zeitpunkt die effizienten Erzeugungsanlagen zum 
Einsatz kommen. Unter Wettbewerbsbedingungen ent- 
spricht der Preis den Grenzkosten der letzten produzierten 
Einheit. Engpässe führen nun zu unterschiedlich hohen 
Preisen in den an den Engpass angrenzenden Regionen. 
Die in jeder Region bestehenden Erzeugungskapazitäten 
werden stets gerade soweit ausgenutzt, wie dies durch die 
jeweils gegebene Nachfrage gerechtfertigt ist. Durch 
Engpässe wird daher in den benachbarten Regionen zu 
unterschiedlichen Grenzkosten produziert und es können 
nicht alle theoretisch möglichen Handelsgewinne reali- 
siert werden. Bei gemeinsamer Betrachtung der Regionen 
wird in der Niedrigpreisregion zu geringeren Kosten und 
damit zu wenig produziert, wohingegen in der Hochpreis- 
region zu höheren Kosten und damit zu viel produziert 
wird. Würden nun die Restriktionen durch eine Erweite- 
rung der Übertragungskapazitäten zwischen den Regio- 
nen gelockert, ließen sich individuelle Handelsgewinne 
und - bei unterschiedlichen Produktionstechnologien in 
den beiden Regionen - auch absolute Wohlfahrtsgewinne 
dadurch realisieren, dass Stromerzeugung aus der Nied- 
rigpreisregion in der Hochpreisregion angeboten wird. 
Die Wohlfahrt ließe sich nun durch die weitere Auflösung 
des Engpasses und die hierdurch möglichen Arbitragege- 
schäfte sukzessive steigern, bis schließlich ein einheitli- 
ches Preisniveau existiert und ein Kraftwerksabruf nach 
der Merit Order über die Gesamtregion hergestellt ist. 

Trotz der Steigerung der Gesamtwohlfahrt durch die Auf- 
lösung von Engpässen gibt es gleichwohl individuelle 
Gewinner und Verlierer. Die Integration der beiden 
Marktregionen führt zu Preissenkungen in der Hochpreis- 
region, während es zu Preissteigerungen in der Niedrig- 
preisregion kommt. Folglich profitieren von der Integra- 
tion die Verbraucher in der Hochpreisregion und die 
Produzenten in der Niedrigpreisregion, während die Ver- 
braucher in der Niedrigpreisregion und die Produzenten 
in der Hochpreisregion verlieren. Diese unterschiedlichen 
Interessen können dazu beitragen, dass die Beseitigung 
einer Engpasssituation erhebliche politische Widerstände 
überwinden muss. Dies gilt insbesondere, wenn Engpässe 
an nationalstaatlichen Grenzen betrachtet werden. 

333. Die bisherige Argumentation berücksichtigt noch 
nicht die für europäische Strommärkte charakteristische 
Tatsache, dass Angebotsstrukturen vermachtet und Preise 
daher überhöht sind. Dies ist jedoch aus Sicht der Mono- 
polkommission der eigentliche Kern des Problems. Eine 
Marktöffnung durch Beseitigung der Engpässe an den na- 
tionalen Außengrenzen entfaltet eine disziplinierende 
Wirkung auf die Stromerzeuger durch zusätzlichen Wett- 
bewerb und trägt daher zu einer Reduktion der mit der 


Vermachtung verbundenen beträchtlichen Wohlfahrtskos- 
ten bei. Die oben beschriebene Strategie der Kapazitäts- 
zurückhaltung wird nämlich umso weniger profitabel, je 
mehr andere (potenzielle) Konkurrenten zurückgehaltene 
Kapazitäten ausgleichen können. Zudem kann bei einem 
Abbau der Engpässe auch der Markteintritt auf dem Er- 
zeugermarkt durch Kraftwerksbau im Ausland erfolgen, 
sodass die beschriebenen institutioneilen Markteintritts- 
barrieren in Deutschland weniger Gewicht haben und we- 
niger marktverschließende Wirkungen entfalten. Die Mo- 
nopolkommission ist der Auffassung, dass die möglichen 
Verluste einzelner Interessengruppen durch eine Beseiti- 
gung der Netzengpässe an den deutschen Außengrenzen 
bereits kurzfristig von den Wohlfahrtsverbesserungen aus 
der Belebung des Wettbewerbs durch die Marktöffnung 
auf dem deutschen Strommarkt aufgewogen werden. Der- 
zeit spielt der Stromaußenhandel noch keine bedeutende 
Rolle bei der Bedienung der deutschen Stromnachfrage. 
Insgesamt war Deutschland im Jahr 2007 Netto-Sfromex- 
porteur mit einem Ausfuhrüberschuss von 19,1 Mrd. kWh. 
Mit der Sfromeinfuhr in Höhe von ca. 44,3 Mrd. kWh 
wurden weniger als 9 Prozent des Netto-Stromverbrauchs 
in Höhe von insgesamt ca. 541 Mrd. kWh in 2007 abge- 
deckt.219 

334. In dynamischer, also längerfristiger Hinsicht ste- 
hen Engpässe im Übertragungsnetz der optimalen Res- 
sourcenallokation entgegen. Insbesondere behindern sie 
die Anpassung der Energieerzeugung und Leistungsbe- 
reitstellung an die sich ständig verändernde Nachfrage 
auf den deutschen Energiemärkten. Beispielsweise kön- 
nen Netzengpässe durch ihre preisverzerrenden Wirkun- 
gen auf dem Strommarkt ineffiziente Standortentschei- 
dungen, mithin ineffiziente Investitionsentscheidungen 
der Kraftwerksbetreiber, zur Folge haben. 

6.1.2 Explizite und implizite Auktionen 
von Engpasskapazitäten 

335. Engpassmanagement befasst sich mit der kurzfris- 
tigen Allokation der gegebenen Engpasskapazitäten. Zur 
Intensivierung des Wettbewerbs sollten die vorhandenen 
Kapazitäten so bewirtschaftet werden, dass sie vollständig 
ausgelastet werden und in der Erzeugung die Merit Order 
des gesamten Marktes erfüllt ist, folglich stets die güns- 
tigsten Produzenten zum Zuge kommen. Hierzu ist eine 
Vielzahl alternativer marktlicher und nicht marktlicher 
Vergabeverfahren vorstellbar. Im öffentlichen Diskurs 
kommt Auktionsverfahren eine besondere Bedeutung zu, 
weil sie die rechtliche Forderung nach Diskriminierungs- 
freiheit und die ökonomische Forderung nach einem effi- 
zienten Allokationsergebnis durch ihre Marktorientierung 
vergleichsweise gut erfüllen. Für das Management von 
Netzengpässen schreibt die Europäische Union marktori- 
entierte Verfahren vor. Um einen effizienten grenzüber- 
schreitenden Handel zu erleichtern, muss die Kapazitäts- 
vergabe durch explizite (Kapazitäts-)Auktionen oder 
durch implizite (Kapazitäts- und Energie-jAuktionen er- 


21^ Vgl. BDEW, Energiemarkt Deutschland - Zahlen und Fakten zur 
Gas- und Stromversorgung 2008, a. a. 0., S. 5. 
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folgen. Für den Intraday-Handel kann ein fortlaufendes 
Handelsverfahren verwendet werden.220 

336 . Bei einer expliziten Auktion werden physisehe 
Übertragungsreehte unabhängig von den später tatsäeh- 
lieh realisierten Austausehbeziehungen versteigert. Der- 
jenige, dem Übertragungskapazität zugesproehen wird, 
hat hiemaeh das Reeht, diese zu beanspruehen, wenn er 
mit einem Erzeuger oder Abnehmer von Strom oder Gas 
jenseits des Engpasses handelseinig wird. Expliziten 
Auktionen ist das Problem zu eigen, dass mit einer gro- 
ßen Wahrseheinliehkeit nieht die gesamte verfügbare Ka- 
pazität tatsäehlieh aueh genutzt wird, weil die Käufer von 
Übertragungsreehten zum Erwerbszeitpunkt noeh keine 
perfekte Voraussieht im Hinbliek auf ihre späteren Liefer- 
beziehungen besitzen. Die Trennung von Energie- und 
Kapazitätsmärkten kann daher dazu führen, dass nieht die 
gesamte Engpasskapazität ausgenutzt wird. So ergibt bei- 
spielsweise im Strombereieh die Betraehtung des deutseh- 
dänisehen Interkonnektors für den Zeitraum 2002 bis 
2008, dass dureh explizite Auktionen eine vollständige 
Auslastung nur in 18 Prozent der Stunden erreieht wurde, 
ln einem Drittel der Stunden war die Auslastung des In- 
terkonnektors sogar geringer als 50 Prozent.^^i 

Die physisehen Übertragungsreehte einer expliziten Auk- 
tion erlauben strategisehes Verhalten der Marktteilneh- 
mer. Die Strategisehe Zurüekhaltung von physisehen 
Übertragungsgreehten müsste daher dureh ein wirksames 
Use-it-or-lose-it- oder Use-it-or-sell-it- Verfahren unter- 
bunden werden, das die Marktteilnehmer dazu verpflieh- 
tet, ungenutzte Kapazität entweder zurüekzugeben oder 
an Wettbewerber zu verkaufen. 

Dureh die Trennung von Energie- und Kapazitätsmärkten 
kommt es zudem zu einem Liquiditätsverlust an der 
Börse, da die Marktteilnehmer dureh Anonymität des 
Börsenhandelsplatzes bei Vertragssehluss nieht wissen, in 
weleher Region sieh der Transaktionspartner befindet. 
Explizite Auktionen lassen sieh daher als Instrument für 
das Engpassmanagement lediglieh im bilateralen Strom- 
handel nutzen .222 

337 . Bei einer impliziten Auktion erhält ein für beide 
Marktregionen einheitliehes Handelsbüro alle Übertra- 
gungsreehte und koordiniert die Preisbildung auf beiden 
über den Engpass miteinander verknüpften Marktregio- 
nen. Es ermittelt dann für beide Markfregionen den je- 
weils markträumenden Preis unter der Nebenbedingung, 
dass die besehränkte Interkonnektorkapazität vollständig 
ausgelastet wird. Hierzu kauft das Handelsbüro in Höhe 
der Engpasskapazität Energie in der Niedrigpreisregion 
und verkauft sie in der Hoehpreiszone. Dureh diese be- 
grenzten Transaktionen erhöht sieh der Preis in der Nied- 


22“ Vgl. Beschluss 2006/770/EG der Kommission vom 9. November 
2006 zur Änderung des Anhangs zur Verordnung (EG) Nummer 
1228/2003 über die Netzzugangsbedingungen für den grenzüber- 
schreitenden Stromhandel, Anhang Nummer 2.1, ABI. EU Nummer 
L 3 12 vom 1 1 . November 2006, S. 59, 6 1 . 

22> Vgl. Hüffler, F., Wittmann, T., Netting of capacity of interconnector 
auctions, Energy Journal 28(1), 2007, S. 113-144. 

222 Vgl. Waver, T., Konzepte für ein nationales Engpassmanagement im 
deutschen Übertragxmgsnetz, Zeitschrift für Energiewirtschaft 3 1 (2), 
2007, S. 113. 


rigpreisregion und verringert sieh in der Hoehpreisregion 
im Vergleieh zu Situationen, in denen der Engpass gar 
nieht oder nur unvollständig genutzt wird, ln Abhängig- 
keit von der verbleibenden Preisdifferenz zwisehen den 
Marktgebieten sowie der Kapazität des Engpasses reali- 
siert das Handelsbüro dann einen Arbitragegewinn, der 
der Knappheitsrente der Nutzung der Engpasskapazität 
entsprieht und dadureh entsteht, dass Produktion im Um- 
fang der Engpasskapazität aus der günstigeren Marktre- 
gion in der teureren Marktregion verkauft wird. 

Market Coupling bezeiehnet eine Form der impliziten 
Auktion, die im grenzübersehreitenden Handel notwen- 
dig wird. Die Energiebörsen in den benaehbarten Markt- 
gebieten unterhalten dann ein gemeinsames Handelsbüro, 
das den Handel zwisehen den Börsen koordiniert, ln der 
Praxis handelt es sieh bei Market-Coupling- Verfahren 
stets um hybride Kombinationen aus impliziten und ex- 
pliziten Auktionen. Den untersehiedliehen Verfahren ist 
gemeinsam, dass zwei getrennte Marktgebiete zur Be- 
wirtsehaftung des zwisehen ihnen bestehenden Engpasses 
kooperieren. Beim Market Coupling werden in der Regel 
Spotgesehäfte dureh das gemeinsame Handelsbüro über 
eine implizite Auktion abgewiekelt, während die Übertra- 
gungskapazität für langfrisfige Verträge über explizife 
Auktionen vergeben werden. Zu den Aufgaben des Han- 
delsbüros gehört es dann gegebenenfalls aueh, im Rah- 
men einer lastflussbasierten Kalkulation (Flow-based- 
Market-Coupling) die Belastungen umliegender Netze 
dureh einzelne Transaktionen zu berüeksiehtigen und die 
aufgrund physikaliseher Gesetzmäßigkeiten auftretenden 
Kreisflüsse auszugleiehen. Beim Open Market Coupling 
werden implizite und explizite Auktionen sowohl im 
kurzfristigen als aueh längerfristigen Handel parallel zu- 
gelassen. Hierdureh wird ein bilateraler Stromhandel über 
den Engpass neben dem Börsenhandel durehgängig mög- 
lieh und der Einfluss des Handelsbüros verringert. Aueh 
Market Splitting ist eine Form der impliziten Auktion. 
Hierbei teilt eine Energiebörse ihr eigenes Marktgebiet 
beim Auftreten einer dauerhaften Engpasssituation in zwei 
nur über den Engpass miteinander verbundene Marktre- 
gionen mit dann untersehiedliehen Großhandelspreisen. 

338 . Implizite Auktionen benötigen keine physisehen 
Übertragungsreehte über den Engpass. Das einheitliehe 
Handelsbüro kann aber finanzielle Übertragungsreehte im 
Volumen der physisehen Übertragungskapazität sehaffen 
und diese vor Beginn der Spotmarktauktionen der Ener- 
giebörsen verteilen. Finanzielle Übertragungsreehte ge- 
währen ihrem Inhaber das Reeht auf eine anteilige Betei- 
ligung an den Einnahmen des Handelsbüros. Wer ein 
finanzielles Übertragungsreeht hält, erhält für dieses die 
Großhandelspreisdifferenz der beiden an den fnferkon- 
nektor angesehlossenen Märkte, gegeben dass diese in 
Riehtung des finanziellen Übertragungsreehts positiv ist. 
Einem Anbieter aus der Niedrigpreisregion ermöglieht 
das finanzielle Übertragungsreeht Lieferverpfiiehtungen 
in die Hoehpreisregion zu Preiskonditionen, wie sie zum 
Zeitpunkt des Erwerbs des finanziellen Übertragungs- 
reehts gegolten haben, und stellt den Anbieter mithin fi- 
nanziell genauso, als ob er ein physisehes Übertragungs- 
reeht hielte und dieses für eine Arbitrage zwisehen den 
beiden Energiebörsen nutzen würde. Finanzielle Übertra- 
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gungsrechte dienen den Marktteilnehmern im engpass- 
übersehreitenden Energiehandel daher als ein Instrument 
zur Absieherung von Risiken, die sieh dureh ständig ver- 
ändernde Naehfrage- und Angebotsbedingungen auf den 
über den Engpass miteinander verbundenen Marktregio- 
nen ergeben. 

339 . Finanzielle Übertragungsreehte lassen sieh theore- 
tiseh über eine Vielzahl von Verfahren an die Marktteil- 
nehmer verteilen. Hierbei reieht das Spektrum vom 
Bestandssehutzverfahren, also der Zuweisung gemäß his- 
toriseher Nutzungsvolumina, bis zur eigenständigen Auk- 
tion. Die Monopolkommission plädiert für eine diskrimi- 
nierungsfreie, marktliehe Vergabe. Hierdureh gelangen 
die finanziellen Übertragungsreehte in die Hände derjeni- 
gen Marktteilnehmer, die diese am höehsten sehätzen, da- 
her die knappen Engpasskapazitäten am höehsten bewer- 
ten. Außerdem ermögliehen marktliehe Verfahren die 
Finanzierung der finanziellen Übertragungsreehte. Wür- 
den die finanziellen Übertragungsreehte hingegen unent- 
geltlieh vergeben, so müsste das einheitliehe Handelsbüro 
diese beispielsweise vollständig aus der Knappheitsrente 
gegenfinanzieren, die bei der Engpassbewirtsehaftung 
aufkommt. 

Auf den meisten Energiemärkten ist davon auszugehen, 
dass einzelne oder mehrere Anbieter über eine gewisse 
Marktmaeht verfügen, ln diesem Zusammenhang ist dem 
anfängliehen Allokationsverfahren für die finanziellen 
Übertragungsreehte und der Unabhängigkeit des einheit- 
liehen Handelsbüros Aufmerksamkeit zu sehenken. 
Marktmaeht hat zunäehst zur Folge, dass Anbieter zur 
Mengenzurüekhaltung neigen, um den Preis in die Höhe 
zu treiben. Dureh den Besitz von finanziellen Übertra- 
gungsreehten kann dieser Anreiz noch verstärkt werden. 
Da der Wert seines finanziellen Übertragungsrechts da- 
von abhängig ist, wie viel Energie der marktmächtige Er- 
zeuger auf seinem Heimatmarkt bereitstellt, erhält er 
durch einen Handel mit finanziellen Übertragungsrechten 
also eine „zusätzliche Dividende“ für seine Angebotszu- 
rückhaltung. Die Monopolkommission macht darauf auf- 
merksam, dass dieser Anreiz zu wohlfahrtsschädigender 
zusätzlicher Angebotszurückhaltung unabhängig vom 
Vergabeverfahren und auch bei der expliziten Auktion 
mit physischen Übertragungsrechten an Netzengpässen 
auftritt. Der Handel mit physischen Übertragungsrechten 
führt allerdings zusätzlich zu einer Unterauslastung des 
Interkonnektors. 

Marktmächtige Energieerzeuger haben Anreize zu strate- 
gischem, wettbewerbsbehindemdem Verhalten. So kann 
ihr Bestreben beispielsweise darin liegen, durch die Hor- 
tung der finanziellen Übertragungsrechte die Kosten ihrer 
Wettbewerber zu steigern. Damit Marktmacht bei Trans- 
aktionen über Netzengpässe zumindest keine unmittelba- 
ren Auswirkungen zeigt, sind von der Energieerzeugung 
unabhängige Handelsbüros zu fordern, deren Arbeit einer 
wettbewerblichen Aufsicht zu unterwerfen ist. Implizite 
Auktionen besitzen dann den unbedingten Vorzug gegen- 
über expliziten Auktionen, dass sich Marktmacht allein 
auf die finanziellen Übertragungsrechte erstrecken kann, 
während die Ausnutzung der physischen Übertragungska- 
pazitäten, die für die Preisbildung auf den regionalen 


Teilmärkfen von Bedeufung isf, von dieser nichf beein- 
frächtigf werden kann. 

340 . Damit auch längerfristigen Allokations- und Effi- 
zienzzielen entsprochen werden kann, ist aus wettbe- 
werbspolitischer Sicht eine Zweckbindung der Erlöse aus 
der Engpassbewirtschaftung zu empfehlen. Die Monopol- 
kommission vertritt daher die Auffassung, dass die Ein- 
nahmen aus der Engpassbewirtschaftung vollständig zur 
Verringerung des jeweiligen Engpasses einzusetzen sind. 
Der Erlös aus der Engpassbewirtschaftung entspricht im 
Ideal der Knappheitsrente, also dem ökonomischen Wert 
der den Engpass bildenden Knappheit. Dieser fällt umso 
geringer aus, je geringer der Engpass ist, und wird folg- 
lich auch immer geringer, je mehr in der Vergangenheit 
bereits in die Beseitigung der Engpasssituation investiert 
wurde.223 Die implizite Auktion ist dann ein vergleichs- 
weise robuster und von interessengeleiteter Einfluss- 
nahme weitgehend freier Mechanismus, mit dem sich 
mittel- bis langfristig aktuelle Engpässe beispielsweise an 
den deutschen Grenzen der Übertragungsnetze beseitigen 
lassen. 

341 . Ökonomisch stellt sich die Frage, ob bestehende 
Engpässe vollständig beseitigt werden sollen, denn der 
Netzausbau zur Beseitigung von Engpässen verursacht 
Kosten. Diese Kosten sind typischerweise durch kon- 
stante oder sogar steigende Grenzkosten gekennzeichnet, 
wogegen der zusätzliche Wohlfahrtsgewinn mit jeder 
weiteren Einheit zusätzlicher Kapazität abnimmt .224 Der 
effiziente Ausbau der Interkonnektorkapazitäten sollte 
daher nur bis zu dem Punkt vorgenommen werden, an 
dem der erwartete Effizienzgewinn aus der Kapazitätser- 
weiterung gerade ihren Kosten entspricht. Es ist daher aus 
theoretischer Erwägung darauf hinzuweisen, dass der 
vollständige Abbau aller Engpässe ineffizient wäre und 
die Aufmerksamkeit dem optimalen Management dieser 
Engpasskapazitäten zukommen muss, ln der Praxis 
spricht jedoch einiges für die Forderung nach einer weit- 
gehenden Beseitigung von Engpässen innerhalb und an 
den Grenzen der Übertragungsnetze. Denn zum einen ist 
der Engpassausbau in der Regel nicht in marginalen 
Schritten auszuführen, sondern in großen Blöcken, es 
handelf sich folglich in ökonomischer Terminologie um 


223 Dieser Zusammenhang ist schematisch in der Abbildung 6. 1 abgetra- 
gen. In der Abbildung wurde die Übertragungskapazität über den 
Engpass auf k festgelegt. Die Wohlfahrt hingegen würde unter Aus- 
lassung von Kosten der Kapazitätserweiterung bei einer Leitungska- 
pazität zwischen den Regionen in Höhe von q* maximiert, sodass 
sich ein einheitlicher Marktpreis über die Regionen 1 und 2 bilden 
würde. Liegt ein Engpass vor, ist k also strikt kleiner als q* gewählt, 
so fallen die Preise in den beiden angrenzenden Regionen entspre- 
chend den Unterschieden bei den Erzeugungskosten auseinander. Je 
kleiner k ist, desto größer ist der Engpass. Wenn die beiden Regionen 
vollständig auseinanderfallen und kein Austausch zwischen ihnen 
stattfinden kann, bildet sich in der Niedrigkostenregion ein Preis in 
Höhe von p' und in der Hochkostenregion in Höhe von p". Durch 
knappe Übertragungskapazitäten entsteht für den Betreiber des Eng- 
passes eine Knappheitsrente. Für einen Betreibermonopolisten ist es 
allerdings nicht optimal, die Engpasskapazität beliebig zu reduzieren. 
Zur Erlösmaximierung würde er diese stattdessen so festlegen, dass 
die mit „Congestion Rent“ gekennzeichnete Fläche maximiert wird. 

224 Ygi Höffier, F., Engpassmanagement und Anreize zum Netzausbau 
im leitungsgebundenen Energiesektor, a. a. O., S. 31. 
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Abbildung 6.1 


Ökonomische Wirkungen von Netzengpässen 



Quelle: Höffier, R, Engpassmanagement und Anreize zum Netzausbau im leitungsgebundenen Energiesektor, Gutachten im Auftrag der Monopol- 
kommission, Vallendar 2008, S. 13 


„lumpy Investments“. Zum anderen ist es privaten Inves- 
toren nicht möglich, sich alle Wohlfahrtsgewinne aus der 
Investition in die Kapazitätserweiterung anzueignen, mit- 
hin sind die Investitionsanreize zu gering. Diese geringen 
Investitionsanreize werden noch weiter geschwächt, 
wenn zusätzlich eine gewisse Marktmacht auf dem Markt 
für Kapazitätsausbau besteht. Diese hat dann zur Folge, 
dass die Preise für den Kapazitätsausbau nicht unbedingt 
den langfristigen Zusatzkosten entsprechen. 

6.2 Wirtschaftspolitische Empfehlungen 
6.2.1 Elektrizität 

342. Auf dem Strommarkt ist die Erreichung produkti- 
ver Effizienz von übergeordneter Bedeutung. Entspre- 
chend muss das Engpassmanagement ganz darauf ausge- 
richtet sein, einen Abruf der Erzeugungskapazitäten nach 
der Merit Order herbeizuführen. Hierin ist ein wichtiger 
Unterschied zum Gasmarkt zu sehen, wo der Wettbewerb 
auf dem Erzeugermarkt durch die gegebene Verteilung 
der natürlichen Ressourcen stark eingeschränkt ist. ln der 
Elektrizitätswirtschaft hingegen ist eine Konkurrenz bei 
der Stromerzeugung innerhalb der Europäischen Union 
möglich und erstrebenswert. Daher erscheinen der Mono- 
polkommission im Vergleich der beiden Märkte wettbe- 
werbspolitische Fragen für den Strommarkt besonders ge- 
wichtig. 

343. Die Stromnetzzugangsverordnung enthält rechtli- 
che Vorgaben für das Engpassmanagemenf. § 15 Sfrom- 
NZV befrifft im Wesenflichen innerdeutsche Engpässe, 
folgt jedoch den in der EG- Verordnung Nummer 1228/ 
2003^25 zum grenzüberschreitenden Stromhandel aufgestell- 
ten Grundsätzen.226 Das Engpassmanagement soll den 


225 Verordnung (EG) Nummer 1228/2003 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 26. Juni 2003 über die Netzzugangsbedingungen 
für den grenzüberschreitenden Stromhandel, ABI. EU Nummer L 
176 vom 15. Juli 2003, S. 1. 

226 Die Umsetzung der EG- Verordnung obliegt in Deutschland der Bun- 
desnetzagentur (§ 56 EnWG). 


Maßgaben der Diskriminierungsfreiheit, Transparenz und 
Marktori entierung folgen. So haben die Betreiber von 
Übertragungs- und Verteilnetzen Engpässe in ihren Net- 
zen und an den Kuppelstellen zu benachbarten Netzen 
mithilfe von netz- und marktbezogenen Maßnahmen zu 
verhindern. Lässt sich die Entstehung eines Engpasses 
nicht vermeiden, so sind die verfügbaren Leitungskapazifä- 
ten nach marktorientierten Verfahren diskriminierungsfrei 
zu bewirtschaften. Die bei der Engpassbewirtschaftung 
aufkommenden Erlöse sind anschließend unverzüglich 
für Maßnahmen zur Beseitigung von Engpässen zu ver- 
wenden, hierfür zurückzusfellen oder entgeltmindemd in 
den Nefzenfgelten zu berücksichtigen (§ 15 Absatz 3 Satz 1 
StromNZV). 

6.2. 1.1 Engpassmanagement in Deutschland 

344. Anders als an den deutschen Außengrenzen existie- 
ren gegenwärtig innerhalb des deutschen Übertragungs- 
netzes (noch) keine permanenten Netzengpässe. Durch die 
Förderung der Windenergie und die hierdurch zu erwar- 
tende Steigerung der Lastflüsse in Nord-Süd-Richtung 
sind diese jedoch zu erwarten, wenn nicht rechtzeitig ge- 
eignete Netzausbaumaßnahmen ergriffen werden. 

Am 8. und 9. August 2007 traten erstmals innerdeutsche 
Engpässe auf, die den freien Sfromfluss in Deufschland 
eingeschränkf haben und den Ausfall der Infraday-Han- 
delsplattform an der EEX zur Folge haften. Weitere kurz- 
fristige Aussetzungen gab es zwischen dem 7. und 10. No- 
vember 2007 sowie vom 1. bis 4. Dezember 2007. Laut 
Monitoringbericht der Bundesnetzagentur kam es im Jahr 
2007 in den deutschen Verteilnetzen zu einem Engpass auf 
der Höchstspannungsebene, zu fünf Engpässen auf der 
Hochsparmungsebene, zu einem Engpass auf der Mittel- 
spannungsebene und zu sechs Engpässen auf der Nieder- 
spannungsebene. Im Vergleich zum Vorjahr wird insbe- 
sondere der Rückgang von 19 auf nur noch fünf 
vorübergehende Engpässe auf der Hochspannungsebene 
vermerkf. Dies sei in ersfer Linie ein Erfolg der Nefzaus- 
baumaßnahmen der Nefzbefreiber und des Engpassma- 
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nagements.227 Temporäre, wiederkehrende Engpässe sind 
auch im Übertragungsnetz zu verzeichnen. Der Bau von 
Windenergieanlagen und der Zubau großer konventionel- 
ler Kraftwerke im Norden werden mittelfristig jedoch in- 
nerdeutsche Engpässe nicht vermeiden lassen. Die Situa- 
tion wird durch den deutschen Ausstieg aus der atomaren 
Stromerzeugung und den mit diesem verbundenen Rück- 
gang der Erzeugungskapazitäten insbesondere im südli- 
chen Deutschland verstärkt. Unter sonst gleichen Bedin- 
gungen insbesondere mit Blick auf die Nachfrage nach 
Strom führt dies zu einem stetig wachsenden Bedarf an 
Übertragungskapazität in Nord-Süd-Richtung. 

345 . Der Monopolkommission gegenüber wurde von 
Energieerzeugem geäußert, die Androhung einer voll- 
ständigen eigentumsrechtlichen Entflechtung von Netz 
und Erzeugung habe zudem zu einer gewissen Zurückhal- 
tung bei der Planung von Netzinvestitionen geführt. Die 
Gefahr eines latenten strukturellen Engpasses könne nur 
durch Leitungsbauprojekte beseitigt werden. Hemmend 
wirke jedoch die im Rahmen der Anreizregulierung ge- 
ringe effektive Verzinsung der Investitionen sowie das 
Risiko von gestrandeten Investitionen in die Leitungs- 
netze, falls sich ein angemeldeter Ausbau von Off-Shore- 
Windkraftanlagen verzögere oder ganz unterbleibe. Die 
Übertragungsnetzbetreiber beklagen weiterhin, dass Lei- 
tungsbauprojekte wegen der anhaltenden Diskussion über 
die Notwendigkeit von Infrastrukturprojekten und der ge- 
ringen gesellschaftlichen Akzeptanz von Freileitungen 
derzeit mit langen Realisierungszeiten behaftet seien. Die 
Bundesnetzagentur sieht das Haupthindernis für einen in- 
nerdeufschen Sfromleitungsausbau einerseifs in planungs- 
rechtlichen Verfahren und ihrer Dauer, andererseits in der 
zunehmenden Tendenz, eine Erdverkabelung einzufor- 
dem. Praktikabilität und Kosten seien hierbei durch den 
vergleichsweise engen Markt für Erdkabel Unsicherhei- 
ten unterworfen, in jedem Fall sei mit erheblich steigen- 
den Netzkosten zu rechnen. Die Monopolkommission 
teilt die Sorge, dass unsichere Rahmenbedingungen und 
mangelnde gesellschaftliche Akzeptanz sowie adminis- 
trative Hürden wesentliche Investitionshemmnisse sein 
können. Daher weist die Monopolkommission auch auf 
die Bedeutung verlässlicher Rahmenbedingungen für die 
Invesfifionsanreize und damif auch für die Versorgungssi- 
cherheit hin. 

346 . Temporäre innerdeutsche Engpässe werden heute 
von den Übertragungsnetzbetreibem über das sog. kos- 
tenbasierte Redispatching behandelt. Zur Vermeidung 
von Engpässen werden hierbei gezielt Kraftwerke hoch 
und runter geregelt. Die von den Kraftwerken für diese 
Art der Regelung gemeldeten Kosten werden ihnen von 
den Übertragungsnetzbetreibem ersetzt und als Regelkos- 
ten auf die Netznutzer umgelegt. Durch Vermeidung per- 
manenter Netzengpässe im Übertragungsnetz und die An- 
wendung des kostenbasierten Redispatching lässt sich auf 
der Ebene des Stromgroßhandels ein für ganz Deufsch- 
land einheitlicher Großhandelspreis für Sfrom ausweisen, 
auch wenn in einer femporären Engpasssifuation die Pro- 


Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 44. 


duktionsgrenzkosfen nicht in allen Regionen identisch 
sind. Aus wettbewerbspolitischer Perspektive erscheint 
dies zunächst günstig, da hierdurch im Gegensatz zu einer 
engpassbedingten Markttrermung die Zahl der Firmen, 
die auf dem einheitlichen Handelsplatz miteinander im 
Wettbewerb stehen, erweitert wird. Hierdurch erhöht sich 
die Liquidität des Stromgroßhandels und es wird tenden- 
ziell eine Vielzahl konkurrierender Austauschbeziehun- 
gen zwischen Stromanbietem und Stromnachfragem in 
ganz Deutschland ermöglicht. 

347 . Beim kostenbasierten Redispatching wird jedoch 
systematisch ignoriert, dass von dem einheitlichen Strom- 
preis ein verfälschtes Preissignal ausgeht, ln der einen 
Region ist der Strom dann zu günstig und es wird zu viel 
Strom verbraucht, während er in der anderen Region zu 
teuer ist und - gemessen an der optimalen Allokation - 
mehr Strom verbraucht werden könnte. Langfristig kön- 
nen die durch das kostenbasierte Redispatching verzerr- 
ten Preissignale daher für den Erhalt einer ineffizienten 
Erzeugerstmktur im Raum und das F esthalten an mittler- 
weile überholten Standortentscheidungen sorgen. Denn 
aus ökonomischer Sicht werden durch die Kostenerstat- 
tung die Preisunterschiede zwischen den Regionen ver- 
schleiert, die einen Anreiz dafür biefen sollfen, dort zu in- 
vestieren, wo im Rahmen des Redispatching- Verfahrens 
typischerweise hoch geregelt wird. 

Der größte Nachteil des kostenbasierten Redispatching 
ist, dass dem Übertragungsnetzbetreiber stets die Kosten 
des Engpassausgleichs erstattet werden, dieser daher 
keine dem Verfahren inhärenten Anreize besitzt, die Eng- 
passsituation zu vermeiden. Daher bestimmt die Strom- 
netzzugangsverordnung, dass Erlöse aus der Engpassbe- 
wirtschaftung in deren Beseitigung fließen müssen bzw. 
für diese zurückzusfellen oder nefzenfgeltmindemd ein- 
zusefzen sind. 

Außerdem sieht die Kraftwerks-Netzanschlussverord- 
nung bei innerdeutschen Engpässen eine Pflicht zum be- 
vorzugten Anschluss neuer Erzeugungskapazitäten vor 
(§ 7 KraftNAV). Bevorzugt angeschlossen werden hierbei 
Anschlussnehmer, die bis zum 31. Dezember 2007 ein 
Netzanschlussbegehren an den Netzbetreiber gerichtet 
haben und deren Erzeugungsanlage in der Zeit vom 1 . Ja- 
nuar 2007 bis zum 31. Dezember 2012 an das Netz ange- 
schlossen wird. Der Anspruch auf bevorzugten Netzan- 
schluss ist auf zehn Jahre ab dem Datum der ersten 
Netzeinspeisung, spätestens jedoch ab dem 31. Dezember 
2012, befristet. Im Fall eines Engpasses ist dann von dem 
Netzbetreiber Leitungskapazität ohne die Erhebung von 
zusätzlichen Entgelten bereitzustellen.^^s 

Bei vertikal integrierten Versorgern stellt das kostenba- 
sierte Redispatching zusätzlich ein Anreizproblem: ln 
dem Maße, in dem der Übertragungsnetzbetreiber über- 


228 Unter der verfügbaren Leitungskapazität ist nur Kapazität zu verste- 
hen, die nicht bereits für die Einspeisung nach dem Emeuerbare- 
Energien-Gesetz oder dem Kraft- Wärme-Kopplungsgesetz belegt ist. 
Jedoch darf nicht mehr als die Hälfte der verfügbaren Leitungskapa- 
zität vorrangig vergeben werden, andernfalls sind die bevorzugten 
Netzzugangsrechte anteilig zu kürzen. 



Drucksache 16/14060 


-94- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


teuerte Beschaffungskosten für das Redispatching in 
Form von Netznutzungsentgelten weitergeben kann, hat 
er einen Anreiz, Redispatching-Leistungen bei seinen ei- 
genen Kraftwerkstöchtem einzukaufen. Einem in dieser 
Weise geleiteten Verhalten kann Regulierung nur unvoll- 
kommen entgegenwirken. Die Monopolkommission ist 
daher der Auffassung, dass dieser Anreiz in einem inte- 
grierten Unternehmen immer existiert, auch wenn die ge- 
setzlichen Entflechtungsvorschriften diesen abmildem. 

348 . Die Bundesnetzagentur hat 2008 ein Gutachten ver- 
öffentlicht, das verschiedene Methoden zur Vermeidung 
und Bewirtschaftung von Engpässen untersucht und Vor- 
schläge zur Ausgestaltung eines innerdeutschen Engpass- 
managements unterbreitet. 229 Zur weiteren Ausgestaltung 
wurde 2008 mit einer Engpassevaluiemng begonnen. 
Hierbei sollen der Einsatz und die Kosten des kostenba- 
sierten Redispatching- Verfahrens beobachtet werden. Als 
Alternativen zu dem kostenbasierten Redispatching- Ver- 
fahren kommen bei innerdeutschen Netzengpässen insbe- 
sondere das marktbasierte Redispatching, Market Splitting 
und explizite Auktionen in Betracht. 

349 . Beim marktbasierten Redispatching würden die er- 
warteten positiven und negativen Energiemengen ver- 
gleichbar mit der Regelenergie ausgeschrieben und die 
Preisbildung für die Redispatching-Leistung einem markt- 
lichen Prozess unterworfen. Der Übertragungsnetzbetrei- 
ber erteilte dann den günstigsten Anbietern den Zu- 
schlag.230 Im Rahmen des marktbasierten Redispatchings 
können die Anbieter von Redispatching-Energie dann Ge- 
winne machen, wenn sie dem Übertragungsnetzbetreiber 
die ausgeschriebenen Mengen anbieten. Energieerzeuger 
besitzen daher Anreize, zusätzliche Erzeugungskapazitä- 
ten auf der Seite des Engpasses zu errichten, auf der ver- 
gleichsweise teure Kraftwerke im Zuge des Redispat- 
chings hoch geregelt werden müssen. Auf diese Weise 
würde der Engpasssituation durch eine Verändemng der 
Erzeugungskapazitäten im Raum entgegengewirkt. 

Zur Erhöhung der Marktliquidität ließe sich der Redispat- 
ching-Markt in den Regelenergiemarkt integrieren. Einer 
solchen Integration sind jedoch Grenzen dadurch gesetzt, 
dass Regelenergie und Energie für das Redispatching 
keine homogenen Güter sind. Der Abmf von Regelener- 
gie erfolgt typischerweise kurzfristiger und erfordert da- 
her höhere Hürden bei der Präqualifikation von Anbie- 
tern. Redispatching-Energie hingegen kann nicht gepoolt 
werden und muss gegebenenfalls knotengenau einge- 
speist werden. Außerdem bietet auch das marktbasierte 
Redispatching per se nur geringe Anreize zur dauerhaften 
Beseitigung der Engpasssituation durch einen Ausbau der 
Übertragungskapazitäten. Vielmehr werden durch dieses 
in großem Umfang Erzeugungskapazitäten zusätzlich zur 


229 Frontier Economics, CONSENTEC: Methodische Fragen bei der Be- 
wirtschaftung innerdeutscher Engpässe im Übertragungsnetz (Ener- 
gie). Untersuchung im Auftrag der Bundesnetzagentur, Bonn 2008. 

220 Marktbasiertes Redispatching kommt beispielsweise in Finnland, 
Großbritannien und Schweden zur Anwendung, vgl. Inders!, R., 
Wambach, A., Engpassmanagement im deutschen Stromübertra- 
gungsnetz, Zeitschrift für Energiewirtschaft 31(4), 2007, S. 333-342. 


Regelenergie gebunden und dem regulären Stromgroß- 
handel entzogen. 

Weiterhin bietet das marktbasierte Redispatching ebenso 
wie die marktbasierte Netzregelung Anreize zu alloka- 
tionsverzerrendem Verhalten, wenn auf der Erzeugerseite 
eine gewisse Marktmacht zu verzeichnen ist. Denn 
marktmächtige Energieerzeuger könnten ihre vergleichs- 
weise günstigen Erzeugungskapazitäten für das relafiv 
einträgliche Redispatching verwenden und sie dem Groß- 
handelsmarkt gleichzeitig preissteigemd entziehen. 

350 . Auktionen zur innerdeutschen Engpassbewirt- 
schaftung würden das Prinzip des über Deutschland ein- 
heitlichen Strompreises aufheben. Explizite Auktionen 
sind hierbei mit dem großen Nachteil verbunden, dass die 
fragliche Engpasskapazität in der Regel nicht vollständig 
ausgelastet wird. Das implizite Auktionsverfahren Mar- 
ket Splitting führte zunächst zu zwei durch den Engpass 
getrennten Marktregionen, würde jedoch für eine voll- 
sfändige Auslastung der Engpasskapazität sorgen. Die 
unterschiedlichen Strompreise in den Marktregionen wür- 
den den Energieversorgungsuntemehmen Anreize zum 
optimalen Ausbau der Erzeugungskapazitäten im Raum 
liefern. Erlöse aus der impliziten Auktion lassen sich 
zweckgebunden zur Beseitigung der betreffenden Eng- 
passsituation einsetzen. Insbesondere würden hierbei 
hohe Netzinvestitionen an denjenigen Stellen ausgeführt, 
an denen der Engpass am größten ist. Der Mechanismus 
zeichnet sich durch seine Robustheit aus, die Gefahr von 
Überinvestitionen ist begrenzt. Durch Market Splitting 
vergrößert sich allerdings auch die Gefahr einer vermach- 
teten, konzentrierten Stromerzeugung in den einzelnen 
Versorgungsregionen. Zumindest vorübergehend ist daher 
mit einem durch das Market Splitting eingeschränkten 
Wettbewerb auf dem Strommarkt zu rechnen. Es besteht 
die Gefahr, dass die voneinander getrennten Versorgungs- 
regionen bis zur Anpassung der Erzeugungskapazitäten 
zumindest auf kurze bis mittlere Frist durch marktmäch- 
tige Anbieter beherrscht werden und einem wirksamen 
Wettbewerb entzogen sind. 

351 . Redispatching- Verfahren erhalten kurzfristig den 
Wettbewerb durch die Wahrung einer einheitlichen Preis- 
zone auf dem Großhandelsmarkt. Der Monopolkommis- 
sion scheint das kostenbasierte Redispatching zur Behand- 
lung innerdeutscher Netzengpässe dem marktbasierten 
Redispatching- Verfahren überlegen zu sein. Das marktba- 
sierte Redispatching setzt zwar Anreize zu einer effizien- 
ten Standortwahl. Diese sind jedoch zum einen dadurch zu 
relativieren, dass die Gewinne aus dem Redispatching ver- 
mutlich im Gesamtkalkül des Kraftwerksbetreibers bei der 
Standortwahl nur eine untergeordnete Rolle spielen dürften, 
und zum anderen dadurch, dass die Gefahr strategischen 
Verhaltens durch das marktbasierte Redispatching auf den 
Regelenergiemärkten und dem Großhandelsmarkt beträcht- 
lich sein dürfte. Auch das kostenbasierte Redispatching ist 
vorsichtig auszugestalten. Es besitzt die typischen Probleme 
einer kostenbasierten Preisregulierung. Daher sind bei sei- 
ner Gestaltung insbesondere qualitative Aspekte zu berück- 
sichtigen und es istauf einen zielgerichteten Ausbau der 
Engpässe im Übertragungsnetz hinzuwirken. Außerdem 
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muss sichergestellt sein, dass Kostenwälzungsmöglichkei- 
ten den integrierten Übertragungsnetzbetreibem keine 
Möglichkeiten eröffnen, überhöhte Kosten geltend zu ma- 
chen und hierdurch den Wettbewerb zu schädigen. Wenn 
Engpasssituationen temporärer Natur sind oder als klei- 
nere Engpässe unregelmäßig an verschiedenen Orten auf- 
treten, ist das kostenbasierte Redispatching dann das vor- 
zuziehende Verfahren. 

352. Erst bei strukturellen innerdeutschen Engpässen ist 
Market Splitting als Verfahren zur Engpassbehandlung 
vorzuziehen. Die Monopolkommission ist der Auffas- 
sung, dass gerade seine Eigenschaft, kurz- bis mittelfris- 
tig Engpässe zu erhalten und hierdurch den Wettbewerbs- 
druck auf die bereits mit Erzeugungskapazitäten auf den 
Teilmärkten vertretenen Erzeuger zu schwächen, gegen 
Market Splitting als ein generelles Verfahren zum Um- 
gang mit Engpasssituationen im Stromsektor spricht. 
Market Splitting ist daher nur unter der Bedingung das 
gebotene Verfahren, dass strukturelle Engpässe vorliegen, 
die nicht länger als vorübergehend bezeichnet werden 
können, und dass die Zahl der getrennten Marktregionen 
klein bleibt. Andernfalls drohen erhebliche volkswirt- 
schaftliche Schäden durch die Anbieterkonzentration auf 
den dann regional begrenzten Großhandelsmärkten. Als 
Indikatoren für die strukturelle Schwere einer Engpasssi- 
tuation können prinzipiell ihre Häufigkeit und Dauer so- 
wie die Kosten von Redispatching-Maßnahmen herange- 
zogen werden. 

6.2. 1.2 Engpassmanagement an den Grenzen zu 
den europäischen Nachbarländern 

353. Temporäre oder permanente Engpässe sind gegen- 
wärtig an allen deutschen Landesgrenzen, mit Ausnahme 
von Österreich, zu beobachten.^^i An der Grenze von 
Deutschland nach Frankreich war in 2007 ein Rückgang 
der durchschnittlich verfügbaren Übertragungskapazitäten 
gegenüber 2006 zu verzeichnen. Bei insgesamt gleichblei- 
bender Importkapazität ist die deutsche Erzeugungsleis- 
tung in 2007 weiter angestiegen. Hierdurch ist der Ver- 
bundgrad von 14 Prozent in 2006 auf 13 Prozent in 2007 
zurückgegangen. Der Verbundgrad gibt das Verhältnis der 
Importkapazität zu der insgesamt in Deutschland instal- 
lierten Kraflwerksleistung an. ln der Vergangenheit wur- 
den Engpässe an den deutschen Landesgrenzen überwie- 
gend mit expliziten Auktionen bewirtschaftet, wobei die 
verfügbaren Übertragungskapazifäfen in drei Zeifscheiben 
als Jahres-, Monats- und Tagesmengen gehandelt wur- 
den.232 In rechtlicher Hinsicht ist die explizite Verauktio- 
nierung von Engpasskapazitäten unbedenklich und genügt 
den Anforderungen der EG- Verordnung Nummer 1228/ 
2003 und § 15 StromNZV. 

354. Die Engpasssituation an den deutschen Grenzen 
der Übertragungsnetze wird sich nach Auffassung von 
Bundesnetzagentur und Netzbetreibem in Zukunft vo- 
raussichtlich weiter verschärfen. Die Monopolkommis- 


231 Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 39 f. 

232 Vgl. BNetzA, Bericht über die Erlöse aus grenzüberschreitendem 
Engpassmanagement, Bonn 2007. 


sion teilt diese Meinung. Ausschlaggebend hierfür isf zum 
einen die Tafsache, dass regelmäßig politische Hinde- 
rungsgründe Leitungsbauprojekten im Wege stehen. Zum 
anderen hemmen Unsicherheiten aus der Androhung einer 
vollständigen eigentumsrechtlichen Entflechtung die An- 
reize in den investitionsintensiven Netzausbau. Aus Krei- 
sen der Industrie wurde gegenüber der Monopolkommis- 
sion beklagt, dass ein Leitungsausbau nur möglich sei, 
wenn im Rahmen von langwierigen Genehmigungsver- 
fahren die wirtschaftliche Notwendigkeit für jedes Pro- 
jekf eindeutig nachgewiesen werde. Der Abschluss der 
Verfahren werde zusätzlich dadurch erschwert, dass ein 
Leitungsausbau mit Freileitungen in Deutschland in wei- 
ten Teilen der Bevölkerung auf beträchtlichen Widerstand 
stoße. Allerdings wurde auch behauptet, dass an der über- 
wiegenden Anzahl der deutschen Außengrenzen der 
grenzüberschreitende Stromhandel aktuell nicht durch die 
Importfähigkeit des deutschen Netzes begrenzt werde, 
sondern durch die Exportfähigkeit der Nachbametze. 
Übertragungsnetzbetreiber gehen daher davon aus, dass 
sich die Netzengpässe an den Landesgrenzen kurz- bis 
mittelfristig nicht beseitigen lassen, da sich die notwen- 
dige Kapazitätserhöhung nicht auf den Ausbau der unmit- 
telbaren Kuppelstellen beschränkt, sondern sich auch auf 
das davor- und das im Ausland dahinterliegende Netz er- 
streckt. 

355. Im Jahr 2007 exportierte Deutschland Strom haupt- 
sächlich in die Niederlande, nach Österreich und in die 
Schweiz. Während der (Netto-)Export in die Niederlande 
gegenüber 2006 zurückgegangen ist, gab es Steigerungen 
in Richtung der südlichen Nachbarn. Wichtigste (Netto-)lm- 
portländer waren Frankreich, Polen und die Tschechische 
Republik. Die Einnahmen der Übertragungsnetzbetreiber 
aus der Vergabe grenzüberschreitender Übertragungska- 
pazitäten beliefen sich in 2007 auf insgesamt 396 Mio. 
Euro. Aus dem Export erlösten die Übertragungsnetzbe- 
treiber hierbei insgesamt ca. 228 Mio Euro (2006: 298 
Mio. Euro) und aus dem Import 168 Mio. Euro (2006: 338 
Mio. Euro). 223 Auf die deutschen Übertragungsnetzbetrei- 
ber allein entfielen dabei insgesamt 219 Mio. Euro gegen- 
über 314 Mio. Euro im Jahr 2006. 

Die Einnahmen wurden bislang fast vollständig zur Senkung 
der Netzentgelte eingesetzt. Zum Ausbau ihrer Interkormek- 
torkapazitäten haben E.ON und Vattenfall angekündigt, ei- 
nen Teil ihrer Einnahmen aus der Engpassbewirtschaftung 
in den Ausbau von Grenzkuppelstellen zu investieren.234 
Der Monopolkommission vermittelt sich jedoch weiterhin 
der Eindruck, dass die Engpasserlöse derzeit nur sehr zu- 
rückhaltend in den Abbau von grenzüberschreitenden 
Engpässen investiert werden. Daher sollten auf europäi- 
scher wie auf nationaler Ebene die EG- Verordnung Num- 
mer 1228/2003 und § 15 StromNZV so angepasst werden, 
dass die bei der Bewirtschaftung von Engpässen an den 
Grenzkuppelstellen anfallenden Erlöse ausschließlich zur 
Beseitigung dieser Engpässe eingesetzt werden müssen. 


233 In diesen Zahlen ist die Importrichtung Frankreich-Deutschland 
nicht enthalten. 

234 Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 41 f. 
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Abbildung 6.2 

Physischer Stromaustausch Deutschlauds mit deu Nachharläuderu 2007 iu TWh 



Quelle: Schiffer, H.-W., Energiemarkt Deutschland, 10. Aufl., Köln 2008, S. 267 


Hiervon abweichend hat die Bundesregierung in ihrer 
Stellungnahme zum Sondergutachten 49 der Monopol- 
kommission nur darauf verwiesen, dass mit der nun zu be- 
obachtenden Investition eines geringen Teils der Einnah- 
men aus der Bewirtschaftung der Grenzkuppelstellen in 
den Ausbau der Übertragungsnetze den europäischen Vor- 
gaben zum grenzüberschreitenden Stromhandel entspro- 
chen werde. Die Monopolkommission hält es jedoch nicht 
für ausreichend, nur einen geringen Teil der Einnahmen in 
den Ausbau der Übertragungsnetze zu investieren, wenn 
der Wettbewerb spürbar belebt werden soll. 

356. Die Bundesnetzagentur stellt in ihrem Monitoring- 
bericht Fortschritte bei der Bewältigung von Engpässen an 
den deutschen Landesgrenzen fest. Es existiert eine penta- 
laterale Absichtserklärung über die Einführung eines last- 
flussbasierten Market Coupling zwischen Deutschland, 


Frankreich und den Benelux-Staaten Ende 2009. An den 
deutschen Grenzen zu Polen und der Tschechischen Repu- 
blik war die Einführung eines lastflussbasierten Market 
Coupling ursprünglich für Anfang 2009 vorgesehen. 

357. Auch über die derzeit noch nicht über ein Market- 
Coupling- Verfahren bewirtschafteten deutschen Außen- 
grenzen sind Lieferbeziehungen für industrielle Strom- 
kunden möglich. Diese sind jedoch gegebenenfalls mit 
großen Schwierigkeiten belastet. Marktteilnehmer berich- 
teten der Monopolkommission, dass sie sich beispiels- 
weise um Stromlieferungen aus Osteuropa bemühten, die 
seinerzeit um 20 Prozent bis 40 Prozent unter den jeweili- 
gen EEX-Forward-Preisen angeboten wurden. Durch die 
Auktion an der Grenze wurden diese Preisvorteile beinahe 
aufgezehrt. Die verbliebenen Vorteile waren schließlich so 
gering, dass sie das mit den Kontrakten verbundene Eie- 
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ferrisiko nicht rechtfertigten, da eine Übertragung an den 
Interkonnektoren außerhalb des Market Coupling nicht 
mit Sicherheit gewährleistet ist. 

358 . An der Grenze zu Dänemark wurde zum 28. Sep- 
tember 2008 zunächst auf ein Open Market Coupling- Ver- 
fahren umgestellt. Es kombiniert explizite Kapazitätsauk- 
tionen mit kurzfristigen impliziten Auktionen. Bei dem 
Open Market Coupling im deutsch-dänischen Grenzge- 
biet mit der NordPool-Region verkaufen die Betreiber der 
Interkonnektoren zunächst Übertragungskapazität auf dem 
Wege einer expliziten Auktion. Die Wahrnehmung der 
Übertragungsrechte muss von den Marktteilnehmern day- 
ahead nominiert werden. Die sodann freibleibenden Ka- 
pazitäten werden der mit der Koordination der beteiligten 
Börsen EEX und NordPool beauftragten European Mar- 
ket Coupling Company (EMCC) gemeldet. Diese Kapazi- 
täten sind es dann, die von der EMCC als Market Coup- 
ling Capacities einem impliziten Auktionsverfahren 
zugeführt werden. Die EMCC erhält von der EEX als be- 
teiligter nationaler Strombörse für Deutschland und von 
NordPool als beteiligter Strombörse für Dänemark, Finn- 
land, Schweden und Norwegen die anonymisierten Auf- 
tragsbücher, aus denen sie anschließend optimale Last- 
flüsse, sog. Market Coupling Flows, nach einem 
Wohlfahrtskriterium kalkuliert. Hierbei ist es das Bestre- 
ben der EMCC, die Summe der Käufer- und Verkäufer- 
überschüsse zu maximieren. Die EMCC nimmt dann die 
ausgleichenden Gebote an den beiden Börsen vor, bis 
beide Börsenpreise entweder gleich sind oder die Eng- 
passkapazität vollständig ausgelastet ist. Ist Letzteres der 
Fall, entsteht eine Knappheitsrente aus der Bewirtschaf- 
tung des Engpasses, die dem Eigentümer des Interkonnek- 
tors zufließt. Die Monopolkommission hält Open Market 
Coupling grundsätzlich für ein geeignetes Instrument, die 
vollständige Auslastung des Interkonnektors zu erreichen 
und zu einer verbesserten Allokation beizutragen. Das 
Verfahren bietet zudem den Vorzug, dass sich zukünftig 
weitere Engpässe an anderen Landesgrenzen integrieren 
lassen. Hierdurch würde eine tiefer gehende europäische 
Integration der Übertragungsnetze ermöglicht.^^s 

359 . Die Monopolkommission setzt sich dafür ein, dass 
internationale Engpässe durch implizite Auktionen be- 
wirtschaftet werden. Bei der Ausgestaltung ist darauf zu 
achten, dass die Engpässe an verschiedenen Grenzen in 
untereinander kompatiblen Systemen zusammengefasst 
werden können, damit eine vollständige Marktintegration 
ohne gegenläufige Effekte erfolgt. Im Rahmen der impli- 
ziten Auktionen sollen finanzielle Übertragungsrechte 
versteigert werden, die den Unternehmen zur Risikoabsi- 
cherung dienen. Die Erlöse aus der Bewirtschaftung inter- 
nationaler Engpässe sollen ausschließlich zur Reduktion 
der Engpässe verwendet werden. Aus dieser Bestimmung 
entwickelt sich dann ein robuster und von interessengelei- 
teter Einflussnahme weitgehend freier Mechanismus, der 
stets zu einer Engpassreduktion vornehmlich an jenen Or- 


Zu einer entsprechenden Einschätzung gelangt auch CONSENTEC, 
Towards a common co-ordinated regional congestion management 
method in Europe, Study commissioned by the European Commis- 
sion DG Energy and Transport, 2007. 


ten führt, an denen die Knappheit der Übertragungskapa- 
zität am größten ist. 

360 . Hinsichtlich der Auswirkungen von Marktmacht 
haben weder implizite Auktionen noch explizite Auktio- 
nen eindeutige Vorteile. Es ist daher Auffassung der Mono- 
polkommission, dass die Tatsache, dass sich der deutsche 
Strommarkt durch einen gewissen Grad der Vermachtung 
auszeichnet, kein Argument gegen die Einführung eines 
umfassenden Market Coupling an den Grenzen der deut- 
schen Übertragungsnetze sein kann. Das vorrangige Ziel 
einer effizienten Produktion, das durch eine Marktintegra- 
tion erreicht werden soll, ist weder durch eine explizite 
Auktion noch durch eine implizite Auktion von Engpass- 
kapazitäten an den Grenzen des deutschen Übertragungs- 
netzes allein herbeizuführen. Gegenüber der reinen expli- 
zifen Aukfion biefef das Open Markef Coupling mit seiner 
impliziten Auktion den Vorteil, dass Engpasskapazitäten 
stets vollständig genutzt werden. Zwar erschwert die im- 
plizite Auktion sowohl kollusives als auch unilateral strate- 
gisches Verhalten marktbeherrschender Unternehmen über 
Grenzen hinweg, sie macht dies aber nicht unmöglich. 
Mithin kann Open Market Coupling die nationale und eu- 
ropäische Wettbewerbskontrolle nicht ersetzen. 

361 . Seit dem 8. Oktober 2008 ist das Open Market 
Coupling mit der NordPool-Region ausgesetzt. Der Mo- 
nopolkommission wurden als Gründe hierfür Unter- 
schiede in der Preisbildung auf den beteiligten Märkten 
genannt, die der verwendete Algorithmus nicht hinläng- 
lich berücksichtigte. Hierdurch sei es zu verfälschten 
Preissignalen gekommen, die den physischen Stromfiuss 
zeitweise in Richtung der Region mit dem niedrigeren 
Spotmarktpreis lenkten. Es ist das Verständnis der Mono- 
polkommission, dass die aufgetretenen Probleme zum ei- 
nen überwindbar und zum anderen technisch und nicht 
wirtschaftlich oder gar politisch motiviert sind. 

Die Schwierigkeiten verdeutlichen, dass die Integration 
weiterer Marktgebiete und nationaler Börsen Implemen- 
tierungs- und Koordinationsaufwand verursachen wird. 
Der Monopolkommission scheinen daher zukünftig beglei- 
tende koordinierende Aufgaben der nationalen Regulie- 
rungsbehörden und der von der Europäischen Kommission 
vorgeschlagenen Europäischen Agentur für die Zusam- 
menarbeit der Energieregulierungsbehörden (ACER) ge- 
boten.236 ACER soll die Bewirtschaftung der grenzüber- 
schreitenden Engpässe harmonisieren. Hierbei ist nach 
Auffassung der Monopolkommission jedoch zukünftigen 
Kompetenzstreitigkeiten dringend vorzubeugen. Mit 
Blick auf die Aufgabe der Beseitigung von Netzengpässen 
an den Landesgrenzen der Mitgliedstaaten zur Förderung 
des europäischen Strombinnenmarktes wird die überwie- 
gend beratende Funktion der Agentur für nationale Regu- 
lierungsbehörden als nicht zielführend abgelehnt. Daher 
sollte ACER nach Auffassung der Monopolkommission 


236 Die Gründung von ACER ist Bestandteil des dritten Legislativpakets 
der Europäischen Union zum Regulierungsrahmen für den Strom- 
und den Erdgassektor. Das Legislativpaket wurde am 25. Juni 2009 
vom Ministerrat angenommen. Die volle Arbeitsfähigkeit der Agen- 
tur ist für Mitte des Jahres 2011 vorgesehen. 
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als eine von den Mitgliedstaaten und der Europäisehen 
Kommission unabhängige Institution angelegt und mit 
klaren Entseheidungs-, Sanktions- und Leitlinienkompe- 
tenzen ausgestattet werden. 

6.2.2 Gas 

6.2.2. 1 Wettbewerbsdefizite der aktueiien 
Kapazitätssituation 

362. Der grenzüberschreitende Handel von Gas hat 
zwei wesentliche ökonomische Vorteile. Zum einen eine 
kostenminimale Exploration und Förderung und zum an- 
deren eine Erhöhung der Wettbewerbsintensität durch die 
Integration von Marktgebieten. Die kostenminimale Ex- 
ploration und Förderung von Gas ist eine Frage langfristi- 
ger Entscheidungen in Form von Investitionen in Pipe- 
line-Projekte, den Bau von LNG-Terminals oder der 
Beteiligung an Exploration und Förderaktivitäten. Der 
zweite Vorteil von grenzüberschreitendem Handel ist mit 
einer effizienten Engpassbewirtschaftung zu realisieren. 
Bereits bei zwei Anbietern in zwei verschiedenen Regio- 
nen mit identischen Gasbeschaffungskosten wäre die In- 
tegration beider Regionen ökonomisch sinnvoll. Die in- 
duzierte Wettbewerbsintensivierung senkt die Preise für 
die Abnehmer und reduziert Wohlfahrtsverluste korres- 
pondierend zur Nachfrageelastizität und erhöht die Kon- 
sumentenrente. Eine Beurteilung von Engpassmanage- 
mentverfahren sollte sich im Gasbereich daher von dem 
Ziel einer Wettbewerbsintensivierung leiten lassen und 
beachten, dass langfristige Bezugsportfolio-Entscheidun- 
gen nicht verzerrt werden. 

363. Im Gassektor werden zwei Arten von Engpässen 
unterschieden: zum einen der vertraglich bedingte und 
zum anderen der physische Engpass. Der vertraglich be- 
dingte Engpass bezeichnet eine Situation, in der das Aus- 
maß der Nachfrage nach verbindlicher Kapazität die tech- 
nische Kapazität übersteigt. Die verbindliche Kapazität 
bezeichnet dabei wiederum die Erdgasfemleitungskapazi- 
tät, die von dem Femleitungsnetzbetreiber vertraglich als 
nicht unterbrechbare Kapazität zugesichert wurde. Der 
physische Engpass hingegen bezeichnet die Situation, in 
der das Ausmaß der Nachfrage nach tatsächlichen Liefe- 
rungen die technische Kapazität zu einem bestimmten 
Zeitpunkt übersteigt. Die technische Kapazität wird defi- 
niert durch die verbindliche Höchstkapazität, die der 
Femleitungsnetzbetreiber den Netznutzem unter Berück- 
sichtigung der Netzintegrität und der betrieblichen Anfor- 
demngen des Femleitungsnetzes anbieten kann.^^^ 
Grandsätzlich bieten sich zwei Möglichkeiten an, um mit 
Kapazitätsengpässen umzugehen. Zum einen können 
weitere Leitungskapazitäten durch einen Ausbau des Net- 
zes geschaffen werden und zum anderen kann der Eng- 
pass mit geeigneten Verfahren bewirtschaftet werden. Bei 
der Frage, ob ein Engpassmanagementverfahren einge- 
setzt werden oder ein Ausbau der Kapazitäten erfolgen 
sollte, bedarf es einer sorgfältigen Prüfung. Sollte sich he- 
raussteilen, dass ein Engpass nicht stmktureller Natur ist. 


2” Vgl. dazu Artikel 2 Absatz 1 Nummer 16, 18, 21, 23 VO 1775/2005. 


kann er mit geeigneten Managementverfahren aufgelöst 
und sinnvoll bewirtschaftet werden. Ist der Engpass hin- 
gegen stmktureller Natur, tritt er dauerhaft auf und lässt 
sich nicht durch eine Verändemng der Allokation der Ka- 
pazitäten beheben, wird ein Netzausbau angezeigt sein. 
Im Einzelfall wird nicht einfach festzustellen sein, wann 
ein Engpass stmkturell bedingt ist. Diese Entscheidung 
sollte nach Auffassung der Monopolkommission Aufgabe 
der Bundesnetzagentur sein. 

364. Im Gassektor bilden die EG- Verordnung Nummer 
1775/2005238 sowie die Gasnetzzugangsverordnung den 
Rechtsrahmen für den Umgang mit Engpässen. Die EG- 
Verordnung Nummer 1775/2005 hat zum Ziel, durch ein 
Engpassmanagement zur Realisierang des Erdgasbinnen- 
marktes beizutragen und Regeln aufzustellen, die einen 
Ausgleich zwischen der notwendigen Freigabe ungenutz- 
ter Kapazitäten gemäß dem Grandsatz „use it or lose it“ 
einerseits und dem Recht der Kapazitätsinhaber, die Ka- 
pazität im Bedarfsfall zu nutzen, andererseits schaffen. 
Stellt der Netzbetreiber fest, dass die nachgefragten Ka- 
pazitäten nicht mit den verfügbaren Kapazifäfen überein- 
sfimmen, kommf es zu Engpässen. Mif verschiedenen 
Formen des Engpassmanagemenfs, die die EG- Verord- 
nung Nummer 1775/2005 als Mefhode zur optimalen und 
maximalen Nutzung der technischen Kapazität und zur 
rechtzeitigen Feststellung künftiger Engpassstellen be- 
zeichnet,239 wird versucht, diesen Mängeln anzuhelfen. 

365. Die Gasnetzzugangsverordnung sieht vor, dass die 
Zuteilung von Entry- und Exitkapazitäten in einem zwei- 
stufigen Prozess vorgenommen wird. Für die ersten 
90 Prozent der Kapazität gilt das Reihenfolgeverfahren, 
welches in § 9 GasNZV geregelt ist. Ist die Nachfrage hö- 
her als 90 Prozent, werden die verbleibenden 10 Prozent 
in einem einmal jährlich stattfindenden Versteigerungs- 
verfahren, welches § 10 GasNZV beschreibt, vergeben. 
Konkret werden ab dem Zeitpunkt, zu dem in der ersten 
Stufe 90 Prozent der Kapazitäten im Reihenfolgeverfah- 
ren vergeben worden sind, für 24 Stunden die Kapazitäts- 
anfragen gesammelt. Das Verfahren ruht für einen Tag. 
Übersfeigf die Gesamfnachfrage nach 24 Stunden die 
100 Prozent nicht, werden die letzten 10 Prozent ebenfalls 
im Reihenfolgeverfahren vergeben. Übersteigt die Nach- 
frage allerdings die 100 Prozent, liegt nach § 10 Absatz 1 
GasNZV ein vertraglicher Engpass vor und die letzten 
10 Prozent der Kapazität werden versteigert. Diese Ver- 
auktionierung spielt aktuell keine Rolle. Im Monitoring- 
bericht 2007 führt die Bundesnetzagentur für das Jahr 
2006 eine Kapazitätsauktion auf, im Monitoringbericht 
2008 wird keine genannt. Die Kapazitäten sind bereits 
frühzeitig ausgebucht. 

366. Ein weiteres wichtiges Element zur Beseitigung 
von Engpässen findet sich in § 14 GasNZV. Die Regelung 


238 Verordnung (EG) Nummer 1775/2005 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 28. September 2005 über die Bedingungen für 
den Zugang zu den Erdgasfemleitungsnetzen, ABI. EU Nummer L 
289 vom 3. November 2005, S. 1. 

239 Vgl ebenda, Artikel 2 Absatz 1 Nummer 5. 

240 BNetzA, Monitoringbericht 2007, S. 107. 
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sieht vor, dass Kapazitätsrechte auf dem Sekundärmarkt 
handelbar sein müssen. Laut § 14 Absatz 1 GasNZV wa- 
ren die Netzbetreiber verpflichtet, bis zum 1. August 
2006 eine gemeinsame elektronische Plattform für den 
Handel mit Sekundärkapazitätsrechten einzurichten, die 
alle Angebote gleichartiger Transportkapazität und Nach- 
fragen nach Kapazität für dieselben Netze oder Teilnetze 
für die Nutzer der Plattform transparent machen muss. 
Die Transport Capacity Exchange (frac-x) sollte der Um- 
setzung des § 14 GasNZV dienen.^"*! Grundsätzlich be- 
grüßt die Monopolkommission die Etablierung der Han- 
delsplattform und hält einen solchen Sekundärhandel für 
einen wichtigen wettbewerbsfordemden Mechanismus. 
Allerdings stößt die konkrete Ausgestaltung der Handels- 
plattform durchaus auf Kritik. 2^2 Auch gibt es in Deutsch- 
land aktuell keine belastbaren Daten und Erfahren mit 
dem Sekundärhandel von Kapazitäten. Zu Beginn des 
Jahres 2009 waren rund 360 Teilnehmer an der trac-x re- 
gistriert. Diese Zahl erscheint für die gehandelfen Volu- 
mina sehr hoch. Auch die Marktteilnehmer berichfen 
gegenüber der Monopolkommission, dass der Sekundär- 
handel akfuell nur einen sehr geringen Stellenwerf haf 
und es an Liquidität fehlt. Die Marktteilnehmer nutzen 
die Plattform nur in sehr geringem Ausmaß. Eine quanti- 
tative Analyse der European Regulators’ Group for Elec- 
tricity and Gas (ERGEG) zeigt, dass die Erfahrungen mit 
Sekundärmärkten in anderen europäischen Mitgliedstaa- 
ten ähnlich ernüchternd aussehen.243 

367 . Der Monitoringbericht der Bundesnetzagentur legt 
dar, dass es in Deutschland in großem Umfang vertragli- 
che Engpässe gibt. Diese Aussage wird auch durch Stel- 
lungnahmen der Marktteilnehmer gegenüber der Mono- 
polkommission gestützt. Im Gaswirtschaftsjahr 2007/ 
2008 betrug die freie Kapazität, die dem Markt im Rah- 
men von Reihenfolgeverfahren und Verauktionierung 
nach §§ 9, 10 GasNZV zur Verfügung sfand, deutlich we- 
niger als 10 Prozent.244 Die vorrangige Zuweisung von 
Kapazitäten in langfristigen Kapazitätszusagen stellt da- 
bei den Hauptgrund für die sehr weif verbreifefen verfrag- 
lichen Engpässe dar.245 Ersfaunlich isf allerdings, dass 
den hohen langfrisfigen Buchungen niedrige physische 
Auslastungsquofen gegenübersfehen. Nach Auskunft der 
Bundesnetzagentur liegen diese deutschlandweit bei 
durchschnittlich 36 Prozent.246 Allerdings hat diese Zahl 
nur eine bedingte Aussagekraft. Der Wert ergibt sich aus 
den beiden Größen „verfügbare Kapazifäten“ und „fat- 


241 Zu dem Zusammenschlussverfahren und der Würdigung des Be- 
schlusses des Bundeskartellamtes vgl. Monopolkommission, Haupt- 
gutachten 2006/2007, a. a. O., Tz. 601 f. 

242 Vgl. Growitsch, C., Rammerstorfer, M., a. a. 0., S. 28. 

242 „(...) that the current secondary markets are not performing as was 
hoped for by national regulators.“ ERGEG, Secondary Markets: The 
Way to Deal with Contractual Congestion on Interconnection Points? 
A Study for the North West Region of the Regional Gas Initiative, 
Februar 2007, S. 21. 

244 Die noch durchgehend freien Einspeisekapazitäten lagen im Gaswirt- 
schaftsjahr 2007/2008 bei 8 Prozent und die durchgehend buchbaren 
Ausspeisekapazitäten bei 6 Prozent. Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 
2008, S. 138. 

245 Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 140. 

246 Vgl. ebenda, S. 143. 


sächlich fransportierte Gasmengen“. Die Gasnachfrage 
schwankt, nicht zuletzt aufgrund dessen, dass ca. zwei 
Drittel des Gasverbrauchs auf das Winterhalbjahr entfal- 
len, weil Gas einen hohen Anteil am Wärmemarkt hat. 
Daher sollte eine geringe durchschnittliche Auslastung 
nicht unbedingt erstaunen, weil sich Spitzenauslastungen 
im Winter finden und ein geringer Bedarf im Sommer. 
Aussagekräftiger ist, dass die Bundesnetzagentur ermit- 
telt hat, dass der Anteil der Kapazitäten, die überhaupt 
einmal im Jahr zu 100 Prozent ausgelastet sind, bei der 
überwiegenden Zahl der Netzkoppelpunkte bei über 
80 Prozent lag.2"'2 

368 . Aus Mangel an festen Kapazitäten werden von 
Transportkunden zunehmend unterbrechbare Kapazitä- 
ten gebucht. Nicht nominierte Kapazitäten können nach 
§13 GasNZV als unterbrechbare Kapazitäten angeboten 
werden. Bei den unterbrechbaren Kapazitäten hat der 
Netzbefreiber das Recht, den Gasfluss des Kunden bei 
Bedarf, d. h. wenn andernfalls die Verträge über feste 
Transporfrechte nicht erfüllt werden können, zu unterbre- 
chen.248 Damit stellen die unterbrechbaren Kapazitäten 
zwar ein minderwertigeres Produkt als die fest buchbaren 
Kapazitäten dar, sind dafür allerdings auch niedriger im 
Preis. Laut Monitoringbericht der Bundesnetzagentur ga- 
ben 84 Prozent der Großhändler und Lieferanten an, diese 
Einspeisekapazitäten aus Mangel an fester Kapazität zu 
buchen. Bei der Ausspeisekapazität waren es sogar 88 Pro- 
zent, die aus diesem Grund auf unterbrechbarer Basis 
buchten. Die Zahl der tatsächlichen Unterbrechungen ist 
gering und kann als weiteres Indiz dafür gewertet werden, 
dass die vorhandenen Kapazitäten nicht voll ausgenutzt 
werden. Lediglich zwei Femleitungsnetzbefreiber muss- 
ten im Jahr 2007 Kapazitäten unterbrechen. 2^9 Die Bun- 
desnetzagentur hält fest, dass rückblickend für das Jahr 
2007 die unterbrechbaren Kapazitäten annähernd so ver- 
lässlich waren wie feste Kapazitäten. Allerdings vermutet 
sie auch, dass es bei zunehmendem Handel und einer 
möglichen Verschiebung der Handelssfröme in Zukunft 
häufiger zu Unterbrechungen kommen könnte und damit 
auch die Unsicherheit bei der Buchung unterbrechbarer 
Kapazitäten ansteigt. Daraus resultiert wiederum auch 
eine wachsende Bedeutung der Speicher für den deutschen 
Markt, die dazu dienen können, kurzfristige Schwankun- 
gen auszugleichen.250 

369 . Die Europäische Kommission konstatiert zahlrei- 
che Engpässe an den internationalen Grenzkuppelstellen. 
Für ein Land wie Deutschland, welches das Gas in über- 
wiegendem Maße importiert und als Transitland genutzt 
wird, trifft dies besonders zu.23i Die Bundesnetzagentur 
weist einen hohen Teil der Kapazitäten an den intematio- 


337 Vgl. ebenda, S. 144. 

33* Vgl. Artikel 2 Absatz 1 Nummer 13 VO 1775/2005. 

333 Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 20. 

350 Ygj zur Problematik der Speicher Kapitel 8. 

331 Deutschland deckt lediglich 15 Prozent seines Bedarfs an Erdgas aus 
inländischer Produktion. Die Summe der technisch maximalen Ein- 
speisekapazitäten ist daher wesentlich höher als die entsprechende 
Summe der Ausspeisekapazitäten an den entsprechenden Landes- 
grenzen. Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 139. 
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nalen Grenzkuppelstellen als dureh langfristige Verträge 
mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr ausgebueht 
aus. Insbesondere die Einspeiseleistungen aus Norwegen 
(99 Prozent) sowie Tschechien und Polen (94 Prozent) 
sind langfristig ausgebucht. Diese Interkonnektoren ver- 
einen knapp 60 Prozent der deutschen Importkapazitäten 
auf sich und es zeigt sich, dass maximal 6 Prozent frei 
verfügbar sind. Nach Einschätzung der Monopolkommis- 
sion ist diese Situation bedenklich. Allerdings sollte in 
die Betrachtung auch einfließen, dass die Interkonnekto- 
ren zu den Niederlanden, über die immerhin rund 3 1 Pro- 
zent der deutschen Importe gehen, lediglich zu 83 Pro- 
zent langfristig ausgebucht sind. Bei den Ausspeiseleis- 
tungen in Richtung Westen stellt sich das skizzierte Bild 
ebenfalls sehr deutlich dar (Luxemburg/Frankreich/ 
Schweiz mit 99 Prozent, Niederlande 99 Prozent, Belgien 
95 Prozent). 252 

370 . Die tatsächliche Nutzung der Grenzkuppelstellen 
scheint deutlich höher zu sein als die an den innerdeut- 
schen Netzkoppelpunkten. Die Bundesnetzagentur weist 
einen Wert von durchschnittlich 65 Prozent an den inter- 
nationalen Engpässen aus, wohingegen der innerdeutsche 
Wert bei 36 Prozent lag.253 Dennoch fällt auf, dass auch an 
den internationalen Grenzen insbesondere an den Über- 
gängen mit besonders hohem Anteil langfristig gebuchter 
Kapazitäten signifikante Volumina nicht genutzt werden. 
Wie die Tabelle 6. 1 zu den Einspeisekapazitäten zeigt, war 
bei Norwegen sowie Tschechien und Polen rund ein Vier- 
tel der Kapazitäten nicht bis zum Maximum ausgelastet. 
Bei den Niederlanden als einem der wichtigsten Bezugs- 
länder blieben sogar knapp 45 Prozent ungenutzt. 


232 Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 139. 
253 Ygj ebenda, S. 20. 


371 . Auch die Ausspeisekapazität weist einen überra- 
schend niedrigen Auslastungsgrad auf Auffällig ist zum 
Beispiel, dass der Interkonnektor zwischen Deutschland 
und den Niederlanden einen Auslastungsgrad von deut- 
lich unter 30 Prozent aufweist. Dies bedeutet allerdings, 
dass dem Handel am niederländischen Handelspunkt 
TTF, der als einer der wenigen liquiden Handelsplätze in 
Europa gilt, theoretisch nichts entgegensteht. Umso wich- 
tiger erscheint der Monopolkommission die Etablierung 
eines geeigneten Engpassmanagementsystems, damit die 
offensichtlich ausreichend vorhandenen Kapazitäten auch 
effizient genutzt werden. 

372 . Weitere Indizien für Engpässe in erheblichem Um- 
fang lassen sich der Datenbank der Bundesnetzagentur 
zur Dokumentation von Netzzugangsverweigerungen ge- 
mäß § 20 Absatz 2 EnWG entnehmen.254 Es zeigt sich, 
dass die Femgasgesellschaften den Zugang zumeist des- 
halb ablehnen, weil keine freien Kapazitäten buchbar 
sind. Im Jahr 2007 kam es insgesamt zu 173 Ablehnun- 
gen. Dies stellt im Vergleich zum Jahr 2006 einen Rück- 
gang um 357 dar. Bei einer Interpretation sollte allerdings 
beachtet werden, dass zahlreiche Interessenten erst gar 
keine Anfrage stellen, da sie aufgrund der obligatorischen 
Veröffentlichungen der Netzbetreiber bereits darüber in- 
formiert sind, dass keine buchbaren Kapazitäten mehr 
vorliegen. Von daher ist davon auszugehen, dass die tat- 
sächliche Kapazitätsnachfrage sogar erheblich höher ist, 
als in der Datenbank aufgeführt.255 

373 . Die aktuelle Situation ist in der Summe aus Sicht 
der Monopolkommission unbefriedigend. Für neue Anbie- 


254 Vgl. dazu http://www.bundesnetzagentur.de (Sachgebiete „Elektrizi- 
tät/Gas“, „Anzeigen/Mitteilungen“, „Mitteilung Verweigerung Gas- 
netzzugang gern. § 20 Absatz 2 EnWG“). 

Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 139 f. 


Tabelle 6.1 


Einspeisekapazität und deren Auslastung an internationalen Grenzkuppelstellen 



Anteil an der Snmme der maxima- 
len technischen Einspeisekapazität 
nach Dentschland in Prozent 

Anslastnngsgrad hei Volllast der 
maximalen technischen 
Einspeisekapazität in Prozent 

Norwegen 

20,97 

72,6 

Niederlande 

30,81 

55,7 

Belgien 

4 

9,5 

Luxemburg' 

Einspeisekapazität = 0 

Frankreich 

Schweiz 

Österreich 

4,92 

36,9 

Tschechien 

38,21 

71,2 

Polen 

84,2 

Dänemark 

1,08 

94,0 


* Zur Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen wurden die Länder Luxemburg, Frankreich und Schweiz sowie Tschechien und Polen in 
einer Gruppe zusammengefasst. 

Quelle: BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 139 und 143 sowie Berechnungen der Monopolkommission. 
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Tabelle 6.2 


Ausspeisekapazität und deren Auslastung an internationalen Grenzkuppelstellen 



Anteil an der Snmme der maxima- 
len technischen Ansspeisekapazität 
ans Dentschland in Prozent 

Anslastnngsgrad hei Volllast der 
maximalen technischen Ansspeise- 
kapazität in Prozent 

Norwegen 

Ausspeisekapazität = 0 

Niederlande 

17,94 

28,3 

Belgien 

17,95 

25,1 

Luxemburg' 

40,26 

76,5 

Frankreich 

95,3 

Schweiz 

98,6 

Österreich 

5,83 

57,3 

Tschechien 

18,02 

45,8 

Polen 

42,8 

Dänemark 

Ausspeisekapazität = 0 


• Zur Wahrung von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen wurden die Länder Luxemburg, Frankreich und Schweiz sowie Tschechien und Polen in 
einer Gruppe zusammengefasst. 

Quelle: Bundesnetzagentur, Monitoringbericht 2008, S. 139 und 143 sowie Berechnungen der Monopolkommission. 


ter stellt die fehlende Möglichkeit, feste Transportkapazi- 
täten zu buchen, eine erhebliche strukturelle Marktein- 
trittsbarriere dar. Die Ausweichlösung, unterbrechbare 
Kapazitäten zu nominieren, stellt einen deutlichen Wettbe- 
werbsnachteil gegenüber den etablierten Unternehmen mit 
langfristigen Kapazitätsbuchungen dar und ist mit einer 
zunehmenden Unsicherheit verbunden. Sekundärmärkte 
haben in der gegenwärtigen Konstellation ebenfalls keine 
Möglichkeit, ihre Wirkung zu entfalten. Aktuell erwartet 
die Monopolkommission nicht, dass sich dort kurzfristig 
ein nennenswertes Angebot entwickeln wird. Entweder 
wird die Kapazität von den Eigentümern selbst benötigt 
oder - sollte die These eines strategischen Verhaltens 
zutreffen - bewusst nicht angeboten werden. Diese Be- 
fürchtungen werden vollumfänglich von den neuen Wett- 
bewerbern auf dem Gasmarkf gegenüber der Monopol- 
kommission besfäfigf. 

374 . Langfristige Kapazifäfsbuchungen werden in vie- 
len Fällen mit einer Risikoreduktion begründet. Zum ei- 
nen werden damit langfristige Versorgungsverträge ge- 
spiegelt, die Transportkunden etwa bei der Belieferung 
von Stadtwerken eingehen. Zum anderen erfordert der 
Ausbau von Kapazitäten aus Sicht des Femleitungsnetz- 
betreibers und seiner Kapitalgeber eine sichere und lang- 
fristige Auslastung. Damit erfüllen langfristige Kapazi- 
tätsbuchungen eine wichtige ökonomische Funktion 
sowohl für die Anbiefer als auch die Nachfrager von Ka- 
pazifäfen. Würden keine langfristigen Kapazitätsbuchun- 
gen zugelassen, bestünde für den Anbiefer auf der einen 
Seife das Risiko einer mangelnden Auslastung, auch 
wenn sein Preis in Höhe des regulierten Netzentgeltes un- 
berührt bliebe. Die Monopolkommission schätzt dieses 
Risiko allerdings als gering ein, weil von den Marktteilneh- 
mern nahezu einhellig bestätigt wird, dass eine Überschuss- 
nachfrage nach Kapazifäfen besfeht. Auf der anderen Seife 


müssten Nachfrager, die langfristige Lieferverpflichtun- 
gen zum Beispiel gegenüber Stadtwerken haben, in jedem 
Fall Kapazitäten erwerben. Dies könnte zum einen sehr 
teuer werden und die Nachfrager gegebenenfalls einem 
strategischen Verhalten anderer Marktteilnehmer ausset- 
zen. Das Bundeskartellamt hat mit seinen Verfahren ge- 
gen die Praxis langfristiger Gaslieferverträge die hohe 
Bedeutung von langfristigen innerdeutschen Lieferverträ- 
gen gemindert und die Laufzeit langfristiger Lieferver- 
träge ist deutlich zurückgegangen.^^s Vor diesem Hinter- 
grund sieht die Monopolkommission keine zwingende 
Notwendigkeit mehr, langfristige Kapazitätszusagen zur 
Stützung langfristiger Lieferverträge zuzulassen. 

375 . Ein besonderes Gewicht kommt dem Abschluss 
von langfristigen Gaslieferverträgen an den nationalen 
Grenzen zu. Obligatorisch werden beim Import von Gas 
langfristige Lieferverträge mit Vertragspartnern, die zu 
einem hohen Anteil außerhalb der Europäischen Union 
sitzen,257 geschlossen. Ihnen kommt damit ein viel höhe- 
res Gewicht zu als den langfristigen Lieferverträgen in- 
nerhalb Deutschlands. Darüber hinaus entziehen sie sich 
sowohl dem Einflussbereich der deutschen als auch der 
europäischen Wettbewerbs- und Regulierungspolitik. 
Eine erzwungene Kürzung von Laufzeiten der Kapazi- 
tätszusagen, etwa im Rahmen von Capacity-Release-Zu- 
sagen, wie sie die Monopolkommission für die innerdeuf- 
sche Engpassbeseifigung vorgeschlagen haf, erscheint 
hier nicht angezeigt. Auch die Europäische Kommission 
hat sich im Dritten Richtlinienpaket sehr zurückhaltend 


256 Ygi dazu Monopolkommission, Hauptgutachten 2006/2007, a. a. O., 
Tz. 490 ff. sowie dies., Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 555 ff 

257 Wie Abschnitt 3.2.2 zeigt, wird lediglich 37 Prozent des deutschen 
Bedarfs aus inländischen Quellen oder aus Ländern, die der Europäi- 
schen Union angehören, gedeckt. 




Drucksache 16/14060 


- 102 - 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


zum Thema Engpassmanagement im Gas an den nationa- 
len Grenzen geäußert.^^s 

376. Trotz der Regelungen in § 13 GasNZV sieht die 
Monopolkommission deutliche Anreize für eine Hortung 
der Kapazitäten, die nach dem Grandfathering vergeben 
werden. Darüber hinaus erkennt sie für den als Konfroll- 
institution eingesefzten Nefzbefreiber keine Motivation, 
dagegen vorzugehen, wie es § 13 Absatz 2 GasNZV vor- 
sieht, weil er aufgrund des Use-it-or-lose-it-Prinzips in je- 
dem Fall sein Geld bekommen wird.^^^ Sollten Netzbe- 
treiber und Netznutzer gar verflochten sein, besteht sogar 
explizit ein Anreiz, die Hortung nicht zu unterbinden und 
die ungenutzten Kapazitäten nicht zu entziehen. Dem 
Netzbetreiber wird sogar ein weiter Ermessensspielraum 
gegeben, da er die Kapazitäten dann nicht zu entziehen 
braucht, wenn der Transportkunde gemäß § 13 Absatz 2 
Satz 4 GasNZV „schlüssig darlegt, dass er die Kapazitä- 
ten [...] weiterhin benötigt“. Nach Ansicht der Monopol- 
kommission sollen die Kontrolle und Durchsetzung der 
Freigabe ungenutzter Kapazitäten der Bundesnetzagentur 
übertragen werden. 

377. Die Monopolkommission hält es auch für unver- 
zichtbar, ein wirksames Engpassmanagement auf dem 
deutschen Gasmarkt zu etablieren. Sie beurteilt den Um- 
fang der Engpässe sowohl innerdeutsch als auch grenz- 
überschreitend als zu hoch und sieht negative Auswirkun- 
gen auf den Wettbewerb. Nur wenn die Kapazitätssituation 
verbessert wird, kann sich die wettbewerbliche Lage ver- 
bessern. Die zu entwickelnden Maßnahmen müssen mit 
der jeweiligen Engpasssituation korrespondieren. Dazu 
wird im Folgenden die innerdeutsche Situation getrennt 
von der grenzüberschreitenden betrachtet. Elektrizitäts- 
und Gaswirtschaft weisen grundsätzlich sehr viele Ähn- 
lichkeiten auf^so Daher ist das zur Verfügung sfehende In- 
strumentarium zur Engpassbewirtschaftung dem der 
Stromwirtschaft sehr ähnlich. Die Gaswirtschaft hat aller- 
dings ein von dem der Stromwirtschaft divergierendes 
Marktumfeld, aus dem sich die Unterschiede hinsichtlich 
wirtschaflspolitischer Handlungsempfehlungen ergeben. 
Es besteht eine starke Importabhängigkeit, die dazu führt, 
dass es keine Merit Order wie bei der Stromerzeugung 
gibt. Damit spielt die Sicherstellung einer kurzfristigen, 
kostengünstigen Produktion, die im Elektrizitätssektor 
von hoher Bedeutung ist, hier nur eine untergeordnete 
Rolle. 


258 Ygi EU-Kommission, Vorschlag für eine Verordnung des Europäi- 
schen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) 
Nummer 1775/2005 über die Bedingungen für den Zugang zu den 
Erdgasfemleitungsnetzen, KOM(2007) 532 endg. vom 19. Septem- 
ber 2007, S.26. 

259 Das Use-it-or-lose-it-Prinzip sieht vor, dass Kapazitäten, die nicht 
nominiert werden, trotzdem bezahlt werden und Dritten als unter- 
brechbare Kapazität angeboten werden müssen. Die Regelung inten- 
diert weiterhin, der missbräuchlichen und vertraglichen Kapazitäts- 
hortung entgegenzuwirken. Der Netzbetreiber ist dazu angehalten, 
einem Transportkunden die gebuchten Kapazitäten, die er nicht oder 
nur in einem geringen Umfang in Anspruch nimmt, zu entziehen. 

260 Zu diesen Ähnlichkeiten zählen neben der Homogenität der Produkte 
(im Gasbereich jedoch zu unterscheiden zwischen den Produktquali- 
täten H-Gas und L-Gas) und der Leitungsgebundenheit der Handel 
auf standardisierten Großhandelsmärkten sowie die Möglichkeit des 
Saldierens gegenläufiger Transaktionen. 


6.2.2.2 Engpassmanagement in Deutschland 

378. Im Gegensatz zum Elektrizitätsmarkt stellt im Gas- 
sektor die Kapazitätssituation im Inland im Vergleich zu 
derjenigen im grenzüberschreitenden Handel das signifi- 
kante Wettbewerbshemmnis dar. Die Implementierung ei- 
nes Engpassmanagements scheitert an der Verfügbarkeit 
freier Übertragungskapazitäten zwischen den Marktge- 
bieten. Mit dem Ziel, ein diskriminierungsfreies Kapazi- 
tätsmanagement auch im Gassektor zu realisieren, emp- 
fiehlt die Monopolkommission, an den Entry- und Exit- 
Punkten explizite Auktionen durchzuführen, bei denen 
eine signifikante Kapazitätsmenge versteigert wird. Ein 
Anteil von etwa 25 Prozent scheint der Monopolkommis- 
sion zunächst angemessen. Die Gaskapazitäten sollten 
mit lang- bis mittelfristigem Horizont, d. h. Jahres-, Mo- 
nats- und Wochenkapazitäten, verauktioniert werden. 

379. Allerdings stellt sich das Problem, überhaupt Kapa- 
zitäten, die versteigert werden können, in den Markt zu be- 
kommen. Die Monopolkommission sieht hier die Notwen- 
digkeit, ein „Transmission Capacity Release“-Programm 
aufzulegen, welches aus langfristigen Kapazitätszusagen 
bedient wird. Die bisherigen Inhaber langfristiger Rechte 
werden demnach dazu angehalten, anteilig Kapazitäten 
abzugeben oder in kurzfristige Kapazitäten umzuwandeln. 
Ein solches Programm bedeutet einen Nachteil für den bis- 
herigen Rechteinhaber. Aus wettbewerblichen Gründen 
scheint dieser Nachteil aus Sicht der Monopolkommission 
allerdings vertretbar. Ein solches Vorgehen könnte sich am 
Vorgehen des Bundeskartellamtes bei der Auflösung der 
langfristigen Gaslieferverträge orientieren. Das Amt hatte 
hier aus wettbewerbsfÖrdemden Gründen die Femgasun- 
temehmen dazu verpflichtet, ihre bestehenden Verträge 
mit den Weiterverteilem kartellrechtskonform zu gestal- 
ten, was in vielen Fällen zum Neuabschluss von Verträgen 
führte. Der Markt wurde von den alten Verträgen durch die 
Kombination von langfristiger Lieferbindung und hoher 
Vertriebsbedarfsdeckung abgeschottet und es bestand 
kaum eine Möglichkeit für neue Wettbewerber, in den 
Markt einzutreten. Beim Neuabschluss konnten die Unter- 
nehmen langfristige Verträge nur noch bei einer deutlichen 
Reduktion der Menge abschließen. So gilt, dass eine ver- 
tragliche Bedarfsdeckung von über 50 bis 80 Prozent 
höchstens mit einer Laufzeit von vier Jahren abgedeckt 
werden darf Für einen Bedarf über 80 Prozent gilt eine 
Maximallaufzeit von zwei Jahren.^^i Im vorliegenden Fall 
wäre eine Änderung des Rechtsrahmens erforderlich. Das 
„Ampelverfahren“, wie es § 10 Absatz 2 GasNZV vor- 
sieht, wäre obsolet. 

380. Die Monopolkommission wies bereits darauf hin, 
dass die Gasnetzbetreiber zwar dazu verpflichtet sind, 
eine dauerhafte Netzsicherheit zu gewährleisten. Aller- 
dings umfasst diese Pflicht in erster Linie die Beseitigung 
von Schwachstellen in bestehenden Netzen. Eine gene- 
relle Netzausbauverpfiichtung sieht das Energiewirt- 
schaftsgesetz nicht vor. ln § 6 Absatz 4 berechtigt die 


“■Vgl. dazu BKartA, Beschluss vom 13. Januar 2006, B8-1 13/03, 
WuW/E DE-V 1147 „E.ON/Ruhrgas“ sowie Monopolkommission, 
Hauptgutachten 2006/2007, a. a. O., Tz. 490 ff. und dies., Sondergut- 
achten 49, a. a. 0., Tz. 555 ff. 
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Gasnetzzugangsverordnung den Netzbetreiber sogar, bei 
dauerhaften physischen Engpässen das Netz in verschie- 
dene Teilnetze zu untergliedern. Die Einnahmen, die aus 
den expliziten Auktionen resultieren, sollten daher nach 
Auffassung der Monopolkommission mit einer Zweck- 
bindung verbunden und zur Engpassbeseitigung verwen- 
det werden. Diese Maßnahme lenkt die Mittel in die rich- 
tige Richtung. Sollte der Netzbetreiber den Ausbau an der 
entsprechenden Stelle für nicht sinnvoll erachten, könnte 
die konkrete Ausgestaltung des Systems einen allgemei- 
nen Fonds zum Netzausbau umfassen, in den die Einnah- 
men aus der Versteigerung von Kapazitäten einfließen. 
Diese Entscheidungen sollten nach Meinung der Mono- 
polkommission letztlich von der Bundesnetzagentur ge- 
troffen werden. Dazu wäre ebenfalls einer Änderung der 
rechtlichen Rahmenbedingungen angezeigt. Insbesondere 
bedarf es einer Streichung der Wahlmöglichkeit der Er- 
lösverwendung, wie sie § 10 Absatz 6 GasNZV aktuell 
vorsieht. Allerdings bleibt abzuwarten, in welchem Um- 
fang tatsächlich ein Bedarf nach umfassenden Netzaus- 
bauten im Gassektor besteht. Auch wenn gegenwärtig 
eine hohe Zahl von Engpässen im deutschen Gasnetz 
konstatiert werden kann, vermutet die Monopolkommis- 
sion, dass - sollten Kapazitäten in spürbarer Menge ver- 
auktioniert werden - keine relevante Überschussnach- 
frage mehr vorhanden sein wird und dementsprechend 
auch nur geringe Einnahmen entstehen werden. Der Be- 
darf zum Netzausbau wird sich folglich als gering darstel- 
len. Die Installation des Auktionsmechanismus ist daher 
von besonders hoher Bedeutung zur Lenkung der Mittel. 
Die Monopolkommission empfiehlt eine Überprüfung der 
Funktionsfähigkeit des Systems nach einem Jahr. 

381. Bei expliziten Auktionen mit physischen Übertra- 
gungsrechten entsteht zusätzlich die Gefahr der Hortung 
von Kapazitäten und damit wiederum das Problem der 
dadurch bedingten physischen Unterauslastung, die bei 
impliziten Auktionen nicht gegeben ist. Von daher sieht 
die Monopolkommission eine weitere wichtige Möglich- 
keit, Wettbewerbsdefizite abzubauen, darin, die Bundes- 
netzagentur mit der Kontrolle über Kapazitätshortung und 
dem Entzug gehorteter Kapazitäten zu beauftragen. Diese 
Aufgabe beim Femleitungsnetzbetreiber zu belassen, 
scheint aufgrund möglicher Interessenkollisionen nicht 
angebracht. Die Monopolkommission empfiehlt eine da- 
hingehende Änderung von § 1 3 GasNZV. 

6.2.2. 3 Engpassmanagement an den Grenzen zu 
den europäischen Nachbarländern 

382. Auch im Bereich der grenzüberschreitenden Eng- 
pässe sieht die Monopolkommission die Notwendigkeit, 
ein Engpassmanagement zu implementieren, welches auf 
der Basis von expliziten Auktionen Kapazitäten an den 
Grenzkuppelstellen vergibt. Hier erachtet sie eine Ver- 
gabe signifikanter Mengen auf Jahres-, Monats- und Wo- 
chenebene ebenfalls für sinnvoll. Die Analyse der Bedeu- 
tung langfristiger Gaslieferverträge an den intemationeln 
Grenzkuppelstellen hat allerdings gezeigt, dass die Imple- 
mentierung eines „Transmission Capacity Release“-Pro- 
gramms nicht angezeigt ist, um Kapazitäten für den 
Markt freizubekommen. Darüber hinaus zeigen die Daten 
der Kapazitätsflüsse, dass bereits aktuell nicht alle Men- 


gen in langfristigen Buchungen gebunden sind.^s^ Auch 
spricht der im Vergleich zur innerdeutschen Situation in 
der Regel höhere tatsächliche Auslastungsgrad für ein ef- 
was gemäßigfes Vorgehen. Bereifs heufe verfügen alter- 
native Anbieter über die Kapazitäten der Interkonnekto- 
ren, wie die Tabelle 6.3, die einen Überblick der Import- 
und Exportkapazitäten darstellt, zeigt. 

383. Die vollständige Zweckbindung der Auktionser- 
löse wäre nach Auffassung der Monopolkommission 
auch hier das Mittel der Wahl, das Investitionen in neue 
Infrastruktur richtig priorisiert. Darüber hinaus ist diese 
Regelung vergleichsweise einfach zu handhaben. Ein 
Wahlrecht zur Erlösverwendung wird von der Monopol- 
kommission abgelehnt. Es ist zu vermuten, dass die zu er- 
zielenden Erlöse langfristig gering sein werden. Die Ge- 
fahr von Überkapazitäten sieht die Monopolkommission 
daher nicht zwangsläufig bzw. wertet sie als weit weniger 
schwerwiegend als Unterkapazitäten. Aus Gesichtspunk- 
ten der Versorgungssicherheit ist die Zweckbindung 
ebenfalls weitaus effektiver als das Wahlrecht. Zur Um- 
setzung einer vollständigen Zweckbindung wird eine 
Rechtsänderung notwendig sein. Ferner stellt sich die 
Frage nach der verfassungsrechtlichen Durchsetzbarkeit. 
Die Monopolkommission gibt darüber hinaus zu beden- 
ken, dass eine internationale Koordination dieser Maß- 
nahme unbedingt erforderlich ist. Diesbezügliche An- 
strengungen könnten zum Beispiel von der ERGEG 
angestoßen werden. 

384. Analog zur innerdeutschen Maßnahme würde die 
Implementierung der expliziten Auktion für das grenz- 
überschreifende Engpassmanagemenf eine Änderung des 
in § 10 GasNZV verankerten „Ampelverfahrens“ erfor- 
derlich machen. Eine Missbrauchsaufsicht zur Sanktio- 
nierung von Kapazitätshortungen ist aus Sicht der Mono- 
polkommission unverzichtbar. § 13 GasNZV bietet auch 
für die internationalen Engpässe keine befriedigende Lö- 
sung. Wie bei den nationalen Engpässen sollte die Auf- 
sichtsfunktion von der Bundesnetzagentur übernommen 
und die Gasnetzzugangsverordnung entsprechend abge- 
ändert werden. 

6.3 Zwischenfazit 

385. Aus wettbewerbspolitischer Perspektive ist die un- 
bedingte Vermeidung von Engpässen eine wesentliche 
Voraussetzung für die fortwährende wettbewerbliche Dis- 
ziplinierung der bislang marktmächtigen Erzeuger von 
Strom und der marktmächtigen Anbieter von Gas. An- 
dernfalls kann auf dem Strommarkt durch die hohen, ins- 
besondere politischen Markteintrittsbarrieren eine wett- 
bewerbliche Disziplinierung nicht gewährleistet werden. 
Auf dem Gasmarkt ist es durch die Abhängigkeit von 
ausländischen Gasvorkommen und die hierdurch stets ge- 
gebene Notwendigkeit einer Durchleitung zum Verbrau- 
cher unmöglich, gegebene Engpässe durch zusätzliche 
Angebote innerhalb eines Marktgebietes wettbewerblich 
auszugleichen. 


262 So sind z. B. 27 Prozent der Kapazität aus Belgien und 24 Prozent 
der Kapazität aus Österreich nicht in langfristigen Verträgen (von 
mehr als einem Jahr Dauer) gebunden. 
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Tabelle 6.3 


Import- und Exportkapazitäten an den deutschen Grenzübergangspunkten 

(Stand: April 2009) 


Interkonnektor 

Rich- 

tung 

Exportunternehmen 

Importunternehmen 

Max. techn. Kap. 
in Mio. Nm^/h 

Hora Svate Kateriny/ 
Olbemhau 

D^CZ 

Wingas Transport 

RWE Transgas Net 

n. a. 

CZ^D 

RWE Transgas Net 

Wingas Transport 

1,38 

Hora Svate Kateriny/ 
Deutsch Neudorf 

CZ^D 

RWE Transgas Net 

Ontras 

1,53 

D^CZ 

Ontras 

RWE Transgas Net 

1,76 

Waidhaus 

CZ^D 

RWE Transgas Net 

E.ON Gastransport 

n. a. 

Waidhaus 

D^CZ 

E.ON Gastransport 

RWE Transgas Net 

n. a. 

GDF Deutschland Transport 

Oberkappel 

A^D 

OMV Gas 

E.ON Gastransport 

0,94 

GDF Deutschland Transport 

A 

E.ON Gastransport 

OMV Gas 

0,36 

GDF Deutschland Transport 

Burghausen/Überackem 

A^D 

OMV Gas 

Wingas Transport 

0,42 

Bayemgas 

Kiefersfelden 

D^A 

Bayemgas 

Omv Gas 

0,1 


D^CH 

E.ON Gastransport 

ENI Gas & Power CH 

2,43 

ENI 

Swissgas 

Medelsheim/Obergailbach 

D^F 

E.ON Gastransport 

GRTgaz 

1,6 

GDF Deutschland Transport 

Remich 

D^L 

E.ON Gastransport 

SOTEG 

0,12 

Zevenaar 

NL^D 

Gastransportservices 

E.ON Gastransport 

1,3 

Bochholtz 

NL^D 

Gastransportservices 

ENI 

1,5 

E.ON Gastransport 

Winterswijk 

NL^D 

Gastransportservices 

E.ON Gastransport 

2 

Bunde - Oude Statenhijl 
(H) 

NL^D 

Gastransportservices 

E.ON Gastransport 

0,73 

Wingas Transport 

0,21 

Gasunie Deutschland 

1,1 

EWE 

0,6 

D^NL 

E.ON Gastransport 

Gastransportservices 

1,67 

Wingas Transport 

1,2 

Gasunie Deutschland 

0,1 

Vlieghuis 

NL^D 

Gastransportservices 

RWE Transportnetz Gas 

n. a. 

Emden (NPT, EPT 1) 

N^D 

Gassco 

E.ON Gastransport 

3,3 

Gasunie Deutschland/RWE 
Transportnetz Gas 

Domum/NETRA 

N^D 

Gassco 

E.ON Gastransport 

1,71 

Ellund 

DK^D 

Energienet.dk 

E.ON Gastransport 

0,34 

Gasunie Deutschland 

DONG Energy Pipelines 

Mallnow 

PL^D 

EuRoPol GAZ 

Wingas Transport 

3 

Lasow 

D^PL 

Ontras 

Gaz System 

0,13 
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noch Tabelle 6.3 


Interkonnektor 

Rich- 

tung 

Exportnnternehmen 

Importnnternehmen 

Max. techn. Kap. 
in Mio. Nm^/h 

Eynatten/Lichtenbusch/ 

Raeren 

D^B 

E.ON Gastransport 

Fluxys 

0,83 

RWE Transportnetz Gas 

ENI 

Wingas Transport 

1,25 

B^D 

Fluxys 

E.ON Gastransport 

0,64 

RWE Transportnetz Gas 

ENI 

Wingas Transport 

0,61 


Quelle: Gas Transmission Europe, http://www.gie.eu.com/maps_data/capacity.html. 


386. Die Wohlfahrt ließe sich durch die Auflösung des 
Engpasses und die hierdurch möglichen Arbitragege- 
schäfte sukzessive steigern, bis schließlich ein einheitli- 
ches Preisniveau in benachbarten Regionen existiert. Trotz 
der Steigerung der Gesamtwohlfahrt durch Auflösung von 
Engpässen gibt es gleichwohl individuelle Gewinner und 
Verlierer. Ihre unterschiedlichen Interessen können dazu 
beitragen, dass die Beseitigung einer Engpasssituation er- 
hebliche politische Widerstände überwinden muss. Hier- 
bei ist aber zu beachten, dass die Angebotsstrukturen im 
Stromsektor stark vermachtet und die Preise daher tenden- 
ziell überhöht sind. Die Marktöffnung durch Beseitigung 
der Engpässe an den nationalen Außengrenzen entfaltet 
eine disziplinierende Wirkung auf die Stromerzeuger und 
trägt daher zu einer Reduktion der mit der Vermachtung 
verbundenen Wohlfahrtskosten bei. Die Strategie der Ka- 
pazitätszurückhaltung wird nämlich um so weniger profi- 
tabel, je mehr andere (potenzielle) Konkurrenten zurück- 
gehaltene Kapazitäten ausgleichen können. Zudem kann 
bei einem Abbau der Engpässe auch der Markteintritt auf 
dem Erzeugermarkt durch Kraftwerksbau im Ausland er- 
folgen, sodass die beschriebenen institutioneilen Mark- 
teintrittsbarrieren in Deutschland weniger Gewicht haben 
und weniger marktverschließende Wirkungen entfalten. 
Die Monopolkommission ist der Auffassung, dass die 
möglichen Verluste einzelner Interessengruppen aus der 
Marktöffnung auf dem deutschen Strommarkt bereits 
kurzfristig von den Wohlfahrtsverbesserungen aus der Be- 
lebung des Wettbewerbs aufgewogen würden. 

387. Für das Management von Netzengpässen schreibt 
die Europäische Union marktorientierte Verfahren vor. 
Um einen effizienten grenzüberschreitenden Handel zu 
erleichtern, muss die Kapazitätsvergabe im Stromsektor 
durch explizite (Kapazitäts-)Auktionen oder durch impli- 
zite (Kapazitäts- und Energie-)Auktionen erfolgen, ln der 
Praxis ist bei einer expliziten Auktion die optimale Allo- 
kation erschwert, weil die Käufer von Übertragungsrech- 
ten zum Erwerbszeitpunkt noch keine perfekte Voraus- 
sicht im Hinblick auf ihre späteren Lieferbeziehungen 
besitzen. Die Trennung von Energie- und Kapazitäts- 
märkten kann daher dazu führen, dass nicht die gesamte 
Engpasskapazität ausgenutzt wird. Bei einer impliziten 
Auktion erhält ein für beide Markfregionen einheitliches 
Handelsbüro alle Übertragungsrechte und koordiniert die 


Preisbildung auf beiden über den Engpass miteinander 
verknüpften Marktregionen. Es ermittelt dann für beide 
Markfregionen den jeweils markfräum enden Preis unter 
der Nebenbedingung, dass die beschränkte Interkonnek- 
torkapazität vollständig ausgelastet wird, ln Abhängigkeit 
von der verbleibenden Preisdifferenz zwischen den 
Marktgebieten sowie der Kapazität des Engpasses reali- 
siert das Handelsbüro dann einen Arbitragegewinn. Das 
einheitliche Handelsbüro kann zusätzlich finanzielle 
Übertragungsrechte im Volumen der physischen Übertra- 
gungskapazität schaffen, die den Marktteilnehmern im 
engpassüberschreitenden Energiehandel als ein Instru- 
ment zur Risikoabsicherung dienen können. Die Mono- 
polkommission plädiert für eine diskriminierungsfreie, 
marktliche Vergabe finanzieller Übertragungsrechte. 

388. Implizite Auktionen besitzen den unbedingten Vor- 
zug gegenüber expliziten Auktionen, dass sich Markt- 
macht allein auf die finanziellen Übertragungsrechte er- 
strecken kann, während die Ausnutzung der physischen 
Übertragungskapazitäten von dieser nicht beeinträchtigt 
werden kann. Marktmächtige Energieerzeuger haben au- 
ßerdem Anreize zu strategischem, wettbewerbsbehin- 
demdem Verhalten. Damit Marktmacht bei Transaktionen 
über Netzengpässe keine unmittelbaren Auswirkungen 
zeigt, sind von der Energieerzeugung unabhängige Han- 
delsbüros zu fordern, deren Arbeit einer wettbewerbli- 
chen Aufsicht zu unterwerfen ist. Die Monopolkommis- 
sion ist daher der Auffassung, dass die Einnahmen aus 
der Engpassbewirtschaftung vollständig zur Verringerung 
des jeweiligen Engpasses einzusetzen sind. Der Erlös aus 
der Engpassbewirtschaftung entspricht im Ideal der 
Knappheitsrente. Er fällt umso geringer aus, je geringer 
der Engpass wird. Die implizite Auktion ist dann ein ver- 
gleichsweise robuster und von interessengeleiteter Ein- 
flussnahme weitgehend freier Mechanismus zur Beseiti- 
gung von Engpässen. 

389. Innerhalb des deutschen Stromübertragungsnetzes 
existieren (noch) keine permanenten Engpässe. Durch die 
Förderung der Windenergie sind diese jedoch zu erwarten, 
wenn nicht rechtzeitig geeignete Netzausbaumaßnahmen 
ergriffen werden. Bei temporären innerdeutschen Engpäs- 
sen wenden die Übertragungsnetzbetreiber das kostenba- 
sierte Redispatching an. Beim kostenbasierten Redispatching 
wird systematisch ignoriert, dass von dem einheitlichen 
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Strompreis ein verfalsehtes Preissignal ausgeht. Langfris- 
tig können die verzerrten Preissignale für den Erhalt einer 
ineffizienten Erzeugerstruktur im Raum und das Festhal- 
ten an mittlerweile überholten Standortentseheidungen 
sorgen. Der größte Naehteil des kostenbasierten Redispat- 
ehing ist, dass dem Übertragungsnetzbetreiber stets die 
Kosten des Engpassausgleiehs erstattet werden, dieser da- 
her keine dem Verfahren inhärenten Anreize besitzt, die 
Engpasssituation zu vermeiden. Als Alternativen zu dem 
kostenbasierten Redispatehing- Verfahren kommen bei in- 
nerdeutsehen Netzengpässen das marktbasierte Redispat- 
ehing, Market Splitting und explizite Auktionen in Betraeht. 
Auktionen würden das Prinzip des über Deutsehland ein- 
heitliehen Strompreises aufheben. Redispatehing-Verfahren 
erhalten kurzfristig den Wettbewerb dureh die Wahrung ei- 
ner einheitliehen Preiszone auf dem Großhandelsmarkt. 
Der Monopolkommission seheint das kostenbasierte Re- 
dispatehing zur Behandlung innerdeutseher Netzengpässe 
dem marktbasierten Redispatehing-Verfahren überlegen 
zu sein. 

390 . Erst bei strukturellen innerdeutsehen Engpässen ist 
Market Splitting als Verfahren zur Engpassbehandlung 
vorzuziehen. Die Monopolkommission ist der Auffas- 
sung, dass gerade die Eigensehaft, kurz- bis mittelfristig 
Engpässe zu erhalten und hierdureh den Wettbewerbs- 
druek auf die bereits mit Erzeugungskapazitäten auf den 
Teilmärkten vertretenen Erzeuger zu sehwäehen, gegen 
Market Splitting als ein generelles Verfahren zum Umgang 
mit Engpasssituationen im Stromsektor sprieht. Market 
Splitting ist daher nur unter der Bedingung das gebotene 
Verfahren, dass strukturelle Engpässe vorliegen, die nieht 
länger als vorübergehend bezeiehnet werden können, und 
dass die Zahl der getrennten Marktregionen klein bleibt. 

391 . An allen deutsehen Landesgrenzen, mit Ausnahme 
von Österreieh, sind gegenwärtig temporäre oder perma- 
nente Netzengpässe zu beobaehten. ln der Vergangenheit 
wurden diese überwiegend mit expliziten Auktionen be- 
wirtsehaftet. Die Engpasssituation an den deutsehen Gren- 
zen der Übertragungsnetze wird sieh naeh Auffassung der 
Monopolkommission in Zukunft weiter versehärfen. Aus- 
sehlaggebend hierfür ist zum einen die Tatsaehe, dass 
regelmäßig politisehe Hinderungsgründe Leitungsbaupro- 
jekten im Wege stehen. Zum anderen hemmen Unsieher- 
heiten aus der Androhung einer vollständigen eigentums- 
reehtliehen Entfleehtung die Anreize in den Netzausbau. 
Der Monopolkommission vermittelt sieh der Eindruek, 
dass die Übertragungsnetzbetreiber Engpasserlöse nur 
sehr zurüekhaltend in den Abbau von grenzübersehreiten- 
den Engpässen investieren. Daher sollten auf europäiseher 
wie auf nationaler Ebene die EG- Verordnung Nummer 
1228/2003 und § 15 StromNZV so angepasst werden, dass 
die bei der Bewirtsehaftung von Engpässen an den Grenz- 
kuppelstellen anfallenden Erlöse aussehließlieh zur Besei- 
tigung dieser Engpässe eingesetzt werden müssen. 

392 . Die Monopolkommission setzt sieh dafür ein, dass 
internationale Engpässe im Stromnetz dureh implizite 
Auktionen bewirtsehaftet werden. Bei der Ausgestaltung 
ist darauf zu aehten, dass die Engpässe an versehiedenen 
Grenzen in untereinander kompatiblen Systemen zusam- 
mengefasst werden können, damit eine vollständige 
Marktintegration ohne gegenläufige Effekte erfolgt. Die 


Sehwierigkeiten bei der Einführung des Open Market 
Coupling an der Grenze zu Dänemark verdeutliehen, dass 
die Integration weiterer Marktgebiete und nationaler Bör- 
sen einen erhebliehen Implementierungs- und Koordina- 
tionsaufwand verursaehen wird. Der Monopolkommis- 
sion seheinen daher zukünftig begleitende koordinierende 
Aufgaben der nationalen Regulierungsbehörden und der 
von der Europäisehen Kommission vorgesehlagenen Eu- 
ropäisehen Agentur für die Zusammenarbeit der Energie- 
regulierungsbehörden (ACER) geboten. ACER soll die 
Bewirtsehaftung der grenzübersehreitenden Engpässe 
harmonisieren. Hierbei ist naeh Auffassung der Monopol- 
kommission zukünftigen Kompetenzstreitigkeiten drin- 
gend vorzubeugen, indem ACER als eine unabhängige 
Institution angelegt und mit klaren Entseheidungs-, Sank- 
tions- und Leitlinienkompetenzen ausgestattet wird. 

393 . Im Gassektor können zwei Arten von Engpässen 
untersehieden werden: zum einen der vertraglieh bedingte 
und zum anderen der physisehe Engpass. Der Monitoring- 
berieht der Bundesnetzagentur legt dar, dass es in Deutseh- 
land zwisehen den Marktgebieten in großem Umfang ver- 
tragliehe Engpässe gibt. Die vorrangige Zuweisung von 
Kapazitäten in langfristigen Kapazitätszusagen stellt dabei 
den Hauptgrund dar. Den hohen langfristigen Buehungen 
stehen allerdings niedrige physisehe Auslastungsquoten 
gegenüber. Aus Mangel an festen Kapazitäten müssen von 
Transportkunden zunehmend unterbreehbare Kapazitäten 
gebueht werden. Aueh an den internationalen Grenzkup- 
pelstellen sind zahlreiehe Engpässe zu verzeiehnen. Die 
aktuelle Situation ist in der Summe aus Sieht der Mono- 
polkommission unbefriedigend. Für neue Anbieter bedeu- 
tet die fehlende Mögliehkeit, feste Transportkapazitäten 
zu buehen, eine erhebliehe strukturelle Markteintrittsbar- 
riere. Die Ausweiehlösung, unterbreehbare Kapazitäten zu 
nominieren, stellt einen deutliehen Wettbewerbsnaehteil 
gegenüber den etablierten Unternehmen mit langfristigen 
Kapazitätsbuehungen dar und ist mit einer zunehmenden 
Unsieherheit verbunden. Sekundärmärkte haben in der ge- 
genwärtigen Konstellation ebenfalls keine Mögliehkeit, 
ihre Wirkung zu entfalten. 

394 . Im Gegensatz zum Elektrizitätsmarkt ist im Gas- 
sektor die Kapazitätssituation im Inland das signifikante 
Wettbewerbshemmnis. Die Implementierung eines Eng- 
passmanagements seheitert an der Verfügbarkeit freier 
Übertragungskapazitäten zwisehen den Marktgebieten. 
Mit dem Ziel, ein diskriminierungsfreies Kapazitätsma- 
nagement aueh im Gassektor zu realisieren, empfiehlt die 
Monopolkommission, an den Entry- und Exit-Punkten 
explizite Auktionen durehzuführen. Implizite Auktionen 
würden einen liquiden Großhandelsmarkt voraussetzen. 
Dieser ist im Gassektor nieht vorhanden, daher muss auf 
explizite Auktionen zurüekgegriffen werden. Die Gaska- 
pazitäten sollten mit lang- bis mittelfristigem Horizont, 
d. h. Jahres-, Monats- und Woehenkapazitäten, verauktio- 
niert werden. Um freie Kapazitäten in den Markt zu be- 
kommen, sieht die Monopolkommission die Notwendig- 
keit, ein „Transmission Capaeity Release“-Programm 
aufzulegen, welehes aus langfristigen Kapazitätszusagen 
bedient wird. Die bisherigen Inhaber langfristiger Reehte 
werden dazu angehalten, anteilig Kapazitäten abzugeben 
oder in kurzfristige Kapazitäten umzuwandeln. Die Ein- 
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nahmen, die aus den expliziten Auktionen resultieren, 
sollten naeh Auffassung der Monopolkommission zur 
Engpassbeseitigung verwendet werden. Aueh wenn ge- 
genwärtig eine hohe Zahl von vertragliehen Engpässen 
im deutschen Gasnetz konstatiert werden kann, vermutet 
die Monopolkommission, dass - sollten physische Kapa- 
zitäten in spürbarer Menge verauktioniert werden - keine 
relevante Überschussnachfrage mehr vorhanden sein wird 
und dementsprechend auch nur geringe Einnahmen ent- 
stehen werden. Der Bedarf zum Netzausbau wird sich 
folglich als gering darstellen. Letztlich sollte die Ent- 
scheidung zum Netzausbau aber von der Bundesnetz- 
agentur getroffen werden. Bei expliziten Auktionen mit 
physischen Übertragungsrechten entsteht zusätzlich die 
Gefahr der Hortung von Kapazitäten, welche bei implizi- 
ten Auktionen nicht gegeben ist. Die Gasnetzzugangsver- 
ordnung ist in einer Weise abzuändem, dass die Bundes- 
netzagentur mit der Kontrolle über Kapazitätshortung und 
dem Entzug gehorteter Kapazitäten zu beauftragen ist. 

395. Im Rahmen des grenzüberschreitenden Handels 
empfiehlt die Monopolkommission, ein Engpassmanage- 
ment zu implementieren, welches auf der Basis von expli- 
ziten Auktionen Kapazitäten an den Grenzkuppelstellen 
vergibt. Auch hier ist die Vergabe signifikanter Mengen 
auf Jahres-, Monats- und Wochenebene sinnvoll. Die 
vollständige Zweckbindung der Auktionserlöse ist wie- 
derum das Mittel der Wahl, das Investitionen in neue In- 
frastruktur richtig priorisiert. Ein Wahlrecht zur Erlösver- 
wendung wird von der Monopolkommission abgelehnt. 
Aus Gesichtspunkten der Versorgungssicherheit ist die 
Zweckbindung ebenfalls weitaus effektiver als das Wahl- 
recht. Zur Umsetzung einer vollständigen Zweckbindung 
wird eine Rechtsänderung erforderlich sein. Ferner stellt 
sich die Frage nach der verfassungsrechtlichen Durch- 
setzbarkeit. Die Monopolkommission gibt darüber hinaus 
zu bedenken, dass eine internationale Koordination dieser 
Maßnahme notwendig ist. Diesbezügliche Anstrengun- 
gen könnten zum Beispiel von der ACER angestoßen 
werden. Die Implementierung der expliziten Auktion 
auch für das grenzüberschreitende Engpassmanage- 
ment würden eine Änderung der Gasnetzzugangverord- 
nung erforderlich machen. Analog zu den nationalen 
Engpässen ist eine Missbrauchsaufsicht zur Sanktionie- 
rung von Kapazitätshortungen unverzichtbar. Die Auf- 
sichtsfunktion sollte von der Bundesnetzagentur über- 
nommen werden und die Gasnetzzugangsverordnung 
entsprechend abgeändert werden. 

7 Regel- und Ausgleichsenergie 

7.1 Elektrizität 

396. Regelenergie wird in Stromnetzen benötigt, um die 
temporären Ungleichgewichte zwischen Last und Erzeu- 
gung auszugleichen. Als solche zählt Regelenergie zu den 
Äusgleichsleistungen gemäß § 3 Nummer 1 EnWG.^^^ 
Ein Ausgleich gewisser Ungleichgewichte ist im Netzbe- 


Neben der Regelenergie halten die Übertragungsnetzbetreiber wei- 
terhin Blindleistung und insbesondere Verlustenergie vor. Die Bereit- 
stellung von Verlustenergie führte im Jahr 2007 zu saldierten Kosten 
von ca. 431 Mio. Euro (2006: ca. 401 Mio. Euro); vgl. BNetzA, Moni- 


trieb immer erforderlich, weil selbst bei einem gewissen- 
haften Kraftwerksmanagement Verbrauch und Erzeugung 
nicht dauerhaft deckungsgleich sind. Prognosefehler kön- 
nen hierbei vielerlei Ursachen haben. Beispielsweise kön- 
nen störungsbedingte Ausfälle thermischer Kraftwerke, 
ein unerwarteter zusätzlicher Energiebedarf bei Großver- 
brauchern, plötzliche Wetterumschwünge oder Ausfälle 
von Teilen des Nefzes jeweils den Einsafz von Regelener- 
gie mehr oder minder kurzfrisfig erforderlich machen, ln 
der Regel werden die hierdurch verursachten Ungleichge- 
wichte durch den Einsatz von Ausgleichsenergie egali- 
siert, die die Bilanzkreisverantwortlichen bei ihrem Über- 
tragungsnetzbetreiber beziehen. Als Regelenergie wird 
dann erst der Ausgleichsenergiesaldo über alle Bilanz- 
kreise einer Regelzone bezeichnet.^s^ Ein gegenüber der 
Prognose unerwarteter zusätzlicher Netto-Energiebedarf 
wird daher durch den Einsatz positiver Regelenergie ab- 
gedeckt; kommt es hingegen zu einem unerwarteten 
Netto-Energieüberschuss durch unerwartet hohe Nachfra- 
geeinbrüche oder unerwartet hohe Einspeisungen von En- 
ergieerzeugem, wird der Einsatz negativer Regelenergie 
erforderlich. Insbesondere die witterungsabhängige Ein- 
speisung emeuerbarer Energien nach dem EEG kann hier 
zu unvorhergesehenen Lastüberhängen führen.^^^ 

397. Regelenergie wird in Primärregelung, Sekundärre- 
gelung und Minutenreserve unterschieden. Primärregel- 
leistung muss im nachgefragten Umfang vollständig 
innerhalb von 30 Sekunden bereitgestellt werden. Sekun- 
därregelleistung ist innerhalb von fünf Minuten abzurufen. 
Kraftwerke, die an der Primär- und Sekundärregelung teil- 
nehmen, müssen ihre Regelleistung dann bis maximal 
15 Minuten nach Beginn des Regelvorgangs halten kön- 
nen. Anschließend werden sie von der Minutenreserve ab- 
gelöst, die innerhalb von 15 Minuten vollständig abrufbar 


toringbericht 2008, S. 48. Die Bundesnetzagentur hat im Oktober 
2008 eine Festlegung zur Beschaffung von Verlustenergie erlassen. 
Diese gibt Übertragungsnetzbetreibem und Betreibern von Verteil- 
netzen mit mehr als 100 000 angeschlossenen Kunden vor, die Ver- 
lustenergie in Form einer Langfrist- und Kurzfristkomponente über 
eine Ausschreibung zu beschaffen. Eine Eigenbeschaffung an einem 
börslich organisierten Handelsplatz ist anstelle der Ausschreibung 
zulässig. 

Grundsätzlich lassen sich die Ausgleichsenergiebedarfe für zwei von- 
einander unabhängige, gleichzeitige, unvorhergesehene Ereignisse 
ohne Ausgleichszahlung saldieren, wenn der Erzeuger der Ausgleichs- 
energie jeweils derselbe ist. Beispielsweise mag die unvorhergesehen 
geringere Stromnachfrage aufgrund einer günstigen Witterungsent- 
wicklung dann mit einem unerwarteten störungsbedingten Ausfall 
eines Wärmekraftwerks zusammenfallen. Möglichkeiten zur Saldie- 
rung positiver und negativer Ausgleichsenergiebedarfe nehmen mit 
der Größe der Regelzone zu, denn die Wahrscheinlichkeit, mit der 
zwei sich gegenseitig ganz oder teilweise kompensierende Prognose- 
fehler auftreten, wächst mit der Zahl der an das Übertragungsnetz an- 
geschlossenen Erzeuger und Verbraucher. Entsprechend wird der nach 
der Saldierung verbleibende erwartete Bedarf für Regelenergie dann 
ceteris paribus mit wachsender Regelzonengröße kleiner. 

Die Einspeisung emeuerbarer Energie nach dem EEG erhöht zunächst 
und in erster Linie den Bedarf an Ausgleichsenergie auf der Ebene der 
Bilanzkreise. Erst wenn die hierbei auftretenden Prognosefehler nach 
Saldiemng für die gesamte Regelzone weiterbestehen, müssen diese 
durch Regelleistung ausgeglichen werden. Da die Ausgleichsleistung 
jedoch auch aus Anlagen bereitgestellt wird, die Regelleistung erbrin- 
gen, entsteht eine Konkurrenzsituation, die bei gesteigerter Einspei- 
sung von Strom aus emeuerbaren Energien zusätzlich noch zu steigen- 
den Kosten für Regelleistung beitragen kann. 
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sein muss. Die Anforderung von Minutenreserveleistung 
erfolgt zur fahrplanteehnisehen Abwicklung mit einer 
Vorlaufzeit von mindestens 7,5 Minuten zum Beginn der 
nächsten Viertelstunde. 

7.1.1 Beschaffung von Regelenergie 

398. Die Beschaffung von Regelenergie wird durch die 
Übertragungsnetzbetreiber über ein marktliches Verfahren 
organisiert. § 22 Absatz 2 EnWG verpflichtet sie dazu, Re- 
gelenergie in einem diskriminierungsfreien und transpa- 
renten Verfahren auszuschreiben und hierzu eine gemein- 
same Intemetplattform^^ö zu betreiben. Gemäß § 6 Absatz 1 
StromNZV sind die Übertragungsnetzbetreiber zudem 
verpflichtet, die jeweilige Regelenergieart im Rahmen ei- 
ner gemeinsamen regelzonenübergreifenden anonymisier- 
ten Ausschreibung zu beschaffen. Sie können jedoch ge- 
mäß § 6 Absatz 2 StromNZV einen technisch notwendigen 
Anteil an Regelenergie aus Kraftwerken in ihrer eigenen 
Regelzone ausschreiben, soweit dies zur Gewährleistung 
der Versorgungssicherheit erforderlich ist. Derzeit findet 
diese Ausnahme in der Regelzone von Vattenfall ET An- 
wendung. Bis zum 31. Januar 2009 war es Vattenfall ET 
gestattet, regelzoneninteme Angebote bis zu einer Höhe 
von 520 MW negativer Sekundärregelleistung gegenüber 
regelzonenextemen Angeboten auch bei einem höheren 
als dem günstigsten Leistungspreis vorzuziehen. Das 
Übertragungsnetz der Vattenfall ET ist durch einen hohen 
Anteil Windenergieeinspeisung nach dem Emeuerbare- 
Energien-Gesetz bei gleichzeitig niedrigem regelzonenin- 
temen Energieverbrauch gekennzeichnet. Dies führt ins- 
besondere in Starkwindphasen dazu, dass die Interkonnek- 
toren zu den umliegenden Regelzonen bereits stark 
belastet werden. Die genehmigte Ausnahme dient daher 
dem Zweck, eine Verschärfung der innerdeutschen Eng- 
passsituation an den Grenzen des Übertragungsnetzes der 
Vattenfall ET mit einem verstärkten regelzonenintemen 
Regelenergieaufkommen zu vermeiden. 

399. Da die Bereitstellung der unterschiedlichen Regel- 
leistungsarten an technische Voraussetzungen in der Er- 
zeugung geknüpft ist, ist nicht jeder Kraftwerkstyp glei- 
chermaßen geeignet, jede Regelleistungsart anzubieten. 
Potenzielle Anbieter für die verschiedenen Arten von Re- 
gelleistung müssen sich daher zur Teilnahme an den Aus- 
schreibungen von Regelenergie einem Präqualifikations- 
verfahrenunterziehen, in dem sie den Nachweis erbringen, 
dass sie die zur Gewährleistung der Versorgungssicherheit 
erforderlichen Präqualifikationsanforderungen für die Er- 
bringung einer oder mehrerer Arten von Regelleistung er- 
füllen. Die Anforderungen sind in dem von den deutschen 
Übertragungsnetzbetreibem herausgegebenen Transmis- 
sionCode 2Ö07 enthalten. Neben technischer Kompetenz 
müssen hierfür die ordnungsgemäße Erbringung der Re- 
gelleistung unter betrieblichen Bedingungen und die wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit des potenziellen Anbieters 
nachgewiesen werden. Der Kreis der Anbieter von Regel- 
energie ist hierbei keineswegs auf die direkten Erzeuger von 
Strom beschränkt. Auch Stromgroßhändler und Strom- 
großkunden sind beispielsweise durch Lastabwurf in der 


266 www.regelleistung.net. 


Lage, sich auf dem Regelenergiemarkt zu beteiligen. Zu- 
dem ist das Pooling der Erzeugungsleistung kleinerer An- 
bieter für ein Angebot auf den Regelenergiemärkten mög- 
lich und gemäß § 6 Absatz 4 Satz 4 StromNZV auch 
zulässig. Die Präqualifikation erfolgt bei den Übertra- 
gungsnetzbetreibem, an deren Regelzone die jeweilige 
technische Einheit angeschlossen ist. Nach dem Abschluss 
der Präqualifikationen für die unterschiedlichen Regel- 
energiearten müssen die Anbieter von Regelenergie je- 
weils einen Rahmenvertrag mit jedem Übertragungsnetz- 
betreiber schließen, in dessen Regelzone sie Regelenergie 
vermarkten wollen. Die Rahmenverträge berechtigen dann 
zur Teilnahme auf den Regelenergiemärkten. 

400. ln Deutschland werden im Mittel insgesamt ca. 
7 000 MW positiver Regelleistung und ca. 5 000 MW ne- 
gativer Regelleistung permanent vorgehalten. 2^7 Die deut- 
schen Übertragungsnetzbetreiber dimensionieren die 
Sekundärregel- und Minutenreserveleistung für ihre Re- 
gelzonen nach einem mathematischen Verfahren derart, 
dass ein bestimmtes Restrisiko für einen nicht ausgleich- 
baren Leistungsüberschuss bzw. ein Leistungsdefizit nicht 
überschritten wird. Dieses wissenschaftliche Verfahren 
wurde in Zusammenarbeit mit der RWTH Aachen entwi- 
ckelt (sog. Graf-Haubrich- Verfahren), um auf der Basis 
wahrscheinlichkeitstheoretischer Berechnungen den er- 
forderlichen Umfang an Sekundärregelleistung und Minu- 
tenreserveleistung zu bestimmen. 

401. Alle drei Regelenergiemärkte zusammen genom- 
men kamen im Jahr 2007 auf ein saldiertes Marktvolu- 
men von ca. 778 Mio. Euro (2006: 742 Mio. Euro).^®® 
Durchschnittlich 17 Prozent der Netzentgelte der Über- 
tragungsnetzbetreiber begründen sich in Regelenergie- 
kosten. Innerhalb der drei Regelleistungsarten hatte die 
Primärregelleistung mit ca. 86 Mio. Euro (2006: 82 Mio. 
Euro) wie bereits in den Vorjahren den geringsten Anteil. 
Hingegen belief sich das saldierte Volumen des Sekun- 
därregelenergiemarktes im Jahr 2007 auf ca. 376 Mio. 
Euro (2006: 388 Mio. Euro) und übertraf mithin noch das 
Volumen des Minutenreservemarktes, das im Jahr 2007 
ca. 316 Mio. Euro (2006: 271 Mio. Euro) verzeichnete. 
Der durchschnittliche Bedarf an positiver Sekundärregel- 
leistung beträgt in den vier Regelzonen ca. 345 MW 
(2006: 466 MW; 2005: 302 MW) und an negativer Se- 
kundärregelleistung ca. 540 MW (2006: 413 MW; 2005: 
493 MW). 

Die Einsatzhäufigkeit der Minutenreserve und damit auch 
die eingesetzte Minutenreserveleistung hat in 2007 erst- 
malig seit 2004 wieder zugenommen. Insbesondere hat 
sich die Einsatzhäufigkeit der negativen Minutenreserve 
auf 3 257 Abrufe nahezu verdoppelt, während die posi- 
tive Minutenreserve in 2007 nur noch 1 631 Abrufe ge- 
genüber 2 210 Abrufen in 2006 verzeichnete. Auch bei 
der Sekundärregelung ist eine Verschiebung von einem 
positiven zu einem negativen Regelreserveeinsatz zu be- 


7^7 Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 48. 

268 Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 48. Die saldierten Kosten 
für Hilfsdienste beliefen sich im Jahr 2007 auf insgesamt ca. 1,304 
Mrd. Euro. Den größten Kostenblock nach der Bereitstellung von 
Regelenergie bildet die BeschaSlmg von Verlustenergie durch die 
Verteilnetzbetreiber mit ca. 431 Mio. Euro (2006: 401 Mio. Euro). 
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obachten. Betrug der mengenmäßige Einsatz negativer 
Sekundärregelleistung im Jahr 2006 noch 47 Prozent der 
positiven Sekundärregelung, ist sein Anteil im Jahr 2007 
auf 6 1 Prozent gestiegen. 

Erste Daten für das Jahr 2008 deuten daraufhin, dass das 
vorgehaltene Volumen an Minutenreserveleistung gegen- 
über 2007 weitgehend unverändert geblieben ist. Bemer- 
kenswert sei nach Angaben der Bundesnetzagentur aller- 
dings, dass die Kosten sowohl bei der positiven als auch 
bei der negativen Minutenreserve um ca. 35 bis 40 Pro- 
zent gesunken sind. Das Hinzutreten neuer Marktteilneh- 
mer seit 2007 könne daher vermuten lassen, dass sich die 
Marktanteile nun gleichmäßiger über die Anbieter verteilt 
haben. 

402 . Die Bundesnetzagentur hat nach § 27 Absatz 1 
Nummer 2 StromNZ V F estlegungen zum Verfahren für die 
Ausschreibung von Regelenergie getroffen. Diese betreffen 
insbesondere Mindestangebotsgrößen, Ausschreibungszeit- 
räume und Ausschreibungszeitscheiben sowie die zu veröf- 
fentlichenden Daten nach § 27 Absatz 2 StromNZV.^® Die 
Bereitstellung von Primär- und Sekundärregelleistung ist 
von den Übertragungsnetzbetreibem monatsweise für den 
Folgemonat auszuschreiben. Die Mindestangebotsgröße 
für die Teilnahme an der Ausschreibung für Primärregel- 
energie beträgt 5 MW und für Sekundärregelenergie 10 MW. 
Die Ausschreibung der Sekundärregelenergie erfolgt für 
Leistungsvorhaltung und Leistungserbringung in zwei Zeit- 
scheiben (Peak und Off-Peak). Für die Primärregelleistung 
sind keine Zeitscheiben vorgesehen. Die Festlegungen ha- 
ben das Ziel, wirksamen und nachhaltigen Wettbewerb zu 
etablieren. Kürzere Ausschreibungszeiträume und gerin- 
gere Mindestangebotsgrößen sollen hierbei insbesondere 
neuen Anbietern und den Betreibern kleinerer Anlagen den 
Marktzugang erleichtern. Hingegen würden insbesondere 
längere Ausschreibungszeiträume den Marktzugang für 
diese erschweren. Denn ein Anbieter muss sich jeweils 
über die Dauer des gesamten Zeitraums verpflichten. Pri- 
mär- oder Sekundärregelleistung bereitzuhalten und zu er- 
bringen. Er muss sich hierbei darauf einrichten, dass seine 
Erzeugungsanlagen oder ein Teil davon ungeplant ausfal- 
len können und dass die Anlagen auch regelmäßig gewar- 
tet werden müssen. Bei längeren Ausschreibungszeiträu- 
men wäre daher zu erwarten, dass den mit einem Angebot 
einhergehenden Verpflichtungen nur noch die Betreiber ei- 
ner Reihe von Kraftwerken oder von Kraftwerksparks 
nachkommen können, die den vorübergehenden Ausfall 
der einen Erzeugungseinheit durch den Einsatz einer alter- 
nativen Erzeugungseinheit kompensieren können. Auch 
die Ausschreibung der Sekundärregelenergie in mehreren 
Zeitscheiben kann zu einer höheren Liquidität des Regel- 
energiemarktes beitragen, wenn hierdurch kleine Anbieter 
in Zeiten niedriger Last zusätzlich in den Markt treten kön- 
nen. Allerdings können beim Wechsel zu der jeweils 
nächsten Zeitscheibe Schwankungen in der Erbringung 
von Regelenergie auftreten, sodass mit der Zahl der Zeit- 
scheiben auch die Wahrscheinlichkeit eines ineffizienten 


269 Die Festlegung zur Ausschreibung der Minutenreserve wurde von 
der Bundesnetzagentur am 29. August 2006 getroffen, BK6-06-012. 
Die Festlegungen zur Primärregelung, BK6-06-065, und zur Sekun- 
därregelung, BK6-06-066, datieren auf den 31. August 2007. 


Regelsystems zunimmt. Für die Sekundärregelenergie hat 
die Bundesnetzagentur daher entgegen den Forderungen 
einiger Marktteilnehmer nur zwei Zeitscheiben vorgese- 
hen. 

403 . Bei der Sekundärregelung und der Minutenreserve 
setzt sich der Bereitstellungspreis aus einem Leistungs- 
preis und einem Arbeitspreis zusammen. Der Leistungs- 
preis bezieht sich auf die reine Vorhalteleistung. Er ist zu 
entrichten, wenn ein Kraftwerk den Zuschlag zur Erbrin- 
gung von Regelenergie erhalten hat, unabhängig davon, 
ob die vorgehaltene Leistung auch tatsächlich abgerufen 
wurde. Der Leistungspreis wird als Kostenbestandteil bei 
den Netzentgelten angerechnet (§ 8 Absatz 1 Strom- 
NZV). Der Arbeitspreis ist nur dann zu bezahlen, wenn 
die Leistung auch tatsächlich erbracht wurde. Sollte ein 
Arbeitspreis anfallen, verrechnet der Übertragungsnetz- 
betreiber diesen anteilig mit den Bilanzkreisverantwortli- 
chen (§ 8 Absatz 2 StromNZV). § 7 Satz 1 StromNZV 
verpflichtet die Übertragungsnetzbetreiber, die verschie- 
denen Regelenergiearten entsprechend den Ausschrei- 
bungsergebnissen beginnend mit dem jeweils günstigsten 
Angebot einzusetzen.^’o Der Leistungspreis bildet das 
Kriterium, ob einem bestimmten Anbieter der Zuschlag 
zur Erbringung von Regelenergie erteilt wird. Bei einem 
tatsächlichen Regelleistungsbedarf erfolgt der Abruf von 
Regelenergie dann auf der Basis des Arbeitspreises.^’i 
Für die Primärregelung fällt lediglich ein einheitlicher 
Preis an, der Vorhaltung und Abruf gleichermaßen um- 
fasst. Er wird vollumfänglich auf die Netzentgelte umge- 
legt (§ 8 Absatz 1 StromNZV). 

404 . Der Zuschlag wird bei Primär- wie Sekundärregel- 
energie nach dem Leistungspreis erteilt. Bei der Primärre- 
gelenergie entscheidet bei Gleichheit des Preises der Zeit- 
punkt des Angebotseingangs über die Vergabe. Die 
Sekundärregelung ist die technisch aufwendigste Regel- 
energieart und durch die gegenwärtige Regelzonenstruktur 
in vier Teilmärkte zersplittert. Die Übertragungsnetzbetrei- 
ber haben bei der Aufteilung der erfolgreichen Angebote 
die Möglichkeit, zunächst regelzoneninteme Angebote 
vorzuziehen. Alle übrigen Angebote werden unter Berück- 
sichtigung einer möglichst gleichmäßigen Kostenbelas- 
tung der Regelzonen aufgeteilt. Erforderliche Sekundärre- 
gelleistung wird dann von den erfolgreichen Anbietern 
grundsätzlich in der Reihenfolge der Arbeitspreise abge- 
rufen, d. h. die Kapazität des Kraftwerks mit dem niedrigs- 
ten Arbeitspreis wird als erste abgerufen. Aus technischen 
Gründen und Praktikabilitätsgründen kann von dieser Re- 
gel unter Wahrung der Diskriminierungsfreiheit abgewi- 
chen werden. 

405 . Trotz der vielfältigen Bemühungen der Bundesnetz- 
agentur, wettbewerbliche Märkte für Primär- und Sekun- 
därregelenergie zu errichfen, sfanden bis Ende des Jahres 
2008 den vier Überfragungsnefzbefreibem auf beiden Re- 
gelenergiemärkten lediglich bundesweit insgesamt fünf 
Anbiefer gegenüber. Ersf im Januar 2009 konnte im Be- 
reich der Primärregelung der Markteintritt eines weiteren 


220 Abweichungen hiervon sind im Falle einer begründeten Netzein- 
schränkung möglich. 

221 Vgl. BNetzA, Beschluss vom 29. August 2006, BK6-06-012, S. 2. 
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Anbieters verzeiehnet werden, sodass hier nun insgesamt 
seehs Anbieter aktiv sind. Der Primärregelenergiemarkt 
und der Sekundärregelenergiemarkt sind daher weiterhin 
dureh die Strukturen eines bilateralen Oligopols gekenn- 
zeiehnet. Bezogen auf die einzelnen Regelzonen, in de- 
nen nur weniger als fünf Anbieter dem Netzbetreiber als 
Naehfrager von Regelenergie gegenüberstehen, lassen 
sieh die Märkte für Primär- und Sekundärregelenergie bei 
nieht bundesweit erfolgenden Aussehreibungen als be- 
sehränkte Monopsone bezeiehnen. 

Die geringe Teilnehmerzahl auf den Märkten begründet 
sieh in den geforderten teehnisehen Voraussetzungen für 
eine Präqualifikation. Die Anforderungen der Übertra- 
gungsnetzbetreiber an eine verlässliehe und stabile Be- 
reitstellung von Primär- und Sekundärregelenergie erfor- 
dern hohe Investitionen der Netzbetreiber und Erzeuger 
in eine entspreehende Regelteehnik und in Kratlwerksan- 
lagen. Derzeit liegt der Bundesnetzagentur die Be- 
sehwerde eines Anbieters von Regelenergie über unange- 
messene Präqualifikationsanforderungen vor. 

406. Die Minutenreserve wird täglieh für den folgenden 
Tag in seehs Zeitseheiben ausgesehrieben. Mit Veröffent- 
liehung der Aussehreibung benennen die Übertragungs- 
netzbetreiber den Gesamtbedarf sowie den für die vier 
deutsehen Regelzonen aus teehnisehen Gründen gemäß 
§ 6 Absatz 2 StromNZV jeweils notwendigen Kemanteil. 
Dieser darf maximal 50 Prozent des Bedarfs an Sekun- 
därregelleistung und Minutenreserve betragen, wobei 
zwei Drittel des Bedarfs innerhalb der Regelzone zu er- 
bringen sind. Die Aussehreibung findet vor Beginn des 
Haupthandels der EEX-Stundenkontrakte statt. Min- 
destangebotsgröße für die Teilnahme an der Aussehrei- 
bung der Minutenreserve sind 15 MW. Der Zusehlag wird 
auf der Basis des Leistungspreises erteilt, d. h. die Anbie- 
ter, die den erforderliehen Bedarf an Regelenergie zum 
geringsten Leistungspreis bereitstellen, erhalten den Zu- 
sehlag. Der Abruf der Minutenreserve erfolgt auf der Ba- 
sis des Arbeitspreises. Auf dem Minutenreservemarkt 
sind derzeit insgesamt rund 25 präqualifizierte Anbieter 
aus dem industriellen und dem kommunalen Bereieh tä- 
tig, von denen sich etwa 20 regelmäßig an den Minuten- 
reserve-Ausschreibungen beteiligen. Folglich ist die An- 
bieterzahl auf dem Minutenreservemarkt im Vergleich zu 
den anderen beiden Regelenergiemärkten hoch. Im Ver- 
gleich zu der Zahl inländischer Händler an der deutschen 
Strombörse LEX jedoch - im Jahr 2008 nach Angaben 
der LEX immerhin 83 -, ist die Zahl vergleichsweise 
klein. Zudem lässt sie noch keine Rückschlüsse über die 
Marktanteile der Anbieter auf dem Minutenreservemarkt 
und die hiermit verbundene Marktmacht Einzelner zu. 

407. Die Bundesnetzagentur hat die Übertragungsnetz- 
betreiber angewiesen, zum 1. Januar 2009 negative Ar- 
beitspreise bei der Regelenergie zuzulassen. Bei negati- 
ven Arbeitspreisen dreht sich die Zahlungsrichtung um, 
sodass beispielsweise für die Inanspruchnahme negativer 
Regelenergie nicht mehr wie bisher der Anbieter den 
Übertragungsnetzbetreiber vergütet, sondern umgekehrt 
der Übertragungsnetzbetreiber den Anbieter für die Auf- 
nahme überschüssigen Stroms entgelten muss. Mithin 
kann im Falle einer überspeisten Regelzone der Regel- 
energiepreis auch negativ werden. Dies ist notwendig, um 


den bisherigen Anreizen tür Bilanzkreisverantwortliche 
entgegenzuwirken bei negativen Preisen an der LEX 
Energie zu beziehen, um Erlöse zu generieren und be- 
wusst den eigenen Bilanzkreis zu überspeisen. Durch die 
negativen Arbeitspreise bei der Regelenergie kann der Bi- 
lanzkreisverantwortliche nicht länger auf eine gesicherte 
Vergütung tür seine überspeisten Mengen vertrauen und 
muss gegebenenfalls tür seine Überspeisung bezahlen. 
Die Bundesnetzagentur erwartet hiervon eine disziplinie- 
rende Wirkung auf die Bilanzkreisverantwortlichen und 
einen zusätzlichen Anreiz zur ausgeglichenen Bewirt- 
schaftung der Bilanzkreise. 

7.1.2 Kritische Würdigung 

408. Die Monopolkommission hat bereits in ihrem Son- 
dergutachten 49 bemängelt, dass die Ausgestaltung der 
Regelenergiebeschaffung nicht hinlänglich berücksichtigt, 
dass auf den Regelenergiemärkten die Übertragungsnetz- 
betreiber als Nachfrager zumeist eigenen Konzemschwes- 
tem als Anbieter von Regelenergie gegenüberstehen.^^^ jjj 
der Anreizregulierung gelten tür die Netzbetreiber Erlös- 
obergrenzen, die diese auch bei kurzfristig strompreisab- 
hängig steigenden Regelenergiekosten nicht überschreiten 
dürfen. 273 Die Leistungspreise tür das Vorhalten von Re- 
gelenergie, die in die Netzentgelte der Übertragungsnetz- 
betreiber eingehen, und die Arbeitspreise, die tür die 
Einspeisung von Regelenergie anfallen und die die Über- 
fragungsnetzbetreiber auf die Bilanzkreisverantwortlichen 
wälzen können, können daher zunächst kurzfristig wirk- 
sam werden, solange hiervon Erlösobergrenzen nicht be- 
rührt werden. 

Nun gibt es bei der gegebenen, im Bereich der Primär- 
und Sekundärregelung hochgradig vermachteten Anbie- 
terstruktur und in Anbetracht des bemerkenswerten 
Umstands, dass auf diesen Märkten eine weitreichende 
Identität von Regelenergienachfragem und Regelenergie- 
anbietem über die jeweiligen Konzemverbünde vor- 


272 Ygi Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., insbesonde- 
re Tz. 339-343. 

^■^3 Auf Antrag des Netzbetreibers kann gemäß § 4 Absatz 4 Satz 1 
Nummer 2 ARegV allenfalls jeweils zum 1. Januar eines Kalender- 
jahres eine Anpassung der Erlösobergrenzen erfolgen, wenn auf- 
grund eines unvorhergesehenen Ereignisses durch die Beibehaltung 
der Erlösobergrenze eine unzumutbare Härte für den Netzbetreiber 
entstehen würde. Ein Antrag auf Anpassung der Erlösobergrenze 
kann einmal jährlich zum 30. Juni des Kalenderjahres gestellt wer- 
den. Die Anpassung erfolgt zum 1. Januar des folgenden Kalender- 
jahres (vgl. § 4 Absatz 4 Satz 2 ARegV). Die Bundesnetzagentur hat 
jedoch bei der Festlegung von Erlösobergrenzen für das Jahr 2009 
für Verteilnetzbetreiber keine Kostensteigerungen für die Beschaf- 
fung von Verlustenergie berücksichtigt. Die angeführten Kostenstei- 
gerungen seien aufgrund der typischerweise frühzeitigen Beschaf- 
fung von Verlustenergie keinesfalls unvorhersehbar, noch seien sie 
unzumutbar und entsprächen daher nicht den Kriterien eines Härte- 
falls. Eine Anerkennung der Härtefallanträge der Übertragungsnetz- 
betreiber werde für das Jahr 2009 wegen der im Vergleich zum Jahr 
2008 auf den Energiemärkten gesunkenen Preise ausgeschlossen. 
Daher sei keine generelle Härtefallsituation festzustellen. Stattdessen 
wurde eine individuelle Prüfung im Rahmen der Festlegungsverfah- 
ren zur Erlösobergrenze vorgenommen. Hierbei hätten die anerken- 
nungsfähigen Kosten für Systemdienstleistungen maßgeblich zu den 
Netzkostensteigerungen der Übertragungsnetzbetreiber zwischen 7 
und 30 Prozent beigetragen. 
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herrscht, Anreize für die Verbunduntemehmen, das Preis- 
niveau auf den Regelenergiemärkten über die jeweiligen 
Grenzkosten von Vorhaltung und Erzeugung zu überstei- 
gern. ln diesem Zusammenhang hält die Monopolkom- 
mission auch die bestehenden Entflechtungsvorschriflen 
nicht für das geeignete Instrumentarium, diese bedenkli- 
chen wirtschaftlichen Anreize zufriedenstellend auszu- 
räumen. 

Zwar erscheint es durch die Anreizregulierung für ein 
Verbunduntemehmen auf den ersten Blick vorteilhaft, 
Regelenergie zu günstigen Preisen zu erwerben, da die 
Gewinne der Netzbetreiber gmndsätzlich in dem Maße 
steigen, wie es ihnen gelingt, die den Erlösobergrenzen 
bei der Festlegung durch die Bundesnetzagentur zu- 
gmnde gelegten Kosten zu unterschreiten. Auf den zwei- 
ten Blick allerdings stellen die Regelenergiekosten für die 
Verbunduntemehmen bei der vorherrschenden Markt- 
stmktur lediglich einen durchlaufenden Posten dar. ln 
dem Maße, in dem die Netzbetreiber nun Einbußen durch 
hohe Regelenergiekosten in Kauf nehmen müssen, stei- 
gen die Gewinne der Anbieter von Regelenergie im eige- 
nen Konzern. Kurzfristig könnten die Verbunduntemeh- 
men sogar auf eine Einhaltung der Erlösobergrenzen 
verzichten wollen, wenn es ihnen hierdurch langfristig 
gelingt, die Bundesnetzagentur von einem nachhaltig ge- 
stiegenen Preisniveau auf den Regelenergiemärkten zu 
überzeugen. Hierbei kann es der Bundesnetzagentur ge- 
genwärtig nur in wenigen offensichtlichen Fällen gelin- 
gen festzustellen, in welchem Maße Steigemngen der Re- 
gelenergiepreise auf reale Kostensteigemngen oder aber 
auf eine strategische Beeinflussung des Marktgeschehens 
zurückzuführen sind. Denn hierzu müssfe wegen der fech- 
nischen Ausfauschbarkeif von Erzeugungsanlagen neben 
den Regelenergiemärkfen auch der gesamfe - ebenfalls 
vermachtefe - Großhandelsmarkt mit in die Betrachtung 
einbezogen werden. 

Vor diesem Hintergmnd liegt es für die Monopolkommis- 
sion auf der Hand, dass sich auf dem Regelenergiemarkf 
Preise einsfeilen können, die deuflich über dem Weffbe- 
werbspreisniveau liegen. Bei zukünftigen Festlegungen 
der Erlösobergrenzen für die Verbunduntemehmen wäre 
daher mit einer Steigemng der regelenergiebezogenen 
Netzkosten zu rechnen, denen strategische Erwägungen 
zugrande liegen. Diese strategisch überhöhten Kosten für 
Regelenergie haben lefzfendlich die Endverbraucher zu 
fragen. Zusäfzlich besfeht die große Gefahr, dass unabhän- 
gige Kraffwerksbefreiber und Händler ohne eigene Kraft- 
werke diskriminierf werden, da für sie die in den Nefzent- 
gelfen überwälzfen Regelenergiekosfen echfe Kosfen 
darsfellen, während sie für die Handelsföchter der vertikal 
integrierten Verbunduntemehmen primär den Charakter 
interner Verrechnungspreise besitzen. 

409 . Die Bundesregiemng hat in ihrer Stellungnahme 
zum Sondergutachten 49 der Monopolkommission ange- 
merkt, dass die Bundesnetzagentur gemäß § 29 EnWG 
Festlegungen getroffen hat, um die Transparenz und Effi- 
zienz bei der Beschaffung von Regelenergie durch Aus- 
schreibungen zu erhöhen. Gegenwärtig prüfe die Bundes- 
netzagentur, inwiefern durch die Schaffung einer einzigen 
bundesweiten Regelzone Bedarf und Kosten für Regel- 
energie sinken können, ln jedem Fall werde die Zusam- 


menlegung der Regelzonen Synergien heben und das 
derzeitige sog. Gegeneinanderregeln der vier Regelzonen- 
betreiber sowie die damit verbundenen Mehrkosten been- 
den. Da die Kosten für die Regelenergie Teil der Nefzenf- 
gelfe sind, könne dies zu einer Begrenzung oder Senkung 
der Netzkosten beitragen. 

410 . Die bisherigen Festlegungen der Bundesnetzagen- 
tur sind gelungene Initiativen zur Etabliemng eines funk- 
tionsfähigen Wettbewerbs um die Bereifsfellung von 
Regelenergie. Eine abschließende Beurteilung wird aller- 
dings erst mit der Zeit möglich sein, da bislang bei poten- 
ziellen Marktteilnehmern erst noch die Voraussetzungen 
zur Teilnahme an Regelenergiemärkten geschaffen wer- 
den müssen. Die Monopolkommission tritt dafür ein, die 
technischen und regulativen Rahmenbedingungen des 
Regelenergiemarktes insbesondere im Hinblick auf ein 
stärker wettbewerblich ausgerichtetes Angebot kontinuier- 
lich zu überprüfen. Sie begrüßt das von der Bundesnetz- 
agentur eingeleitete Feststellungsverfahren zum Einsatz 
von Regelenergie. Neben dem Gesichtspunkt der Vermei- 
dung einer Ressourcenverschwendung durch das Gegenein- 
anderregeln benachbarter Regelzonen sollten allerdings 
auch die Marktzugangsbedingungen im Interesse einer ef- 
fizienten Leistungserstellung einer erneuten Überprüfung 
unterzogen werden. Insbesondere erscheinen hier Reduk- 
tionen der technischen Präqualifikationsanfordemngen, 
eine weitere Verkürzung der Angebotszeiträume sowie 
Möglichkeiten zum regelzonenübergreifenden Pooling von 
Sekundärregelenergie möglich. Diese würden dann insbe- 
sondere den kleineren unabhängigen Regelenergielieferan- 
ten und Nichtenergieversorgungsuntemehmen eine Teil- 
nahme an Regelenergie-Ausschreibungen erleichtern. 

411 . Sollte es auch längerfristig nicht gelingen, bei der 
Primärregelung und der Sekundärregelung die gebotene 
spürbare Belebung der Wettbewerbsintensität zu erwir- 
ken, ist nach Auffassung der Monopolkommission die 
Herauslösung der Primär- und der Sekundärregelung aus 
der marktlichen Vergabe und die Rückkehr zu einer Ex- 
ante-Preisregulierung in Betracht zu ziehen. Diese könnte 
dann eine missbräuchliche Preissetzung eindämmen hel- 
fen. Hierbei gilt es allerdings zu bedenken, dass die Ver- 
machtung der Marktstruktur auch bei einer Ex-ante-Re- 
gulierung einen gewissen Einfluss behält. Denn spürbare 
Senkungen der Preise unter das von den Verbundunter- 
nehmen in der Ex-ante -Regulierung geforderte Niveau 
ließen sich durch die Bundesnetzagentur nur unter der 
Voraussetzung durchsetzen, dass gleichzeitig eine expli- 
zite Verpflichtung zur Lieferung von Regelenergie ausge- 
sprochen werden kann. Andernfalls besteht die Gefahr, 
dass bei von den Anbietern zu gering empfundenen Prei- 
sen keine Angebote mehr abgegeben würden. Daher wäre 
zu prüfen, in welchem Umfang die Netzbetreiber zur 
Wahrung der Systemstabilität zu einem Angebot ver- 
pflichtet werden müssten. 

412 . Derzeit kommt die Sekundärregelung wesentlich 
häufiger zum Einsatz als die Minutenreserve. Der Minu- 
tenreservemarkt organisiert sich deutlich wettbewerbli- 
cher als die Märkte für Primär- und Sekundärregelleisfung 
und könnte daher kostengünstigere Regelenergie bereit- 
stellen. Der Grund für den derzeit häufigeren Abruf von 
Sekundärregelung liegt zu einem Teil im Abrufverfahren. 
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Während die Sekundärregelung automatisiert abgerufen 
wird, erfolgt der Abruf der Minutenreserve per Telefon. 
Diese händisehe Aktivierung lässt eine hohe Anzahl von 
Abrufen von Minutenreserveleistung in kürzester Zeit 
nieht zu. Zudem muss ein Netzbetreiber zum Abruf von 
Minutenreserve bis spätestens 7,5 Minuten vor der näehs- 
ten Viertelstunde die Netzsituation der kommenden Vier- 
telstunde im Voraus beurteilen. Wahrseheinliehe Progno- 
sefehler hätten dann zur Folge, dass gegebenenfalls mit 
zusätzlieher Sekundärregelenergie entgegengeregelt wer- 
den müsste. 

Naeh Auffassung der Monopolkommission ist unbedingt 
auf eine Versehiebung des Gewiehtes innerhalb des Regel- 
energiesegments von der Sekundärregelung hin zur kos- 
tengünstigeren Minutenreserve zu drängen. Hierzu ist die 
Einführung einer automatisierten Abrufpraxis aueh bei 
der Minutenreserve zu fordern. Bei Ereignissen, die einen 
längerfristigen Regelenergieeinsatz erfordern, ließe sieh 
dann ein vorgezogener Ersatz von Sekundärregelarbeit 
dureh Minutenreservearbeit realisieren. Dies würde zu- 
gleieh Missbrauehsmögliehkeiten reduzieren und den An- 
reizen der Übertragungsnetzbetreiber bei den vorherr- 
sehenden Marktstrukturen entgegenwirken, die weniger 
wettbewerbliehe Sekundärregelung anstelle der wettbe- 
werblieheren Minutenreserve einzusetzen. 

41 3 . Der Abruf der Minutenreserve erfolgt - wegen der 
gemäß § 6 Absatz 2 StromNZV mit teehnisehen Ursaehen 
zu begründenden Besehaffung eines Kemanteils von Re- 
serveleistung aus der jeweils eigenen Regelzone - nieht 
anhand der regelzonenübergreifenden Merit Order. Dies 
gilt insbesondere aueh dann, wenn der Vorsehrift Genüge 
getan wird, dass unter den verbliebenen regelzoneninter- 
nen Anbietern bei der Besehaffung keine Diskriminierung 
auftreten soll. Ein gemeinsamer Markt für die gesamte 
Minutenreserve würde neben einer Effizienzverbesserung 
aueh dazu beitragen können, dass sieh die Liquidität die- 
ses Reservemarktes im Interesse eines zuverlässig wettbe- 
werbliehen Marktergebnisses weiter erhöht. Aus ökono- 
miseher Sieht wäre daher der Sehritt zu begrüßen, die 
gesamte Minutenreserve gemeinsam auszusehreiben, 
wenn dies aueh aus teehniseher Sieht vertretbar ist. Hierzu 
liegen der Monopolkommission gegensätzliehe Einsehät- 
zungen von Marktteilnehmern vor. Insbesondere ist zu 
klären, wie die Rahmenbedingungen anzupassen sind, da- 
mit die Versorgungssieherheit in der jeweiligen Regelzone 
aueh bei einem Inselbetrieb infolge einer Störung gewähr- 
leistet werden kann. 

414 . Die Bundesnetzagentur bereitet gegenwärtig eine 
Festlegung zur EEG- Veredelung vor.^’^ Der Begriff EEG- 
Veredelung bezeichnet die Aufgabe der Übertragungs- 
netzbetreiber, die fluktuierenden Einspeisungen aus er- 
neuerbaren Energien in eine Profillieferung umzuwan- 
deln. Eine Zielsetzung der Festlegung wird es sein, die 
EEG- Veredelung im Rahmen eines transparenten, diskri- 
minierungsfreien und marktorientierten Verfahren durch- 
zuführen. Der Vorschlag der Bundesnetzagentur sieht hier- 


274 Vgl. BNetzA, Eckpunkte zur Ausgestaltung der Öffnung des Markt- 
segments EEG- Veredelung. Vorschlag der Bundesnetzagentur, Stand: 
24. September 2008. 


für vor, die Beschaffung der für die EEG- Veredelung 
nofwendigen Ausgleichsenergiemengen zunächsf im Rah- 
men eines fäglichen Ausgleichs über den Mark! für Stun- 
denkonfrakte am EEX-Spofmarkt zu organisieren. Wenn 
die unf erfägigen Prognosen anschließend von den vorfägig 
beschafften Mengen abweichen, wird ein Ausgleich im 
untertägigen Handel notwendig. Die Übertragungsnetzbe- 
treiber gehen davon aus, dass durch die Einspeisung er- 
neuerbarer Energien, insbesondere Windenergie, ein un- 
tertägiger Ausgleichsenergiebedarf von bis zu 2 100 MW 
an zusätzlicher Erzeugung und 3 700 MW an Erzeugungs- 
reduktion besteht. Die Monopolkommission befürchtet in 
Anbetracht dieser Energiemengen Rückwirkungen auf die 
Regelenergiemärkte, falls der für die EEG- Veredelung 
vorgesehene unferfägige Handel der EEX nichf über eine 
hinlängliche Liquiditäf verfüg!. Die benötigfen Energie- 
mengen müssfen dann als Regelarbeif aus dem Bereich der 
Regelenergie genommen werden. Mithin könnte die für 
die EEG- Veredelung zu treffende Festlegung zur Folge ha- 
ben, dass sich die Liquidität der Regelenergiemärkte, ins- 
besondere im Bereich der Minutenreserve, durch die er- 
höhte Regelenergienachfrage einschränkt. 

41 5 . Die Zusammenführung der bislang vier deutschen 
Regelzonen zu einer einzigen gemeinsamen Regelzone 
wird derzeit als ein Mittel zur Verbesserung der Rege- 
lungseffizienz diskutiert. Ein besonderes Augenmerk liegt 
hierbei auf der Vermeidung des Gegeneinanderregeins in 
den vier Regelzonen des deutschen Übertragungsnetzes. 
Als Gegeneinanderregeln wird der gleichzeitige, entgegen 
gerichtete Einsatz von Regelenergie in benachbarten Re- 
gelzonen bezeichnet. Dieser ist unvermeidlich, solange 
Regelzonen als miteinander verbundene Einheiten neben- 
einander unabhängig ausgeregelt werden. 

416 . Gegeneinanderregeln betrifft vornehmlich die für 
die Ausregelung der einzelnen Regelzonen hauptsächlich 
eingesetzte Sekundärregelung. Bei der Primärregelung 
kann es aufgrund der reinen Frequenzabhängigkeit prinzi- 
piell zu keinem Gegeneinanderregeln kommen, da die 
Primärregelung im gesamten europäischen UCTE-Netz- 
verbund stets gleichgerichtet wirkt. Die Minutenreserve 
wird manuell abgerufen und kommt nur selten zum Ein- 
satz, sodass hierbei ein Gegeneinanderregeln beispiels- 
weise bereits über einen optimierten regelzonenübergrei- 
fenden Minutenreserveabruf vermieden werden kann. 
Auch bei der Sekundärregelung dürfte ein Gegeneinan- 
derregeln entsprechend den UCTE-Vorgaben und dem an 
diese angelehnten TransmissionCode 2007 der Netzbe- 
treiber nicht auftreten, da der Einsatz von Sekundärregel- 
leistung unter Berücksichtigung der mit den anderen Re- 
gelzonen vereinbarten Fahrpläne zu erfolgen hat.^’^ 
Daher sind die Leitstellen der Übertragungsnetzbetreiber 
bei ihren Lastflussberechnungen angehalten, die Fahr- 
pläne benachbarter Regelzonen und den Saldo der ge- 
planten Stromflüsse über die Regelzonengrenzen hinweg 
zu berücksichtigen sowie sich gegenseitig über außerge- 
wöhnliche Ereignisse zu informieren, die einen Aus- 
gleichs- und Regelenergieeinsatz nach sich ziehen. 


”5 Vgl. BDEW, TransmissionCode 2007, S. 40. 
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417 . Die Monopolkommission kann jedoch nicht aus- 
schließen, dass Gegeneinanderregeln auch als Teil be- 
wusster Strategie bei einem einzelnen oder mehreren 
Übertragungsnetzbetreibem auftritt. Aus ökonomischer 
Sicht bestehen bei der vorherrschenden Struktur der Rege- 
lenergiemärkte bei den Verbunduntemehmen Anreize für 
den jeweils unilateralen Verstoß der Übertragungsnetzbe- 
treiber gegen den eigenen TransmissionCode. Zum einen 
können sie die Regelenergiekosten als Netz- und Aus- 
gleichsenergiekosten vollständig wälzen. Der Einsatz von 
Regelenergie erfolgt daher aus Sicht des Betreibers des je- 
weiligen Übertragungsnetzes kostenlos. Zum anderen 
wird Gegeneinanderregeln für den Übertragungsnetzbe- 
treiber profitabel, wenn bei der Einspeisung positiver Re- 
gelarbeit ein mit ihm verbundenes Konzemkraftwerk be- 
rücksichtigt wird. Hierzu bedarf es nicht einmal der 
expliziten Koordination der Betreiber benachbarter Regel- 
zonen, da derzeit noch keine dauerhaften innerdeutschen 
Engpässe den Transport über die Regelzonengrenzen be- 
hindern und es daher zu einer automatischen Reaktions- 
verbundenheit beim Regelenergieeinsatz in benachbarten 
Übertragungsnetzen kommt. Die Monopolkommission 
geht zudem davon aus, dass die Einhaltung des Transmis- 
sionCodes in diesem Punkt von der Bundesnetzagentur 
nicht in der gebotenen Regelmäßigkeit und ansonsten 
exemplarisch überwacht werden kann. 

Die Vereinigung der vier Regelzonen zu einer einzigen 
bundesweiten Regelzone würde nun bei einem unabhängi- 
gen Netzbetreiber dazu führen, dass die ökonomischen 
Anreize zum übermäßigen Einsafz von Regelenergie ent- 
zogen würden. Eine Möglichkeit zur Vermeidung des Ge- 
geneinanderregelns bei der Sekundärregelung, die derzeit 
von der Bundesnetzagentur erwogen wird, liegt daher in 
der Einrichtung einer überlagerten zentralen Regelinstanz. 

418 . Die Wirtschaftlichkeit des Regelenergieeinsatzes 
ist davon abhängig, wie gut die regelzonenübergreifende 
und an einem effizienten Einsatz orientierte Koordination 
zwischen den Übertragungsnetzbetreibem gelingt. Bis- 
lang bilden die Netze der vier deutschen Übertragungs- 
netzbetreiber mit Teilen Dänemarks, Luxemburgs und 
Österreichs zusammen den deutschen Regelblock. Der 
Leistungs-Frequenz-Regler für alle Regelzonen des deut- 
schen Regelblocks befindet sich in der Systemführung 
von RWE Transportnefz Sfrom in Brauweiler. Innerhalb 
des deutschen Regelblocks regelt jedoch jeder Übertra- 
gungsnetzbetreiber jeweils für seine Regelzone den Im- 
port und den Export mit den Nachbametzen. E.ON, Vat- 
tenfall und EnBW haben im Oktober 2008 angekündigt, 
ihre Netze ab dem 21. Dezember 2008 dadurch verbessert 
miteinander abzustimmen, dass sie die Rechner der Netz- 
firmen in Echtzeit verknüpfen. Hierdurch sollen 95 Pro- 
zent des Gegeneinanderregeins vermieden werden. An 
dieser verbesserten Koordination beteiligt sich RWE bis- 
lang nicht. Stattdessen favorisiert RWE ein Modell, das 
die Gesamtführung über die deufschen Überfragungs- 
nefze seiner Leifsfelle in Brauweiler überträgt.^’ö 

419 . Das Unternehmen LichtBlick und der Bundesver- 
band Neuer Energieanbieter (BNE) haben im April 2008 


276 Ygi Aus drei mach eins, Süddeutsche Zeitung vom 28. Oktober 2008. 


bei der Bundesnetzagentur ein Missbrauchsverfahren ge- 
gen E.ON, RWE, Vattenfall und EnBW beantragt. Dem 
Antrag liegt ein von der LBD-Beratungsgesellschaft ge- 
fertigtes Gutachten zugrunde.277 Die Gutachter stellen für 
das Jahr 2006 fesf, dass in 74,8 Prozenf aller Vierfelsfun- 
den zeitgleich in den Regelzonen der vier Übertragungs- 
netzbetreiber Ausgleichsenergie mit unterschiedlichen 
Vorzeichen auftrat. Im Jahr 2007 war dies für 74,1 Pro- 
zent der Stunden der Fall. Das Einsparpotenzial einer Sal- 
dierung wird daraufhin für 2006 auf 1 162 GWh und für 
2007 auf 1 186 GWh bezifferf. Mithin entspräche das 
Einsparpotenzial durch die Zusammenlegung der vier 
deutschen Regelzonen zu einer einzigen gemeinsamen 
Regelzone im Jahr 2006 rund 314 Mio. Euro und im Jahr 
2007 rund 341 Mio. Euro. Die Bundesnetzagentur hat am 
15. Juli 2008 ein Festlegungsverfahren zum Einsatz von 
Regelenergie nach §§29 EnWG, 27 Absatz 1 Nummer 3 
StromNZV eröffnet. Rahmen dieses Verfahrens 
wird nun untersucht, welche Vor- und Nachteile eine zen- 
trale Ausregelung gegenüber einer optimierten Ausrege- 
lung auf der Basis der gegenwärtigen Regelzonenstruktur 
hat. Hierzu wurde Mitte Januar 2009 ein Gutachten an den 
Lehrstuhl für Energiesysfeme und Energiewirtschaft der 
TU Dortmund und an das Beratungsuntemehmen E-Bridge 
vergeben. Es wird auch die technischen Voraussetzungen 
einer zentralen Ausregelung der deutschen Übertragungs- 
netze prüfen. Beispielsweise müssten die Anbieter von Se- 
kundärregelung eine datentechnische Verknüpfung mit 
dem zentralen Leistungs-Frequenz-Regler einrichten. 
Hiermit sind möglicherweise nicht unerhebliche Kosten 
und ein nicht unerheblicher technischer Aufwand verbun- 
den. Weiterhin müsste die Wechselwirkung der Regel- 
energie mit anderen Systemdienstleistungen analysiert 
und gegebenenfalls an die zentrale Ausregelung ange- 
passt werden. 

420 . Die Monopolkommission unterstützt das Vorhaben 
der Bundesnetzagentur nachdrücklich und ist der Auffas- 
sung, dass eine Zusammenführung der bislang vier Regel- 
zonen unfer einem Dach emsfhaft zu erwägen isf. ln den 
Anhörungen der Monopolkommission von Übertragungs- 
nefzbefreibem, Energieversorgungsuntemehmen und Ver- 
bänden konnten keine überzeugenden technischen Argu- 
mente, etwa unter dem Gesichtspunkt des Erhaltes von 
Systemsicherheit, vorgebracht werden, die zwingend für 
eine Bewahrung der bisherigen Struktur sprechen. Viel- 
mehr sind die Regelzonen historisch gewachsen und ori- 
entieren sich an der Eigentümerschaft der unterliegenden 
Netzinfrastruktur. Von den Teilnehmern der Anhörungen 
wurden allgemein die Einsparpotenziale durch eine Zu- 
sammenlegung der Regelzonen gewürdigt. Die Monopol- 
kommission betont hierbei, dass die Frage der Zusam- 
menführung der vier Regelzonen weifgehend unabhängig 
von der Frage des Eigenfums am Nefz ist.^^® Vielmehr 


LBD-Beratungsgesellschaft mbH, Untersuchung des Einsparpoten- 
zials bei der regelzonenübergreifenden Saldierung, 8. April 2008. 

278 BNetzA, BK6-08-111. 

279 Zur zukünftigen eigentumsrechtlichen Ordnung der deutschen Über- 
tragungsnetze werden drei Vorschläge diskutiert: (I) Die Europäische 
Kommission favorisiert die vollständige eigentumsrechtliche Ent- 
flechtung der Stromerzeugung vom Netzbetrieb. (II) Alternativ kommt 
ein unabhängiger Systembetreiber als eine Lösung mit geringerer 



Drucksache 16/14060 


- 114- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


geht es um eine geeignete Zuweisung der Regelungskon- 
trolle für einen effizienten, regelzonenübergreifenden Ein- 
satz von Regelenergie. 

421 . Auch wenn auf den Regelenergiemärkten heute die 
für die Stromerzeugung allgemein gegebenen Marktein- 
trittshindemisse und darüber hinaus noch besondere 
Markteintrittshindemisse durch die spezifische technische 
Regulierung vorliegen, vertritt die Monopolkommission die 
grundsätzliche Auffassung, dass sich die Erzeugung und 
Bereifsfellung von Regelleisfung und Regelarbeif wettbe- 
werblich organisieren ließe. Hingegen isf die Regeltätig- 
keit zum eigentlich regulierungsbedürftigen Netzbereich 
zu zählen. Um in dieser Situation den effizienten Einsatz 
von Regelenergie unabhängig von sich etwaig über- 
schneidenden Eigentümerinteressen vertikal integrierter 
Verbunduntemehmen dauerhaft gewährleisten zu können, 
ist eine einheitliche unabhängige Regelinstanz einzurich- 
ten. Zum Ausschluss von Quersubventionierungs- und 
Diskriminierungspotenzialen auf den Regelenergiemärkten 
sollte daher nach Überzeugung der Monopolkommission 
die Regelungskontrolle nicht bei einem Unternehmen lie- 
gen, das zugleich als Erzeuger auf den Regelenergie- 
märkten auftritt. 

7.2 Gas 

422. Regelenergie wird zur Sicherstellung des ausrei- 
chenden Gasfiusses und der Systemstabilität innerhalb ei- 
nes Marktgebietes benötigt. Ein Bedarf an Regelenergie 
kann zum Beispiel aus Über- oder Unterspeisungen von 
Bilanzkreisen infolge von Abweichungen zwischen der 
Summe der Nominierungen und dem gemessenen Gas- 
fiuss, der endlichen Transportgeschwindigkeit sowie aus 
den Differenzen zwischen der Einspeisung auf der 
Grundlage von Tagesbändem und der tatsächlichen Ent- 
nahme entstehen. Die marktorientierte Beschaffung von 
Regelenergie gilt im Gassektor als unterentwickelt. Die 
Forderung nach einem wettbewerbsorientierten Regelen- 
ergiemarkt ergibt sich, wie bereits in Abschnitt 5.2.3 dar- 
gestellt, aus dem Gasnetzzugangsregime und den Bilan- 
zierungsregeln in Deutschland. Das am 1. Oktober 2008 
in Kraft getretene neue Regel- und Ausgleichsenergiesys- 
tem enthält neben den Regelungen zur Bilanzierung auch 
Regelungen zur Beschaffung von Regelenergie. 

423. Regelenergie ist diejenige Energie, die der Netzbe- 
treiber benötigt, um sein System im Gleichgewicht zu 
halten. Dazu zählen auch die Gasmengen, die zur Steige- 
rung des Angebots von frei zuzuordnenden Kapazitäten 
eingesetzt werden. Im Unterschied zur Regelenergie, die 
die Netztechnik betrifft, bezeichnet Ausgleichsenergie die 
Differenzen zwischen der Einspeisung und der Ausspei- 
sung einzelner Transportkunden. Die Monopolkommis- 
sion bedauert, dass Daten zum Umfang des Regelenergie- 
volumens in Deutschland in keinem belastbaren Maße 
vorliegen. Darin zeigt sich auch, dass die Etablierung ei- 


Eingriffstiefe in Betracht. (III) Schließlich haben Deutschland und 
Frankreich einen Dritten Weg (Deutsche Netz AG) angeregt, der wei- 
terhin die vertikale Integration von Erzeugung und Netz erlaubt, je- 
doch einen geringeren Einfluss der Konzemmutter auf ihre Netztoch- 
ter als bisher üblich gestattet. 


nes funktionsfähigen Marktes wenig fortgeschritten ist. 
Die Monopolkommission schlägt vor, dass eine Bünde- 
lung der Daten durch die Bundesnetzagentur im Rahmen 
ihres Monitoring erfolgt. Sollte dies rechtlich nicht um- 
setzbar sein, weil der Markt für Regelenergie unter die 
Ex-post-Missbrauchsaufsicht fällt, plädiert die Monopol- 
kommission dafür, dass die Bundesnefzagentur im Be- 
reich der Regelenergie auch im Gassektor eine Festle- 
gungskompetenz erhält.^*“ Eine solche wäre durch den 
Gesetzgeber zu erteilen, ln der Ausstattung der Bundes- 
netzagentur mit einer Festlegungskompetenz sieht die 
Monopolkommission die Ultima Ratio. Bereits von der 
Möglichkeit zur Anordnung vermögen disziplinierende 
Wirkungen auf die Marktteilnehmer auszugehen. 

7.2.1 Beschaffung von Regelenergie 

424. ln § 22 Absatz 1 EnWG verweist der Gesetzgeber 
auf die Verwendung transparenter, nicht diskriminierender 
und marktorientierter Verfahren zur Beschaffung von Re- 
gelenergie. Für den Gassektor fehlt es jedoch im Weiteren 
an einer konkreten Ausgestaltung der Beschaffungsver- 
fahren. Vorschläge der Bundesnetzagentur zur Ausgestal- 
tung finden sich in der Anlage 2 zur Fesflegung vom 
28. Mai 2008. Die Bundesnefzagentur verfügt zwar über 
eine Festlegungskompetenz zur Bilanzierung, aber nicht 
zur Regelenergie. Sie hat in diesem Bereich eine Empfeh- 
lungskompetenz, die sie aus der Missbrauchaufsicht ablei- 
tet, die für diesen Bereich im Gassekfor greift. Sie verfolgt 
damit das Ziel, den Regelenergiebedarf durch bestimmte 
Anreize zur Optimiemung des Gesamtsystems und durch 
einen maximalen Netzpuffereinsatz zu minimieren sowie 
eine marktorientierte Beschaffung von Regelenergie zu 
etablieren. Das Modell zur Beschaffung von Regelenergie 
wurde von den Gasnetzbetreibem in der Neufassung der 
Kooperationsvereinbarung (KoV 111) konkretisiert.^si 

425. Die Beschaffung von Regelenergie erfolgt demzu- 
folge nach einem dreistufigen Modell und obliegt dem Bi- 
lanzkreisnetzbetreiber.282 Zunächst ist die Fähigkeit der 
Netze, Lastschwankungen durch vorübergehende Druck- 
erhöhungen und Druckminderungen abzufangen, d. h. den 
Netzpuffer aktiv oder passiv einzusetzen, ein zentrales 
Element. Die Bedeutung ergibt sich aus der Festlegung, 
nach der für den Großteil der Strukturierungen innerhalb 
des Tages der Netzbetreiber verantwortlich ist. Netzbetrei- 
ber sind dazu angehalten, zunächst die Fähigkeiten des 
Netzes auszuschöpfen, bevor sie externe Regelenergie ein- 
kaufen. Die sog. interne Regelenergie wird aus dem Netz- 


2^0 Aktuell verfugt die Bundesnetzagentur lediglich über eine begrenzte 
Regelungskompetenz, was bedeutet, dass sie nicht die Befugnis hat, 
sämtliche Punkte verbindlich festzulegen und zu standardisieren. Die 
Bundesnetzagentur vermag damit nicht, die Vorgaben zur Beschaf- 
fung und zum Einsatz von Regelenergie ex ante anzuordnen. Vgl. dazu 
BNetzA, Beschluss vom 28. Mai 2008, BK7-08-002, Anhang 2, S. 1. 

281 Vereinbarung über die Kooperation gemäß § 20 Absatz Ib EnWG 
zwischen den Betreibern von in Deutschland gelegenen Gasversor- 
gungsnetzen, Änderungsfassung vom 29. Juli 2008, § 16 bis 18. 

282 Auch in Marktgebieten, die von mehreren Femleitungsnetzbetreibem 
aufgespannt werden, ist die Aufgabe, Regelenergie zu beschaffen 
und einzusetzen, zu zentralisieren. Sie kann einem der beteiligten 
Netzbetreiber, einer gemeinsamen Gesellschaft oder einem unabhän- 
gigen Dritten übertragen werden. 
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puffer der Femleitungs-, Regional- und Verteilernetze so- 
wie eventuell weiteren dem Netz zugehörigen Speichern 
(Röhrenspeicher), jedoch nicht aus externen Speichern, 
für welche eine Vergütung an Dritte erforderlich wäre, ge- 
wonnen. Dies bedeutet, dass im Netz vorhandene untertä- 
gige Strukturierungsleistungen dem Bilanzkreisnetzbe- 
treiber für die Ausregelung und Sfeuerung des Nefzes zur 
Verfügung zu stellen sind. 

426 . Der Netzpuffer hat einen hohen Stellenwert, wie 
aus den Schätzungen der Bundesnetzagentur abgeleitet 
werden kann. Demzufolge hätte die Spitzenlast eines 
exemplarischen Tages im November 2007 für zweiein- 
halb Sfunden allein aus dem Nefzpuffer erbracht werden 
können. Weitere eineinhalb Stunden hätten aus netzzuge- 
hörigen Speichern erbracht werden können. Die Bundes- 
netzagentur identifiziert darüber hinaus relativ einfach zu 
realisierende Steigerungen des Netzpuffervolumens, die 
dazu führen würden, dass allein aus dem Nefzpuffer ohne 
Einbeziehung der nefzzugehörigen Speicher eine ganze 
Tagesbelieferung sichergestellf werden könnte. Auch 
wenn es sich hier nur um grobe Schätzungen handelt, 
lässt sich doch festhalten, dass der Netzpuffer eine große 
Bedeutung hat. Lastschwankungen, die sich aus unge- 
planten Differenzen der Transportkunden ergeben, dürf- 
ten zu einem großen Teil aus dem Netzpuffer ausgegli- 
chen werden können und eine Beschaffüng von externer 
Regelenergie dürfte damit nicht notwendig sein. 

427 . Es erfolgt keine direkte Vergütung der internen 
Regelenergie. Allerdings wird der Netzpuffer in der An- 
reizregulierung berücksichtigt. Diese Berücksichtigung 
erfolgt jedoch unzureichend im Rahmen des Effizienzver- 
gleichs über den Parameter Leitungsdurchmesser. Die 
mangelnde Attraktivität der Entlohnung des Netzpuffers 
setzt Anreize, diesen abzubauen, was wiederum zu Fehl- 
allokationen führen würde, weil die langfristigen Betriebs- 
und Kapitalkosten des Netzpuffers unter den Kosten exter- 
ner Regelenergie liegen. Die Monopolkommission vertritt 
die Auffassung, dass dringend eine Verbesserung der ak- 
tuellen Situation angezeigt ist. Diese Meinung wird von 
den Marktteilnehmern bestätigt und ist auch der Bundes- 
netzagentur bekannt. Die Monopolkommission appelliert 
daher an die Bundesnetzagentur, zeitnah eine angemes- 
sene Lösung für die Berücksichtigung des Netzpuffers in 
der Anreizregulierung zu finden. 

428 . Ist die interne Regelenergie ausgeschöpft, sind die 
Netzbetreiber zunächst dazu angehalten, interne Regel- 
energie zwischen benachbarten Netzgebieten auszutau- 
schen. Externe Regelenergie wird erst dann eingesetzt, 
wenn die Möglichkeiten des lokalen und netzüb ergreifen- 
den Einsatzes von Regelenergie ausgeschöpft sind. Sie 
wird von Transportkunden und Speicherbetreibem bereit- 
gestellt und stellt die kostenintensivste Form der Regel- 
energiebeschaffüng dar. Denn erst hier fallen Kosten für 
die Vergütung gegenüber den Anbietern externer Regel- 
energie an, die den Bilanzkreisen angerechnet werden müs- 
sen. Die beiden vorhergehenden Schritte sind als kosten- 
neutral anzusehen. Externe Regelenergie umfasst neben 
Dienstleistungen zur untertägigen Strukturierung auch die 


2*3 Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 152. 


Beschaffung von Gas zum Ausgleich von Fehlmengen 
bzw. die Veräußerung von Gas zum Ausgleich von Über- 
schussmengen. Als Anbieter externer Regelenergie kom- 
men Transportkunden in Betracht, die dem Bilanzkreis- 
netzbetreiber Flexibilität oder Gasmengen bereitstellen 
oder von ihm abnehmen können (flexible Ein- und Aus- 
speisungen, Speichemutzer, Speicherbetreiber, abschalt- 
bare Kunden). Die Bereitstellung oder Abnahme von exter- 
ner Regelenergie ist für den jeweiligen Transportkunden 
nicht bilanzrelevant. 

429 . Dienstleistungen zur untertägigen Strukturiemng 
dienen der Bereitstellung von kurzfristiger Flexibilität. 
Der Bilanzkreisnetzbetreiber sichert sich damit das Recht, 
Gasmengen des Transportkunden entgegenzunehmen 
bzw. ihm zu übergeben. Er verpflichtet den Transportkun- 
den, die gleichen Mengen zu einem anderen Zeitpunkt an 
ihn zurückzuliefem bzw. von ihm zurückzunehmen. Es 
handelt sich damit um die vorübergehende Überlassung 
von Gasmengen, um zeitweise Lastspitzen auszugleichen. 
Der Bedarf an untertägigen Stiukturiemngsdienstleistun- 
gen wird von den Bilanzkreisnetzbetreibem ausgeschrie- 
ben. Die Ausschreibung kann für einen oder mehrere Tage 
(bis zu einem Gaswirfschaftjahr) im Voraus erfolgen. Die 
Bieter haben für jede Stunde des Gastages, auf den sich 
die Ausschreibung bezieht, einen Arbeitspreis für die Be- 
reifsfellung von Gas an den Nefzbefreiber (posifive Men- 
gen, „Bereifsfellungspreis“) und einen Arbeifspreis für die 
Übernahme von Gas durch die Transportkunden (negative 
Mengen, „Rücknahmepreis“) anzugeben, wobei Entgelte 
nur im Falle des Abmfs der Dienstleistung durch den 
Netzbetreiber anfallen. Ausschreibungen, die zusätzlich 
einen Leistungspreis für die Vorhaltung der untertägigen 
Stmkturierang beinhalten, sollen nur dann erfolgen, wenn 
keine ausreichenden Angebote vorliegen. Dies ist gegen- 
über der Bundesnetzagentur anzuzeigen und zu begründen. 
Der Abmf erfolgt nach einem angemessenen Merit-Order- 
System. Bei diesem wird auf der Basis des jeweils ange- 
botenen Preises zunächst eine Einsatzreihenfolge festge- 
legt. Der tatsächliche Abmf beginnt mit dem preisgüns- 
tigsten Angebot. 

430 . Die dauerhafte Beschaffung oder Veräußemng von 
Gasmengen führt der Bilanzkreisnetzbetreiber auf dem 
Gasgroßhandelsmarkt im eigenen oder einem anderen 
Marktgebiet durch. Dabei sind im Regelfall Tagesbänder 
zu kontrahieren. Sowohl der Spotmarkt an der LEX als 
auch der außerbörsliche Handel kommen dafür in Frage. 
Sofern die Liquidität im Marktgebiet nicht ausreicht und 
eine Beschaffung auf dem Gashandelsmarkt auch nicht 
zuverlässig durchführbar isf, wird ein Markef-Maker-Mo- 
dell angewendef. Der sog. Market Maker ist ein Makler, 
der verbindliche Angebots- und Nachfragepreise stellt, ln 
diesem Fall kann ein Leistungspreis für die Vorhaltung 
angesetzt werden. Für den Arbeitspreis kann ein Refe- 
renzpreis aus einem liquiden Markt genutzt werden. Der 
Market-Maker- Vertrag ist öffentlich auszuschreiben und 
soll für höchsfens ein Gaswirtschaflsjahr gelten. 

431 . Die Bundesnetzagentur sieht vor, dass die Bilanz- 
kreisnetzbetreiber für das Markfgebief aussagekräftige In- 
formafionen über den Einsafz der internen Regelenergie 
und der externen Regelenergie veröffentlichen. Die An- 
gaben sollen getrennt nach externen Flexibilitäten und 
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externen Gasmengen ausgewiesen werden. Es ist zudem 
anzugeben, welcher Anteil der externen Regelenergie 
aufgrund lokaler oder räumlich begrenzter Ungleichge- 
wichte eingesetzt wurde. Die Informationen sollen am 
Folgetag des Einsatzes der Regelenergie veröffentlicht 
werden und mindestens für die zurückliegenden zwölf 
Monate zugänglich gemacht werden. 

432. Auf den Intemetseiten der Netzbetreiber sind die 
Daten grundsätzlich ausgewiesen, werden allerdings un- 
terschiedlich aufbereitet. Einzelne Gasnetzbetreiber do- 
kumentieren ihre Ausschreibungen zur Regelenergie sehr 
ausführlich. 284 Eine Betrachtung der Ausschreibungsmo- 
dalitäten zur externen Regelenergie zeigt, dass sich die 
einzelnen Marktgebiete deutlich in Bezug auf Leistungs- 
inhalt, Befristung und Bepreisung von Regelenergiepro- 
dukten voneinander unterscheiden. Es lässt sich ablesen, 
dass Regelenergie nicht primär aus externer Beschaffung 
in genutzt wird. Die externe Regelenergie wird in den 
verschiedenen Marktgebieten unterschiedlich in An- 
spruch genommen. So werden beispielsweise im Markt- 
gebiet von Gasunie Deutschland regelmäßig externe Re- 
gelenergieprodukte abgerufen, wohingegen NetConnect 
Germany wiederholt über mehrere Tage hinweg keine ex- 
ternen Regelenergieprodukte beansprucht. 

7.2.2 Kritische Würdigung 

433. Die Festlegung der Bundesnetzagentur hat für die 
Ausgestaltung des Regelenergiemarktes einen wichtigen 
Impuls gegeben. Die Regelungen zur Ausschreibung von 
externer Regelenergie sowie die Informationspflichten 
werden von der Monopolkommission begrüßt. Sie spricht 
sich für eine weitere Stärkung des Regelenergiemarktes 
im Gassektor aus und hält die Gewährleistung eines stabi- 
len Netzbetriebs, der effizient organisiert ist und zu Kos- 
teneinsparungen führt, für ein Kemelement des wettbe- 
werblichen Gasmarktes. 

434. Auch wenn einige wichtige Schritte hin zu einem 
wettbewerblichen Gasmarkt gemacht worden sind, sieht 
die Monopolkommission aber dennoch ein weiteres Opti- 
mierungspotenzial. Die Vielzahl der Marktgebiete in 
Deutschland, eines der Hauptwettbewerbshindemisse, 
führt dazu, dass ein marktgebiets fremder Anbieter von Re- 
gelenergie nur dann an einem Ausschreibungswettbewerb 
teilnehmen kann, wenn er auch über ausreichende Trans- 
portkapazitäten verfügt. 285 Damit wird der Wettbewerb 
von vornherein eingeschränkt und es ist in einem hohen 
Maße davon auszugehen, dass der Regelenergiebedarf von 
einem lokalen Anbieter gegebenenfalls zu einem Preis be- 
dient wird, der über dem liegt, welcher sich eingestellt 
hätte, wenn keine Engpässe Vorgelegen hätten. Die Preis- 
unterschiede für Regelenergie in den verschiedenen 
Marktgebieten sind ein klares Indiz für diese Vermutung. 
Darüber hinaus tragen Unterschiede hinsichtlich Aus- 
schreibungsbedingungen, Produkten, Preisen und Prozes- 


284 Ygi z.B. Gasunie Deutschland unter http://www.gasunie.de/regel 
energie/index.cfm?language=de sowie NetConnect Germany unter 
http://www.net-connect-germany.de/cps/rde/xchg/SID-BB927F7D- 
0B96A461/ncg/ hs.xsl/1007.htm. 

285 Dazu auch die Ausführungen zum Engpassmanagement im Gassek- 
tor in Abschnitt 6. 2. 2. 2. 


sen in den unterschiedlichen Marktgebieten zu einer Frag- 
mentierung des möglichen Marktes bei. Nach Ansicht der 
Monopolkommission ist daher neben der Verminderung 
der Zahl der Marktgebiete auch eine Standardisierung der 
Produkte anzustreben. Als mittelfristiges Ziel muss der 
Handel von Regelenergie über eine Plattform erfolgen. 
Die Monopolkommission hat dazu bereits in Abschnitt 

4.3.3 den Vorschlag gemacht, die Regelenergie verpflich- 
tend über die Börse zu handeln, um die dort dringend be- 
nötigte Liquidität zu erlangen. 

435. Ein weiterer Kritikpunkt ist die fehlende Transpa- 
renz hinsichtlich der Verfahren zur Bestimmung des Re- 
gelenergiebedarfs. Die fehlende Transparenz kann dazu 
führen, dass der Bedarf an Regelenergie falsch angesefzt 
wird und zum Beispiel Kosten für eine Vorhaltung von 
Regelenergie entstehen, die über dem notwendigen Maße 
liegen. Es wäre wünschenswert, wenn diesbezüglich 
Klarheit bestehen würde und eine Veröffentlichung der 
Annahmen und Verfahren zur Bestimmung des Regel- 
energiebedarfs verpflichtend wäre und deren Einhaltung 
bzw. deren Eignung zur Bestimmung von der Bundesnetz- 
agentur überprüft würde. Transparenz wäre auch hinsicht- 
lich des Volumens der Netzpuffer angezeigt. Aktuell ist 
nicht ersichtlich, ob die Quellen interner Regelenergie er- 
schöpfend genutzt werden. Für Deutschland wird, wie be- 
reits angesprochen, von sehr großen Netzpufferreserven 
ausgegangen. Um die Verfügbarkeit von Regelenergie be- 
werten zu können, empfiehlt die Monopolkommission 
daher die Ermittlung des Netzpuffervolumens seitens der 
Bundesnetzagentur. Nur dann kann sichergestellt werden, 
dass die Ressourcen optimal genutzt werden. 

7.3 Zwischenfazit 

436. Regelenergie wird in Stromnetzen benötigt, um tem- 
poräre Ungleichgewichte zwischen Last und Erzeugung 
auszugleichen. Systematisch wird sie nach Verfügbarkeiten 
in Primärregelung, Sekundärregelung und Minutenreserve 
unterschieden. Die Beschaffung von Regelenergie wird 
von den Übertragungsnetzbetreibem über ein marktliches 
Verfahren organisiert. § 22 Absatz 2 EnWG verpflichtet 
sie, Regelenergie in einem diskriminierungsfreien und 
transparenten Verfahren auszuschreiben und hierzu eine 
gemeinsame fntemetplattform zu betreiben. Die Zahl der 
Anbieter auf den Regelenergiemärkten ist begrenzt. Pri- 
märregelenergie- und Sekundärregelenergiemarkt sind 
weiterhin durch die Strukturen eines bilateralen Oligopols 
gekennzeichnet. Bezogen auf die einzelnen Regelzonen 
lassen sich die Märkte für Primär- und Sekundärregelener- 
gie als beschränkte Monopsone bezeichnen. Der Minuten- 
reservemarkt kommt einer wettbewerblichen Marktstruk- 
tur näher als die übrigen beiden Regelenergiemärkte. Die 
geringe Teilnehmerzahl auf den Märkten begründet sich in 
den technischen Voraussetzungen für eine Präqualifika- 
fion. Die Anforderungen der Überfragungsnefzbefreiber 
an die Bereifsfellung speziell von Primär- und Sekundär- 
regelenergie erfordern hohe Investitionen der Netzbetrei- 
ber und Erzeuger in eine entsprechende Regeltechnik und 
in Kraftwerksanlagen. 

437. Die Monopolkommission ist der Auffassung, dass 
die Ausgestaltung der Regelenergiebeschaffung nicht 
hinlänglich berücksichtigt, dass auf den Regelenergie- 
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märkten die Übertragungsnetzbetreiber als Nachfrager 
zumeist eigenen Konzemschwestem als Anbieter von Re- 
gelenergie gegenüberstehen. Hierdurch sind im Bereich 
der Primär- und Sekundärregelung Anreize für die Ver- 
bunduntemehmen gegeben, das Preisniveau über die je- 
weiligen Grenzkosten von Vorhaltung und Erzeugung zu 
übersteigern. Die Regelenergiekosten stellen für die Ver- 
bunduntemehmen bei der vorherrschenden Markfsfrukfur 
überwiegend einen durchlaufenden Posten dar. Auch die 
Anreizregulierung kann diese Mechanismen nicht wirk- 
sam eindämmen. 

438. Die Monopolkommission tritt dafür ein, die techni- 
schen und regulativen Rahmenbedingungen des Regel- 
energiemarktes insbesondere im Hinblick auf ein stärker 
wettbewerblich ausgerichtetes Angebot kontinuierlich zu 
überprüfen. Sie begrüßt das von der Bundesnetzagentur 
eingeleitete Feststellungsverfahren zum Einsatz von Re- 
gelenergie. Neben dem Gesichtspunkt der Vermeidung ei- 
ner Ressourcenverschwendung durch das Gegeneinander- 
regeln benachbarter Regelzonen sollten allerdings auch 
die Marktzugangsbedingungen im Interesse einer effizien- 
ten Leistungserstellung einer erneuten Überprüfung unter- 
zogen werden. Insbesondere erscheinen hier Reduktionen 
der technischen Präqualifikationsanforderungen, eine wei- 
tere Verkürzung der Angebotszeiträume sowie Möglich- 
keiten zum regelzonenübergreifenden Pooling von Sekun- 
därregelenergie möglich. Sollte es auch längerfristig nicht 
gelingen, bei der Primärregelung und der Sekundärrege- 
lung die gebotene spürbare Belebung des Wettbewerbs zu 
erwirken, ist nach Auffassung der Monopolkommission 
die Herauslösung der Primär- und der Sekundärregelung 
aus der marktlichen Vergabe und die Rückkehr zu einer 
Ex-ante-Preisregulierung in Betracht zu ziehen. 

439. Derzeit kommt die Sekundärregelung wesentlich 
häufiger zum Einsatz als die Minutenreserve. Nach Auf- 
fassung der Monopolkommission ist unbedingt auf eine 
Verschiebung des Gewichtes innerhalb des Regelenergie- 
segments von der Sekundärregelung hin zur wettbewerb- 
licheren und kostengünstigeren Minutenreserve zu drän- 
gen. Hierzu ist die Einführung einer aufomatisierfen 
Abrufpraxis auch bei der Minutenreserve zu fordern. 

440. Die Monopolkommission schließt nicht aus, dass 
Gegeneinanderregeln in den vier Regelzonen des deut- 
schen Übertragungsnetzes auch als Teil bewusster Strate- 
gie bei einem einzelnen oder mehreren Übertragungsnetz- 
betreibem auftritt. Eine Zusammenfassung der vier 
Regelzonen zu einer bundesweiten Regelzone würde bei 
einem unabhängigen Netzbetreiber dazu führen, dass die 
ökonomischen Anreize zum übermäßigen Einsafz von 
Regelenergie reduziert würden. Eine Möglichkeif zur 
Vermeidung des Gegeneinanderregelns, die derzeit von 
der Bundesnetzagentur geprüft wird, liegt in der Einrich- 
tung einer zentralen Regelinstanz. Die Monopolkommis- 
sion unterstützt das Vorhaben der Bundesnetzagentur 
nachdrücklich und ist der Auffassung, dass eine Zu- 
sammenführung der bislang vier Regelzonen unter ei- 
nem Dach ernsthaft zu erwägen ist. Um den effizienten 
Einsatz von Regelenergie unabhängig von sich gegebe- 
nenfalls überschneidenden Eigentümerinteressen verti- 
kal integrierter Verbunduntemehmen dauerhaft ge- 


währleisten zu können, ist auf die Unabhängigkeit der 
zentralen Regelinstanz zu drängen. Zum Ausschluss 
von Quersubventionierungs- und Diskriminierungspo- 
tenzialen auf den Regelenergiemärkten sollte daher die 
Regelungskontrolle nicht bei einem Unternehmen lie- 
gen, das zugleich als Erzeuger auf den Regelenergie- 
märkten auftritt. 

441 . Im Gassektor wird Regelenergie zur Sicherstellung 
des ausreichenden Gasfiusses und der Systemstabilität in- 
nerhalb eines Marktgebietes benötigt. Die marktorien- 
tierte Beschaffung von Regelenergie im Gassektor ist un- 
terentwickelt. Am 1 . Oktober 2008 trat ein neues Regel- 
und Ausgleichsenergiesystem in Kraft, welches neben 
den Regelungen zur Bilanzierung auch Regelungen zur 
Beschaffung von Regelenergie enthält. Die Monopol- 
kommission bedauert, dass Daten zum Umfang des Rege- 
lenergievolumens in Deutschland in keinem belastbaren 
Maße vorliegen und schlägt daher vor, dass eine Bünde- 
lung der Daten durch die Bundesnetzagentur im Rahmen 
ihres Monitoring erfolgt. Sollte dies rechtlich nicht um- 
setzbar sein, plädiert die Monopolkommission dafür, dass 
die Bundesnefzagentur im Bereich der Regelenergie eine 
Festlegungskompefenz erhält, die durch den Gesetzgeber 
zu erteilen wäre. 

442. Die Bundesnetzagentur hat im Rahmen von GABi 
Gas allgemeine Vorschläge zur Ausgestaltung der Be- 
schaffungsverfahren für Regelenergie gemacht, welche 
im Rahmen der Neufassung der Kooperationsvereinba- 
rung (KoV 111) von den Gasnetzbetreibem konkretisiert 
wurden. Die Beschaffung von Regelenergie erfolgt nach 
einem mehrstufigen Modell. Zunächst wird die sog. in- 
terne Regelenergie, die aus dem Netzpuffer und weiteren 
dem Netz zugehörigen Speichern gewonnen wird, ver- 
wendet. Lastschwankungen, die sich aus ungeplanten 
Differenzen der Transportkunden ergeben, dürften zu ei- 
nem großen Teil aus dem Netzpuffer ausgeglichen wer- 
den können. Der Netzpuffer wird in der Anreizregulie- 
rung unzureichend im Rahmen des Effizienzvergleichs 
über den Parameter Leitungsdurchmesser berücksichtigt. 
Dies setzt Anreize, den Netzpuffer abzubauen, was wie- 
derum zu Fehlallokationen führen würde, weil die lang- 
frisfigen Befriebs- und Kapifalkosfen des Nefzpuffers un- 
ter den Kosten externer Regelenergie liegen. 

443. Die Monopolkommission fordert die Bundesnetz- 
agentur auf, zeitnah eine angemessene Lösung für die Be- 
rücksichtigung des Netzpuffers zu finden. Externe Regel- 
energie soll erst dann eingesetzt werden, wenn die Mög- 
lichkeiten des lokalen und netzübergreifenden Einsatzes 
von Regelenergie ausgeschöpft sind. Sie wird von Trans- 
portkunden und Speicherbetreibem bereitgestellt und stellt 
die kostenintensivste Form der Regelenergiebeschaffung 
dar. 

444. Die Festlegung der Bundesnetzagentur hat für die 
Ausgesfaltung des Regelenergiemarkfes einen wichtigen 
Impuls gegeben. Die Monopolkommission spricht sich 
für eine Stärkung des Regelenergiemarktes im Gassektor 
aus und hält die Gewährleistung eines effizienten Netzbe- 
triebs für ein Kemelement des wettbewerblichen Gas- 
marktes. Die Monopolkommission sieht weiteres Opti- 
mierungspotenzial. Nach ihrer Ansicht ist neben der 
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Verminderung der Zahl der Marktgebiete aueh eine Stan- 
dardisierung der Produkte anzustreben. Als mittelfristiges 
Ziel muss der Handel von Regelenergie über eine Platt- 
form erfolgen. Hier stellt die Monopolkommission den 
Vorsehlag zur Diskussion, die Regelenergie aussehließ- 
lieh an der Börse zu handeln, um deren Liquidität zu er- 
höhen. Ein weiterer Kritikpunkt ist die fehlende Transpa- 
renz hinsiehtlieh der Verfahren zur Bestimmung des 
Regelenergiebedarfs. Transparenz wäre aueh hinsiehtlieh 
des Volumens der Netzpuffer angezeigt. Die Monopol- 
kommission empfiehlt die Ermittlung des Netzpuffervo- 
lumens seitens der Bundesnetzagentur, um eine optimale 
Ressoureenallokation sieherzustellen. 

8 Erdgasspeicher als wachsender 

Wettbewerbsfaktor 

8.1 Wettbewerb auf dem deutschen 

Erdgasspeichermarkt 

445. Die Speieherung von Erdgas gewinnt zunehmend 
an Bedeutung. Wie bereits dargelegt, gehört Deutsehland 
zu den Erdgasimportländem. Der Bezug ist mit saisona- 
len und kurzfristigen preisliehen Sehwankungen verbun- 
den. Darüber hinaus wird die Versorgungssieherheit 
dureh eine starke Abhängigkeit von der jeweiligen politi- 
sehen Situation im Exportland und in den Transitländem 
determiniert. Die Hauptfunktion der Erdgasspeieher liegt 
im tages- und jahreszeitliehen Ausgleieh von Angebot 
und Naehfrage. Des Weiteren kommt Speiehem eine 
wiehtige Aufgabe bei der Strukturierung von Lastprofilen 
zu.2*ö Tendenziell werden Einspeisungen in den Sommer- 
und Ausspeisungen überwiegend in den Wintermonaten 
vorgenommen. 


286 Vgl. dazu auch Abschnitt 5.2.3. 


446. Bei den hier thematisierten Speiehem handelt es 
sieh um Untertagespeieher, von denen zwei Typen exis- 
tieren: Es gibt Poren- und Kavemenspeieher. Porenspei- 
eher eignen sieh besonders zur Abdeekung der saisonalen 
Gmndlast, weil sie dureh die natürliehen Fließwege im 
Porenraum der Speiehergesteine in der Regel weniger 
spontan abgemfen werden können als Kavemenspeieher. 
Diese sind in ihrer Nutzung sehr flexibel und daher be- 
sonders für tageszeitliehe Spitzenlastabdeekungen geeig- 
net. Das Gesamtvolumen eines Speiehers setzt sieh zu- 
sammen aus Arbeitsgas- und Kissengasvolumen. Das 
Arbeitsgasvolumen ist das tatsäehlieh nutzbare Volumen, 
wohingegen als Kissengas die verbleibende Restgas- 
menge bezeiehnet wird, die den Mindestdmek aufreehter- 
hält. Die aktuellen Daten der Erdgasspeieher in Deutseh- 
land zeigt die unten stehende Tabelle. 

447. Der deutsehe Speiehermarkt zählt mit einem Anteil 
von über 28 Prozent an den gesamten Speieherkapazitä- 
ten aller EU-Mitgliedstaaten aufgmnd seiner Vielzahl an 
(dezentralen) Speieheranlagen und des hohen Arbeitsgas- 
volumens zu den größten in Europa. So befinden sieh 
über ein Drittel aller europäisehen Speieher in Deutseh- 
land. Die Tabelle 8.1 zeigt eine Zusammenfassung der 
wiehtigsten Daten für die deutsehe Erdgasspeiehemng. 
Mit Stand vom 31. Dezember 2008 existierten 47 Erdgas- 
speieher, davon 23 Porenspeieher und 24 Kavemenspei- 
eher. Das teehniseh maximal nutzbare und installierte Ar- 
beitsgasvolumen liegt bei 20,3 Mrd. m^ (VJ und hat sieh 
damit gegenüber dem Vorjahr, als es bei 19,9 Mrd. m^ 
(VJ lag, erhöht. Die Daten der Porenspeieher sind stabil 
geblieben, wohingegen das Volumen der Kavemenspei- 
eher um etwa 4 Prozent gestiegen ist. Zurüekzuführen ist 
dies auf Erweitemngen bestehender Speieher, die Inbe- 
triebnahme weiterer Kavernen sowie neue Speieherpro- 
jekte. Einen erhebliehen Zuwaehs von 3,6 auf 7,4 Mrd. m^ 


Tabelle 8.1 


Erdgasspeicher in Deutschland (Stand: 31. Dezember 2008) 



Einheit 

Porenspeieher 

Kavernen- 

speicher 

Summe 

Arbeitsgasvolumen „in Betrieb“ 

Mrd. m^ (V„) 

12,5 

7,8 

20,3 

Arbeitsgasvolumen „in Betrieb 
naeh Endausbau“ (1) 


13,6 

9 

22,6 

Plateau-Entnahmerate 

Mio. m^ (V„/d) 

192,1 

296,5 

488,6 

Theoretisehe Verfügbarkeit des 
Arbeitsgases' 

Tage 

65 

26 

42 

Anzahl Speieher „in Betrieb“ 


23 

24 

47 

Arbeitsgasvolumen „in Planung 
oder Bau“ (11) 

Mrd. m^ (V„) 

0,05 

7,4 

7,5 

Anzahl der Speieher „in Planung 
oder Bau“ 


1 

18 

19 

Summe Arbeitsgas (1+11) 

Mrd. m^ (V„) 

13,7 

16,4 

30,1 


* Rechnerischer Wert bezogen auf Arbeitsgasvolumen „in Betrieb“ (Arbeitsgas/Plateau-Entnahmerate). 

Quelle: Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Erdöl und Erdgas in der Bundesrepublik Deutschland 2008, Hannover 2009, S. 47. 
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(VJ Arbeitsgas erfuhren die Kavemenspeieher, die in 
Bau oder in Planung sind. Werden alle Vorhaben aueh tat- 
sächlich realisiert, wird zukünftig ein Speichervolumen 
von rund 30 Mrd. (VJ zur Verfügung stehen. Die Ta- 
belle 8.1 gibt dazu im Detail Auskunft. Aus dem Arbeits- 
gasvolumen und der Plateau-Entnahmerate lässt sich eine 
theoretische Verfügbarkeit des Arbeitsgases in Höhe von 
42 Tagen errechnen. Dieser Wert gibt an, in welcher Zeit 
sich das maximal in den Speichern eingelagerte Gas tech- 
nisch ausspeichem lässt. Schätzungen gehen dahin, dass 
das allein in den Speichern befindliche Gas ausreicht, um 


Deutschland knapp drei Monate ohne merkliche Ein- 
schränkungen zu versorgen. 2*^ 

448 . Die nachstehende Tabelle 8.2 gibt einen Überblick 
über die geplanten Speicherprojekte in Deutschland. Es 
werden die Unternehmen, die das Projekt durchführen, 
der Ort sowie die Art der Speicheranlage und die geplante 


287 Ygi Stronzik, M., Rammerstorfer, M., Neumann, A., Wettbewerb im 
Markt für Erdgasspeicher, WIK-Diskussionsbeitrag Nummer 305, 
Bad Honnef 2008, S. 7. 


Tabelle 8.2 


Geplante Speicher in Dentschland (Stand: 31. Dezember 2008) 


Nr. 

Ort 

Gesellschaft 

Anzahl Einzel- 
speicher 

Gesamtvoln- 
men Mio. 

(V„) 

Arbeitsgas 
nach Endans- 
ban Mio. 

(V„) 

Porenspeicher 

1 

Wolfersberg 

RWE Dea AG 



45 

Kavemenspeieher 

2 

Bemburg 

Verbundnetz Gas AG 

3 

183 

139 

3 

Empelde 

GHG-Gasspeicher Hannover 
GmbH 

1 

125 

100 

4 

Epe-Eneco 

Eneco Store GmbH 

2 

175 

125 

5 

Epe-Trianel 

Trianel Gasspeichergesellschaft 
Epe mbH & Co. KG 

1 

153 

109 

6 

Epe-Essent 

Essent Energie Gasspeicher 
GmbH 

4 

220 

172 

7 

Epe-Gelsenwasser 

Gelsenwasser AG 

4 

250 

180 

8 

Etzel 

IVG Cavems GmbH 

30 

3.400 

2.500 

9 

Etzel 

IVG Cavems GmbH 

10 

1.100 

750 

10 

Jemgum 

WINGAS GmbH & Co. KG 

18 

1.620 

1.200 

11 

Jemgum 

EWE AG 

5 

650 

433 

12 

Kiel-Rönne 

Stadtwerke Kiel AG 

2 

234 

140 

13 

Kraak 

E.ON Hanse AG 

1 

110 

90 

14 

Nüttermoor 

EWE AG 

3 

321 

214 

15 

Peckensen 

Storengy Deutschland GmbH 

9 

1.050 

600 

16 

Reckrod-Wölf 

Wintershall Holding AG 

2 

150 

120 

17 

Rüdersdorf 

EWE AG 

1 

94 

79 

18 

Staßfurt 

Kavemenspeieher Staßfurt 

GmbH, RWE 

4 

380 

290 

19 

Xanten 

RWE, Thyssengas GmbH 

5 

150 

125 

Snmme 

105 

10.365 

7.411 


Quelle: Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie, Erdöl und Erdgas in der Bundesrepublik Deutschland 2008, Hannover 2009, S. 57 f. 
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Speichermenge aufgefiihrt. Ende 2008 waren 19 zusätzli- 
che Speicher in Deutschland geplant. 18 davon sind Kaver- 
nenspeicher, deren Arbeitsgasvolumen bei 7 411 Mio. m^ 
(VJ liegt. Die Realisierung aller Projekte bedeutet eine 
Erhöhung der Speicherkapazitäten bezogen auf das Ar- 
beitsgasvolumen um etwa 40 Prozent. 

449. Prinzipiell scheinen der Monopolkommission die 
physikalischen Voraussetzungen in Deutschland für die 
Etablierung eines Speicherwettbewerbs gegeben. Aller- 
dings besteht eine gewisse, am Volumen gemessene ange- 
bots- und nachfrageorientierte Konzentration im deut- 
schen Speichermarkt, deren Ausmaß im Folgenden zu 
beurteilen ist. Nachfolgend werden in Tabelle 8.3 die An- 
teile im deutschen Speichermarkt, der ein Gesamtvolu- 
men von 20 272 Mio. m^ (VJ Arbeitsgas umfasst, darge- 
stellt. Die Berechnungen beziehen sich auf das gesamte 
Bundesgebiet und unterscheiden nicht zwischen den 
Marktgebieten. Dies stellt eine Vereinfachung der tat- 
sächlichen Verhältnisse dar, ist aber aufgrund der leicht 
rückläufigen Tendenz der Marktgebiete nach Ansicht der 
Monopolkommission durchaus zu rechtfertigen. Als Re- 
ferenz dient das Arbeitsgasvolumen. Sind mehrere Be- 
treiber an einem Speicher beteiligt, wird die Kapazität zu 
gleichen Teilen aufgeteilt, weil hinsichtlich der genauen 
Beteiligungsverhältnisse bzw. der vertraglichen Vereinba- 
rungen seitens der Monopolkommission keine Informa- 
tionen bekannt sind.^** 

450. Die Marktanteile werden hier zum einen für die 
heufe besfehenden Unferfagespeicher (Anfeil akfuell) und 
zum anderen für die zukünftig zu erwartende Situation, 
wenn sämtliche angekündigten Speichervorhaben reali- 
siert worden sind (Anteil zukünftig), dargestellt. Die ge- 
planten Änderungen verändern die Verhältnisse nur 
geringfügig. Es fällf jedoch auf, dass ein neuer Marktteil- 
nehmer vertreten sein wird, der sämtlichen etablierten 
Unternehmen einige Prozentpunkte abnimmt. Die WIN- 
GAS betreibt aktuell nur einen Speicher in Deutschland, 
der aber aufgrund seiner Größe dazu führt, dass sie den 
derzeit größten Anteil mit rund 21 Prozent hat. Daran 
wird sich auch zukünftig nicht viel ändern, da sie in glei- 
chem Ausmaß weiter expandieren wird wie E.ON, die 
Nummer zwei im deutschen Erdgasspeichermarkt. Der 
Markt insgesamt kann als moderat konzentriert eingestuft 
werden.2*^ Die CRl liegt sowohl jetzt als auch zukünftig 
deutlich unter der Schwelle von 33 Prozent, die das Kar- 
tellrecht als kritisch ansieht. Demgegenüber weisen die 
CR3 und CR5 mit heute 55,14 Prozent und 78,38 Prozent 
eine deutliche Überschreitung der kritischen Schwellen- 
werte von 50 bzw. 66 Prozent auf Diese Situation wird 
sich allerdings zukünftig durch die geplanten Speicher- 
projekte etwas relativieren. Die CR3 wird den kritischen 


Auch wurden die Untemehmensgruppen unter ihrem Konzemnamen 
zusammengefasst. So wird hier nur E.ON ausgewiesen und nicht 
zwischen E.ON Hanse, E.ON Thüringen, E.ON Gas Storage etc. dif- 
ferenziert. Vgl. zu diesem methodischen Vorgehen auch Stronzik, M., 
Rammerstorfer, M., Neumann, A., a. a. 0., S. 1 1. 

289 Zu diesen Ergebnis kam das WIK auch schon für das Jahr 2007. Al- 
lerdings haben sich doch einige Änderungen ergeben. Vgl. dazu 
Stronzik, M., Rammerstorfer, M., Neumann, A., a. a. O., S. 11. 


Wert um 2,3 Prozent unterschreiten und die CR5 wird mit 
knapp 4 Prozent darüberliegen. 

Tabelle 8.3 


Anteile im deutschen Speichermarkt 
(Stand: 31. Dezember 2008) 


Unternehmen 

Anteil aktnell 
(Arbeitsgas- 
volnmen) 
in Prozent 

Anteil znkünf- 
tig (Arbeitgas- 
volnmen) 
in Prozent 

WINGAS 

20,72 

18,39 

E.ON 

19,01 

16,68 

RWE 

11,53 

9,75 

Exxon Mobil 

15,41 

12,63 

VNG 

11,71 

8,37 

EWE 

7,14 

7,24 

GDF 

1,6 

1,08 

IVG Cavems 

2,53 

12,54 

Sonstige 

10,35 

13,32 


Quelle: Eigene Berechnungen auf der Basis von: Landesamt für Berg- 
bau, Energie und Geologie, Erdöl und Erdgas in der Bundesrepublik 
Deutschland 2008, Hannover 2009, S. 57 f 


451 . Diese Entwicklungen sind aus Sicht der Monopol- 
kommission zu begrüßen. Die Monopolkommission sieht 
jedoch zwei grundlegende Probleme auf dem Speicher- 
markt in Deutschland. Zum einen stellt sich die Frage, ob 
die Konzentration tatsächlich nicht doch sehr viel höher 
ist, weil es keinen einheitlichen deutschen Erdgasspei- 
chermarkt gibt, und zum zweiten bestehen Anzeichen da- 
für, dass die Nachfrage nach Speicherkapazifäten das An- 
gebof bei Wehem übersfeigf. Der ersfgenannfe Punkf sfehf 
im Gleichklang mit der in Abschnitt 5.2.2 thematisierten 
Problematik einer Zersplitterung des deutschen Erdgas- 
marktes in eine Vielzahl von Marktgebieten. Auch wenn 
die Zahl der Marktgebiete rückläufig sein mag, bestehen 
doch erhebliche Schwierigkeiten beim marktgebietsüber- 
schreitenden Transport und der Allokation von Transport- 
kapazitäten. Die geografische Verteilung der Speicheran- 
lagen in Deutschland ist nicht über die Marktgebiete 
gleich verteilt. Die Porenspeicher finden sich über das 
Bundesgebiet verteilt, sie kommen sowohl in Nord- als 
auch in Ost- und Süddeutschland vor. Die Kavemenspei- 
cher hingegen sind auf Norddeutschland konzentriert, 
weil sie nur dort Vorkommen können, wo freie Salzstöcke 
vorhanden sind, die zu Erdgasspeichem umfunktioniert 
werden. 

452. Das zweite von der Monopolkommission ange- 
sprochene Problem ist ein strukturelles, ln erster Linie 
sind die Unternehmen als Erdgasspeicherbetreiber tätig, 
die Zugang zur Importebene besitzen, auf der langfristige 
Gaslieferverträge mit ausländischen Lieferanten vorherr- 




Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


- 121 - 


Drucksache 16/14060 


Tabelle 8.4 


Frei buchbare Speichervolumina in Prozent vom Arbeitsgasvolumen 
(Stand: 31. Dezember 2007) 


Stichtag 

1. Oktober 
2008 

1. April 
2009 

1. Oktober 
2009 

1. April 
2010 

1. April 
2013 

Frei buchbares Arbeitsgasvolumen (in 
Prozent vom erfassten zugangsfähigen 
Gesamfvolumen) 

1,3 

1,3 

2,4 

2,6 

3,1 


Quelle: BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 170. 


sehen. Dies hat zur Folge, dass die Kapazitäten inländi- 
scher Speicheranlagen mit einem langen Vorlauf ausge- 
bucht sind. Der Monitoringbericht der Bundesnetzagentur 
weist eine Quote von maximal 1,3 Prozent freiem Ar- 
beitsgasvolumen zur kurzfristigen Buchung aus. Die mit- 
telfristige Quote liegt bei maximal 3,1 Prozent, wie auch 
die Tabelle 8.4 zeigt. 

453. Im Kalenderjahr 2007 haben laut Monitoringbe- 
richt der Bundesnetzagentur 116 Unternehmen in 
Deutschland Speicherkapazitäten genutzt. Dies entspricht 
im Vergleich zum Vorjahr einer Steigerung von etwa 
1 7 Prozent. Genutzt wurden die Speicherkapazitäten zum 
überwiegenden Teil von Großhändlern und Lieferanten, 
die darüber saisonale oder auch tägliche Schwankungen 
ausgleichen. Die Wahlmöglichkeit der Speichemutzer ist 
aufgrand wirtschaftlicher und technischer Gründe stark 
eingeschränkt, so zum Beispiel bei der Wahl zwischen 
dem Standort und der Art des Speichers. Wechselvor- 
gänge finden demnach nur selten statt. Vor dem Hinter- 
gmnd eines möglichen Diskriminierangspotenzials durch 
die Speicherbetreiber zeigt das Monitoring der Bundes- 
netzagentur, dass 24 Prozent der 45 Speicherbetreiber in 
insgesamt 58 Fällen den Drittzugang verweigert haben. 
Dies deutet darauf hin, dass dass nur wenige Unterneh- 
men auch tatsächlich im erwünschten Umfang Zugang zu 
Speicherkapazitäten haben. Es kann unter den gegebenen 
Rahmenbedingungen jedoch nicht zweifelsfrei festge- 
stellt werden, ob der Nachfrageüberschuss mit strategi- 
schem Verhalten einhergeht. 

454. Aus Sicht der Monopolkommission stellt sich die 
Transparenz auf dem Speichermarkt noch als entwick- 
lungsbedürflig dar. Die Speicherbetreiber kommen zwar 
gmndsätzlich ihren durch das Energiewirtschaftgsgesetz 
vorgegebenen Veröffentlichungspfhchten nach und halten 
sich an die rechtlich nicht verbindlichen Maßgaben der 
Guidelines of Good Practice for Storage System Opera- 
tors (GGPSSO)292; dennoch lassen sich keine Aussagen 
zur tatsächlichen Kapazitätssituation der Speicher treffen. 
Dem Transportkunden fehlt so die Möglichkeit, die Rou- 
ten des Gases, welches er transportieren und speichern 


290 Vgl. BNetzA, Monitoringbericht 2008, S. 171. 

291 Vgl. BNetzA, ebenda, S. 171 f. 

292 Vgl. ERGEG, Guidelines for Good TPA Practice for Storage System 
Operators (GGPSSO) vom 23. März 2005. 


möchte, effizient zu planen. Diese Informationen wären 
allerdings zwingend notwendig, um eine fundierte Aus- 
sage zur Funktionsfähigkeit des aktuellen Speicherzu- 
gangsregimes machen zu können. Die Monopolkommis- 
sion fordert daher eine dahingehende Ausweitung der 
Veröffentlichungspflichten, dass die Speicherbetreiber, 
ähnlich den Kapazitätsanzeigen an den Netzkoppel- und 
Grenzkuppelstellen, die Füllstände ihrer Speicher auswei- 
sen. 

455. Die Vorteilhaftigkeit eines Sekundärhandels wurde 
bereits im Rahmen der Ausführungen zum Sekundärhan- 
del mif Kapazifäfen angesprochen.293 Gleiches gilf auch 
für den Sekundärhandel mif Speicherkapazifäfen, der auf 
der Plaftform sfore-x verorfef wurde. Akfuell können auf 
dieser Plaftform Kapazitätsrechte von 14 Speicherbetrei- 
bem gehandelt werden. Registriert sind rund 600 Benut- 
zer. Auch wenn die Zahl der Geschäfte, die über diese 
Plattform getätigt wird, steigend ist, ist noch kein Handel 
in einem befriedigenden Umfang zu erkennen. Dazu be- 
dürfte es erst eines freien Potenzials von Speicherkapazi- 
täten. Dies ist allerdings nach momentanem Stand nicht 
zu erkennen. 

8.2 Zugang zu Erdgasspeichern 

456. ln der Europäischen Union sind zwei Speicherzu- 
gangsregime im Einsatz. Den Mitgliedstaaten steht es frei, 
welches Regime sie wählen. Deutschland hat sich für den 
verhandelfen Speicherzugang auf verfraglicher Basis ge- 
mäß § 26 EnWG enfschieden. Im Gegensafz zum Nefzzu- 
gang wird der Speicherzugang damif nichf regulierf. Die 
Bundesnefzagentur hat im Speicherbereich in erster Linie 
die Vorgaben zur informationellen und buchhalterischen 
Entflechtung der Speicheranlagen (§§ 9 und 10 EnWG),^®"' 
die Vorgaben des § 28 EnWG sowie die Tätigkeiten der 
Speicherbetreiber im Rahmen einer Ex-post-Missbrauchs- 
aufsicht nach §§ 30 und 31 EnWG zu überwachen. Nach 
§ 28 Absatz 1 EnWG haben die Betreiber von Speicheran- 
lagen anderen Unternehmen den Speicherzugang zu ange- 
messenen und diskriminierungsfreien technischen und 
wirtschaftlichen Bedingungen auf Vertragsbasis zu ge- 
währen. Davon ausgenommen sind diejenigen Kapazitä- 
ten, die zur Gewinnungstätigkeit eingesetzt werden. Auf 


292 Vgl. Abschnitt 4.3.3. 

299 Vgl. § 6 Absatz 1 Satz 3 EnWG. 
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europäischer Ebene gibt es darüber hinaus die Mindest- 
standards der GGPSSO, die unter anderem Regelungen 
zum Speicherzugang, zum Engpassmanagement und zur 
Veröffentlichung von Informationen enthalten. 

457. Die Monopolkommission bezweifelt, dass allein 
der Bau neuer Speicheranlagen und der Ausbau bestehen- 
der Kapazitäten das Problem auf dem Speichermarkt zu 
lösen vermögen, und misst daher einem marktorientierten 
Kapazitätsmanagement eine hohe Bedeutung bei. Die ak- 
tuelle Regelung des „first come, first served“ erscheint ihr 
unbefriedigend und wenig wettbewerbsorientiert. Die 
Monopolkommission regt daher an, die Auktionierung 
von Kapazitäten in Betracht zu ziehen und diese mit dem 
Use-it-or-lose-it-Prinzip zu kombinieren. Auf diese 
Weise würden freie Kapazitäten entstehen, die die Weiter- 
entwicklung des Sekundärhandels forcieren könnten. 
Darüber hinaus könnte so auch der strategischen Hortung 
von Speicherkapazitäten, für die es aktuell zwar Anzei- 
chen gibt, deren Nachweis jedoch schwierig ist, entge- 
gengewirkt werden. 

458. Die Monopolkommission sah eine Regulierung des 
Speicherzugangs bis dato kritisch^^s und spricht sich hier 
erneut dagegen aus. Mögliche Investitionsanreize und Be- 
strebungen zum Aufbau eines neuen Geschäftsmodells 
können durch eine Regulierung der Geschäftsbedingun- 
gen nachhaltig vermindert werden. Auch zeigen die aktu- 
ellen Entwicklungen zum Speicherbau, dass offensichtlich 
Investitionsanreize gegeben sind. Zwar besteht nach wie 
vor ein Diskriminierungspotenzial, doch wird dieses bei 
einer konsequenten Umsetzung des von der Monopolkom- 
mission propagierten umfassenden Ansatzes an Bedeu- 
tung verlieren. Neben einer günstigen Versorgungsstruktur 
des jeweiligen Marktgebietes im Sinne des handelbaren 
Volumens und der Zahl erreichbarer Ein- und Ausspeise- 
punkte, der verfügbaren Leitungs- und Speicherkapazitä- 
ten und von Gasmengen an Hubs, Importpunkten und 
LNG-Anlandestellen sowie einer konsequenten Anwen- 
dung der in den §§ 6 bis 10 EnWG enthaltenen Entfiech- 
tungsvorschriften auf Speicheranlagen ist ein marktorien- 
tiertes Engpassmanagement eine wichtige Voraussetzung 
für die Etablierung eines diskriminierungsfreien, effizien- 
ten und transparenten Handels von Gasspeichermengen. 

459. Darüber hinaus finden sich auch im Dritten Richt- 
linienpaket der Europäischen Kommission Aussagen zum 
Erdgasspeichermarkt. Es ist vorgesehen, die GGPSSO 
rechtlich verbindlich zu machen. Damit werden Regelun- 
gen getroffen werden müssen, wie der Zugang von Drit- 
ten zu den Erdgasspeichem zu gestalten ist, wie die Kapa- 
zität zugewiesen wird und wie mit Engpässen umzugehen 
ist. 

8.3 Zwischenfazit 

460. Der deutsche Erdgasspeichermarkt hat aufgrund 
seiner Größe und seiner geografischen Lage einen hohen 
Stellenwert in der Europäischen Union, ln Deutschland 
ist eine Vielzahl von Investitionen in neue Speicherkapa- 


295 Ygi Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 507. 


zitäten geplant. Die Realisierung aller Projekte bedeutet 
eine Erhöhung der Speicherkapazitäten um etwa 40 Pro- 
zent. 

461. Die Monopolkommission sieht alle Voraussetzun- 
gen für die Etablierung eines Speicherwettbewerbs in 
Deutschland als gegeben an. Ausgehend von einer Auf- 
stellung der aktuellen und geplanten Speicherkapazitäten 
konstatiert sie eine gewisse angebots- und nachfrageorien- 
tierte Konzentration, die sie weiter untersucht. Die geplan- 
ten Projekte verändern die Verhältnisse nur geringfügig. 
Die Untersuchungen der Monopolkommission gelangen 
zu dem Ergebnis, dass der Markt insgesamt als moderat 
konzentriert eingestuft werden kann. 

462. Die Monopolkommission identifiziert zwei grund- 
legende Probleme auf dem Speichermarkt in Deutsch- 
land. Zum einen stellt sie die Frage, ob die Konzentration 
bei einer Abgrenzung nach Marktgebieten nicht sehr viel 
höher wäre, und zum zweiten sieht sie Anzeichen dafür, 
dass die Nachfrage nach Speicherkapazitäten das Ange- 
bot bei weitem übersteigt. Ein zweites Problem ist struk- 
tureller Natur. Es sind Unternehmen als Erdgasspeicher- 
betreiber tätig, die aufgrund der Langfristigkeit von 
Lieferverträgen mit ausländischen Lieferanten auch Spei- 
cherkapazitäten langfristig buchen wollen. Ob dabei auch 
strategisches Verhalten eine Rolle spielt, kann unter den 
gegebenen Rahmenbedingungen nicht zweifelsfrei fest- 
gestellt werden. 

463. Aus Sicht der Monopolkommission ist die Trans- 
parenz auf dem Speichermarkt entwicklungsbedürftig. 
Die Speicherbetreiber kommen zwar grundsätzlich ihren 
durch das Energiewirtschaftsgesetz vorgegebenen Veröf- 
fentlichungspflichten nach und halten sich an die Maßga- 
ben der Guidelines of Good Practice for Storage System 
Operators, dennoch lassen sich keine Aussagen zur tat- 
sächlichen Kapazitätssituation der Speicher treffen. Die 
Monopolkommission fordert daher eine Ausweitung der 
Veröffentlichungspflichten für Speicherfüllstände. 

464. Deutschland hat sich für den verhandelten - und 
damit nicht regulierten - Speicherzugang auf vertragli- 
cher Basis entschieden. Die Monopolkommission begrüßt 
dies und spricht sich ebenfalls gegen die Regulierung des 
Speicherzugangs aus. Sie sieht allerdings in der Etablie- 
rung eines marktorientierten Kapazitätsmanagement eine 
wichtige Säule für die Weiterentwicklung eines wettbe- 
werblichen Marktes. Sie regt daher die Auktionierung 
von Kapazitäten an, die nach ihrer Auffassung mit dem 
Use-it-or-lose-it-Prinzip kombiniert werden sollten. 

9 Fusionskontrolle, Kooperationen 
und Missbrauchsaufsicht 

465. Die Transportnetze für Strom und Gas bilden ein 
natürliches Monopol. Sie unterliegen in Deutschland der 
sektorspezifischen Regulierung. Für alle nachhaltig wett- 
bewerbsorientierten Märkte hingegen ist die allgemeine 
Wettbewerbsaufsicht zuständig. An die Stelle einer Regu- 
lierung nach dem Energiewirtschaftsgesetz tritt das Ge- 
setz gegen Wettbewerbsbecschränkungen und statt der 
Regulierungsbehörden sind die Wettbewerbsbehörden für 
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eine Aufsieht zuständig. Würde sieh die Monopolkom- 
mission in ihren Analysen auf reine Regulierungsthemen 
wie Netzzugangsmodalitäten und Netzentgelte besehrän- 
ken, würden wesentliehe Bereiehe der Energiemärkte 
nieht erfasst. 

466. Die allgemeine Wettbewerbsaufsicht unterschei- 
det zwischen der Fusionskontrolle und der Missbrauchs- 
aufsicht. Im Gegensatz zur Fusionskontrolle stellt die 
Missbrauchsaufsicht ein rechtliches Instrumentarium für 
die Ex-post- Verhaltenskontrolle von Unternehmen dar, 
die bereits über eine marktbeherrschende bzw. markt- 
mächtige Stellung verfügen. Hierbei wird davon ausge- 
gangen, dass marktmächtige Unternehmen nicht ausrei- 
chend durch den Wettbewerb kontrolliert werden. Auf 
einen Missbrauch muss das Bundeskartellamt aufmerk- 
sam werden oder darauf hingewiesen werden, um ihn ex 
post zu unterbinden. Im Fusionskontrollverfahren unter- 
liegen die Unternehmen, soweit sie bestimmte Kriterien 
erfüllen, einer Ex-ante-Meldepflicht. 

9.1 Fusionskontrolle und Kooperationen 

467. Die Monopolkommission hat in der Vergangenheit 
Kritik an der Praxis des Bundeskartellamtes geäußert, 
Minderheitserwerbe von marktbeherrschenden Vorliefe- 
ranten an Weiterverteilerkunden freizugeben, soweit es 
sich um einen Zusammenschluss handelt, der nach Auf- 
fassung des Amtes geringe Absatzmengen vereinigt.^^^ 
Die Monopolkommission hat die Auffassung vertreten, 
dass eine Vielzahl von Zusammenschlüssen, die unter- 
halb dieser sog. Spürbarkeitsgrenze oder auch virtuellen 
Bagatellschwelle liegen, denselben Effekt haben kann 
wie eine Fusion, die über der Grenze liegt. Das Bundes- 
kartellamt hat dies aufgegriffen und im Folgenden eine 
wirtschaftliche Gesamtbetrachtung statt einer Mengenbe- 
trachtung in Einzelfällen vorgenommen.^^’ 

468. Das Bundeskartellamt verfolgt seither eine strikte 
Untersagungspolitik bei Beteiligungen von marktbeherr- 
schenden Vorlieferanten an Weiterverteilerkunden.^^* Die- 
ses Vorgehen hat dazu geführt, dass die Zahl vertikaler Zu- 
sammenschlüsse rückläufig ist. Gleichwohl ist ein Trend 
festzustellen, dass zunehmend Kooperationen und Zusam- 
menschlüsse von Stadtwerken ohne Beteiligung der großen 
Verbunduntemehmen erfolgen. Insbesondere Einkaufs- 
und Vertriebskooperationen sind in diesem Zusammen- 
hang vermehrt auszumachen. 

469. Nach einer Studie des Instituts für Genossen- 
schaftswesen der Universität Münster sind drei Viertel al- 
ler erfassten kommunalen Energieversorgungsuntemeh- 


296 Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 2004/2005, a. a. 0., Tz. 527. 

'^'>1 Der erste Fall, in dem das Bundeskartellamt eine solche Fusion unter 
der vorherigen Spürbarkeitsgrenze untersagte, war der Zusammen- 
schlussfall HarzEnergie/Stadtwerke Seesen, B8-124/06. Dieses Zu- 
sammenschlussvorhaben wurde, nachdem das Bundeskartellamt sei- 
ne Bedenken geäußert hatte, von den Parteien aufgegeben. 

25* Vgl. die Fälle RWE/Saar Ferngas; BKartA, Beschluss vom 12. März 
2007, B8-62-06, WuW/E DE-V 1357, RWE/Krefeld Neuss: BKartA, 
Beschluss vom 23. Oktober 2007, B8-93-07 sowie E.ON Avacon/ 
Salzgitter, BKartA, Beschluss vom 19. Dezember 2007, B8-123/07. 


men in mindestens eine Kooperation involviert.^^^ 
Immerhin 40 Prozent der Unternehmen sind mindestens 
zwei Kooperationen eingegangenen. Dabei wird ein si- 
gnifikanter Zusammenhang zwischen der Größe des kom- 
munalen Energieversorgungsuntemehmens und der Wahr- 
scheinlichkeit zu kooperieren festgestellt. Darüber hinaus 
wurde der Zusammenhang abgeleitet, dass kommunale 
Energieversorgungsuntemehmen, die sowohl im Strom- 
ais auch im Gasmarkt vertreten sind, häufiger kooperie- 
ren als Unternehmen, die lediglich über eine der beiden 
Sparten verfügen. Auch wurde herausgestellt, dass reine 
Gasversorger die wenigsten Kooperationen eingehen. Die 
dominierenden Felder der Kooperation sind die Bereiche 
Energiebeschaffung und Handel (ca. 50,5 Prozent der er- 
fassten kommunalen Energieversorger kooperieren in 
diesem Bereich) sowie Marketing und Vertrieb (43,9 Pro- 
zent). 77 Prozent der Kooperationen sind als Joint Ven- 
ture angelegt, d. h. in der Regel (soweit es sich um ein 
Equity Joint Venture handelt) wurde ein Gemeinschafts- 
unternehmen errichtet. Dies gilt allerdings mehr für den 
Strom- als für den Gasbereich. 

470. Die Monopolkommission begrüßt diese Entwick- 
lung, möchte aber zwischen Einkaufs- und Vertriebsko- 
operationen unterscheiden. Während sie Einkaufskoope- 
rationen als weitestgehend unkritisch einstuft, können 
von Vertriebskooperationen wettbewerblich bedenkliche 
Wirkungen ausgehen. Durch die Einkaufskooperationen 
und damit die Bündelung von Nachfrage wird es der sog. 
„zweiten Reihe“ von Gasversorgem möglich, Einkaufs- 
konditionen zu erzielen, die ansonsten lediglich den gro- 
ßen Verbunduntemehmen gewährt werden. Auf der ande- 
ren Seite ändert aber die Einkaufskooperation nichts an 
der Stellung auf dem Absatzmarkt, auf dem die meisten 
Stadtwerke als Gmndversorger ohnehin über eine markt- 
beherrschende Stellung verfügen. Die verbesserten Ein- 
kaufskonditionen führen dazu, dass der Wettbewerb auf 
der nachgelagerten Stufe, der Endkundenstufe, verbessert 
werden kann, da gegenüber den großen Energieversor- 
gungsuntemehmen ein gewisser Wettbewerbsdrack auf- 
gebaut werden kann. Diese wettbewerblich unbedenkli- 
che Einstufung gilt nicht für die Vertriebskooperationen; 
es bedarf einer Differenziemng des Aktionsradius. Soweit 
sich kleine lokale Anbieter zusammenschließen, um in 
den bundesweiten Wettbewerb einzutreten, ist dies gmnd- 
sätzlich zu begrüßen. Sie vermögen hier den Wettbewerb 
zu beleben und werden in der Regel nur geringe Marktan- 
teile erlangen können. Auf ihren angestammten Märkten 
verfügen diese Anbieter jedoch über eine marktbeherr- 
schende Stellung. Die Kooperation von zum Beispiel be- 
nachbarten Stadtwerken kann damit auch der Absiche- 
mng dieser Stellung dienen, was eine erhebliche negative 
Wettbewerbswirkung darstellen würde. 

471. Weiterhin ist das Bundeskartellamt zunehmend 
dazu übergegangen, in wettbewerblich problematischen 
Fällen Freigaben mittels Zusagenentscheidung zu ertei- 


299 Ygi Sander, C., Kooperationen kommunaler Energieversorger, IfG- 
Arbeitspapier Nummer 78, Münster 2009, S. 12. 

300 Vgl. Sander, C., a. a. O., S. 25, 36. 
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len. Im Rahmen dieser Zusagenentseheidungen verlangt 
das Bundeskartellamt eine deutliehe Überkompensation 
der Versehleehterungswirkungen des Zusammensehlus- 
ses. Basierend auf der Abwägungsklausel, die sieh in § 36 
Absatz 1 GWB findet, kann es einen Zusammensehluss 
erlauben, wenn auf einem der untersuehten Märkte zwar 
eine marktbeherrsehende Position entsteht oder verstärkt 
wird, auf einem anderen Markt aber Verbesserungen der 
Wettbewerbsbedingungen eintreten und diese die Naeh- 
teile der Marktbeherrschung überwiegen. Die Verbesse- 
rungen müssen, damit sie Berücksichtigung finden, auf 
die Marktstruktur abzielen.^**' 

9.1.1 Elektrizität 

472. Die im Untersuchungszeitraum vom Bundeskartell- 
amt geprüften und mit Zusagenentscheidungen abge- 
schlossenen Fusionskontrollfälle wurden von der Mono- 
polkommission bereits im Rahmen ihres Siebzehnten 
Hauptgutachtens eingehend gewürdigt. Die Entschei- 
dung RWE/ Stadtwerke Krefeld-Neuss war hierbei schwer- 
punktmäßig im Strombereich angesiedelt, die übrigen 
Fälle betrafen überwiegend den Gasbereich. Im Strom- 
bereich hat das Bundeskartellamt die Vorhaben der RWE 
Rhein-Ruhr AG, sich erstmalig mit knapp unter 25 Pro- 
zent an der in Gründung befindlichen Stadtwerke Krefeld 
Neuss AG & Co. KG zu beteiligen sowie die Beteiligung 
an den Stadtwerken Velbert von 20 auf 40 Prozent zu er- 
höhen, unter der Nebenbestimmung freigegeben, dass die 
RWE Rhein-Ruhr AG ihre Beteiligung an der Wuppertaler 
Stadtwerke AG in Höhe von knapp 1 9 Prozent veräußert. 
Hierbei machte es von der Abwägungsklausel gemäß § 36 
Absatz 1 Halbsatz 2 GWB Gebrauch. Danach müssen 
durch den Zusammenschluss insgesamt marktstrukturell 
bedingte Verbesserungen des Wettbewerbs auf einem oder 
mehreren Märkten eintreten, die die wettbewerblichen 
Nachteile aus dem Zusammenschlussvorhaben überwie- 
gen. 

473. Die Monopolkommission sieht in der Abwägungs- 
klausel ein grundsätzlich sinnvolles Instrument zur Beur- 
teilung von Zusammenschlüssen, da hierdurch sämtliche 
für die Gesamtwürdigung eines Zusammenschlusses er- 
forderlichen Wettbewerbsbedingungen in die Beurtei- 
lung einbezogen werden. Von ihr profitieren die Transpa- 
renz und Nachvollziehbarkeit fusionskontrollrechtlicher 


Die im Untersuchungszeitraum vom Bundeskartellamt geprüften Fäl- 
le, die mit Zusagenentscheidungen beendet worden sind, wurden von 
der Monopolkommission bereits gewürdigt. Nicht freigegeben wurde 
BKartA, Beschluss vom 12. März 2007, B8-62/06 WuW/E-V 1357 
„RWE/SaarFemgas“, freigegeben wurden BKartA, Beschluss vom 
23. Oktober 2007, B8-93/07 „RWE/Krefeld/Neuss“ sowie BKartA, 
Beschluss vom 19. Dezember 2007, B8-123/07 „E.ON Avacon/Salz- 
gitter“. Vgl. dazu Monopolkommission, Flauptgutachten 2006/2007, 
a. a. O., Tz. 600 ff. 

^“2 Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 2006/2007, a. a. O., Tz. 
600 ff 

303 BKartA, Beschluss vom 23. Oktober 2007, B8-93/07 „RWE/Stadt- 
werke Krefeld Neuss“. Im Gasbereich wurde unter Auflagen freige- 
geben: BKartA, Beschluss vom 19. Dezember 2007, B8-123/07, 
E.ON Avacon/Salzgitter“, nicht freigegeben hingegen wurde: BKartA, 
Beschluss vom 12. März 2007, B8-62/06 WuW/E-V 1357, „RWE/ 
SaarFemgas“. 


Entscheidungen. Gleichzeitig wird dem Bundeskartellamt 
durch die Abwägungsklausel kein unangemessen weiter 
Beurteilungsspielraum zugestanden, da sie eine Beschrän- 
kung auf marktstrukturelle und damit wettbewerbliche 
Aspekte vorsieht. 3°"* 

474. ln der Entscheidung RWE/Stadtwerke Krefeld 
Neuss hat das Bundeskartellamt in sachlicher Hinsicht als 
relevanten Markt den Strommarkt, auf dem die Stadt- 
werke Krefeld Neuss und Velbert Strom nachfragen, ab- 
gegrenzt. Dieser ist der Markt für den erstmaligen Absatz 
von Strom. Weiterhin wirkt sich der Zusammenschluss 
auf die Märkte aus, auf denen die Stadtwerke Strom lie- 
fern. Die Märkte für Standardlastprofilkunden sind lokal 
abzugrenzen. Hier verfügen die Stadtwerke als Grundver- 
sorger über eine marktbeherrschende Stellung in ihrem 
jeweiligen Versorgungsgebiet. Die übrigen Märkte für 
leistungsgemessene Kunden hingegen sind bundesweit 
abzugrenzende Märkte. 

475. Da im vorliegenden Fall RWE als gemeinsam mit 
E.ON kollektiv marktbeherrschendes Unternehmen durch 
seine Beteiligung an den Stadtwerken den eigenen Strom- 
absatz absichert und gleichzeitig die marktbeherrschende 
Stellung der Stadtwerke verstärkt wird, ließen sich nach 
Auffassung des Bundeskartellamtes die Voraussetzungen 
der Abwägungsklausel nur durch die von RWE zugesagte 
Veräußerung seiner Anteile an den Wuppertaler Stadtwer- 
ken erfüllen. Hierbei handelte es sich um den vollständi- 
gen Rückzug von RWE Rhein-Ruhr als Gesellschafter der 
Wuppertaler Stadtwerke. 

9.1.2 Gas 

476. Im Gassektor sind einige Fusionskontrollentschei- 
dungen ergangen, deren Würdigung der Monopolkommis- 
sion wichtig erscheint. Sie zeigen in besonderem Maße die 
aktuelle wettbewerbliche Lage und verdeutlichen, dass ein 
sorgfältiges, vorausschauendes und konsequentes Handeln 
von Seiten des Bundeskartellamtes unbedingt angezeigt ist, 
um die wettbewerbliche Entwicklung des Gasmarktes 
weiter voranzutreiben und unumkehrbare Fehlentwicklun- 
gen zu verhindern. 

477. Den in den letzten Jahren wichtigsten Fall, das Zu- 
sammenschlussverfahren RWE/SaarFemgas, thematisierte 
die Monopolkommission bereits. Das Bundeskartellamt 
hatte seinerzeit das Vorhaben der RWE, Anteile in Höhe 
von 76,88 Prozent an der SaarFemgas zu erwerben, unter- 
sagt, weil es die von RWE angebotenen Zusagen für nichf 
ausreichend ansah, um die identifizierfen wettbewerbli- 
chen Bedenken auszuräumen. Im Nachgang zu diesem 
Verfahren wurden die Anfeile vom Luxemburger Stahl- 
konzem Arcelor-Mittal erworben.^o^ Diese Anfeile fließen 
nun in ein grenzüberschreifendes Neugründungsvorhaben 
ein, welches im November 2008 unter dem Namen Soteg 
S.A. (neue Soteg) beim Bundeskartellamt angemeldet 


304 Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 2004/2005, a. a. O., Tz. 737. 

305 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 131, 
444. 

306 Vgl. zur Freigabe in der ersten Phase EU-Kommission, Entscheidung 
vom 22. Oktober 2007, COMP/M.4890. 
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wurde. Die (neue) Soteg soll Aktivitäten der Unternehmen 
(alte) Soteg (luxemburgische Femgasgesellschaft), Cege- 
del (luxemburgischer Stromversorger) und SaarFemgas 
zusammenfassen.307 Das Bundeskartellamt gab dieses 
Vorhaben mit Beschluss vom 12. Dezember 2008 frei, weil 
es keine Hinweise auf die Entstehung oder Verstärkung ei- 
ner marktbeherrschenden Stellung auf den deutschen 
Strom- und Gasmärkten sah. 

478 . Die Monopolkommission sieht diesen Zusammen- 
schluss ebenso wie das Bundeskartellamt als unkritisch an 
und stimmt der Entscheidung zu. Hier sind sogar wettbe- 
werbsbelebende Wirkungen festzustellen. Während zwi- 
schen den Netzen der Soteg und der SaarFemgas aktuell 
noch keine direkten grenzüberschreitenden Verbindungen 
vorhanden sind, ist für die Zukunft mit einem Ausbau der 
Grenzübergangskapazitäten zwischen Deutschland und 
Luxemburg zu rechnen. 

479 . Unter aufschiebender Bedingung wurde die Auf- 
stockung der SaarFemgas- Anteile an der Energie Süd- 
west AG Landau auf 5 1 Prozent der Anteile freigegeben. 
Bevor der Zusammenschluss vollzogen werden kann, 
muss die Energie Südwest ihre gesamte Gassparte mit 
Ausnahme des Netzbetriebs ausgliedem und mindestens 
90 Prozent der Anteile an dem ausgegliederten Unterneh- 
men an einen von der SaarFemgas unabhängigen Dritten 
verkaufen. Andernfalls wäre die marktbeherrschende 
Stellung der SaarFemgas im Sinne einer Absichemng der 
Vorlieferantenposition verstärkt worden.^os 

480 . Das am 8. September 2008 angemeldete Vorhaben 
der EnBW, im Rahmen einer strategischen Partnerschaft 
einen Anteil von 26 Prozent an der EWE zu erwerben, 
wurde vom Bundeskartellamt mit Schreiben vom 1 1 . De- 
zember 2008 zunächst abgemahnt. Das Bundeskartell- 
amt kam zu dem vorläufigen Schluss, dass der Zusammen- 
schluss auf den Gasmärkten in den neuen Bundesländern 
zur Verstärkung marktbeherrschender Stellungen von Be- 
teiligungsuntemehmen der EnBW und von EWE führen 
würde. Darüber hinaus sei zu erwarten, dass potenzieller 
Wettbewerb vermindert würde. Im Strombereich sah das 
Amt bis dato keine Indizien zur Entstehung oder Verstär- 
kung einer marktbeherrschenden Stellung. Am 6. Juli 
2009 hat das Bundeskartellamt das Vorhaben schließlich 
unter der Auflage freigegeben, dass sich EWE und EnBW 
von einer ihrer wettbewerblich problematischen Unter- 
nehmensbeteiligungen trennen. 

481 . EWE ist als regionales Energieversorgungsunter- 
nehmen insbesondere in der Strom-, Gas- und Wasserver- 
sorgung in der Region EmsAVeser/Elbe tätig, ln den Re- 
gionen Ostbrandenburg und Rügen ist EWE als reiner 
Gasversorger tätig. EWE hält einen Anteil von 47,9 Pro- 
zent am in den neuen Bundesländern flächendeckenden 
Gasversorger VNG, dessen Hauptaktivitäten der Import, 
Handel, Transport und die Speicherung von Erdgas sowie 
die damit verbundenen Dienstleistungen sind. EWE gilt als 


Vgl. BKartA, Beschluss vom 12. Dezember 2008, B8-95/08. 

308 Vgl. BKartA, Beschluss vom 5. März 2009, B8-163/08. 

309 Vgl. BKartA, Schreiben vom 11. Dezember 2008, B8-96/08. 


eines der stärksten regionalen Versorgungsuntemehmen in 
Deutschland. EnBW ist die Konzemmuttergesellschaft ei- 
ner Reihe von Unternehmen, die in den Geschäftsfeldem 
Strom, Gas sowie Energie- und Umweltdienstleistungen 
tätig sind. Eigentümer von EnBW sind die Electricite de 
France und der Zweckverband Oberschwäbische Elektri- 
zitätswerke. 3'** Das Geschäftsfeld Gas macht bei EnBW 
aktuell einen Anteil am Gesamtumsatz von 16,9 Prozent 
aus, wohingegen 78,4 Prozent der Erlöse im Bereich 
Strom erzielt werden. Das Unternehmen ist aktiv auf der 
Femgasstufe, der Speicherung und dem Handel sowie auf 
der Verteilstufe mit dem Transport und dem Vertrieb von 
Erdgas. EnBW hält 50 Prozent an der Gasversorgung Süd- 
deutschland GmbH (GVS), deren andere 50 Prozent die 
ENI hält. GVS ist Eigentümerin eines umfangreichen Gas- 
transportverbundsystems in Baden-Württemberg, welches 
im Marktgebiet GVS/ENl liegt.^n GVS beliefert insbeson- 
dere Stadtwerke und Großkunden mit Erdgas. Außerhalb 
von Baden- Württemberg hat EnBW zwei größere strategi- 
sche Beteiligungen: zum einen eine 54,95-Prozent-Betei- 
ligung an den Stadtwerken Düsseldorf und zum anderen 
über ihr Beteiligungsuntemehmen GESO eine 50, 11 -Pro- 
zent-Beteiligung an der ENSO Energie Sachsen Ost AG 
sowie eine 35-Prozent-Beteiligung an der DREWAG 
Stadtwerke Dresden GmbH. 

482 . Das Bundeskartellamt sieht insbesondere im Markt- 
gebiet ONTRAS-VNG wettbewerbliche Wirkungen. Der 
Zusammenschluss betrifft dort die abzugrenzenden Märkte 
für die ersfmalige Belieferung von Weiterverfeilem sowie 
die nach dem Nefzgebief der ENSO und der Sfadtwerke 
mit EnBW-Beteiligung abzugrenzenden regionalen bzw. 
lokalen Märkte für die Belieferung von Weiterverfeilem 
sowie Endkunden. Auswirkungen ergeben sich auch für 
das Versorgungsgebief der GVS, die allerdings nicht zu ei- 
ner Verstärkung der marktbeherrschenden Stellung der 
GVS für die Belieferang von Weiterverfeilem führt. Nach 
vorläufiger Einschätzung der Wettbewerbsbehörde würde 
der Zusammenschluss insbesondere in den Gremien der 
ENSO und der DREWAG zu einem veränderten wettbe- 
werblichen Verhalten führen. Im Gegensafz zur akfuellen 
Sifuation wäre zu erwarten, dass bei der Gasbeschaffung 
auf die Interessen der VNG Rücksicht genommen würde. 
Dadurch würde der Absatz der VNG als marktbeherr- 
schendes Femgasuntemehmen abgesichert. Das Bundes- 
kartellamt geht weiter davon aus, dass die marktbeherr- 
schenden Stellungen der Unternehmen ENSO und 
DREWAG auf den Märkten zur Beliefemng von Weiter- 
verteilem und Endkunden deshalb verstärkt werden, weil 
der von der VNG ausgehende potenzielle Wettbewerb ge- 
schwächt wird. 

483 . Als Reaktion auf die Abmahnung hatten sich EWE 
und EnBW gegenüber dem Bundeskartellamt verpflichtet, 
entweder das EWE-Beteiligungsuntemehmen VNG oder 
alternativ das EnBW-Beteiligungsuntemehmen GESO an 
Dritte zu veräußern. Das Bundeskartellamt bewertet die 


Die beiden Gesellschafter halten jeweils 45,01 Prozent der Anteile an 
EnBW. 

Vgl. dazu auch Abschnitt 5.2.2. 
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beiden Veräußerungsaltemativen als geeignet, um die dureh 
den geplanten Zusammensehluss eintretenden Wettbe- 
werbsversehleehterungen zu beseitigen. Beide Veräuße- 
rungen beseitigen jeweils für sieh genommen auf Seiten 
der VNG die dureh den geplanten Zusammensehluss an- 
dernfalls eintretende Absatzsieherung. Darüber hinaus 
wird auf Seiten der EnBW-Beteiligungsuntemehmen die 
dureh den geplanten Zusammensehluss sonst eintretende 
Sieherung der marktbeherrsehenden Stellung dureh Weg- 
fall potenziellen Wettbewerbs von Seiten der VNG besei- 
tigt. Die damit ansonsten einhergehende Verstärkung der 
marktbeherrsehenden Stellung der VNG findet nieht statt, 
sodass eine Marktstrukturversehleehterung nieht zu er- 
warten ist.312 

484 . Die Monopolkommission hegt erhebliehe wettbe- 
werbliehe Bedenken gegenüber der geplanten Partner- 
sehaft. Große Vorbehalte hat sie hinsiehtlieh der Stellung 
von EWE im Wettbewerb, der fortsehreitenden Konsoli- 
dierung im Gassektor und der Gefahr, ursprünglieh ge- 
troffene Entseheidungen zu unterlaufen. Der Einstieg von 
EnBW wäre seit der Fusion von E.ON und Ruhrgas im 
Jahr 2003 die größte Transaktion im deutsehen Energie- 
sektor. Die Monopolkommission sieht die Notwendigkeit, 
den hier vorliegenden Fall vor dem Hintergrund dieses 
von ihr nieht befürworteten Zusammensehlusses, der erst 
dureh eine Ministererlaubnis möglieh wurde, zu bewer- 
ten. 

485 . Die Monopolkommission hat bereits mehrfaeh da- 
rauf hingewiesen, dass sie mit der Ministererlaubnis im Fall 
E.ON/Ruhrgas marktstrukturelle Fehlentwieklungen ver- 
bindet. Umso bedeutender erseheint ihr daher, auf die 
Zusammenhänge zwisehen den beiden Fällen hinzuwei- 
sen. Die Verfügung des Bundeswirfsehaffsminisfers^’"^ ent- 
hielf Auflagen, die von den Zusammensehlussparteien vor 
dem Vollzug zu erfüllen waren. Dazu zählfe unf er anderem 
die Veräußerung von Anfeilen an der EWE und an der 
VNG. E.ON mussfe sieh von einer 27,4-Prozenf-Befeili- 
gung an der EWE trennen. Diese Auflage sah die Mono- 
polkommission nieht als geeignet an, die dureh die Fusion 
entstehenden Wettbewerbsbesehränkungen zu mindem.^'s 
Die Anteile wurden von den beiden Hauptaktionären der 
EWE, der Energieverband Elbe-Weser Beteiligungshol- 
ding GmbH und der Weser-Ems Energiebeteiligungen 
GmbH übernommen. Darüber hinaus verlangten die mit 
der Erlaubnis verbundenen Auflagen, dass die Ruhrgas- 
Anteile an der VNG an ostdeutsehe Stadtwerke und einen 
Strategisehen Investor verkauft werden, der in der Lage ist, 
die „VNG als einen aktiven Wettbewerber auf der Fem- 
gasstufe zu erhalten und zu fördern“. Die EWE stellte den 
Strategisehen Erwerber dar. Die Ministererlaubnis beab- 


312 Vgl. BKartA, Beschluss vom 6. Juli 2009, B8-96/08. 

Vgl. z. B. Monopolkommission, Sondergutachten 49, a. a. O., Tz. 18; 
dies., Wettbewerbspolitik im Schatten „Nationaler Champions“, 
Hauptgutachten 2002/2003, Baden-Baden 2005, Tz., 1139 ff.; dies., 
Sondergutachten 34, a. a. O., Tz. 101 ff; dies., Sondergutachten 35, 
a. a. O. 

314 BMWi, Verfügung vom 5. Juli 2002, I B 1 - 22 08 40/129, WuW/E 
DE-V 573 „E,ON/Ruhrgas“. 

313 Vgl. Monopolkommission, Sondergutachten 35, a. a. O., Tz. 49. 


siehtigte mit der Veräußerung von 10 Prozent der Anteile 
an ostdeutsehe Kommunen den „Fortbestand der VNG als 
unabhängiges Unternehmen“ zu siehem. Aueh die E.ON- 
Anteile an der VNG wurden veräußert. Die Ministerer- 
laubnis intendierte, die VNG als Wettbewerber zu E.ON/ 
Ruhrgas zu etablieren. Aueh die Monopolkommission ver- 
band mit dieser Auflage gewisse wettbewerbliehe Wirkun- 
gen und sah Mögliehkeiten für einen zumindesf potenziel- 
len Wettbewerb. 

486 . Die Monopolkommission stellt nun die Frage, ob 
die Veräußerung der EWE-Anteile an die EnBW in pro- 
blematiseher Weise dazu führen könnte, dass die ur- 
sprünglieh für den Gasmarkf gefroffenen Entseheidungen 
unterlaufen werden. Der Umfang der Anteile, die zur Dis- 
position stehen, sprieht dafür. Wenn dureh die Befeili- 
gung an der EWE der potenzielle Wettbewerb, der von 
der VNG ausgeht, gesehwäeht wird, läuft dies konträr zu 
den ursprüngliehen Absiehten. 

487 . Weiterer Teil des Zusammensehlusskomplexes ist 
die Absieht von EnBW, die Anteile von EWE an der 
VNG in Höhe von 47,9 Prozent unmittelbar zu erwerben. 
Über dieses Vorhaben hat das Bundeskartellamt bis zum 
15. September 2009 zu entseheiden. Es ist unter den ge- 
troffenen Zusagen des oben diskutierten Falles nur unter 
der Voraussetzung zulässig, dass EnBW seine Beteili- 
gung an der GESO veräußert. Unabhängig davon, dass 
der jüngst ergangene Besehluss außerdem die Veräuße- 
rung an einen unabhängigen Dritten vorsieht, sieht die 
Monopolkommission das Vorhaben als wettbewerblieh 
kritiseh an. Die VNG ist hinter E.ON Ruhrgas und WIN- 
GAS der drittgrößte deutsehe Gasimporteur und die 
EnBW zählt zu den vier großen deutsehen Elektrizitäts- 
versorgungsuntemehmen. Dureh den Zukauf würde sie 
ihr aktuell vergleiehsweise sehwaehes Gasgesehäft deut- 
lieh ausbauen und damit ihre Stellung im Vergleieh zu 
den drei anderen großen Verbunduntemehmen erheblieh 
stärken. Die angekündigte Übernahme würde die wettbe- 
werbliehe Situation auf den ostdeutsehen Märkten, die 
bereits jetzt erhebliehe Bedenken auslöst, weiter ver- 
sehleehtem. Beteiligt sieh die EnBW lediglieh an der 
EWE, erhält sie nur einen indirekten Einfluss auf die 
VNG. Erwirbt sie allerdings Anteile von 47,9 Prozent an 
der VNG, ist sie zwar noeh nieht in der Lage, die VNG zu 
kontrollieren, stellt allerdings den größten Anteilseigner 
dar.^N Die Monopolkommission geht auf der Grundlage 
ihres aktuellen Kenntnisstandes aueh davon aus, dass 
zwisehen der VNG und der EnBW naeh Abwieklung der 
Transaktion ein Konsortialvertrag gesehlossen wird, der 
der EnBW die direkte Kontrolle ermöglieht. Dies war im 
Verhältnis der VNG zur EWE ursprünglieh ebenfalls vor- 
gesehen, wurde allerdings aufgrund von persönliehen 
Zerwürfnissen zwisehen den Führungsebenen aufgeho- 
ben. 


Vgl. ebenda, Tz. 43. 

So wird die VNG im Geschäftsbericht der EWE nicht als verbunde- 
nes oder im Sinne des § 17 Absatz 1 AktG beherrschtes, sondern als 
assoziiertes Unternehmen aufgefährt. 
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488. Eine weitere große Fusion fand im Femwärmesektor 
statt. RWE erwarb die Femwärmeaktivitäten der Exxon 
Mobil.3'* Das Bundeskartellamt sah diesen Zusammen- 
schluss als unkritisch an und erkannte keine Anzeichen für 
die Entstehung oder Verstärkung von marktbeherrschen- 
den Stellungen. Betroffen sind neben den Märkten für die 
Versorgung von Endkunden und Weiterverteilem mit 
Fernwärme auch der Markt für die Belieferung von leis- 
tungsgemessenen Großkunden mit Erdgas sowie der 
Markt für den Erstabsatz mit Strom. Das Bundeskartellamt 
hat in diesem Fall erstmalig Grundsätze zur Marktabgren- 
zung im Femwärmesektor aufgestellt und Aussagen zu der 
Frage getroffen, ob Gaslieferungen an Kraftwerke und In- 
dustriekunden zu einem sachlich relevanten Markt zusam- 
menzufassen sind. Beide sind dem Markt für die Beliefe- 
rung von leistungsgemessenen Großkunden zuzurechnen. 

9.2 Missbrauchsaufsicht 

9.2.1 Struktureiie Verpfiichtungszusagen ais 
instrument in der Missbrauchsaufsicht 

489. Im Bereich der Missbrauchsaufsicht werden zu- 
nehmend die Verfahren der Europäischen Kommission 
für den in seiner Integration fortschreitenden europäi- 
schen Strommarkt relevant. Gegenwärtig ist es wohl das 
Bestreben der Europäischen Kommission, ihr Ziel einer 
eigentumsrechtlichen Entflechtung in der leitungsgebun- 
denen Energiewirtschaft, das sie aufgrund des Widerstan- 
des der Mitgliedstaaten nicht auf dem Wege der Gesetz- 
gebung Umsetzen kann, mithilfe ihrer weitreichenden 
Befugnisse im Wettbewerbsrecht durchzusetzen. 

490. Die Europäische Kommission führt bereits seit 
dem Jahr 2006 eine Reihe von Verfahren gegen europäi- 
sche Elektrizitäts- und Gasversorgungsuntemehmen we- 
gen des Verdachts von Verstößen gegen die Artikel 81 
und 82 EGV Bei diesen Verfahren kann die Europäische 
Kommission durch eine Entscheidung gemäß Artikel 9 
VO 1/2003^'^ die ihr durch die betroffenen Unternehmen 
freiwillig angebotene strukturelle Veräußerungszusage als 
marktstrukturelle Abhilfemaßnahme für verbindlich er- 
klären und hiernach das Verfahren einstellen. Dies ist ihr 
unter der Voraussetzung möglich, dass die angebotenen 
Verpflichtungszusagen geeignet sind, die in der vorläufi- 
gen Beurteilung aufgezeigten Wettbewerbsbedenken aus- 
zuräumen, sodass für ein weiteres Tätigwerden der Euro- 
päischen Kommission kein Anlass mehr besteht. Eine 
Entscheidung in der Sache ist hiermit allerdings nicht er- 
gangen. Kommt ein Unternehmen seinen Zusagen in der 
Folge nicht nach, kann die Europäische Kommission eine 
Geldbuße von bis zu 10 Prozent des im vorausgegangen 
Geschäftsjahr erzielten Gesamtumsatzes verhängen (Arti- 
kel 23 Absatz 2 VO l/2003).32o 


Vgl. dazu BKartA, Beschluss vom 8. Mai 2009, B8-24/09. 
Verordnung (EG) Nummer 1/2003 des Rates vom 16. Dezember 
2002 zur Durchführung der in den Artikeln 8 1 und 82 des Vertrages 
niedergelegten Wettbewerbsregeln, ABI. EG Nummer L 1 vom 4. Ja- 
nuar 2003, S. 1. 

Der Verfahrensablauf ist im Wesentlichen dergestalt: Nach der Eröff- 
nung eines Verfahrens wegen des Verdachts von Verstößen gegen Ar- 
tikel 81 oder 82 EGV gelangt die Europäische Kommission zu einer 


491. Im Gasbereich hatte die Europäische Kommission 
gegen RWE wegen der missbräuchlichen Ausnutzung ei- 
ner marktbeherrschenden Stellung nach Artikel 82 EGV 
ermittelt. Sie hatte Bedenken, dass RWE eine beherr- 
schende Stellung im Bereich des RWE-Gasfemleitungs- 
netzes dazu missbraucht haben könnte, Wettbewerbern 
den Zugang zum eigenen Netz zu versperren. Außerdem 
könnte RWE gezielt überhöhte Durchleitungsentgelte 
festgelegt haben, um die Margen von Wettbewerbern zu 
drücken. Hierdurch würde selbst ein ebenso effizienter 
Wettbewerber wie RWE daran gehindert, auf den nachge- 
lagerten Gasliefermärkten wirksamen Wettbewerb auszu- 
üben („Preis-Kosten-Schere“). Wettbewerbern und poten- 
ziellen Wettbewerbern wird es hierdurch erschwert, auf 
dem Markt zu verbleiben oder in den Markt einzutreten. 

Um die Bedenken der Europäischen Kommission auszu- 
räumen, bot RWE an, sein gesamtes westdeutsches Gas- 
femleitungsnetz einschließlich der dazugehörigen Vermö- 
genswerte und Dienstleistungen zu veräußern. Hierbei 
darf das Netz nur an Käufer veräußert werden, die prima 
facie keinen Anlass zu wettbewerbsrechtlichen Bedenken 
geben. RWE wird den Verkauf unter Aufsicht eines Treu- 
händers abwickeln. Alle Käufer müssen von der Europäi- 
schen Kommission genehmigt werden. 

Am 18. März 2009 hat die Europäische Kommission eine 
Entscheidung auf der Grundlage von Artikel 9 VO. 1/2003 
erlassen, mit der die angebotenen Verpfiichtungszusagen 
verbindlich werden. Ihre Untersuchungen gegen RWE hat 
die Europäische Kommission eingestellt. 

492. Im Strombereich hatte die Europäische Kommis- 
sion gegen E.ON in zwei Verfahren wegen des Verdachts 
der missbräuchlichen Ausnutzung einer marktbeherr- 
schenden Stellung nach Artikel 82 EG ermittelt.^^* Das 
Verfahren im Großhandelsmarkt für Strom betraf den Ver- 
dacht, dass E.ON Kraftwerkskapazitäten bewusst zurück- 
gehalten hat, um die unelastische Nachfrage zu zwingen, 
teurere Kraftwerkskapazitäten in Anspruch zu nehmen 
und damit den Strompreis zum Schaden der Verbraucher in 
die Höhe zu treiben .322 Außerdem hatte die Europäische 
Kommission Bedenken, dass E.ON Dritte von Investitio- 
nen in eigene Stromerzeugungskapazitäten abhalten würde. 
Das zweite Verfahren betraf den Markt für Sekundärrege- 
lenergie. Die Europäische Kommission äußerte den Ver- 
dacht, dass E.ON als Betreiber eines Elektrizitätsübertra- 
gungsnetzes mit einer marktbeherrschenden Stellung auf 
diesem Teilmarkt Regelenergieleistung bevorzugt von der 
konzemeigenen Stromerzeugungstochter beschaffte, ob- 


vorläufigen Beurteilung. Diese teilt sie den betroffenen Unternehmen 
mit, die, wenn Wettbewerbsbedenken vorliegen, die grundsätzliche 
Möglichkeit haben, freiwillige strukturelle Verpflichtungszusagen 
abzugeben, um die Bedenken der Europäischen Kommission auszu- 
räumen. 

Vgl. Koppenfels, U., Bericht aus Brüssel: Beilegung von Wettbe- 
werbsverfahren der Kommission im Wege von strukturellen Zusagen 
im deutschen Strom- und Gasmarkt, Netzwirtschaften und Recht 
6(1), 2009; S. 60 f.; EU-Kommission, Entscheidung vom 26. No- 
vember 2008, COMP/39.388 und COMP/39.389 - Deutscher Strom- 
großhandel und Regelenergiemarkt, WuW/E EU-V 1380. 

322 COMP/39.388. 
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wohl diese höhere Preise als andere Anbieter berechnete 
und die zusätzlichen Kosten auf die Netznutzer und damit 
auf die Verbraucher abwälzte. ^^3 Außerdem habe E.ON 
möglicherweise andere Stromerzeuger daran gehindert, im 
E.ON-Übertragungsnetzgebiet Regelenergie anzubieten. 

493. Am 7. Mai 2008 leitete die Europäische Kommis- 
sion die Verfahren ein und legte E.ON seine wettbewerb- 
lichen Bedenken in einer vorläufigen Beurteilung gemäß 
Artikel 9 Absatz 1 VO 1/2003 vor. E.ON teilte der Euro- 
päischen Kommission am 27. Mai 2008 mit, dass sie der 
vorläufigen Beurteilung nicht zustimmen könne, und un- 
terbreitete der Europäischen Kommission - aufgrund der 
Befürchtung einer drohenden Bußgeldfestsetzung von bis 
zu 10 Prozent des weltweiten Konzemumsatzes - ein Ver- 
pflichtungsangebot. Dieses Verpflichtungsangebot wurde 
überarbeitet, nachdem E.ON am 24. Juli 2008 und am 
9. September 2008 durch die Europäische Kommission 
von den Stellungnahmen Dritter zu dem Verpflichtungsan- 
gebot in Kenntnis gesetzt worden war. Hierbei hat E.ON 
zum einen Veränderungen bei den zur Veräußerung ange- 
botenen Laufwasserkraftwerken vorgenommen, weil sich 
bei den ursprünglich vorgeschlagenen Anlagen der Voll- 
zug der Veräußerung durch Dritte erschweren könne. Zu- 
dem wurde die Verpflichtung zur eigentumsrechtlichen 
Entflechtung von zukünftigen Käufern des Elektrizitäts- 
transportnetzes präzisiert. Nach Anhörung des Beratenden 
Ausschusses für Kartell- und Monopolfragen wurden die 
Verpflichtungszusagen am 26. November 2008 durch die 
Europäische Kommission für verbindlich erklärt und die 
zugrunde liegenden Verfahren eingestellt. 

494. Die von E.ON unterbreiteten Verpflichtungszusa- 
gen beziehen sich zum einen auf die Veräußerung von ins- 
gesamt ca. 5 000 MW Erzeugungskapazität an unabhän- 
gige und nicht mit E.ON verbundene Unternehmen. 
Hiervon entfallen insgesamt 331,8 MW auf Laufwasser- 
kraftwerke, 1 500 MW auf Kernkraftwerke, 604,5 MW auf 
Braunkohlekraftwerke, 1 744,6 MW auf Steinkohlekraft- 
werke, 491 MW auf Gaskraftwerke sowie 347 MW auf 
Pumpspeicherkraftwerke. Die von E.ON insgesamt zur 
Veräußerung angebotene Erzeugungskapazität entspricht 
etwa einem Fünftel seiner Gesamtkapazität zur Stromer- 
zeugung in Deutschland. Ferner veräußert E.ON Teile sei- 
ner Übertragungsnetzsparte. Hierbei handelt es sich um 
sein Elektrizitätshöchstspannungsnetz (380/220 kV), den 
Systembetrieb in der E.ON-Regelzone und damit zusam- 
menhängende Aktivitäten. E.ON hat sich verpflichtet, alle 
Vermögenswerte an einen Käufer zu veräußern, der nicht 
in der Stromerzeugung oder Verteilung tätig ist. E.ON darf 
innerhalb von zehn Jahren weder die veräußerte Erzeu- 
gungskapazität noch das Netz zurückerwerben. 

Kritische Würdigung 

495. Die Monopolkommission stimmt zwar mit der Eu- 
ropäischen Kommission in der Auffassung überein, dass 
sich die großen Wettbewerbsdefizite auf den Märkten für 
leitungsgebundene Energien primär durch den Einsatz 


323 COMP/39.389. 


strukturpolitischer Instrumente beheben lassen, gleichzeitig 
sieht sie aber auch das Instrument der Verpfiichtungszusage 
äußerst kritisch. Grundsätzlich kann die horizontale Ent- 
flechtung durch Veräußerung von Kraftwerkskapazitäten 
den Wettbewerb auf dem Markt für den erstmaligen Ab- 
satz von Elektrizität beleben. Auch kann die vertikale 
Konzernentflechtung von Erzeugung und Transport posi- 
tive Auswirkungen auf den Netzausbau an den Grenzkup- 
pelstellen haben. ^24 Jedoch wurde in den vorliegenden Fäl- 
len das politische Ziel einer adäquaten Gestaltung der 
Marktstruktur in sachwidriger Weise mit Missbrauchsver- 
fahren gegen marktbeherrschende Verbunduntemehmen 
verknüpft. Die Vorgehensweise der Europäischen Kom- 
mission trifft daher auf die größten Bedenken der Mono- 
polkommission. 

496. Die Monopolkommission erkennt einen systemati- 
schen Unterschied zwischen den Verpflichtungszusagen 
gegenüber Kartellbehörden in Missbrauchsverfahren und 
in Fusionskontrollverfahren. Der Unterschied erwächst 
aus der Tatsache, dass Missbrauchsverfahren als Ex-post- 
Kontrollen initiativ durch die zuständige Aufsichtsbe- 
hörde geführt werden, während Fusionskontrollverfahren 
in der Regel zu einer Ex-ante-Kontrolle nach Anmeldung 
durch die beteiligten Unternehmen führen. Die Monopol- 
kommission sieht vor diesem Hintergrund in der Institu- 
tion der freiwilligen Verpfiichtungszusage in Miss- 
brauchsverfahren gerade für vergleichsweise politisch 
orientierte Aufsichtsbehörden wie die Europäische Kom- 
mission bedenkliche Möglichkeiten gegeben, eigene poli- 
tische Ziele durchzusetzen, die jenseits des begründeten 
Interesses an einer nachhaltigen Abstellung wettbewerbs- 
widriger Verhaltensweisen liegen. 

497. Diese Möglichkeiten wurden im Missbrauchsver- 
fahren gegen E.ON besonders deutlich. Es stellt sich die 
Frage, ob die Zusagenentscheidung im Ergebnis geeignet, 
erforderlich und verhältnismäßig ist. 

Im Hinblick auf die Veräußerung der Erzeugungskapazi- 
täten hat die Analyse der Preisbildungsmechanismen im 
Strommarkt ergeben, dass stets nur ein einziges Kraft- 
werk, nämlich das Grenzkraftwerk, den Strompreis setzt. 
Marktmächtige Erzeuger haben ein besonders großes Ein- 
flusspotenzial in Zeiten unelastischer Nachfrage, typi- 
scherweise also in Spitzenlastzeiten, in denen teurere Er- 
zeugungsanlagen die preisbildenden Grenzkraftwerke in 
der Merit Order bilden. Zwar ist es richtig, dass die Ver- 
äußerung von Grundlastkraftwerken die zusätzlichen Ge- 
winnmöglichkeiten der marktmächtigen Erzeuger durch 
eine überhöhte Preissetzung einschränkt und daher mögli- 
cherweise die Intensität der Anreize zur Ausnutzung einer 
marktbeherrschenden Stellung reduziert. Der Monopol- 
kommission erscheinen dennoch die sehr umfänglichen 
Verpflichtungszusagen zur Veräußerung von Erzeugungs- 
kapazitäten im Bereich der Grundlast - also bei Laufwas- 
serkraftwerken, Kernkraftwerken und Braunkohlekraft- 
werken - als nur wenig zielführend. Ein markfmächtiger 
Erzeuger kann theoretisch auch durch Zurückhaltung die- 


324 Vgl. Monopolkommission, Hauptgutachten 2006/2007, a. a. O., 
Tz. 45-56. 
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ser Kapazitäten den Strompreis positiv beeinflussen, er 
würde dies jedoeh zur Maximierung seiner Übersehüsse 
nieht tun, wenn er gleiehzeitig noeh teurere Kraftwerks- 
kapazitäten am Netz hält. Gegenüber den großen Kapazi- 
täten, die E.ON im Bereieh der Grundlast veräußert, fal- 
len die zu veräußernden Kapazitäten im Bereieh der für 
die missbräuehliehe Preisbildung entseheidenden Mittel- 
und Spitzenlastkraftwerke gering aus. Der Monopolkom- 
mission wäre daher im Hinbliek auf die zukünftige Ver- 
meidung missbräuehliehen Verhaltens beispielsweise eine 
Verpfliehtungszusage dergestalt überzeugender ersehie- 
nen, dass E.ON seine sämtliehen Spitzenlastkraftwerke 
veräußert. 

Aueh die Veräußerung des E.ON-Höehstspannungsnetzes 
kann als Abhilfemaßnahme nieht überzeugen. Zwar wird 
hierdureh zutreffend verhindert, dass der E.ON-Netzbe- 
treiber bei der E.ON-Erzeugungstoehter Regelenergie zu 
überhöhten Konditionen einkauft. Kritiseh bleibt im 
Strommarkt jedoeh, dass aueh bei einer vertikalen Ent- 
fleehtung von Erzeugung und Transport das eigentliehe 
Problem der hohen Anbieterkonzentration in der Erzeu- 
gung nieht ausgeräumt wird. Dureh die vertikale Ent- 
fleehtung wird entspreehend unmittelbar missbräuehli- 
ehes Verhalten dureh Verbunduntemehmen unterbunden, 
die maßgebliehen marktstrukturellen Gründe auf dem Er- 
zeugermarkt für überhöhte Strompreise können jedoeh 
nieht beseitigt werden. Zielführender wäre ein Verkauf 
der Regelenergiekraftwerke an untersehiedliehe Eigentü- 
mer gewesen. 

498 . Aus Sieht der Monopolkommission sind positive 
Auswirkungen dureh die angebotenen Veräußerungen 
keinesfalls garantiert und von einer Reihe von Faktoren 
abhängig, deren Prüfung im vorliegenden Fall noeh dazu 
nieht vollkommen überzeugt. Zum einen ist nieht gesi- 
ehert, dass die vorläufige Beurteilung der Europäisehen 
Kommission für den Zeifpunkt ihrer Veröffentliehung 
und den Zeitpunkf der Enfseheidung überhaupt eine ad- 
äquate Tatsaehenbesehreibung liefert. Naeh Auffassung 
der Monopolkommission stellen die Untersuehungen der 
Europäisehen Kommission und die hieraus abgeleiteten 
Implikationen noeh keine in wettbewerbspolitiseher Hin- 
sieht hinreiehend begründete Basis dar, um einen derart 
harten strukturpolitisehen Eingriff zu reehtfertigen. Das 
Datenmaterial, das die Europäisehe Kommission bei ih- 
ren Untersuehungen zum deutsehen Energiemarkt ver- 
wendet hat und auf das sieh die vorläufige Beurteilung, 
also die essenziellen Wettbewerbsbedenken stützen, be- 
zieht sieh zum überwiegenden Teil auf Zeiträume vor In- 
krafttreten des Energiewirtsehaftsgesetzes von 2005. 
Damals waren noeh nieht die EnWG-Entfieehtungsvor- 
sehriften in Kraft, die Bundesnetzagentur war noeh nieht 
als Regulierungsbehörde im Energiebereieh etabliert und 
es fand aueh noeh keine Ex-ante Regulierung der 
Netzentgelte statt. Hierdureh lässt sieh keine seriöse Aus- 
sage über die Wirkung des heutigen Regulierungsmodells 
dureh die Europäisehe Kommission ableiten. 

Die Monopolkommission ist daher nieht von der Geeig- 
netheit und Erforderliehkeit der dureh E.ON eingegange- 
nen Verpfliehtungszusagen überzeugt. Zum einen bleiben 


aueh naeh der Ablösung des Elektrizitätstransportnetzes 
und eines Fünftels der Erzeugungskapazitäten wesentli- 
ehe marktstrukturelle Defizite auf dem Strommarkt erhal- 
ten, die ein gegenüber Wettbewerbspreisen für Verbraueher 
überhöhtes Preisniveau erwarten lassen. Zum anderen ist 
die Erwägung zulässig, ob nieht der Absehluss des Miss- 
brauehsverfahrens dureh Verhängung einer Geldbuße ge- 
gen E.ON und eine ansehließend restriktivere Aufsicht 
und Regulierung über die deutschen Märkte für Elekfrizi- 
fäf das mildere Mittel zur Erreichung desselben Ziels ge- 
wesen wäre. 

499 . Weiterhin wird in der Literatur die Diskussion ge- 
führt, inwiefern Zusagenentscheidungen der Europäischen 
Kommission dem Prinzip der Verhältnismäßigkeit ent- 
sprechen.325 Die Europäische Kommission vertritt hierzu 
die Auffassung, dass die Verhältnismäßigkeit einer Ver- 
pfiichtungszusage gegeben ist, wenn das Verpfiichtungs- 
angebot freiwillig unterbreitet wurde und außerdem dazu 
ausreicht, die in der vorläufigen Beurteilung geäußerten 
Bedenken auszuräumen.226 Nach Auffassung der Mono- 
polkommission sind nun aber sowohl an der ökonomi- 
schen und rechtlichen Fundierung der in der vorläufigen 
Beurteilung geäußerten Bedenken als auch an der unbe- 
dingten Freiwilligkeit von Verpfliehtungszusagen in Miss- 
brauchsverfahren Zweifel angebracht. 

Auch wenn die Verpfliehtungszusagen durch die Unter- 
nehmen abgegeben werden, sind sie nach Auffassung der 
Monopolkommission in der Gesamtschau der politischen 
Prozesse doch die Ergebnisse eines impliziten Handels 
zwischen der Europäischen Kommission und den Akteu- 
ren auf Märkten. Nach der Vorlage einer vorläufigen Be- 
urteilung können die Androhung eines Bußgeldes in Höhe 
von maximal 10 Prozent des weltweiten Unternehmens- 
Umsatzes in Verbindung mit hohen Verfahrenskosten und 
den möglicherweise für die Unfemehmen enfsfehenden 
hohen Kosfen aus der ungünstigen Öffenflichkeifswirkung 
eines anhängigen Verbofsverfahrens genügen, damif ein 
Unternehmen mit seinem Verpfiiehtungsangebot den zu- 
vor durch die Kommission im politischen Meinungsbil- 
dungsprozess geäußerten Vorstellungen entgegenkommt. 
Hierbei muss nicht in erster Linie entscheidend sein, ob die 
Vorwürfe der Europäischen Kommission der Sache nach 
gerechtfertigt sind. Vielmehr spielt auch der öffentliche 
Meinungsbildungsprozess in das Verfahren hinein. Beson- 
ders bedenklich erscheint der Monopolkommission die 
Tatsache, dass die Notwendigkeit zur ökonomischen und 
rechtlichen Fundierung der vorläufigen Beurteilung in 
dem Maße abzunehmen scheint, wie das betroffene Unter- 
nehmen wirtschaftliche Einbußen durch den möglicher- 
weise negativen Einfluss auf die Meinung von Verbrau- 
chern aufgrund eines durch die Europäische Kommission 
fortgeführten Verfahrens fürchten muss. 


325 Ygi Klees, A., Das Instrument der Zusagenentscheidung der Kom- 
mission und der Fall „E.ON“ - Ein (weiterer) Sündenfall, Wirtschaft 
und Wettbewerb 59, 2009, S. 374-382. 

326 Ygi EU-Kommission, Entscheidung vom 26. November 2008, 
COMP/39.388 und COMP/ 39.389 - Deutscher Stromgroßhandels- 
und Regelenergiemarkt, WuW/E EU-V 1380. 
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Aus ökonomischer Sicht würde daher nur unter Auslas- 
sung sämtlicher Transaktions- und Verhandlungskosten 
das Maß an freiwilligen Verpflichtungszusagen durch die 
erwartete Strafe eines vollendeten Verbotsverfahrens, die 
in jedem Fall dem Verhältnismäßigkeitsprinzip entspre- 
chen muss, nach oben begrenzt. Ein betroffenes Unter- 
nehmen würde niemals freiwillig eine Zusage zur Ab- 
wendung einer Verbotsentscheidung unterbreiten, die zu 
höheren Kosten führte als die drohenden Kosten eines ab- 
geschlossenen Verbotsverfahrens zuzüglich der mit seiner 
Entscheidung verbundenen Strafe. Aus den hohen erwar- 
teten Verfahrenskosten jedoch, seiner langen Dauer und 
dem möglicherweise drohenden großen Imageverlust bei 
dem durch die Entscheidung betroffenen Unternehmen 
ergeben sich Möglichkeiten zur politischen Einfluss- 
nahme für die Europäische Kommission und mit diesen 
rechtliche Bedenken im Hinblick auf die Verhältnismä- 
ßigkeit der Zusagenentscheidung. 

Die Monopolkommission ist der Meinung, dass nur die 
Strafe im eigentlichen Verbotsverfahren, die in einer Be- 
ziehung zu dem zu ahndenden Missbrauch steht, ohne 
weiteres verhältnismäßig ist. Zwar können aus ökonomi- 
scher Sicht durch die Abkürzung des Verfahrens über eine 
Zusagenentscheidung auch hohe volkswirtschaftliche 
Kosten vermieden werden, die durchaus höhere freiwil- 
lige Zusagen im Verbotsverfahren gesamtwirtschaftlich 
rechtfertigen würden, ln rechtlicher Hinsicht allerdings 
wäre hierbei zu bedenken, dass der Europäischen Kom- 
mission dann Mittel an die Hand gegeben sind, durch eine 
Streckung der Verfahrensdauer und eine Erschwernis der 
Verhandlungen das mögliche Maß der Zusagen im eige- 
nen Sinne positiv zu beeinflussen. 

Die Europäische Kommission tritt in Verfahren nach Arti- 
kel 8 1 und 82 EGV sozusagen zugleich als Klägerin und 
als Richterin auf Durch ihre darüber hinaus bestehende 
gesetzliche Initiativfunktion verfügt sie in gewisser Weise 

über eine „Doppelmacht“ im Wettbewerbsrecht^^v 

kann ihre Ziele, die im Rahmen des Gesetzgebungsprozes- 
ses aufgrund des Widerstands der Mitgliedstaaten nicht zu 
realisieren waren, als ausführendes Organ dann leichter 
durchsetzen, wenn ihr das Wettbewerbsrecht sehr weitrei- 
chende Befugnisse und Sanktionsmöglichkeiten einräumt. 
Mit der Beilegung der Verfahren durch eine Entscheidung 
der Europäischen Kommission wird zudem explizit nicht 
festgestellt, ob eine Zuwiderhandlung gegen Artikel 81 
und 82 EGV jemals Vorgelegen hat oder noch andauert.^^s 

500. Schwer wiegt außerdem, dass Zusagenentscheidun- 
gen als systematisches Mittel zur Beilegung von Miss- 
brauchsverfahren nach Artikel 8 1 und 82 EGV die konti- 
nuierlich begleitende gerichtliche Kontrolle der EU- 
Rechtsprechung unterminieren. Lediglich Mitgliedstaaten 
und unmittelbar betroffene Dritte haben noch ein gewisses 
geringfügiges Interesse, gegen eine einmal getroffene Zu- 


327 Ygi Ehricke, U., Die Doppelmacht der Kommission in Wettbe- 
werbssachen - ein Plädoyer für die Etablierung einer eigenständigen 
und unabhängigen EG- Wettbewerbsbehörde, Wirtschaft und Wettbe- 
werb 58, 2008, S. 411. 

^28 Vgl. Koppenfels, U., a. a. O., S. 60 f 


Sagenentscheidung gerichtlich vorzugehen. Das betrof- 
fene Unternehmen selbst wird auf diesen Schritt verzich- 
ten, da der Zusage sein eigenes Angebot zugrunde liegt. 
Würde es anders verfahren, so könnte es sich gegenüber 
der Europäischen Kommission für zukünftige Fälle un- 
glaubwürdig machen. Mithin entziehen sich durch Zusa- 
genentscheidungen die Vörgehensweise der Europäischen 
Kommission und die Ergebnisse der vorläufigen Beurtei- 
lung regelmäßig einer gerichtlichen Überprüfung. Durch 
die mit systematischen Zusagenentscheidungen verbun- 
dene mangelhafte gerichtliche Kontrolle könnte daher 
nach Auffassung der Monopolkommission auf lange Sicht 
die für ein stabiles Marktgefüge unerlässliche Rechtssi- 
cherheit gefährdet sein. 

9.2.2 Langfristige Gasiieferverträge 

501. Am 11. Februar 2009 hat der Bundesgerichtshof 
die Rechtsbeschwerde der E.ON Ruhrgas AG gegen das 
Verbot von langfristigen Gaslieferverträgen zurückgewie- 
sen. Im Januar 2006 hatte das Bundeskartellamt E.ON 
Ruhrgas unter anderem untersagt, langfristige Gasliefer- 
verträge mit Stadtwerken abzuschließen, welche eine 
Laufzeit haben, die vier Jahre überschreitet. Damit wurde 
die Verfügung des Bundeskartellamtes, die bereits durch 
das Oberlandesgericht Düsseldorf bestätigt wurde, be- 
standskräftig. Die Monopolkommission sprach sich be- 
reits in ihren vorhergehenden Sonder- und Hauptgutach- 
ten gegen die Praxis langfristiger Gaslieferverträge mit 
Quasi-Gesamtbedarfsdeckung aus, weil diese aus ihrer 
Sicht ein erhebliches Wettbewerbshindemis auf dem Gas- 
markt darstellen und den Zutritt neuer Wettbewerber un- 
terbinden. Die Monopolkommission sah in der Untersa- 
gung dieser langfristigen Gaslieferverträge ein geeignetes 
Instrument zur Wettbewerbsförderung, da von ihnen ne- 
ben der positiven Wirkung, mehr pofenzielle Vertrags- 
partner einzubinden, nach wie vor eine marktverschlie- 
ßende Wirkung ausgeht.329 Sie begrüßt daher die 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs. 

502. Die Untersagung des Bundeskartellamtes ist zu- 
nächst bis zum 30. September 2010 befristet und die Mo- 
nopolkommission riet bis dato zu einer sorgfältigen Prü- 
fung, ob der Abschluss langfristiger Lieferverträge vor 
dem Hintergrund der dann gültigen Marktsituation noch 
als wettbewerbswidrig einzustufen sei. Zum aktuellen 
Zeitpunkt hegt die Monopolkommission Zweifel daran, 
dass die Wettbewerbsentwicklung in den nächsten rund 
eineinhalb Jahren soweit fortgeschritten sein wird, dass 
auf die Untersagung langfristiger Gasiieferverträge ver- 
zichtet werden kann. Sie regt daher an, dass das Bundes- 
kartellamt bei seiner laufenden Sektoruntersuchung, bei 
der es die Betreiber von Femgasnetzen im Fokus hat,^^** 


329 Vgl Monopolkommission, Hauptgutachten 2004/2005, a. a. O., 
Tz. 413 ff.; ies-, Sondergutachten 49, a. a. 0., Tz. 555; dies., Haupt- 
gutachten 2006/2007, a. a. O., Tz. 490 ff. 

220 Das deutsche Kartellrecht sieht Sektoruntersuchungen seit dem Jahr 
2005 vor. Diese können die Grundlage für spätere Verfahren sein, 
werden allerdings zunächst vom Bundeskartellamt unabhängig von 
einem konkreten Fall vorgenommen, um einen intensiven Marktein- 
blick zu erlangen. 
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diesem Punkt ein besonderes Augenmerk zukommen 
lässt und die wettbewerbliehe Stellung der Femgasunter- 
nehmen gegenüber den Weiterverteilem sowie den Zutritt 
neuer Wettbewerber und die Existenz potenziellen Wett- 
bewerbs eingehend untersueht sowie eine Verlängerung 
der Untersagung des Absehlusses langfristiger Lieferver- 
träge für weitere zwei Jahre in Betraeht zieht. 

9.2.3 Preismissbrauchsverfahren 

503. Im Beriehtszeitraum des vorliegenden Sondergut- 
aehtens hat das Bundeskartellamt im Strombereieh keine 
Verfahren wegen des Missbrauehs einer marktbeherrsehen- 
den Stellung gegen Energieversorgungsuntemehmen ein- 
geleitet. 

504. Im März 2008 hat das Bundeskartellamt Miss- 
brauehsverfahren gegen 35 Gasversorger, die zusammen 
bundesweit rund 3,5 Mio. Haushalte beliefern, wegen des 
Verdaehts missbräuehlieh überhöhter Gaspreise für Haus- 
halts- und Gewerbekunden eingeleitet. Die Verfahren be- 
trafen die Preisgestaltung in den Jahren 2007 und 2008 
und wurden überwiegend im November 2008 abgesehlos- 
sen. Das Bundeskartellamt differenziert hinsiehtlieh der 
Reehtsgrundlage zwisehen dem neuen § 29 GWB für das 
Jahr 2008 und dem § 19 Absatz 1 in Verbindung mit Ab- 
satz 4 Nummer 2 GWB für das Jahr 2007.^^* 

505. Das Bundeskartellamt stellte für das Jahr 2007 ei- 
nen Erlösvergleieh an, bei dem die Erlöse der Gasversor- 
ger, die im Segment der Standardlastprofilkunden erzielt 
worden waren, im Rahmen eines Benehmarking vergli- 
ehen wurden. Der Erlösvergleieh wurde als mengenge- 
wiehtete Zeitraumbetraehtung durehgeführt, d. h. jede ab- 
gesetzte Einheit Gas geht zu dem dafür erzielten Preis mit 
der Menge gewiehet in die Gesamtbetraehtung ein. Im 
Gegensatz dazu hatte das Amt für das Jahr 2008 einen 
Vergleieh der Tarife vorgenommen, weil ein Erlösver- 
gleieh nieht möglieh gewesen sei, da die entspreehenden 
Daten erst im Frühjahr 2009 festgestanden hätten. Nieht 
zuletzt vor dem Hintergrund der mit § 29 GWB bestehen- 
den Beweislastumkehr ist dieses Vorgehen naehvollzieh- 
bar, wenn aueh aus Sieht der Monopolkommission eher 
pragmatisehen Gründen gesehuldet. Der Erlösvergleieh 
wäre dem Tarifverglieh in jedem Fall vorzuziehen gewe- 
sen. Das Bundeskartellamt stützte den Tarifvergleieh auf 
eine repräsentative Auswahl von fünf Muster- Ver- 
brauehsfällen, die hinsiehtlieh der KW-Leistung und der 
Abnahmemenge in kWh/a variieren. Das Amt nahm eine 
Zeitraumbetraehtung für 2008 vor und ließ dabei die ein- 
zelnen Monafe, deren Verbrauehswerfe anhand von Grad- 


331 § 29 GWB trat Ende 2007 in Kraft und ist bis zum 31. Dezember 
2012 befristet. Originär ist das Bundeskartellamt nur für rund 5 Pro- 
zent der deutschen Gasversorgungsuntemehmen zuständig, die rund 
1 5 Prozent der Gaskunden bedienen. Die restlichen 85 Prozent fallen 
in den Zuständigkeitsbereich der Landeskartellbehörden. Von den 
35 Gasversorgungsuntemehmen fielen 20 Unternehmen in die Zu- 
ständigkeit des Amtes, die übrigen wurden von den zuständigen Lan- 
desregulierungsbehörden übernommen. Damit waren mnd 35 Pro- 
zent der deutschen Gaskleinkunden und 25 Prozent der abgesetzten 
Gasmenge in Deutschland Gegenstand der Verfahren. 


fagszahlen gewichfef worden sind, in den Vergleieh ein- 
fließen.332 

506. Die Erlöse bzw. Tarife wurden um die Umsafzsfeuer 
bereinigt und sowohl die Konzessionsabgaben als aueh die 
von der Bundesnetzagentur genehmigten Netzentgelte ab- 
gezogen. Der Abzug der Netzentgelte dient der Sehaffimg 
einer Vergleiehbarkeit unter Berüeksiehtigung der gebiets- 
strukturellen Untersehiede zwisehen den betroffenen 
Unternehmen und den Vergleiehsuntemehmen. Darüber 
hinaus sind die Netzentgelte bereits von der Bundesnetz- 
agentur geprüft und bedürfen keiner weiteren Prüfung sei- 
tens des Bundeskartellamtes. Als Vergleiehsuntemehmen 
fungierten die Stadtwerke Jena-Plößneck, die Stadtwerke 
Stade sowie die EWE. 

507. Auf den Abstand zwisehen den Vergleiehsunter- 
nehmen und den betroffenen Unternehmen gewährte das 
Bundeskartellamt einen Erhebliehkeitszusehlag. Das Amt 
orientierte den Erhebliehkeitszusehlag an der Höhe der 
Weehselquote, weil diese naeh seiner Auffassung das 
Ausmaß des Wettbewerbs berüeksiehtigt. Dort, wo sieh 
der Wettbewerb bereits etwas mehr entfaltet hat und die 
Weehselquote höher ist, erhöht sieh der Erhebliehkeitszu- 
sehlag und führt dazu, dass in diesen Gebieten die Preis- 
missbrauehsaufsieht zurüekgenommen werden kann. So 
beabsiehtigte das Bundeskartellamt, dem der Preismiss- 
brauehsaufsieht immanenten Zielkonfiikt - der Durehset- 
zung von Preismaßnahmen auf der einen Seite und der 
daraus resultierenden Herabsetzung der Anreize zum 
Markteintritt potenzieller Wettbewerber auf der anderen 
Seite - entgegenzutreten. 

508. Bei der saehliehen Reehtfertigung, in deren Rah- 
men die Unternehmen Gelegenheit haben, ihr Verhalten 
zu begründen, hat das Bundeskartellamt als wiehtigsten 
Punkt den Einwand berüeksiehtigt, dass die im Rahmen 
der Preismissbrauehsaufsieht identifizierte Preis- bzw. 
Erlösobergrenze nieht unter den Kosten eines Unterneh- 
mens liegen darf 233 Das Bundeskartellamt zog daraus den 
Sehluss, dass die durehsehnittliehen Gasbezugskosten so- 
wie ein Aufsehlag von 0,2 et/kWh als Vertriebspausehaie 
als Kostenunterdeekungsgrenze für den Vergleieh anzu- 
setzen seien. 

509. Sämtliehe Verfahren wurden mit Zusagenlösungen 
beendet. Die Zusagen enthielten in erster Linie die Ver- 
sehiebung von oder den Verzieht auf Preiserhöhungen, 
die auf Bezugskostensteigemngen basierten, sowie Bo- 
nuszahlungen und Preisnaehlässe auf verbrauehte kWh 
und die Überarbeitung der Preisgestaltung. Das Bundes- 
kartellamt gibt an, dass sieh das Volumen aller Zusagen 
auf ea. 130 Mio. Euro beläuft und sieh zu ea. 45 Prozent 
aus Gutsehriften und zu ca. 55 Prozent aus Preismaßnah- 


Diese Gewichtung soll den witterungsbedingten Unterschieden der 
monatlichen Abnahmeschwankungen Rechnung tragen. 

Diese Erkenntnis entstammt einem Urteil des Bundesgerichtshofs zur 
Flugpreisgestaltung. Dort wurde entschieden, dass ein marktbeherr- 
schendes Unternehmen nicht dazu gezwungen werden kann, seine 
Leistungen zu nicht kostendeckenden Preisen anzubieten. Vgl. BGH, 
Urteil vom 22. Juli 1999, WuW/E DE-R 375, 377 „Flugpreisspal- 
tung“. 
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men zusammensetzt. Darüber hinaus haben die Gasver- 
sorger in einem Umfang von ca. 110 Mio. Euro^^'* auf die 
Weitergabe gestiegener Gasbezugskosten verzichtet. Die- 
ser Verzicht erfolgte bereits vor Abschluss der Verfahren 
und lässt sich sowohl durch das vom Bundeskartellamt 
eingeleitete Verfahren als auch durch eine Steigerung des 
öffentlichen Drucks erklären, ln allen Verfahren erhielt 
das Bundeskartellamt die Zusage, dass die erfolgten Sen- 
kungen für den Verbraucher nicht im Rahmen von späte- 
ren Preismaßnahmen im Jahr 2009 wieder kompensiert 
werden. Der Umfang der Zusagen entspricht laut Aus- 
kunft des Bundeskartellamtes dem erwarteten Volumen 
der andernfalls ergangenen Verfügungen. Zugeständnisse 
seien nicht beim Volumen, sondern nur hinsichtlich der 
Modalität der Rückerstattung gemacht worden. Das Amt 
geht davon aus, dass, sollten die Zusagen erfüllt werden, 
für das Jahr 2009 von weiteren Verfahrenseinleitungen 
abgesehen werden könnte. 

510 . Die Monopolkommission teilt die Meinung des 
Bundeskartellamtes, dass sich der Wettbewerb auf dem 
Gasmarkt noch nicht in dem gewünschten Umfang entfal- 
tet hat. Allerdings sieht sie, wie bereits in ihrem Sonder- 
gutachten zur Novellierung des GWB geschehen, in der 
Anwendung von § 29 GWB kein geeignetes Instrument 
zur Verfolgung des Ziels eines Wettbewerbs im Gas- 
markt. ^35 Sie sieht es als kritisch an, dass § 29 GWB nicht 
an den eigentlichen Ursachen eines fehlenden Wettbe- 
werbs im Energiesektor ansetzt, sondern lediglich auf 
seine Symptome reagiert. 

511 . Gleichwohl hat der Gesetzgeber dem Bundeskar- 
tellamt die Aufgabe übertragen, dieses Instrument anzu- 
wenden. Diesem Geheiß ist das Amt zeitnah und im Mit- 
telpunkt des öffentlichen Interesses nachgekommen. Die 
Monopolkommission sieht in der großen Aufmerksam- 
keit, die die Verfahren in Deutschland auf sich gezogen 
haben, den Grund für die umfangreichen Zusagenange- 
bote der betroffenen Unternehmen. Den Unternehmen 
scheint sehr daran gelegen gewesen zu sein, sich mög- 
lichst schnell der Aufmerksamkeit des Bundeskartellam- 
tes und der Öffentlichkeit zu entziehen und die Verfahren 
zeitnah zu beenden. Auch wenn die Monopolkommission 
grundsätzlich der Anwendungspraxis des § 29 GWB 
durch das Bundeskartellamt nicht widersprechen möchte, 
so sieht sie doch einige Misslichkeiten. 

512 . Markteintrittbarrieren entstanden dadurch, dass das 
Bundeskartellamt gleichzeitig Verfahren gegen 35 Gas- 
versorger einleitete. Dadurch erhöhte sich die durch § 29 
Satz 1 Nummer 1 GWB induzierte Gefahr eines Parallel- 
verhaltens und damit einer Preisgleichschaltung. Der 
Markteintritt wird für neue Anbieter weniger attraktiv und 
die Anreize für neue Investitionen werden ausgeschaltet. 
Gerade die signifikanten Preisunterschiede sind es, die 
Endverbraucher zu einem Anbieterwechsel motivieren. 
Ein neuer Anbieter muss daher etablierte Anbieter unter- 
bieten, um hinreichend Kunden akquirieren zu können. 


Die angegebenen Beträge sind Netto-Beträge. Für den Endkunden 
wären zusätzlich noch Steuern und Abgaben hinzugekommen. 

335 Ygi dazu und zum Folgenden Monopolkommission, Sondergutach- 
ten 47, a. a. O., 2007. 


Nach Auffassung der Monopolkommission wäre es von 
daher sehr viel sinnvoller gewesen, die Wechselbereit- 
schaft der Endkunden zu fordern und den dadurch entste- 
henden Preisdruck wirken zu lassen. Auch wird sich nur 
schwerlich eine Vielfalt von Angeboten entwickeln, weil 
das Unterscheidungsmerkmal Preis in den Regionen, in 
denen ein Verfahren gelaufen ist oder noch zu laufen droht, 
seine Wirkungen nicht entfalten kann. 

513 . Problematisch erscheint auch die Orientierung an 
den durchschnittlichen Gasbezugskosten. Dies bedeutet 
zunächst, dass alle Unternehmen, deren Kosten über den 
durchschnittlichen Gasbezugskosten liegen, nun nicht 
mehr kostendeckend arbeiten können. Soweit die Unter- 
nehmen nicht über eigene Gaserzeugungskapazitäten ver- 
fügen, sind die Bezugskosten Ausdruck der spezifischen 
Situation zum Beschaffungszeitpunkt. Wird nun ein durch- 
schnittlicher Wert für alle Unternehmen zugrunde gelegt, 
werden zwangsläufig einige Unternehmen über diesem 
Wert liegen. Eine hohe Unsicherheit auf Seiten der Unter- 
nehmen ist damit verbunden, dass dieser Wert erst im 
Laufe der Verfahren festgelegt worden ist und damit eine 
Ex-ante-Beurteilung der Unternehmen über ihre eigene 
Situation fast unmöglich ist. 

514 . Die Orientierung des Erheblichkeitszuschlags an 
der Wechselquote sieht die Monopolkommission als ge- 
eignetes Wettbewerbsindiz an. Dennoch wird sie nicht 
ganz den tatsächlichen wettbewerblichen Wirkungen ge- 
recht, weil von ihr nicht berücksichtigt wird, wenn der re- 
gionale Gasversorger auf eine zunehmende Verschärfung 
des Wettbewerbs und drohende Abwanderungen seiner 
Kunden mit einer Anpassung der Tarife reagiert. Die Kun- 
den, die konzemintem wechseln, werden von der vom 
Bundeskartellamt herangezogenen Wechselquote nicht er- 
fasst. Da diese Wechsel andernfalls - vielleicht nicht in al- 
len Fällen, so aber doch in einer Vielzahl der Fälle - zu ei- 
ner höheren Anbieterwechselquote geführt hätten, sollten 
sie nach Auffassung der Monopolkommission auch in die 
Betrachtungen des Bundeskartellamtes einfiießen. 

515 . Die Zusagen der betroffenen Unternehmen, die 
insbesondere aus Rückerstattungen, Bonuszahlungen und 
dem Verzicht auf Preiserhöhungen bestehen, entfalten er- 
hebliche Marktverschlusseffekte, weil sie wie ein „Quasi- 
Kundenbindungsprogramm“ wirken. Für den Endkunden 
besteht kein Anreiz mehr, den Anbieter zu wechseln; der 
Wechsel würde sogar sanktioniert. Gegenüber der Mono- 
polkommission wurde vor allem von Seiten der neuen 
Anbieter im Markt geäußert, dass insbesondere in den re- 
gionalen Märkten die Position der Wettbewerber sehr 
stark gefährdet ist und bereits vermehrt in Betracht gezo- 
gen worden ist, sich aus der Fläche zurückzuziehen. Nach 
Auffassung der Monopolkommission ist diese Problema- 
tik dem § 29 GWB immanent und kann auch nicht, wie 
vom Bundeskartellamt beabsichtigt, im Rahmen der Be- 
rücksichtigung des Erheblichkeitszuschlags ausgeglichen 
werden. 

51 6 . Die finanzielle Kompensation der Endkunden mag 
eine gute Außenwirkung haben, nutzt dem Wettbewerb 
allerdings wenig. Vor diesem Hintergrund begrüßt die 
Monopolkommission das Vorgehen des Bundeskartellam- 
tes im Falle der GASAG, in der die Zusagenentscheidung 
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neben einer Gaspreissenkung auch eine strukturelle Zu- 
sage enthielt. Die GASAG sagte zugunsten der neuen 
Wettbewerber zu, eine Gasnetzkarte von Berlin zu veröf- 
fentlichen, die anonymisierte Angaben, differenziert nach 
Straßen und Postleitzahlen, zu Gasnetzanschlüssen ent- 
hält. Eine solche Gasnetzkarte stellt eine erhebliche Er- 
leichterung für den Markteintritt neuer Wettbewerber dar 
und wird von der Monopolkommission als wettbewerbs- 
fordemd eingestuft. Die Monopolkommission hält das 
Bundeskartellamt daher dazu an, in eventuellen zukünfti- 
gen Fällen Einigungen auf der Basis von strukturellen 
Maßnahmen zu erzielen. 

517 . Die Monopolkommission sieht mit Bedauern, dass 
von den Verfahren falsche Signalwirkungen an die End- 
kundenebene gesendet werden. Es entsteht der Eindruck, 
dass das Bundeskartellamt die disziplinierende Wirkung 
eines Anbieterwechsels durch die Regulierung der Preise 
übernimmt und der Kunde „sicher“ sein kann, einen 
marktgerechten Preis zu zahlen. Das Bundeskartellamt 
stellt damit den kurzfristigen Konsumentenschutz vor den 
Schutz des Wettbewerbs. Es wird abzuwarten sein, ob die 
Verfahren sich negativ auf die zunehmende Wechselbe- 
reitschaft der Gaskunden auswirken werden. 

518 . Abschließend möchte die Monopolkommission ih- 
rem Bedauern darüber Ausdruck verleihen, dass in kei- 
nem der Verfahren ein Bescheid ergangen ist und somit 
auch keine Beschwerde beim Oberlandesgericht eingelegt 
werden konnte, um die Gerichtsfestigkeit der Entschei- 
dung des Bundeskartellamtes zu überprüfen. 

519 . Auch bei der Belieferung von Industriekunden mit 
Gas hat das Bundeskartellamt eine Abmahnung ausge- 
sprochen. ln diesem Verfahren kam es zu keiner förmli- 
chen Einigung, da sich die betroffenen Unternehmen auf 
eine Vergleichsvereinbarung geeinigt hatten. Die RWE 
Westfalen- Weser-Ems AG stand in dem Verdacht, gegen- 
über einem Industriekunden missbräuchlich überhöhte 
Preise verlangt zu haben. Das Amt mahnte das Unterneh- 
men aufgrund des Verdachts einer missbräuchlichen Aus- 
nutzung seiner marktbeherrschenden Stellung nach § 19 
Absatz 4 Nummer 2 GWB ab. Unter Anwendung des 
räumlichen Vergleichsmarktkonzepts stellte das Amt fest, 
dass das von dem betroffenen Gaslieferanten geforderte 
Entgelt von dem Entgelt abweicht, das sich bei wirksa- 
mem Wettbewerb mit einer hohen Wahrscheinlichkeit er- 
geben hätte. Der Vergleich mit einem Unternehmen auf 
einem vergleichbaren Markt, auf dem selbst nicht unbe- 
dingt von Wettbewerb auszugehen ist, zeigte, dass der 
Gaslieferant aufgrund seiner marktbeherrschenden Stel- 
lung einen um mindestens 25 Prozent höheren Gesamter- 
lös als das Vergleichsuntemehmen erzielt hatte und einen 
um mindestens 20 Prozent höheren Arbeitspreis als das 
Vergleichsuntemehmen durchsetzen konnte. 

520 . Aus den Ende 2008 abgeschlossenen Preismiss- 
brauchsverfahren resultierte ein weiteres Verfahren. Das 
Bundeskartellamt sieht in der unterschiedlichen Handha- 
bung der Erhebung von Konzessionsabgaben bei Gmnd- 
versorgem und Drittlieferanten Anhaltspunkte für einen 
Behinderangsmissbrauch nach § 19 Absatz 4 Nummer 1 
GWB. Das Amt leitete Verfahren gegen Netzbetreiber 
ein, die überwiegend in kommunaler Hand sind und 


gleichzeitig eine maßgebliche Beteiligung am Grundver- 
sorgungsuntemehmen haben. 

521 . Die Konzessionsabgabenverordnung und der je- 
weilige Konzessionsvertrag zwischen dem Netzbetreiber 
und der Kommune stellen die Rechtsgmndlage für die 
Konzessionsabgaben dar. Gemäß § 1 Absatz 2 der Kon- 
zessionsabgabenverordnung (KAV) sind Konzessionsab- 
gaben „Entgelte für die Einräumung des Rechts zur Be- 
nutzung öffentlicher Verkehrswege für die Verlegung und 
den Betrieb von Leitungen, die der unmittelbaren Versor- 
gung von Letztverbrauchem im Gemeindegebiet mit 
Strom und Gas dienen.“ Konzessionsabgaben werden von 
den Netzbetreibem an die Gemeinden für das Versor- 
gungsrecht und für die Erlaubnis der Infrastmktumutzung 
entrichtet. Die Aussagen zur Höhe der Abgaben sind nach 
Auffassung des Bundeskartellamtes widersprüchlich: So 
gilt für Sondervertragskunden, zu denen das Bundeskar- 
tellamt alle Kunden zählt, die nicht in die Grand- oder Er- 
satzversorgung gemäß § 36 EnWG fallen, eine Konzessi- 
onsabgabe in Höhe von 0,03 Cent/kWh. Ungeachtet 
dessen ist auch eine individuelle Gestaltung der Abgaben- 
höhe in § 2 Absatz 6 KAV vorgesehen, die es ermöglicht, 
auch von Drittlieferanten diejenige Konzessionsabgabe 
zu nehmen, die dem Grandversorger abverlangt wird. 
Schließt das kommunale Unternehmen nun im betreffen- 
den Gebiet ausschließlich Grandversorgungsverträge ab 
bzw. tut es dies bis zu einer mit der Kommune vereinbar- 
ten Mengengrenze, kann es die höhere Konzessionsab- 
gabe, die nach Ermittlungen des Bundeskartellamtes bei 
0,22 bis 0,40 cent/kWh liegt, verlangen und diese dann 
auch dem Drittlieferanten in Rechnung stellen. Den Be- 
hinderangsmissbrauch sieht das Bundeskartellamt darin, 
dass vom Grandversorgungsunteraehmen bis zur defi- 
nierten Mengengrenze ausschließlich Grandversorgungs- 
verträge angeboten werden, die dem Netzbetreiber - und 
damit letztlich der Kommune - zu hohen Konzessionsein- 
nahmen verhelfen. Für den Drittlieferanten entstehen da- 
mit höhere Kosten, die Margen und die Attraktivität des 
Markteintritts verringern sich. Bedingt durch die eigen- 
tumsrechtliche Verflechtung von Kommune und Grund- 
versorgungsuntemehmen spielt für dieses die Höhe der 
Konzessionsabgabe keine Rolle, da davon ausgegangen 
werden kann, dass sowohl die Konzessionsabgabe als 
auch die realisierte Marge an die Kommune fließen. Das 
Bundeskartellamt sieht darin eine verdeckte Gewinnaus- 
schüttung an die Kommune und eine Wettbewerbsbehin- 
derang für Drittlieferanten. 

522 . Die Monopolkommission erkennt hier ebenso wie 
das Bundeskartellamt eine missliche Situation, die eine 
erhebliche Markteintrittsbarriere für neue Wettbewerber 
darstellt. Ursprüngliches Ziel der Regelung war, die kom- 
munalen Unternehmen gegenüber den Drittlieferanten 
wettbewerblich nicht schlechter zu stellen, indem diesen 
deutlich niedrigere Konzessionsabgaben als dem kommu- 
nalen Anbieter abverlangt werden.^^e Sicht der Mo- 
nopolkommission besteht der systemimmanente Anreiz, 


336 Ygi Bundesregierung, Erste Verordnung zur Änderung der Konzes- 
sionsabgabenverordnung, Bundesratsdrucksache 358/99 vom 9. Juni 
1999, S.4. 
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sehr hohe Konzessionsabgaben zu verlangen und so die 
Margen der Drittlieferanten deutlich herabzusetzen. Dies 
stellt aus wettbewerblicher Perspektive ein erhebliches 
Wettbewerbshindemis dar. Für den Grundversorger ist 
diese Praxis nicht hinderlich, weil er sowohl Konzessions- 
abgaben als auch erwirtschaftete Gewinne an die Kom- 
mune abfuhrt. Da das Ziel des Verordnungsgebers, eine 
wettbewerbsneutrale Ausgestaltung der Regelungen zu 
den Konzessionsabgaben zu finden, nach Auffassung der 
Monopolkommission verfehlt wurde, plädiert sie für eine 
rechtliche Klarstellung durch den Verordnungsgeber und 
damit auch eine Entscheidung darüber, wie hoch das Auf- 
kommen der Konzessionsabgaben sein wird. 

9.3 Zwischenfazit 

523. ln der Fusionskontrolle verfolgt das Bundeskartell- 
amt seit einiger Zeit eine sehr restriktive Untersagungspo- 
litik bei Beteiligungen von marktbeherrschenden Vorlie- 
feranten an Weiterverteilerkunden. Dieses Vorgehen 
entspricht dem Hinweis der Monopolkommission, dass 
eine Vielzahl von Zusammenschlüssen, die unterhalb ei- 
ner Spürbarkeitsgrenze oder auch virtuellen Bagatell- 
schwelle liegen, denselben Effekt haben können wie eine 
Fusion, die über der Grenze liegt. Das Bundeskartellamt 
hat dies aufgegriffen und im Folgenden eine wirtschaftli- 
che Gesamtbetrachtung statt einer Mengenbetrachtung in 
Einzelfallen vorgenommen. Die Zahl vertikaler Zusam- 
menschlüsse isf seither rückläufig, obwohl der Trend fest- 
zustellen ist, dass verstärkt Kooperationen und Zusammen- 
schlüsse von Stadtwerken ohne Beteiligung der großen 
Verbunduntemehmen erfolgen. Insbesondere Einkaufs- 
und Vertriebskooperationen sind in diesem Zusammen- 
hang vermehrt auszumachen. Insbesondere Vertriebsko- 
operationen sieht die Monopolkommission als sehr kritisch 
an, da diese kartellierend wirken können. Weiterhin ist das 
Bundeskartellamt zunehmend dazu übergegangen, in 
wettbewerblich problematischen Fällen Freigaben mittels 
Zusagenentscheidung zu erteilen. 

524. Das angemeldete Vorhaben von EnBW, im Rah- 
men einer strategischen Partnerschaft einen Anteil von 
26 Prozent an der EWE zu erwerben, wurde vom Bundes- 
kartellamt zunächst abgemahnt. Das Bundeskartellamt 
kam zu dem vorläufigen Schluss, dass der Zusammen- 
schluss auf den Gasmärkten in den neuen Bundesländern 
zur Verstärkung marktbeherrschender Stellungen von Be- 
teiligungsuntemehmen der EnBW und von EWE führen 
würde. Darüber hinaus sei zu erwarten, dass potenzieller 
Wettbewerb vermindert würde. Am 6. Juli 2009 gab das 
Bundeskartellamt den Erwerb von 26 Prozent der EWE- 
Anteile schließlich unter der Auflage frei, dass sich EWE 
und EnBW alternativ von einer ihrer jeweils wettbewerb- 
lich problematischen Untemehmensbeteiligungen an Gas- 
versorgem trennen. Auch die Monopolkommission hegt 
erhebliche wettbewerbliche Bedenken gegenüber der ge- 
planten Partnerschaft. Große Vorbehalte hat die Mono- 
polkommission hinsichtlich der Stellung von EWE im 
Wettbewerb, der fortschreitenden Konsolidierung im 
Gassektor und der Gefahr, ursprünglich getroffene Ent- 
scheidungen zu unterlaufen. Der Monopolkommission er- 
scheint bedeutend, auf die Zusammenhänge zwischen 


dem aktuellen Fall und dem Ministererlaubnisfall E.ON/ 
Ruhrgas hinzuweisen. 

525. Im Bereich der Missbrauchsaufsicht werden zu- 
nehmend die Verfahren der Europäischen Kommission 
für den in seiner Infegration forfschreifenden europäi- 
schen Strommarkf relevanf. Gegenwärtig isf es wohl das 
Besfreben der Europäischen Kommission, ihr Ziel einer 
eigenfumsrechtlichen Entflechtung in der leitungsgebun- 
denen Energiewirtschaft, das sie aufgrund des Widerstan- 
des der Mitgliedstaaten nicht auf dem Wege der Gesetz- 
gebung Umsetzen kann, mithilfe ihrer weitreichenden 
Befugnisse im Wettbewerbsrecht durchzusetzen. Die Eu- 
ropäische Kommission kann die ihr durch die betroffenen 
Unternehmen angebotenen strukturellen Veräußerungszu- 
sagen als marktstrukturelle Abhilfemaßnahmen für ver- 
bindlich erklären und hiernach ein Verfahren einsfeilen. 

526. Im Gasbereich hatte die Europäische Kommission 
gegen RWE wegen der missbräuchlichen Ausnufzung ei- 
ner markfbeherrschenden Sfellung nach Artikel 82 EGV 
ermittelt. Um die Bedenken der Europäischen Kommis- 
sion auszuräumen, hat RWE angeboten, sein gesamtes 
westdeutsches Gasfemleitungsnetz einschließlich der da- 
zugehörigen Vermögenswerte und Dienstleistungen zu 
veräußern. Die Europäische Kommission hat eine Ent- 
scheidung erlassen, mit der die angebotenen Verpfiich- 
tungszusagen verbindlich werden. Ihre Untersuchungen 
gegen RWE hat die Europäische Kommission eingestellt. 
Im Strombereich hatte die Europäische Kommission ge- 
gen E.ON in zwei Verfahren wegen des Verdachts der 
missbräuchlichen Ausnutzung einer marktbeherrschen- 
den Stellung nach Artikel 82 EGV ermittelt. Die Verfah- 
ren wurden eingestellt, nachdem E.ON sich verpflichtete, 
insgesamt ca. 5 000 MW Erzeugungskapazität an unab- 
hängige Unternehmen zu veräußern. Ferner veräußert 
E.ON Teile seiner Übertragungsnetzsparte. Die Monopol- 
kommission hat im E.ON-Fall begründete Zweifel an der 
Geeignetheit, Erforderlichkeit und der Verhältnismäßig- 
keit der Zusagenentscheidung der Europäischen Kommis- 
sion. 

527. Die Monopolkommission stimmt zwar mit der Eu- 
ropäischen Kommission in der Auffassung überein, dass 
sich die großen Wettbewerbsdefizite auf den Märkten für 
leitungsgebundene Energien primär durch den Einsatz 
strukturpolitischer Instrumente beheben lassen, gleichzei- 
tig sieht sie aber den Einsatz des Instruments der Verpflich- 
tungszusage äußerst kritisch, ln den vorliegenden Fällen 
wurde das politische Ziel einer adäquaten Gestaltung der 
Marktstruktur in sachwidriger Weise mit Missbrauchsver- 
fahren gegen marktbeherrschende Verbunduntemehmen 
verknüpft. Die Vorgehensweise der Europäischen Kom- 
mission trifft daher auf die größten Bedenken der Mono- 
polkommission. Sie sieht in der Institution der freiwilligen 
Verpfiichtungszusage in Missbrauchsverfahren gerade für 
vergleichsweise politisch orientierte Aufsichtsbehörden 
wie die Europäische Kommission bedenkliche Möglich- 
keiten gegeben, eigene politische Ziele durchzusetzen, die 
jenseits des begründeten Interesses an einer nachhaltigen 
Abstellung wettbewerbswidriger Verhaltensweisen liegen. 
Durch Zusagenentscheidungen entziehen sich zudem die 
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Vorgehensweise der Europäisehen Kommission und die 
Ergebnisse der vorläufigen Beurteilung einer geriehtliehen 
Überprüfung. Dureh diese mit systematiseh herbeigefiihr- 
ten Zusagenentseheidungen verbundene mangelhafte ge- 
riehtliehe Kontrolle könnte daher naeh Auffassung der 
Monopolkommission auf lange Sieht die für ein stabiles 
Marktgefuge unerlässliehe Reehtssieherheit gefährdet 
sein. 

528. Die Untersagung des Bundeskartellamtes zu den 
langfristigen Gaslieferverträgen ist bis zum 30. September 
2010 befristet. Zum aktuellen Zeitpunkt hegt die Mono- 
polkommission Zweifel daran, dass die Wettbewerbsent- 
wieklung in den näehsten rund eineinhalb Jahren soweit 
fortgesehritten sein wird, dass auf die Untersagung ver- 
ziehtet werden kann. Sie regt daher an, dass das Bundes- 
kartellamt bei seiner laufenden Sektoruntersuehung die- 
sem Punkt ein besonderes Augenmerk zukommen lässt 
und eine Verlängerung der Untersagung des Absehlusses 
für weitere zwei Jahre in Betraeht zieht. 

529. Das Bundeskartellamt hat Missbrauehsverfahren 
insbesondere auf der Grundlage des neuen § 29 GWB ge- 
gen Gasversorger wegen des Verdaehts missbräuehlieh 
überhöhter Gaspreise für Haushalts- und Gewerbekunden 
geführt. Sämtliehe Verfahren wurden mit Zusagenlösun- 
gen beendet. Die Zusagen enthielten in erster Linie die 
Versehiebung von oder den Verzieht auf Preiserhöhun- 
gen, die auf Bezugskostensteigerungen basierten, sowie 
Bonuszahlungen und Preisnaehlässe auf verbrauehte kWh 
und die Überarbeitung der Preisgestaltung. Die Monopol- 
kommission sieht in der Anwendung von § 29 GWB kein 
geeignetes Instrument zur Verwirkliehung eines wettbe- 
werbliehen Gasmarktes. Kritikwürdig ist, dass § 29 GWB 
nieht an den eigentliehen Ursaehen eines fehlenden Wett- 
bewerbs im Energiesektor ansetzt. Die Monopolkommis- 
sion geht davon aus, dass die große Aufmerksamkeit, die 
die Verfahren in Deutsehland auf sieh gezogen haben, der 
Grund für die umfangreiehen Zusagenangebote der be- 
troffenen Unternehmen ist. 

530. Dadureh, dass das Bundeskartellamt gleiehzeitig 
Verfahren gegen 35 Gasversorger eingeleitet hat, sind er- 
hebliehe Markteintrittsbarrieren entstanden. Gleiehzeitig 
hat sieh die dureh § 29 Absatz 1 Nummer 1 GWB indu- 
zierte Gefahr eines Parallelverhaltens erhöht und damit 
einer Preisgleiehsehaltung gegenüber Endverbrauehem. 
Naeh Auffassung der Monopolkommission wäre es sehr 
viel sinnvoller gewesen, die Weehselbereitsehaft der End- 
kunden zu fördern und den dadureh entstehenden Preis- 
druek wirken zu lassen. Darüber hinaus entfalten die Zu- 
sagen der betroffenen Unternehmen, die insbesondere aus 
Rüekerstattungen, Bonuszahlungen und dem Verzieht auf 
Preiserhöhungen bestehen, erhebliehe Marktversehlussef- 
fekte, weil sie wie ein „Quasi-Kundenbindungspro- 
gramm“ wirken. Letztlieh mag die finanzielle Kompensa- 
tion der Endkunden zwar eine gute Außenwirkung haben, 
dem Wettbewerb nutzt sie allerdings wenig. Vor diesem 
Hintergrund begrüßt die Monopolkommission, dass das 
Bundeskartellamt aueh strukturelle Zusagen angenom- 
men hat. Sie plädiert dafür, in eventuellen zukünftigen 


Fällen Einigungen auf der Basis von strukturellen Maß- 
nahmen zu erzielen. Mit großem Bedauern stellt die 
Kommission fest, dass von den Verfahren falsehe Signal- 
wirkungen an die Endkundenebene gesendet werden. Es 
entsteht der Eindruek, dass das Bundeskartellamt die dis- 
ziplinierende Wirkung eines Anbieterweehsels dureh die 
Regulierung der Preise übernimmt. 

531 . Die Monopolkommission sieht wie das Bundeskar- 
tellamt in der untersehiedliehen Handhabung der Erhe- 
bung von Konzessionsabgaben bei Grundversorgem und 
Drittlieferanten Anhaltspunkte für einen Behinderungs- 
missbraueh. Konzessionsabgaben können eine erhebliehe 
Markteintrittsbarriere für neue Wettbewerber darstellen. 
Da das Ziel des Verordnungsgebers, eine wettbewerbs- 
neutrale Ausgestaltung der Regelungen zu den Konzes- 
sionsabgaben zu finden, naeh Auffassung der Monopol- 
kommission verfehlt wurde, empfiehlt sie eine reehtliehe 
Klarstellung. 

10 Handlungsempfehlungen 
der Monopolkommission 

532. Die Monopolkommission sieht im Elektrizitäts- 
markt insbesondere auf der Erzeugungsebene signifikante 
Wettbewerbsprobleme, welehe dureh eine hohe Markt- 
konzentration in Kombination mit signifikanten institu- 
tioneilen und strukturellen Markteintrittsbarrieren hervor- 
gerufen werden. Die Hauptwettbewerbshindemisse im 
Gasmarkt resultieren zum einen aus den fehlenden Zu- 
griffsmögliehkeiten auf die Produktionsstufe und zum an- 
deren aus der hohen Konzentration des Gasangebots auf 
wenige Unternehmen. Die Monopolkommission trägt den 
zahlreiehen daraus resultierenden energiewirtsehaftliehen 
Problemen und ihren Interdependenzen mit einem umfas- 
senden Konzept Reehnung und gibt folgende Handlungs- 
empfehlungen zu den Themenkomplexen: 

Umsetzung politischer Ziele 

Verlässliehkeit und Stabilität in der Energiepolitik ist zu 
gewährleisten dureh 

- die Umsetzung legitimer politiseher Ziele anhand kon- 
sistenter ökonomiseher Kriterien, 

- die Verwendung teehnologieneutraler, marktlieher Ver- 
fahren statt selektiver Förderung, 

- den Abbau vermeidbarer administrativer Marktein- 
trittsbarrieren für die Stromerzeugung. 

Wettbewerbsaufsicht 

Die Wettbewerbsaufsieht ist zu verbessern dureh 

- die Präzisierung der Marktabgrenzung und Wettbe- 
werbsbeurteilung auf den Energiemärkten über quanti- 
tative Verfahren, 

- die Verlängerung der Untersagung des Absehlusses 
von langfristigen Gaslieferverträgen um weitere zwei 
Jahre, 
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- die restriktive und äußerst vorsichtige Anwendung 
ordnungspolitisch fragwürdiger Zusagenentscheidun- 
gen und des § 29 GWB. 

Großhandel 

Die Funktionsfahigkeit der Großhandelsmärkte ist sicher- 
zustellen durch 

- die Einführung eines systematischen Market Monito- 
ring zur Aufdeckung wettbewerbsbeschränkenden Ver- 
haltens im Strom- und Gasmarkt, 

- die Etablierung einer liquiden Gasbörse durch Integra- 
tion von Sekundärhandel und Ausgleichsenergiemarkt 
in den Börsenhandel, 

- die vollständige Markttransparenz gegenüber einer un- 
abhängigen Marktüberwachungsstelle; zum Schutz des 
Wettbewerbs nur eingeschränkte Markttransparenz ge- 
genüber Marktteilnehmern. 

Regulierung der Netze 

Die Regulierung der Energieübertragungsnetze ist zu ver- 
bessern durch 

- die Schaffung einer Netzanschlussverordnung für die 
Anbindung von Elektrizitätserzeugungsanlagen an das 
Gasnetz, 

- die restriktive Auslegung und Überwachung der Ent- 
flechtungsvorschriften des Energiewirtschaftsgeset- 
zes, 

- die Etablierung von einheitlichen Märkten für H- bzw. 
L-Gas durch eine beschleunigte Zusammenlegung von 
Marktgebieten, 

- die konsequente Einführung einer Qualitäfsregulie- 
rung mif belasfbaren Qualitäfssfandards in der Anreiz- 
regulierung für die Strom- und Gasnetze, 

- die Durchsetzung der Use-it-or-lose-it-Klausel bei 
Gasleitungen durch die Bundesnetzagentur anstatt 
durch die Netzbetreiber selbst. 

Engpassmanagement 

Zur Stärkung des Wettbewerbs sollte ein Engpassma- 
nagement als Elemente berücksichtigen 

- die Verwendung der vollständigen Erlöse aus der Eng- 
passbewirtschaftung zur Beseitigung physischer Netz- 
engpässe (Zweckbindung), 


- die Behandlung temporärer nationaler Netzengpässe 
im Stromnetz mit kostenbasiertem Redispatching und 
struktureller nationaler Netzengpässe durch Market 
Splitting, 

- die Implementierung impliziter Auktionsverfahren mit 
finanziellen Übertragungsrechten zur Bewirtschaftung 
internationaler Netzengpässe im Stromnetz, 

- die Durchführung explizifer Kapazifäfsauktionen an 
den Enfry- und Exif-Punkfen der Gasnefze zwischen 
den Markfgebiefen in Deufschland, 

- die Umsetzung eines Capacity-Release-Programms, 

- die Durchführung explizifer Auktionen an den interna- 
tionalen Grenzkuppelstellen im Gasnetz. 

Regelenergie 

Die wettbewerbliche Bereitstellung der Regelenergie soll 

gefördert werden durch 

- die Überprüfung der Präqualifikationsanforderungen 
für Stromkraffwerke im Hinblick auf Weffbewerbs- 
konformifät, 

- die Einführung einer automafisierfen Abrufpraxis zur 
Sfärkung der weffbewerblichen Minufenreserve im 
Sfrombereich, 

- die Zusammenführung der Regelzonen im Stromnefz 
unfer einer unabhängigen zentralen Regelinstanz, 

- die Zuweisung von Festlegungskompetenzen für die 
Bundesnefzagentur im Bereich der Regel- und Aus- 
gleichsenergie im Gassekfor, 

- die versfärkfe Kontrolle der Nutzung externer gegen- 
über interner Regelenergie durch die Bundesnetzagen- 
tur, 

- die Einrichtung einer zentralen Handelsplattform für 
Gasregelenergie. 

Erdgasspeichermarkt 

Ein wettbewerblicher Erdgasspeichermarkf isf zu fordern 

durch 

- Maßnahmen zur Erhöhung der Transparenz, 

- die Verauktionierung von Nutzungsrechten mit Use-it- 
or-lose-it-Bestimmungen. 


Bonn, im Juli 2009 


Justus Haucap 

Peter-Michael Preusker Christiane zu Salm Angelika Westerwelle Daniel Zimmer 
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